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- Schulentwicklungsplan für das Land Berlin - 
 

Stand: 20. Juni 2006 
 

 
 
Vorwort des Senators für Bildung, Jugend und Sport, Klaus Böger zum SEP 
 
Wo werden wir morgen stehen? Wohl selten in der Geschichte der Berliner Bildungslandschaft 
war ein Fragezeichen für die Frage nach der Zukunft von Schule unangemessener. 
 
Denn nach Zeiten des notwendigen, kritischen Infragestellens sind mit dem Schulgesetz vom 
26. Januar 2004 Antworten gegeben worden.  
 
Diese Antworten haben sich in sehr konkreten Reformen manifestiert. Reformen, die in ihrer 
Tiefe und Neuartigkeit, deutschlandweit höchsten Respekt erhalten. Es sind, um das Bild vom 
Anfang wieder aufzunehmen, Reformen, die Ausrufezeichen, nicht Fragezeichen setzen. 
 
Der Schulentwicklungsplan basiert auf den Zielen unserer Bildungsreformen: 
In den kommenden fünf Jahren streben wir ein umfassendes Bildungsmonitoring an. 
Kerngedanke ist, dass selbstständige Schulen klare Zielvorgaben und regelmäßige Überprüfun-
gen brauchen. Es sind die zwei Seiten der einen Medaille: Wer mehr Freiheiten gewährt, muss 
Standards setzen, um Gleichwertigkeit, Durchlässigkeit und Anschlussfähigkeit des Bildungsan-
gebots zu gewährleisten. Der Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung widmet sich der 
erste Teil, bevor im zweiten die quantitativen Planungsgrundlagen und schulorganisatorischen 
Aspekte vertieft werden. 
 
Evaluation, Rechenschaft, Qualitätsmanagement - hinter diesen für die Schulen neuen, man 
könnte auch sagen überfälligen Begriffen verbirgt sich ein Zeitenwechsel. Schule öffnet sich 
und Schule nimmt die Herausforderung an, Leistung - auch die eigene - überprüfbar werden 
zu lassen. Das ist wahrlich neu, und für den einen oder anderen fremd oder anstrengend. Er-
mutigen wir sie! Denn Menschen sind nicht per se gegen Veränderung. Sie wehren sich aber 
dagegen verändert zu werden. 
 
Das neue Schulgesetz atmet aber gerade nicht den Geist der Gängelung. Und daher sehe ich 
an vielen Orten befreiende Ideen, neue Schulprogramme und kreative Schulprofile entstehen.  
 
Die Herausforderungen der Umwelt in Zeiten der Globalisierung sind weder wirtschaftlich noch 
demografisch geringer geworden. Aber unsere sich öffnenden Schulen passen sich zunehmend 
besser an und brechen auf in eine Zukunft, die die Schüler mit ihren individuellen Leistungen, 
ihren Kompetenzen und Chancen dorthin stellt, wo sie hingehören: In den Vordergrund all 
unserer Bemühungen, um besseren Unterricht. 
 
Der Schulentwicklungsplan schlägt die Brücke zwischen dem Ist und dem Kommenden. Mit den 
Reformen haben wir guten Grund dem Kommenden zuversichtlich entgegenzublicken. 
 

 
 
Klaus Böger 
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I. Qualitätsentwicklung der Berliner Schule 

1. Leitvorstellungen zur Schulentwicklung in Berlin 

1.1 Ausgangslage und Rahmenbedingungen 
 
Mit diesem Schulentwicklungsplan legt der Senat von Berlin seine Vorstellungen über die Wei-
terentwicklung des Schulwesens in den kommenden fünf Jahren dar. 
 
Das Schulwesen zu planen, zu gestalten und zu organisieren ist Verpflichtung des Staates. 
Dies ergibt sich aus Artikel 7 (4) der Verfassung der Bundesrepublik Deutschland. Im Land 
Berlin übernimmt diese Aufgabe die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung in Zu-
sammenarbeit mit den Bezirken, wie es in § 105 des Schulgesetzes beschrieben ist. Einzelne 
Regelungen finden sich in den Ausführungsvorschriften zur Schulentwicklungsplanung vom 
30.12.1996 (AV SEP). 
 
Die Schulentwicklungsplanung muss sich bei der Sicherung des vielseitigen und dem Schulge-
setz entsprechenden Bildungsangebots ausrichten an der Entwicklung der Schülerzahlen und 
der Nachfrage der Schülerinnen und Schüler bzw. ihrer Erziehungsberechtigten und auf not-
wendige Entwicklungserfordernisse hinweisen. 
 
Dem Schulentwicklungsplan kommt deshalb die Aufgabe zu, das Parlament und die Öffentlich-
keit über den gegenwärtigen Entwicklungsstand der Berliner Schule zu informieren, Entschei-
dungen zur Schülerversorgung und zur Schulorganisation darzustellen sowie die Rahmenvorga-
ben zur Sicherung eines vielfältigen Bildungsangebotes zu beschreiben und Schwerpunkte zur 
Weiterentwicklung des Schulwesens zu setzen. Er bildet damit den Rahmen für schulorganisa-
torische und bauliche Einzelmaßnahmen der öffentlichen Schulträger, stellt Ziele der örtlichen 
schulischen Entwicklung dar und zeigt die zu ihrer Erreichung einzuleitenden Maßnahmen auf. 
Schließlich enthält er die Darstellung des gegenwärtigen und die Planung des zukünftigen 
Schulangebots, die mittelfristigen Entwicklungsvorstellungen sowie die gegenwärtigen und zu-
künftigen Schulstandorte. 
 
Dieser Schulentwicklungsplan schreibt den vom 08.10.1999 fort (Abgh. Ds. 14/1473). Er basiert 
auf den bezirklichen Teilplänen, die in den Jahren 2003 und 2004 erstellt worden sind und 
bezieht die schulstatistischen Erhebungen zum Stichtag 01.11.2005 mit ein. 
 
Die Rahmenbedingungen für den Planungszeitraum sind geprägt durch das neue Schulgesetz 
vom 26. Januar 2004, welches einen Wandel in den Beziehungen zwischen Schule und Gesell-
schaft eingeleitet hat. Es gelten nun Prinzipien der Selbstständigkeit der Einzelschule, der Quali-
tätssicherung durch Evaluation und der Rechenschaftslegung gegenüber der Öffentlichkeit. 
 
Die demografische Entwicklung im Planungszeitraum ist in der Sekundarstufe I und II durch 
zurückgehende Schülerzahlen gekennzeichnet, so dass von einer Phase der Konsolidierung bei 
der quantitativen Versorgung mit Personal und Schulraum ausgegangen werden kann. Diese 
Entwicklung bot die Chance, unter den Bedingungen der extremen Haushaltsnotlage die Ver-
sorgungsstandards zu erhalten und in Teilbereichen zu verbessern. So hat der Senat von Berlin 
für die Legislaturperiode von 2001 bis 2006 für pädagogische Verbesserungen in der Berliner 
Schule 1 040 Lehrerstellen zusätzlich zur Verfügung stellen können. 
 
Der Schulentwicklungsplan konkretisiert die Priorität für den Bildungsbereich im Rahmen der 
Haushaltskonsolidierung durch 
� die Konsensbildung über Entwicklungsschwerpunkte 
� die konzeptionell begründete Umverteilung von Ressourcen 
� die Sicherung der sozialen Grundversorgung 
� die Weiterentwicklung des Bildungswesens 
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Die Anforderungen an die Leistungsfähigkeit eines zukunftsorientierten und international kon-
kurrenzfähigen Bildungswesens steigen. Um den Anschluss Berlins an die bundes- und weltwei-
te Entwicklung zu sichern, werden pädagogische und materielle Standards gesetzt, die zu mehr 
Flexibilität, Leistungsfähigkeit und sozialer Kompetenz der Absolventen führen. 
 
Die Öffnung der Schule für die Kooperation mit anderen Bildungsbereichen - z. B. Vernetzung 
mit Weiterbildung oder Jugendbildung - kommt den Bedürfnissen der Schülerinnen und Schüler 
entgegen, entspricht ihrer Lebensrealität und trägt ebenfalls zur Qualitätsverbesserung bei.  
 

1.2 Leitvorstellungen zur Schulentwicklung 
 
Berlin strebt in den kommenden fünf Jahren ein umfassendes Bildungsmonitoring an. Durch 
evaluierte Leistungsstandards in allen Lernbereichen, den transparenten Ressourcennachweis, 
die Überprüfung der Bildungsleistungen, ein breites Qualitätsmanagement und die Ermittlung 
von Benchmarks soll eine ganzheitliche Analyse und Steuerung des Bildungssystems ermöglicht 
werden. 
 
Nur mit Hilfe eines auf dieses Ziel ausgerichteten Instrumentariums erscheint es möglich, in 
einem zunehmenden Bildungswettbewerb schneller von den Besten zu lernen. 
 
Dazu ist das Bildungswesen aus seiner Binnenorientierung und Regelsteuerung herauszuführen 
und zu Wettbewerbs- und Exzellenzsteuerung weiterzuentwickeln. Die staatliche Führung, Kon-
trolle und Aufsicht ist dabei so zu gestalten, dass die Ziele selbstverantwortlich, effizient und 
effektiv in offener Kommunikation zum Wohle der Betroffenen erreicht werden. Die Schulen 
sollen selbstständiger, innovativer, vernetzter und evaluierter werden. 
 
Die Schulen der Zukunft sind geleitete, selbstständige und selbstverantwortliche, aber auch 
verantwortlich geleitete Schulen. Sie benötigen ein entwickeltes schulinternes Qualitätsmana-
gement, welches sich auf Standards für die Leistungen der Schule bezieht. Sie entwickeln ihre 
Ziele im Dialog mit den Eltern, der Wirtschaft und den Behörden. Sie beziehen lernanimierende 
flankierende schulbegleitende Strukturen in ihre Arbeit ein und steuern ihre Lehr- und Lern-
prozesse über evaluierte Leistungsergebnisse und die Analyse der Lernwirkungen. 
 
Eine selbstständige Schule braucht klare Zielvorgaben und regelmäßige Überprüfungen. 
Der Staat bleibt verpflichtet, Qualitätsstandards zu garantieren, damit Gleichwertigkeit, Durch-
lässigkeit und Anschlussfähigkeit des Bildungsangebots gewährleistet bleiben. 
 
Die Berliner Schulen der Zukunft öffnen sich bewusst ihrem Umfeld und bilden Zentren der 
Kommunikation im Stadtteil. Die Schulen verstehen sich dabei nicht nur als reine Bildungsein-
richtungen, sondern nehmen darüber hinaus auch Verantwortung als Akteur der Stadtteilent-
wicklung wahr. Sie unterstützen die Ziele der Sozialen Stadtteilentwicklung, gehen Kooperati-
onsbeziehungen ein und werden Teil der Netzwerke in den Stadtteilen. Dieser Prozess des „ge-
genseitigen Nehmens und Gebens“ zwischen Schule und Stadtteil soll zusätzliche Ressourcen 
und Synergien freisetzen und zur Verbesserung der Qualität der Schulen und der Lebensquali-
tät in den Stadtteilen beitragen. 
 



 

 

7

 

2. Erweiterung der Verantwortung von Schulen 

2.1 Stärkung der Eigenverantwortung  
 
Leitgedanke des neuen Schulgesetzes ist, durch ein hohes Maß an Gestaltungsfreiheit und Ei-
genverantwortlichkeit der Einzelschule zu einer deutlichen Qualitätssteigerung schulischer Arbeit 
zu kommen.  
 
Es geht darum, den Anspruch zu erfüllen, der im Schulgesetzes in § 4 in den Absätzen 2 und 
6 formuliert ist: 
 
„Jede Schule trägt Verantwortung dafür, dass die Schülerinnen und Schüler, unabhängig von 
ihren Lernausgangslagen, an ihrer Schule das Ziel der jeweiligen Schulart oder des jeweiligen 
Bildungsgangs erreichen. [...] Der Unterricht ist ... so zu differenzieren, dass alle Schülerinnen 
und Schüler Lern- und Leistungsfortschritte machen können.“ Und: „Jede Schule ist für die 
Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrags verantwortlich und gestaltet den Unterricht und 
seine zweckmäßige Organisation selbstständig und eigenverantwortlich.“  
 
Die Eigenverantwortlichkeit der Schulen zielt auf eine 
� Verbesserung der Qualität schulischer Arbeit im Kernbereich Unterricht und Erziehung und 

damit des Lernerfolgs der Schülerinnen und Schüler 
� höhere Effektivität und Effizienz des Mitteleinsatzes durch Verlagerung der Verantwortung 

für die Mittelbewirtschaftung in die Schulen. 
 
Die Einzelschule erhält dazu die notwendigen Gestaltungsfreiräume im Rahmen vorgegebener 
Bildungsziele: 
� Pädagogische Gestaltungsspielräume 
� Personelle Gestaltungsspielräume 
� Finanzielle Gestaltungsspielräume 
 
Dies bedeutet im Einzelnen: 
� Die Schulen sind verpflichtet, sich ein Schulprogramm zu geben, in dem sie „ihre besonde-

ren pädagogischen Ziele, Schwerpunkte und Organisationsformen in Unterricht, Erziehung, 
Beratung und Betreuung“ (SchulG § 8 Abs. 2) festlegen. Dazu gehört sowohl die Umset-
zung der Rahmenplanvorgaben in ein schuleigenes pädagogisches Handlungskonzept als 
auch die Ausgestaltung der pädagogischen Schwerpunkte durch flexible Stundentafeln. 

� Mit schulbezogenen Ausschreibungen und Einstellungsverfahren sowie der Möglichkeit der 
Personalkostenbudgetierung zum Abschluss befristeter Verträge wird die Verantwortung für 
die Auswahl des schulischen Personals in die Schulen verlagert. 

� Durch die Bewirtschaftung der bereitgestellten Sachmittel in den Schulen können Entschei-
dungen über deren Einsatz eng orientiert an den pädagogischen Aufgaben der Einzelschule 
getroffen werden. Es besteht die Möglichkeit zur Übertragung nicht verbrauchter Haus-
haltsmittel in nachfolgende Haushaltsjahre ohne Anrechnungspflicht; Einnahmen, die durch 
eigenes Handeln der Schule erzielt werden, erhöhen das schulische Budget. 

 
Die Entwicklung konkreter Wege jeder Schule zur Qualitätssteigerung und -sicherung auf der 
einen Seite sowie eine weitgehende dezentrale Verantwortung für Sach- und Personalmittel auf 
der anderen Seite erfordert ein weitgehendes Umdenken auf vielen Ebenen. Aufgaben hinsicht-
lich der Steuerung und Leitung der Schulen müssen neu bestimmt werden. Dies beinhaltet eine 
deutliche Stärkung der Schulleiterinnen und Schulleiter und damit eine Übernahme von Kompe-
tenzen und Zuständigkeiten, die nach dem alten Schulgesetz bei Schulaufsicht und Schulträger 
lagen. 
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Schulleiterinnen und Schulleiter tragen die Gesamtverantwortung sowohl pädagogisch als auch 
administrativ für die Arbeit ihrer Schule. Dies umfasst die Verantwortung für die Schulpro-
grammentwicklung, die Zusammenarbeit innerhalb der Schule und mit Kooperationspartnern, 
den Abschluss von Rechtsgeschäften für das Land Berlin, die Wahrnehmung von Aufgaben des 
Dienstvorgesetzten, die Zuständigkeit für die Mittelbewirtschaftung und die Entscheidungskom-
petenz bei der Schüleraufnahme sowie der Personalauswahl. 
 
Den Rahmen der schulischen Eigenverantwortung bildet die Orientierung an festgelegten Bil-
dungszielen, die in den entsprechenden Rahmenplänen konkretisiert sind bzw. werden. 
 
Aus den Erfahrungen der 31 Schulen, die seit Beginn des Schuljahres 2003/2004 am Modell-
vorhaben Eigenverantwortliche Schule (MES) beteiligt sind, werden unmittelbar und fort-
laufend die notwendigen Schlussfolgerungen für die Umsetzung der erweiterten Gestaltungs-
möglichkeiten in allen Berliner Schulen gezogen. Zur Erreichung dieses Ziels soll die ursprüng-
lich dreijährige Laufzeit des Modellvorhabens um ein Jahr bis zum Schuljahresende 2006/2007 
verlängert werden. 
 

2.2 Schulprogramme und interne Evaluation 
 
Nachdem in den vergangenen Jahren nur einige Berliner Schulen im Rahmen von Projekten der 
Bund-Länder-Kommission (BLK) oder Modellvorhaben Schulprogramme erstellt und erste Maß-
nahmen von interner Evaluation erprobt haben, wird dies nun durch die Vorgaben im § 8 des 
neuen Schulgesetzes für alle Berliner Schulen verbindlich. Genaueres regeln die Ausführungs-
vorschriften zur Erstellung der Schulprogramme und zur internen Evaluation (AV 
Schulprogramm), die mit Wirkung vom 1. Oktober 2004 in Kraft getreten sind. Hier werden 
als erste Abgabetermine der Schulprogramme bei der zuständigen Schulaufsicht der 
1. September 2006 und für die schulischen Evaluationsberichte der 1. März 2008 festgelegt. 
 
Die AV betont die Funktion des Schulprogramms als ein Arbeitsprogramm der Schule, das für 
einen festgelegten Zeitraum Entwicklungsschwerpunkte formuliert, ihre Umsetzung in die schu-
lische Praxis systematisch betreibt und das Maß der Zielerreichung durch eine interne Evaluati-
on feststellt. Dabei ist der Schwerpunkt auf die Unterrichtsentwicklung zu legen. 
 
Die Berliner Schulen werden bei der Schulprogrammerstellung vom Landesinstitut für Schule 
und Medien (LISUM) durch schulinterne Beratung und Qualifizierung (geregelt über Zielverein-
barungen) sowie durch die Bereitstellung von Materialien im Netz unterstützt. Hinzu kommt 
die Qualifizierung von zwei Evaluationsberatern für jede Berliner Schule bis zum Jahr 2007, die 
in enger Kooperation mit der Freien Universität Berlin, Arbeitsgruppe Schul- und Unterrichts-
qualität, durchgeführt wird. 
 
Der zuständigen Schulaufsicht werden in der AV Schulprogramm wesentliche Aufgaben zuge-
schrieben: 
� kontinuierliche Beratung der Schulen 
� Durchführung eines kriterienorientierten Gesprächs über das Schulprogramm und den Eva-

luationsbericht und 
� Genehmigung des Schulprogramms 
 
Die Schulprogramme und Evaluationsberichte werden kontinuierlich fortgeschrieben und jeweils 
nach drei Jahren erneut bei der zuständigen Schulaufsicht zur Genehmigung eingereicht. 
 
Die Schulaufsicht erarbeitet auf der Basis der schulischen Evaluationsberichte einen regionalen 
Gesamtbericht, der neben den Auswertungsergebnissen auch die vereinbarten Maßnahmen zur 
Qualitätsentwicklung enthält. Für die beruflichen und die zentralverwalteten Schulen gilt dies 
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entsprechend. Der Senatsverwaltung wird so eine Einschätzung des schulischen und regionalen 
Entwicklungsstandes gegeben und die gezielte Steuerung der weiteren Entwicklungsvorhaben 
und -notwendigkeiten ermöglicht. 
 

2.3 Öffnung der Schulen und Kooperationen 
 
Schulen sind nach dem Elternhaus der wichtigste Ort, an dem Kinder und Jugendliche auf das 
Leben vorbereitet werden. In der Entwicklung von Kindern und Jugendlichen spielt das nähere 
soziale und räumliche Umfeld insgesamt eine ganz wesentliche Rolle, wobei Elternhaus und 
Schule die bedeutendsten Akteure darstellen. Bezüge zur Entwicklung von Kindern und Jugend-
lichen ergeben sich nicht nur durch weitere Personen aus dem sozialen Umfeld, sondern auch 
aus dem sie umgebenden Wohnumfeld bzw. Stadtteil selbst, mit seinen jeweiligen spezifischen 
Gegebenheiten. Dazu zählen die Orte, an denen sich Kinder und Jugendliche aufhalten (Woh-
nungen, Schulen, Jugendeinrichtungen, Clubs, Spielplätze, Sport- und Grünanlagen, Straßen 
und Plätze, Shopping-Center etc.), aber auch Problemstrukturen, die auf sie einwirken (z. B. 
Vermüllung des öffentlichen Raums, Verkehrslärm, Trinker auf Spielplätzen, Straßenkriminalität 
etc.). 
 
Dieser Zusammenhang wird mit der Umstellung der bezirklichen Jugendhilfe auf die Prinzipien 
der Sozialraumorientierung gegenwärtig ganz bewusst konzeptionell aufgegriffen und in das 
Verwaltungshandeln umgesetzt. Auch die Schule muss diese Zusammenhänge, aus denen sich 
spezifische Handlungserfordernisse für die Schüler ergeben, bei der Erstellung der Schulpro-
gramme und der Festlegung von Schwerpunkten berücksichtigen. Diese ganzheitliche Betrach-
tungsweise erfordert aber auch ein „ganzheitliches“ Herangehen. Die Schule muss sich selbst 
als einen Teil des Lebensraums ihrer Schüler begreifen und ganz bewusst Kooperationspartner 
innerhalb dieses Raumes bzw. des Stadtteils suchen, mit denen gemeinsam die ganzheitliche 
Förderung und Entwicklung dieser Kinder und Jugendlichen betrieben werden kann. Vernet-
zung und Kooperation darf sich dabei nicht auf die nach wie vor prioritäre Kooperation zwi-
schen Schule und Jugendhilfe beschränken, sondern soll explizit auch weitere wichtige Akteure 
aus dem Stadtteil einbeziehen. Das können z. B. Wohnungsbaugesellschaften, Firmen, Einrich-
tungen, Vereine, aber auch Einzelpersonen sein. Gemeinsames Ziel sollte die Verbesserung der 
Situation in der Schule (Verbesserung der Lernerfolge, Minimierung der Quoten bei Schulab-
bruch und Schuldeliquenz) wie auch innerhalb des Stadtteils sein. 
 
Das Prinzip des gegenseitigen Nehmen und Geben zwischen Schule und Stadtteil soll zusätzli-
che Ressourcen freisetzen und damit zur Verbesserung der Qualität in den Schulen und der 
Lebensqualität im Stadtteil beitragen. Schulen sollen in diesem Sinn über ihre Rolle als Bil-
dungseinrichtung hinaus Verantwortung für eine integrierte Stadtteilentwicklung übernehmen 
und Teil des darauf ausgerichteten Netzwerkes im Stadtteil werden. 
 
Mit § 5 des Schulgesetzes vom 26.01.2004 sind die rechtlichen Grundlagen geschaffen worden, 
die von den Schulen mit geeigneten Kooperationspartnern umzusetzen sind. Positive Beispiele 
für „Öffnung zum Stadtteil und Kooperationen“ finden sich insbesondere in den Quartiersma-
nagementgebieten, wie z. B. mit dem „Lokalen Bildungsverbund Tiergarten-Süd“, der alle we-
sentlichen, mit Bildung im weitesten Sinne befassten Akteure des Stadtteils umfasst und das 
Ziel verfolgt, den Stadtteil als „integrierten Bildungsstandort“ zu entwickeln. 
 
Allerdings bedarf diese kooperative Herangehensweise vor Ort einer weiteren Unterstützung 
durch analoge Herangehensweise auf den übergeordneten Ebenen der Bezirke und des Landes. 
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Mit der sich gegenwärtig in Erarbeitung befindlichen gesamtstädtischen Rahmenstrategie Sozia-
le Stadtentwicklung sollen daher zunächst strategische Ziele, auch für das Handlungsfeld Schu-
le und Bildung sowie die Rahmenbedingungen zur jeweiligen Umsetzung verbindlich festgelegt 
werden. 
 

3. Bildungsstandards, Vergleichsarbeiten 

3.1 Bildungsstandards 
 
Im Mai 2002 hat die Kultusministerkonferenz unter dem Einfluss der Ergebnisse der PISA-Studie 
beschlossen, Bildungsstandards für den mittleren Schulabschluss und für den Hauptschulab-
schluss (Klasse 9) zu entwickeln. Transparenz und Vergleichbarkeit von Leistungsanforderungen 
am Ende eines Bildungsgangs sollen dadurch hergestellt werden. 
Diese Bildungsstandards formulieren die Erwartungen, die junge Menschen in ihrer schulischen 
Ausbildung erfüllen müssen, um heute und in Zukunft erfolgreich am gesellschaftlichen Leben 
teilhaben zu können. Die Kultusministerkonferenz versteht die Erarbeitung dieser Standards als 
einen Prozess, der auf Weiterentwicklung angelegt ist.  
 
Die Bildungsstandards weisen folgende Merkmale auf:  
� Sie arbeiten die Grundprinzipien eines jeden Unterrichtsfaches klar heraus. 
� Sie beschreiben Kompetenzen einschließlich der ihnen zugrunde liegenden Wissensbestände, 

die Schülerinnen und Schüler am Ende des angestrebten Bildungsgangs erworben haben 
sollen. 

� Sie enthalten klar definierte Anforderungen für die einzelnen Kompetenzbereiche und be-
schreiben auf deren Grundlage die erwarteten Leistungen. 

� Sie basieren auf der Annahme, dass effizientes pädagogisches Handeln auf der Grundlage 
von Kerncurricula und schuleigenen Gestaltungsspielräumen erfolgt. 

� Sie sind klar und nachvollziehbar formuliert, damit sie neben den an Schule Beteiligten 
auch der interessierten Öffentlichkeit zugänglich sind. 

� Sie gelten schulformübergreifend und werden durch Aufgabenbeispiele konkretisiert, an-
hand derer Lehrer, Eltern und Schüler die geforderten Fähigkeiten und Kenntnisse von Ler-
nenden erkennen können. 

� Sie bieten eine Grundlage für die Erstellung von länderspezifischen und länderübergreifen-
den Leistungsvergleichen und (schulinternen) Parallelarbeiten. 

 
Inzwischen liegen vonseiten der KMK die folgenden Bildungsstandards vor: 
� Grundschule Klasse 4: Deutsch und Mathematik 
� Hauptschulabschluss Klasse 9: Deutsch, Englisch, Mathematik 
� Mittlerer Schulabschluss Klasse 10: Deutsch, Englisch, Mathematik und die Naturwissen-

schaften. 
 

Bildungsstandards in der Primarstufe 
 
Die neuen Rahmenlehrpläne der Grundschule, die in Deutsch und Mathematik gemeinsam mit 
den Ländern Brandenburg, Bremen und Mecklenburg-Vorpommern erarbeitet wurden, berück-
sichtigen die bundesweit geltenden Bildungsstandards für die 4. Jahrgangsstufe. Ausrichtung 
auf den Kompetenzansatz und den Bezug auf Standards als Grundlage weisen die für die Ber-
liner Grundschulen formulierten Anforderungen in den einzelnen Themenfeldern der Rahmen-
lehrpläne für die Doppeljahrgangsstufen zusätzlich aus.  
 
Orientierungs- und Vergleichsarbeiten sorgen langfristig für die Sicherung einheitlicher Qualität. 
 
Prozessorientierte Diagnoseinstrumente sind in der Schulanfangsphase der Grundschule und 
beim Schuleintritt zur Dokumentation individueller Lernfortschritte eingeführt worden. Sie er-
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möglichen eine möglichst frühzeitige Erfassung der Kompetenzen des einzelnen Kindes und 
eine gezielte Förderung. Sie stellen beim Übergang von den Kindertagesstätten in die Grund-
schulen ein Instrument dar, das Kontinuität und einen intensiven Austausch der abgebenden 
und aufnehmenden Einrichtung ermöglicht. Das Sprachlerntagebuch (Kita) und die Lerndoku-
mentation (Schule) stehen ab Schuljahr 2006/2007 allen Kindertagesstätten und Grundschulen 
in Berlin zur Verfügung. Zusätzlich wird ab Schuljahr 2006/2007 ein Instrument zur Erhebung 
der Lernausgangslage (LauBe) eingeführt. 
 
Mit einem Schwellentest Deutsch Plus wird ein halbes Jahr vor Schuleintritt bei allen Kindern 
überprüft, ob ein besonderer Sprachförderbedarf festgestellt wird. Kinder, die vor Schuleintritt 
keine Einrichtung besuchen und bei denen ein solcher Förderbedarf festgestellt wird, nehmen 
an sogenannten Vorkursen zur Sprachförderung teil. 
 
Bildungsstandards in der Sekundarstufe I 
 
In den neuen Rahmenlehrplänen, die im Schuljahr 2006/2007 für die Sekundarstufe I in Kraft 
treten werden, sind Standards für die Doppeljahrgangsstufen 7/8 und 9/10 formuliert. In den 
Fächern, in denen KMK-Standards vorliegen, wurden diese vollständig berücksichtigt. 
Die Bildungsstandards bilden die Grundlage für die weitere Lehrplangestaltung, für interne 
Schulentwicklungsprozesse und für Leistungsvergleiche. 
 
Einheitliche Prüfungsanforderungen in der Abiturprüfung (EPA) 
 
Die Abiturprüfungen richten sich an „Einheitlichen Prüfungsanforderungen“ (EPA) aus, die seit 
2001 für alle Fächer entwickelt bzw. neu gefasst wurden. Die EPA formulieren inhalts- und 
handlungsorientierte Anforderungen - für Lernende und Lehrende -, die auf interkulturelles 
Lernen und die Vorbereitung junger Menschen auf die Herausforderungen einer globalisierten 
Welt abzielen. 
 
Alle EPA enthalten illustrierende Musteraufgaben, die die konkreten Erwartungen an die Abitu-
rientinnen und Abiturienten von heute nachvollziehbar aufzeigen. Hierbei wird ein neuer Blick-
winkel auf die Überprüfung von Fähigkeiten und Fertigkeiten von Lernenden deutlich, wobei 
die Anforderungsbereiche noch nicht in der Form von Standards formuliert sind. 
 

3.2 Vergleichsarbeiten  
 
Vergleichsarbeiten in der Primarstufe 
 
Die Sicherung schulischer Qualität ist ein Schlüsselbereich der Bildungspolitik des Landes Berlin. 
Alle Kinder und Jugendlichen sollen die bestmögliche Bildung und Erziehung erhalten. Im be-
sonderen Blickfeld steht dabei die Grundschule, die weiter gestärkt werden soll. Die Grund-
schule als erste gemeinsame Schule für alle Kinder hat einen besonderen Stellenwert für die 
Lernentwicklung. Sie prägt maßgeblich die Einstellung der Schülerinnen und Schüler zu Schule 
und Bildung. Sie legt die Grundlagen ihrer Lern- und Leistungsbereitschaft und vermittelt ver-
lässliche Basiskenntnisse und Kompetenzen. 
 
Die Ergebnisse der internationalen Leistungsvergleichsstudien TIMSS, PISA und IGLU (siehe I.4.4) 
weisen auf die Bedeutung der Grundschule bei der Vermittlung eines festen Bildungsfunda-
ments in den Fächern Deutsch und Mathematik, aber auch in den Naturwissenschaften hin. 
Die Ergebnisse bestätigen, dass Versäumnisse in den grundlegenden Kulturtechniken wie Lesen, 
Schreiben, Rechnen sowie in der sprachlichen Ausdrucksfähigkeit zu einem späteren Zeitpunkt 
nicht mehr aufholbar sind. 
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Die Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder (KMK) hat nach der Veröffentlichung der 
PISA-Ergebnisse zur Weiterentwicklung der Qualität von Unterricht und Schule beschlossen, 
Standards zu erarbeiten. Auf der Basis dieser Standards sollen die Kompetenzen von Schülerin-
nen und Schülern zu einem bestimmten Zeitpunkt ihres Bildungsweges länderintern und län-
derübergreifend überprüft werden. Schulen können differenzierte Informationen zum Leistungs-
stand ihrer Schülerinnen und Schüler nur erhalten, wenn in einer empirischen Überprüfung 
entsprechende Tests durchgeführt werden, die sich an diesen Standards orientieren. 
 
Zu den Maßnahmen zur Förderung der Leistungsfähigkeit der Grundschule gehören die Einfüh-
rung von Orientierungsarbeiten in der Jahrgangsstufe 2 (seit Schuljahr 2003/2004) und Ver-
gleichsarbeiten zu Beginn der Jahrgangsstufe 4 (seit Schuljahr 2004/2005). 
 
Orientierungsarbeiten in der Jahrgangsstufe 2 
 
Das neue Schulgesetz für das Land Berlin bestimmt für die Grundschule eine Reihe von Verän-
derungen. Eine der wichtigsten ist die flexible Schulanfangsphase. Diese verbindet die Jahr-
gangsstufen 1 und 2 zu einer Entwicklungseinheit, die von den Schülern individuell - je nach 
Fortschritt - in einem, zwei oder (insbesondere bei auch nach zwei Jahren fortbestehenden 
Defiziten der Sprachkompetenz) drei Jahren durchlaufen wird. Am Ende der Schulanfangsphase 
wird auf der Grundlage der Beobachtungen der Lehrerinnen und Erzieherinnen mit Hilfe der 
Lerndokumentation und den Orientierungsarbeiten in der Jahrgangsstufe 2 der Lern- und Ent-
wicklungsstand, vor allem die Kompetenzen beim Schriftspracherwerb und in Mathematik, 
festgestellt. 
 
Orientierungsarbeiten stellen ein geeignetes Mittel dar, um den Erfolg des Unterrichts zu do-
kumentieren und Niveau und Qualität langfristig zu sichern. Die Auswertung dieser Arbeiten 
vermittelt differenzierte Informationen darüber, ob und in welchem Maße die in den Lehrplä-
nen ausgewiesenen Standards für die einzelnen Jahrgangsstufen erreicht wurden. Lehrkräfte 
und Eltern gewinnen zusätzlich entscheidende Erkenntnisse über den Entwicklungsstand und 
den Förderbedarf einzelner Schüler. 
 
In der Jahrgangsstufe 2 werden die Orientierungsarbeiten zusammen mit den Bundesländern 
Bayern und Brandenburg durchgeführt. Die wissenschaftliche Begleitung erfolgt durch die Uni-
versität München. 
 
Vergleichsarbeiten in der Jahrgangsstufe 4 (VERA) 
 
Im Laufe des Jahres 2003 haben sich sieben Bundesländer (Berlin, Brandenburg, Bremen, Meck-
lenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein) zusammenge-
schlossen, um in der 4. Jahrgangsstufe gemeinsam Vergleichsarbeiten in den Fächern Mathe-
matik und Deutsch zu schreiben. Die Universität Koblenz-Landau wurde mit der Konzeption 
und Durchführung des Vorhabens betraut. 
 
Ziel der Vergleichsarbeiten ist es, den Lehrkräften eine zusätzliche Orientierung über den Leis-
tungsstand der eigenen Klasse zu ermöglichen, wobei ihnen ebenfalls Informationen darüber 
gegeben werden, wie es um die Leistungsstärke in anderen Schulklassen mit ähnlicher Schüler-
zusammensetzung bestellt ist. Die Ergebnisse der Vergleichsarbeiten werden auch den Eltern 
mitgeteilt werden, damit sie zusätzliche Informationen über den Lernstand der eigenen Kinder 
erhalten. 
 
Eine Neuheit ist, dass VERA mithilfe des Internets durchgeführt wird. VERA wird auf der 
Grundlage von zentral vorgegebenen und von der Schule selbst ausgewählten Aufgaben gestal-
tet. Jede Schule bestimmt die Hälfte der Aufgaben aus einer Sammlung, die die Universität 
Koblenz-Landau auf ihrer Internetseite zur Verfügung stellt. Nachdem die Vergleichsarbeiten 
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geschrieben worden sind, erhalten die Schulen im Internet eine genaue Anweisung zur selbst-
ständigen Auswertung der verwendeten Aufgaben. 
 
Ziele der Vergleichsarbeiten in der Primarstufe 
 
Die Ergebnisse der Vergleichsarbeiten in der Primarstufe sollen im Wesentlichen folgenden Zie-
len dienen und entsprechend genutzt werden: 
 
� Erfassung und Verbesserung diagnostischer Kompetenzen 

Eine wesentliche Konsequenz aus internationalen Leistungsstudien wie IGLU und PISA be-
steht darin, Lehrkräfte verstärkt in die Lage zu versetzen, das Leistungsvermögen der Schü-
lerinnen und Schüler besser einzuschätzen. Nur so können gezielte individuelle Fördermaß-
nahmen geplant und umgesetzt werden. Vergleichsarbeiten geben hierzu eine Fülle von In-
formationen. Sie ermöglichen die empirische Analyse von Fehlermustern. Zusätzlich erhält 
jede Lehrkraft Möglichkeiten zum Training diagnostischer Kompetenzen, wenn die eigenen 
Voraussagen mit den realen Ergebnissen verglichen werden. 

 
� Qualitätssicherung 

Die Vergleichsarbeiten in Deutsch und Mathematik ermöglichen jeder Grundschule einen 
differenzierten Vergleich mit den Ergebnissen anderer Klassen und Schulen und damit eine 
Standortbestimmung. Innerschulisch lassen sich anhand des Vergleichs zwischen Parallel-
klassen relative Stärken und Schwächen aufdecken und im kollegialen Austausch Gründe 
für Ergebnismuster analysieren. Auch Förder- und Stützmaßnahmen der Schule können hin-
sichtlich ihrer Wirksamkeit besser beurteilt werden. Neben dem Vergleich anhand länder-
übergreifender Normen werden Vergleichsarbeiten künftig auch die Orientierung an den 
verbindlichen nationalen Bildungsstandards ermöglichen. 

 
� Verbesserung der Unterrichtsqualität 

Durch die aktive Beteiligung an der Auswahl der Aufgaben, der Auswertung und Diskussion 
der Ergebnisse sollen sowohl der innerschulische fachdidaktische Austausch als auch die 
Kooperation der Kolleginnen und Kollegen angeregt werden, um neue Impulse für die Un-
terrichtsentwicklung zu setzen. Die Schulen können als Ergebnis dieser Diskussion auch 
selbst neue Aufgaben entwickeln, die dann in den Aufgabenpool für eine Normierung ein-
bezogen werden. 

 
� Beratung der Eltern 

Eltern erhalten über den individuellen Leistungsstand ihrer Kinder hinaus zusätzliche Infor-
mationen zum Leistungsstand auf klassen-, schul- und länderübergreifender Ebene. Auf der 
Grundlage eines empirisch abgesicherten Verfahrens können Eltern fundiert beraten wer-
den, welche Leistungen ihr Kind zeigt. Die Ergebnisse der Vergleichsarbeiten bieten auch 
wertvolle Zusatzinformationen für die Schullaufbahnempfehlung. 

 
Ziele der Vergleichsarbeiten in der Sekundarstufe I/mittlerer Schulabschluss 
 
Im Schuljahr 2005/2006 wurde in Berlin zum ersten Mal der mittlere Schulabschluss zentral 
vergeben. Die Schülerinnen und Schüler der 10. Klassen haben in den Fächern Deutsch und 
Mathematik eine schriftliche Prüfung und in der ersten Fremdsprache eine schriftliche und 
mündliche Prüfung abgelegt. 
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Darüber hinaus haben sie ihre Fähigkeiten und Fertigkeiten in einer Prüfung in anderer Form in 
einem in der Jahrgangsstufe 10 unterrichteten Fach des naturwissenschaftlichen oder gesell-
schaftswissenschaftlichen Lernbereichs oder im Fach Arbeitslehre unter Beweis gestellt.  
 
Die in den Vorjahren durchgeführten Vergleichsarbeiten in der 10. Klasse dienten der Vorberei-
tung auf die Prüfungen zum mittleren Schulabschluss: So haben  
� Lehrende, Lernende und die interessierte Öffentlichkeit die Anforderungen und die Auf-

gabenformate für die Prüfungen zum mittleren Schulabschluss kennen gelernt und sich mit 
ihnen vertraut gemacht. 

� Die Schulen haben erfahren, wo sie im Berliner Vergleich stehen und was noch getan wer-
den muss, um ggf. die Voraussetzungen ihrer Schülerinnen und Schüler für das erfolgrei-
che Durchlaufen des mittleren Schulabschlusses zu verbessern. 

� Die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport und das Landesinstitut für Schule und 
Medien haben die Aufgabenformate, die in den Probeläufen zum Einsatz kamen, genau 
analysiert und durch die detaillierte Auswertung und die Rückmeldungen aus den Schulen 
kontinuierlich weiter entwickelt. 

 

4. Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung 

4.1 Mathematisch-naturwissenschaftlicher Unterricht 
 
Rahmenlehrpläne 
 
Gemeinsam mit Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und Bremen wurde ein Rahmenlehr-
plan Mathematik Grundschule erstellt und für die Klassenstufen 1 bis 5 im Schuljahr 
2004/2005 eingeführt. Er vollzieht die generelle Neuorientierung hin zum Kompetenzerwerb 
und erreicht eine Fokussierung auf wesentliche Inhalte, so dass Themen aus dem bisherigen 
Sekundarbereich vorgezogen werden konnten. Das Themenfeld „Daten und Zufall“ zur Vorbe-
reitung der Wahrscheinlichkeitsrechnung ist neu eingeführt. Dieser Plan erreicht im Schuljahr 
2005/2006 die 6. Jahrgangsstufe und mündet im Schuljahr 2006/2007 nahtlos in dem neuen 
Rahmenlehrplan der Sek. I. 
 
Damit wird es möglich, in der in der Sekundarstufe I  auf der Grundlage der KMK-Standards 
für den mittleren Schulabschluss bzw. den Hauptschulabschluss in Berlin zu arbeiten. 
 
Durch die neuen Rahmenlehrpläne für die Sekundarstufe I wird auch die Einhaltung der EPA 
im neu eingeführten zwölfjährigen gymnasialen Bildungsgang sichergestellt sowie eine Verbes-
serung der Berufsvorbereitung bezüglich mathematischer Kompetenzen. 
 
Die Curricularen Vorgaben im Fach Mathematik für die Sekundarstufe II bereiten zielgerichtet 
auf das erste Zentralabitur im Frühjahr 2007 vor. Die Aufgabenentwicklung hierfür hat bereits 
begonnen. Dabei werden die EPA mit neu hinzutretenden Aufgabenschwerpunkten und auch 
der Einsatz neuer Technologien (Computer-Algebra-Systeme CAS) berücksichtigt. Schrittweise 
werden ab dem Schuljahr 2006/2007 die neuen, gemeinsam mit Brandenburg und Mecklen-
burg-Vorpommern entwickelten Kerncurricula eingeführt, die auf den neuen Sek I-Rahmen-
lehrplan aufsetzen. 
 
In den Naturwissenschaften wird der Trend zum fächerverbindenden Arbeiten unterstützt: 
Das neue Fach „Naturwissenschaften“ in den Klassenstufen 5 und 6 integriert in sechs Themen-
feldern alle drei naturwissenschaftlichen Fächer durch entsprechende Variationen in der Be-
trachtung naturwissenschaftlicher Phänomene. Vorreiter für die fachübergreifende Arbeit im 
Sekundarbereich I sind einige Gymnasien, die „Naturwissenschaften“ im Wahlpflichtbereich 
bereits anbieten, was die neue Sek I-Ordnung ausdrücklich vorsieht. In den neuen Rahmenlehr-
plänen für die Sekundarstufe I schlägt sich eine Vereinheitlichung der Begrifflichkeiten - initiiert 
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durch die KMK-Standards - und die Möglichkeit zur Bildung des Lernbereichs Naturwissenschaf-
ten ebenfalls nieder.  
 
Flankierende Fortbildungsmaßnahmen des LISUM unterstützen die genannten Zielstellungen. 
 
Projekte  
� Berlin beteiligt sich an den BLK-Programmen SINUS-Transfer (Sek I) und SINUS-Transfer 

Grundschule. Inhalt dieser Programme - mit Schwerpunkten wie „Aus Fehlern lernen“, 
„Weiterentwicklung der Aufgabenkultur“, „Kumulatives Lernen“, „Sicherung von Basiswis-
sen“ - ist die Weiterentwicklung des mathematischen und naturwissenschaftlichen Unter-
richts mit dem Ziel einer Kompetenz-Steigerung bei Schülerinnen und Schülern. Im Sinne 
des neuen Schulgesetzes wird hierdurch auch die Kooperation von Lehrkräften innerhalb 
der beteiligten Fachbereiche, innerhalb der Schule und der im Set verbundenen Schulen er-
reicht bzw. gefördert. An SINUS-Transfer nehmen zurzeit 34 weiterführende allgemeinbil-
dende Schulen mit ca. 250 Lehrkräften der Fächer Mathematik, Physik und Chemie teil. Das 
Programm läuft in zwei Wellen von 2003 bis 2007. Für die zweite Welle sind zum Schul-
jahr 2005/2006 weitere 60 Schulen aufgenommen worden. Am 01.08.2004 startete bun-
desweit das auf fünf Jahre angelegte Programm SINUS-Transfer-Grundschule. Berlin nimmt 
hieran mit zunächst 12 Schulen teil. Mit Beginn des Schuljahres 2007/2008 wird die Zahl 
der teilnehmenden Schulen verdoppelt. 

� Vier Berliner Gymnasien haben sich im Netzwerk Adlershof zusammengeschlossen und 
vertiefen intensiv mathematisch-naturwissenschaftliche Fächer zur Förderung entsprechender 
(Hoch-) Begabungen in Zusammenarbeit mit den Hochschulen und dem Forschungszentrum 
„Mathematik für Schlüsseltechnologien“ (Deutsche Forschungsgesellschaft - DFG). 

� Berlin beteiligt sich mit mehreren Sets an den bundesweiten, vom Institut für die Pädago-
gik der Naturwissenschaften (IPN) und dem Bildungsministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) geförderten Projekten ChiK, PiKo und BiK (Chemie, Physik bzw. Biologie im 
Kontext). Deren Ziele sind insbesondere die Stärkung des Kontextbezugs, Schaffung an-
schlussfähigen Wissens auf der Grundlage gesichert gelernter Basiskonzepte und die Zu-
sammenarbeit der Schulen mit den Hochschulen. 

 
Nicht nur die genannten Projekte helfen bei der Förderung auf diesem Gebiet. Das neue Berli-
ner Schulgesetz bietet jeder Schule die Gelegenheit zur Stärkung einzelner, profilierter Fachbe-
reiche. Mathematik und Naturwissenschaften können im Schulprogramm verankert werden, um 
die Steigerung der Unterrichtseffizienz in diesen Fächern bewusst und zielgerichtet voranzutrei-
ben. 
 

4.2 Lesekompetenz 
 
Die Entwicklung der Lesekompetenz hat in der Berliner Schule höchste Priorität. Das Ziel: Die 
Schülerinnen und Schüler sollen geschriebene Texte unterschiedlicher Art in ihren Aussagen, 
ihren Absichten und ihrer formalen Struktur verstehen und in einen größeren Zusammenhang 
einordnen können. Sie sollen in der Lage sein, Texte für verschiedene Zwecke sachgerecht zu 
nutzen, über sie zu reflektieren und sie kritisch zu bewerten. 
 
Lesekompetenz ist eine elementare Voraussetzung für die Teilnahme am sozialen Leben und die 
Herausbildung eines historischen Bewusstseins. Sie ist eine Bedingung für die Weiterentwick-
lung des eigenen Wissens und der eigenen Fähigkeiten - also für jede Art selbstständigen 
Lernens. 
 
In den nächsten Jahren sollen in allen allgemeinbildenden Schulen Berlins Maßnahmen durch-
geführt werden, die das Lesen fördern. Auf der Grundlage eines zentralen Gesamtkonzepts 
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„Lesen" soll jede Schule ihr schuleigenes Curriculum und ihre Strategie zur Unterrichtsentwick-
lung an folgenden Elementen ausrichten: 
� Spiralcurriculum „Lesen" mit spezifischen Zielen für jede Jahrgangsstufe (KIasse 1 - 10) 
� Instrumente zur Durchführung einer kontinuierlichen Diagnostik 
� Vielfältige verständnisfördernde Lesestrategien/Methoden der Texterschließung/Training 

von Texterschließungsfertigkeiten 
� Förderung der Lesemotivation (im Unterricht und an außerschulischen Lernorten), Lese-

pläne (individuell, Klassenlesepläne, Lesetagebuch) 
� Strategien zur Selbststeuerung für Schülerinnen und Schüler 
� Ggf. besondere Kurse / Maßnahmen für Kinder und Jugendliche mit Migrationshinter-

grund 
� Gegebenenfalls besondere Kurse für Jungen 
� Verfahren zur Rechenschaftslegung/Überprüfung der selbstgesetzten Ziele 
 
Die Aufgabe, die Lesekompetenz in der deutschen Sprache zu entwickeln, ist zentral im Fach 
Deutsch angesiedelt. Das Fach Deutsch trägt eine besondere Verantwortung für den Aufbau 
und die Konsolidierung des basalen Lese- und Verstehensprozesses. In Erweiterung hierzu be-
gleitet es fachlich die Entwicklung von Deutungshorizonten bei Schülerinnen und Schülern. 
 
Dieses entbindet die anderen Fächer aber nicht von ihrer Verantwortung; Lesekompetenz-Ent-
wicklung muss in allen Fächern systematisch eingebunden werden. Zwar wird das Lesen und 
Verstehen an den jeweiligen fachspezifischen Inhalten und Anforderungen ausgeprägt, doch müs-
sen alle Fachkolleginnen und -kollegen der anderen Fächer die im Deutschunterricht eingesetzten 
Verfahren kennen und fachspezifisch berücksichtigen. Außerschulische Faktoren der Leseförderung 
sollen berücksichtigt werden, um etwa Eltern und andere außerschulische Partner z. B. Bibliothe-
ken einzubeziehen.  
 
Es ist notwendig, „Lesekompetenz" systematisch in eine Unterstützungsinfrastruktur für die 
Schulen aufzunehmen. Vorhandene Materialien sollen sowohl im Vorbereitungsdienst als auch 
im LISUM in einem Modul „Lesekompetenz" weiterentwickelt werden. 
 

4.3 Fremdsprachen 
 
Im Rahmen der Qualitätsentwicklung und -sicherung orientieren sich die fremdsprachlichen 
Fächer am erweiterten Lernbegriff. Dieser geht über das sachlich-fachliche Wissen und Können 
hinaus und strebt das nachhaltig wirksame Lernen, das Lernen des Lernens an. 
 
Die Entwicklung des Fremdsprachenunterrichts in Berlin ist dabei eng an die bundesweite Ziel-
setzung geknüpft, das autonome schülerorientierte Lernen stärker als bisher in die Unterrichts-
abläufe zu integrieren, um die Selbstständigkeit und das eigenverantwortliche Lernen des Schü-
lers zu verbessern. 
 
Das konkretisiert sich in der medialen Anwendung des Europäischen Sprachenportfolios, das 
auf der Grundlage des „Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens“ konzipiert wurde. Ein 
Pilotprojekt an Modellschulen in Berlin hat die Grundlage für neue Lernsituationen geschaffen 
und neue Lernanreize für das Sprachenlernen gegeben. 
 
Neue Rahmenlehrpläne in den Fremdsprachen bilden die Grundlage, die Schülerinnen und 
Schüler auf kompetenzbasierte Abschlussprüfungen vorbereiten. 
 
Maßnahmen zur Verbesserung des Lehrens und Lernens von der Grundschule bis zum Abitur 
sind bereits eingeleitet. Hierzu gehören Fortbildungen der Lehrkräfte und Unterstützungsmaß-
nahmen von qualifizierten Fachkollegen in den Regionen sowie zentral gesteuerte Implementie-
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rungsverfahren. Weitere Elemente sind die Verpflichtung zur Durchführung von Vergleichsarbei-
ten und die Weiterentwicklung von Steuerungsinstrumenten. In diesem Sinne werden die Be-
reitstellung von Musteraufgaben und die Festlegung einheitlicher Bewertungshinweise fortge-
setzt. 
 
Zentrale, schulformübergreifende Prüfungen wie der mittlere Schulabschluss und das Zentralabi-
tur, in denen die Fremdsprachen sowohl als erste als auch weiterführende Fremdsprache ver-
treten sind, sollen die Vergleichbarkeit der Leistungen von Schülerinnen und Schülern manifes-
tieren. 
 

4.4 Schulleistungsstudien (international/national) 
 
Das Abschneiden deutscher Schulen bei der Dritten Internationalen Mathematik- und Naturwis-
senschaftsstudie (TIMSS: Third International Mathematics and Science Study) veranlasste im 
Oktober 1997 die Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder (KMK) dazu, regelmäßige 
länderübergreifende Vergleichsuntersuchungen zum Lern- und Leistungsstand von Schülerinnen 
und Schüler ausgewählter Jahrgangsstufen an allgemein bildenden Schulen durchzuführen. 
 
Die Vergleichsstudien sollen vorrangig auf die Entwicklung grundlegender Kompetenzen ausge-
richtet werden, die die Schülerinnen und Schüler zu einer gleichberechtigten Teilhabe am ge-
sellschaftlichen, wirtschaftlichen, kulturellen und politischen Leben befähigen. Ferner soll die 
Gleichwertigkeit der schulischen Ausbildung, die Vergleichbarkeit der Schulabschlüsse sowie die 
Durchlässigkeit des Bildungssystems innerhalb der Bundesrepublik Deutschland gewährleistet 
sein. 
 
Entsprechend dem Beschluss zu den Standards für den mittleren Schulabschluss der KMK soll-
ten vor allem muttersprachliche, mathematische, naturwissenschaftlich-technische und fremd-
sprachliche Kompetenzen Beachtung finden. Im Hinblick auf die Anforderungen in der Arbeits- 
und Berufswelt ist darüber hinaus die Herausbildung übergreifender personaler und sozialer 
Kompetenzen (so genannter Schlüsselqualifikationen) besonders zu berücksichtigen, wie zum 
Beispiel Kooperations- und Kommunikationsfähigkeit sowie die Fähigkeit zu Problem lösendem 
Denken und zu selbstständigem Handeln. Dieser Beschluss ist Grundlage für die Beteiligung 
Deutschlands an mehreren internationalen Schulleistungsstudien. 
 
PISA (Programme for International Student Assessment) 
 
PISA ist ein Programm, das von der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) durchgeführt wird. PISA ist Teil einer längerfristig und breit angelegten Stra-
tegie der Qualitätssicherung. Diese umfasst eine periodische Wiederholung der internationalen 
PISA-Untersuchung mit jeweils unterschiedlichen Schwerpunkten und Nebenkomponenten (PISA 
2000 mit dem Schwerpunkt Lesekompetenz, PISA 2003 mit dem Schwerpunkt mathematische 
Grundbildung, PISA 2006 mit dem Schwerpunkt naturwissenschaftliche Grundbildung, die bei-
den anderen Bereiche bilden dann jeweils die Nebenkomponenten). Geplant ist, im Jahr 2009 
erneut eine Untersuchung mit dem Schwerpunkt Leseverständnis durchzuführen. 
 
Auf der Grundlage des jeweiligen PISA-Zyklusses werden durch eine Erweiterung der Stichprobe 
die Länder der Bundesrepublik Deutschland im Vergleich untersucht (so genannte PISA-E-
Untersuchungen). Zielgruppe der Studie sind 15-jährige Schülerinnen und Schüler. 
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Die Ergebnisse des ersten Zyklusses der OECD-Schulleistungsstudie PISA wurden im Dezember 
2001 veröffentlicht. Zentral übergreifende Befunde sind aus deutscher Sicht: 
� In allen untersuchten Kompetenzbereichen (Lesekompetenz, mathematische und naturwis-

senschaftliche Grundbildung) liegen die mittleren Ergebnisse für die 15-Jährigen in Deutsch-
land signifikant unter dem OECD-Durchschnitt. Schwächen zeigen sich in allen untersuchten 
Bereichen insbesondere bei Aufgaben, die ein qualitatives Verständnis der Sachverhalte ver-
langen und nicht im Rückgriff auf reproduzierbares Routinewissen gelöst werden können. 
Nicht hinreichend ausgeprägt ist die Fähigkeit, erlerntes Wissen und Kompetenzen auf neue 
Sachverhalte anzuwenden. 

� Die Streuung der Leistungen ist in Deutschland breiter als in den meisten OECD-Staaten, im 
Bereich Lesekompetenz sogar am größten. Besondere Probleme liegen im unteren Leis-
tungsbereich. Die Probleme, die sich im oberen Leistungsbereich zeigen, sind weniger stark 
ausgeprägt. 

� Der Zusammenhang von sozialer Herkunft und Kompetenz-Erwerb ist in Deutschland in 
allen drei untersuchten Bereichen statistisch besonders eng. Im Bereich der Lesekompetenz 
ist er im Vergleich zu allen anderen OECD-Staaten am engsten. 

� Der internationale Vergleich zeigt, dass die Sicherung eines insgesamt hohen Leistungsni-
veaus und die Verringerung der Leistungsabstände unter angemessener Förderung aller 
Leistungsgruppen miteinander vereinbare Ziele sind. 

� Jugendliche aus Familien mit Migrationshintergrund - insbesondere solchen Familien, die als 
tägliche Umgangssprache eine andere Sprache als Deutsch verwenden - bleiben im Durch-
schnitt deutlich unter den Kompetenzniveaus, die 15-Jährige erreichen, deren Eltern beide 
in Deutschland geboren wurden. Das gilt nicht nur für die Lesekompetenz, sondern 
- teilweise verstärkt - auch für die anderen Lernbereiche. Die Förderung von Schülerinnen 
und Schülern aus Familien vergleichbarer Zuwanderungsgruppen gelingt in anderen Staaten 
besser als in Deutschland. 

 
Nach einer ersten Einschätzung der für Deutschland berichteten Ergebnisse hat sich die KMK 
im Dezember 2001 auf sieben Handlungsfelder verständigt, in denen die Länder und die 
KMK vorrangig tätig werden: 
� Maßnahmen zur Verbesserung der Sprachkompetenz bereits im vorschulischen Bereich, 
� Maßnahmen zur besseren Verzahnung von vorschulischem Bereich und Grundschule mit 

dem Ziel einer frühzeitigen Einschulung, 
� Maßnahmen zur Verbesserung der Grundschulbildung und durchgängige Verbesserung der 

Lesekompetenz und des grundlegenden Verständnisses mathematischer und naturwissen-
schaftlicher Zusammenhänge, 

� Maßnahmen zur wirksamen Förderung bildungsbenachteiligter Kinder, insbesondere auch 
der Kinder und Jugendlichen mit Migrationshintergrund, 

� Maßnahmen zur konsequenten Weiterentwicklung und Sicherung der Qualität von Unter-
richt und Schule auf der Grundlage von verbindlichen Standards sowie eine ergebnisorien-
tierte Evaluation, 

� Maßnahmen zur Verbesserung der Professionalität der Lehrertätigkeit, insbesondere im Hin-
blick auf diagnostische und methodische Kompetenz als Bestandteil systematischer Schul-
entwicklung, 

� Maßnahmen zum Ausbau von schulischen und außerschulischen Ganztagsangeboten mit 
dem Ziel erweiterter Bildungs- und Fördermöglichkeiten, insbesondere für Schülerinnen und 
Schüler mit Bildungsdefiziten und besonderen Begabungen. 
 

Sofortmaßnahmen in Berlin: 
� Seit dem Schuljahr 2002/2003 hat die zweite Jahrgangsstufe eine zusätzliche Deutschstun-

de erhalten. Die Unterrichtsstunde soll zur Verbesserung der Lesefähigkeit der Kinder ge-
nutzt werden (vgl. auch 4.2).  
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� In der 5. und 6. Jahrgangsstufe erhalten ab dem Schuljahr 2004/2005 die Schülerinnen 
und Schüler der Berliner Grundschule Unterricht in Naturwissenschaften, der Kenntnisse in 
Biologie, Chemie und Physik vermittelt (vgl. auch 4.1).  

� Im Zuge der Schulanmeldung müssen ab November 2004 alle Schulanfänger einen Sprach-
test absolvieren. Wer nur unzureichend Deutsch spricht, wird zu einem Deutschkurs ver-
pflichtet noch vor Eintritt in die Schule.  

� Die Arbeit in den Kindertagesstätten basiert auf einem Bildungsprogramm als verbindlicher 
Grundlage der vorschulischen Erziehung. 

� Ab dem Schuljahr 2005/2006 werden alle Kinder bereits mit fünfeinhalb Jahren schulpflich-
tig. Die erste und zweite Klasse werden zu einer flexiblen Schulanfangsphase zusammenge-
fasst. Die Kinder können diese Eingangsphase dann je nach Leistungsvermögen unterschied-
lich schnell durchlaufen. Spätestens ab dem Schuljahr 2006/2007 unterrichten die Lehrer 
die verschiedenen Jahrgänge in einer Gruppe. 

� Seit dem Schuljahr 2003/2004 schreiben Schülerinnen und Schüler Vergleichsarbeiten; vom 
Schuljahr 2005/2006 an gibt es einen mittleren Schulabschluss (mit Prüfungen) und ab 
dem Schuljahr 2006/2007 ein Zentralabitur in mindestens einem der Fächer Deutsch, 
Fremdsprache und Mathematik.  

� Bis zum Jahr 2006 sind weitere 35 Grundschulen als Ganztagsschulen eingerichtet worden. 
Im Schuljahr 2004/2005 bieten 42 Grundschulen bereits verbindlichen Unterricht bis 
16:00 Uhr an. 

 
PIRLS (Progress in International Reading Literacy Study) 
 
Die KMK hat im Jahr 2000 die Beteiligung Deutschlands an der internationalen Studie PIRLS 
beschlossen (Übersetzungsäquivalent: IGLU - Internationale Grundschul-Lese-Untersuchung). Mit 
diesem Projekt wird das Leseverständnis der Schülerinnen und Schüler am Ende der Grund-
schulzeit unter den Aspekten Verstehensprozess und Leseintention erfasst. Durch eine Befra-
gung von Lehrkräften, Eltern, Schulleiterinnen und Schulleitern werden dabei auch die familiä-
ren, schulischen und sozialen Bedingungen des Lernens in die Untersuchung einbezogen. 
 
Die internationale Lesestudie wurde national um eine Untersuchung der mathematischen und 
naturwissenschaftlichen Kompetenzen sowie der Kompetenzen im Rechtschreiben und im Ver-
fassen von Aufsätzen erweitert. An dieser so genannten IGLU-E-Untersuchung beteiligten sich 
sieben Bundesländer. 
 
Als ein zentrales Ergebnis von PIRLS/IGLU ergab sich, dass zum Ende der 4. Jahrgangsstufe die 
Kinder in Deutschland im Leseverständnis ein Kompetenzniveau besitzen, das einem Vergleich 
mit europäischen Nachbarstaaten standhalten kann. Ungeachtet dessen wurde empfohlen, dass 
in Deutschland mehr Anstrengungen unternommen werden sollten, um sowohl die leistungs-
schwächeren als auch die leistungsstärkeren Schülerinnen und Schüler gezielter zu fördern. Die 
Ergebnisse machen deutlich, dass vor allem der Sekundarbereich gefordert ist, die Lesemotiva-
tion der Schülerinnen und Schüler zu erhalten bzw. zu steigern. 
 
DESI (Deutsch Englisch Schülerleistungen International) 
 
Das Vorhaben DESI erfasst die Kompetenzen von Schülerinnen und Schülern der 9. Jahrgangs-
stufe in den Bereichen Deutsch und Englisch. Die Studie wurde im Herbst 2003 und im Früh-
jahr 2004 mit einer Stichprobe von ca. 11.000 Schülerinnen und Schülern aller vier Schulfor-
men durchgeführt. Das Ziel der DESI-Studie ist die Aufklärung individueller, unterrichtlicher, 
schulischer und familiärer Wirkungsfaktoren auf die sprachlichen Leistungen der Schülerinnen 
und Schüler. Hierdurch sollen Optimierungsansätze für den Unterricht aufgezeigt werden.  
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DESI hat einen engen Bezug zu den deutschen Lehrplänen und umfasst einen breiten Bereich 
sprachlicher Fähigkeiten. Die Studie befördert Informationen über die Qualität des Lehrens und 
Lernens im Deutsch- und Englischunterricht. Hierzu dienen Testaufgaben, Fragebögen und Vi-
deoaufzeichnungen des Unterrichts. Die Videostudie dient der Bereitstellung von Erklärungs-
möglichkeiten für Unterschiede in den Leistungen, der Bestandsaufnahme vorhandener Prakti-
ken des Englischunterrichts und der Erfassung aktiver Sprachkompetenzen auf der Ebene von 
Schulklassen. 
 
Der Deutschtest enthält Aufgaben aus den Bereichen Leseverständnis, Wortschatz, Gramma-
tik/Sprachbewusstheit, Kommunikation und Argumentation, Rechtschreibung sowie Schreiben. 
Im Englischen haben die Schülerinnen und Schüler Aufgaben zum Hörverstehen, Lesen, Verste-
hen, zur mündlichen Sprach- und Schreibkompetenz und Sprachbewusstheit bearbeitet. Zusätz-
lich wurden Aufgaben zur interkulturellen Kompetenz gestellt. 
 
Mit Fragebögen an die Schulleitungen, Lehrkräfte, Eltern, Schülerinnen und Schüler werden 
Informationen über solche Bedingungen des Lernens erhoben, die sprachliche Leistungen beein-
flussen können.  
 

5. Rahmenpläne 
 
Grundschule 
 
Die Rahmenlehrpläne der Grundschule wurden in einem Mehrländerprojekt erstellt. Berlin, 
Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern entsandten Vertreter in die paritätisch zusammen-
gesetzte Fachkommissionen. Für die Fächer Deutsch und Mathematik nahm das Land Bremen 
zusätzlich an der Erarbeitung teil. Die Rahmenlehrpläne für die erste Fremdsprache (Eng-
lisch/Französisch) und das integrierte Fach Naturwissenschaften wurden nachträglich in Berlin 
entwickelt. Mit Beginn des Schuljahres 2006/2007 ist nun der gesamte Entwicklungsprozess 
abgeschlossen und alle Rahmenlehrpläne wurden in Kraft gesetzt. 
 
Förderschwerpunkt Lernen 
 
Die Rahmenlehrpläne Förderschwerpunkt Lernen wurden in einem Zwei-Länder-Projekt von Ber-
lin und Brandenburg erstellt. Unter Federführung des LISUM Berlin wurden Rahmenlehrpläne 
für die Fächer Deutsch, Mathematik, Englisch und Arbeitslehre sowie für die Lernbereiche Ge-
sellschaftswissenschaften und Naturwissenschaften erarbeitet, die die Grundlage für die Unter-
richtung von Schülern mit dem Förderschwerpunkt Lernen sowohl in der integrativen Beschu-
lung als auch an Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt Lernen bilden. Für die 
Doppeljahrgangsstufen 3/4, 5/6 und 7/8 werden Anforderungen und Inhalte beschrieben. Der 
Rahmenlehrplan definiert die Standards für den „Berufsorientierenden Schulabschluss“ am Ende 
der Doppeljahrgangsstufe 9/10. 
 
Sekundarstufe I 
 
Ab dem Schuljahr 2006/2007 wird in der Sekundarstufe I nach den neuen in Berlin entwickel-
ten Rahmenlehrplänen unterrichtet. Sie tragen Merkmale von Kerncurricula und beinhalten 
fachliche Standards für das Ende der Jahrgangsstufen 8 und 10 in allen Fächern, letztere orien-
tiert an den Bildungsstandards der KMK. Die Rahmenlehrpläne werden für die gesamte Sekun-
darstufe I in Kraft gesetzt, damit sich die Möglichkeit zur Umsetzung der KMK-Standards nicht 
weiter verzögert. Für die Jahrgangsstufen 8 bis 10 gibt es in acht Fächern Übergangsregelun-
gen, damit die Arbeit nach den alten und neuen Rahmenlehrplänen sinnvoll ineinander über-
gehen kann. 
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Sekundarstufe II 
 
Unter administrativer Federführung Berlins wurden ab dem Schuljahr 2004/2005 in einem Drei-
länderprojekt 16 Kerncurricula für die Qualifikationsphase der gymnasialen Oberstufe erarbeitet. 
Grundlage hierfür war die Ministervereinbarung vom 13.09.2004 zwischen den Kultusministern 
von Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern sowie dem Bildungssenator von Berlin. Die 
Kerncurricula für die weiteren Fächer wurden in Zweiländerkommissionen bzw. in Berliner 
Kommissionen erstellt. Basis waren die im Schuljahr 2003/04 in Berlin erarbeiteten Entwürfe 
der Rahmenlehrpläne, die seit dem Schuljahr 2004/05 in Berlin als ‚Curriculare Vorgaben’ nach 
und nach Grundlage für die Arbeit in der gymnasialen Oberstufe wurden. Die nun fertiggestell-
ten 28 Rahmenlehrpläne sind ab dem Schuljahr 2006/2007 für den Unterricht in der Einfüh-
rungsphase verbindlich. Für die Jahrgangsstufen 12 und 13 gelten weiterhin die Curricularen 
Vorgaben. Diese werden dann ab dem Schuljahr 2007/2008 sukzessive außer Kraft gesetzt. Ab 
dem Schuljahr 2009/2010 sind die neuen Rahmenlehrpläne für die gesamte gymnasiale Ober-
stufe gültig. 
 

6. Lehrerbildung 
 
Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität der Lehrerbildung ist ein wichtiges bildungspoli-
tisches Ziel des Senats von Berlin. 
 
Lehrkräfte werden immer mehr daran gemessen, ob es ihnen tatsächlich gelingt, ihren Schüle-
rinnen und Schülern individuelle Kompetenzen zu vermitteln, die sie in die Lage versetzen, sich 
in der stetig wandelnden gesellschaftlichen Wirklichkeit zurecht zu finden. Die Anforderungen 
an das Berufsfeld der Lehrerinnen und Lehrer wachsen; die Verbesserung der Ausbildung und 
die kontinuierliche Qualifizierung des Personals ist nur im Zusammenwirken mit den Universitä-
ten zu leisten. 
 
Ziel einer Lehrerbildungsreform ist eine stärkere Orientierung der Lehrerbildung am späteren 
Berufsfeld sowie eine verbesserte Abstimmung zwischen den Ausbildungsinhalten der verschie-
denen Phasen der Lehrerbildung. 
 

6.1 Lehrerausbildung 
 
Modularisierte, lehramtsbezogene Studiengänge 
 
Im Land Berlin wird die Lehrerausbildung seit dem Wintersemester 2004/2005 auf modularisier-
te und mit Leistungspunkten versehene, gestufte lehramtsbezogene Studiengänge umgestellt. 
Diese Studiengänge enden mit den Hochschulabschlüssen Bachelor und Master. Die bisherigen 
Staatsexamensstudiengänge mit dem Abschluss der Ersten Staatsprüfung laufen aus. Erste Ab-
solventen lehramtsbezogener Masterabschlüsse werden voraussichtlich ab Herbst 2008 erwartet. 
 
Diese neuen Studiengänge 
� entsprechen international üblichen Studiensystemen,  
� stellen die Vergleichbarkeit der Abschlüsse im vereinten Europa her,  
� berücksichtigen die Vorgaben der KMK zur Erprobung gestufter Studiensysteme und sind 

somit bundesweit anerkannt,  
� erhöhen die Mobilität der Studierenden und der Lehrerinnen und Lehrer, 
� schließen mit einem Bachelor- und/oder Mastergrad ab, 
� sind modularisiert, in ihrer Abfolge strukturiert und mit einem Leistungspunktesystem nach 

dem „Europäischen System zur Anrechnung von Studienleistungen“ (ECTS) versehen, wobei 
die Prüfungen studienbegleitend durchgeführt werden, 
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� sind inhaltlich reformiert, wobei die Reform mit einer Stärkung der Berufswissenschaften 
verbunden ist, 

� werden durch Evaluation und Akkreditierung überprüft und gesichert. 
 

Durch weitgehende Übernahme der Studienreform im Bundesland Brandenburg ist sicherge-
stellt, dass sich in beiden Bundesländern in der Lehrerausbildung eine parallele Entwicklung 
vollzieht. 
 
Lehramtsbezogene Bachelor- und Masterstudiengänge in Berlin 
 
Die dreijährigen lehramtsbezogenen Bachelorstudiengänge führen zu einem ersten berufsquali-
fizierenden Abschluss; daran schließt sich ein ein- oder zweijähriges Masterstudium an. Zu-
gangsvoraussetzung für lehramtsbezogene Masterstudiengänge ist ein Bachelor-Abschluss, der 
auf diese Masterstudiengänge bezogen ist.  
 
Voraussetzung einer Bewerbung für den Vorbereitungsdienst und einer anschließenden Auf-
nahme in den Schuldienst ist der erfolgreiche Abschluss eines lehramtsbezogenen Masterstudi-
ums. Das Studium besteht aus fachwissenschaftlichen und berufswissenschaftlichen Anteilen. 
Um Lehrerin oder Lehrer zu werden, ist ein lehramtsbezogener Master-Abschluss in mindestens 
zwei Unterrichtsfächern notwendig. 
 
Nach dem erfolgreichen Abschluss des Masterstudiums erfolgt eine Gleichsetzung des erworbe-
nen Studienabschlusses mit einer Ersten Staatsprüfung für ein Lehramt. Anschließend besteht 
die Möglichkeit, sich für den Vorbereitungsdienst zu bewerben. Der darauf folgende Vorberei-
tungsdienst dauert im Land Berlin für den gehobenen Dienst 12 Monate und für den höheren 
Dienst 24 Monate. Für den höheren Dienst kann er um bis zu 12 Monate verkürzt werden, 
wenn der Nachweis gleichwertiger praktischer Ausbildungszeiten während des Studiums mög-
lich ist. 
 
Ein erfolgreich abgeschlossenes dreijähriges Bachelorstudium und ein anschließendes einjähriges 
Master-Studium führen zum 
� Amt des Lehrers, 
� Amt des Lehrers mit fachwissenschaftlicher Ausbildung in zwei Fächern, 
� Amt des Lehrers an Sonderschulen, 
 
Ein erfolgreich abgeschlossenes dreijähriges Bachelorstudium und ein anschließendes zweijähri-
ges Masterstudium führen zum 
� Amt des Studienrats - allgemeinbildend -, 
� Amt des Studienrats mit beruflicher Fachrichtung. 
 
Das 12. Lehrerbildungsänderungsgesetz vom 5. Dezember 2003 sieht vor, dass Absolventen 
lehramtsbezogener Bachelorstudiengänge einen berufsqualifizierenden Studienabschluss erwer-
ben. Die Berufsqualifizierung wird durch das Erreichen eines Kompetenzniveaus während des 
Studiums gesichert. Durch die Studien- und Prüfungsordnungen der modularisierten Studien-
gänge werden die zu erwerbenden Kompetenzen beschrieben und festgelegt. 
 
Aufgrund des 12. Lehrerbildungsänderungsgesetzes werden für die Absolventen eines lehr-
amtsbezogenen Bachelorstudienganges neben den bestehenden noch weitere Berufsfelder au-
ßerhalb der Lehrämter entwickelt. 
Vorgesehen ist die Implementierung eines Berufsfeldes für Lernassistenten. Die Senatsverwal-
tung für Bildung, Jugend und Sport hat hierzu entsprechende konzeptionelle Überlegungen 
angestellt, die in der kommenden Zeit weiter realisiert werden. Dies setzt voraus, dass von den 
Universitäten die notwendigen Handlungskompetenzen im Rahmen des lehramtsbezogenen 
Bachelorstudiums auch vermittelt werden. 
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Wechsel vom Lehramtsstudium zu einem Bachelor- oder Masterstudiengang 
 
Studierende, die an einer Berliner Universität ihr Lehramtsstudium schon vor dem Wintersemes-
ter 2004/2005 aufgenommen haben, können ihr Studium in der gewählten Weise fortsetzen 
und mit einer ersten Staatsprüfung abschließen. Ob ein Wechsel vom Lehramtsstudium mit 
dem Ziel der ersten Staatsprüfung zu einem Bachelor- oder Masterstudiengang möglich ist, 
entscheidet die jeweilige Universität.  
 
Reform des Vorbereitungsdienstes 
 
Die Reform der Lehrerbildung an den Universitäten setzt sich fort in einer Reform des Vorberei-
tungsdienstes.  
 
In der anstehenden Reform des Vorbereitungsdienstes werden 
� die durch internationale Vergleichsstudien (TIMSS/PISA) angestoßenen Diskussionen um eine 

Qualitätsentwicklung im Schulsystem, 
� die Empfehlungen der KMK-Kommission „Lehrerbildung“, 
� die Auswirkungen der Umstellung der Lehrerausbildung in Berlin auf lehramtsbezogene 

Bachelor- und Masterstudiengänge 
mit dem Ziel aufgegriffen, die Berufsfähigkeit künftiger Lehrkräfte optimal zu entwickeln. 
Bei der Reform des Vorbereitungsdienstes geht es mit Blick auf die auszubildenden Lehrkräfte 
um eine Förderung 
� von Unterrichtskompetenz (wozu fachdidaktische, pädagogische und diagnostische Kompe-

tenzen, Kompetenz zur Wahrnehmung individueller Lernvorsaussetzungen und Lernweisen 
der Schülerinnen und Schüler u. a. gehören); 

� von Erziehungs- und Beratungskompetenz (wozu der Umgang mit Lernschwierigkeiten und 
Verhaltensauffälligkeiten, Konfliktprävention und -bewältigung, Interkulturelle Erziehung 
u. a. gehören);  

� von Einstellungen und Fähigkeiten, Prozesse der Schul- und Organisationsentwicklung aktiv 
mitzugestalten (wozu die Bereitschaft und Fähigkeit zur Kooperation, zur Arbeit im Team, 
zur Mitarbeit bei interner und externer Evaluation, zur Zusammenarbeit mit Eltern u. a. ge-
hören);  

� von Einstellungen und Fähigkeiten, das eigene Tun kritisch zu reflektieren sowie schulische 
und unterrichtliche Praxis weiterzuentwickeln. 

 

6.2 Lehrerfort- und -weiterbildung 
 
Fortbildung 
 
Die Fortbildung in Berlin wird umstrukturiert. Pädagogische Entwicklungs-, Qualifizierungs- und 
Unterstützungsaufgaben werden ab dem 01.01.2007 gemeinsam von den Ländern Berlin und 
Brandenburg wahrgenommen. Angesichts der hohen Bedeutung des Bildungsbereichs für den 
Einzelnen und der gesellschaftlichen Entwicklung sind beide Länder gewillt, die Aufgaben einer 
qualitativen Weiterentwicklung von Schule und Weiterbildung bzw. Erwachsenenbildung ge-
meinsam wahrzunehmen und einem Landesinstitut für beide Länder zu übertragen. Das ge-
meinsame Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg wird Aufgaben für beide 
Länder übernehmen, die bisher jedes Land für sich in seinem jeweiligen Landesinstitut erfüllt.  
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Diese Aufgaben sind insbesondere  
� Unterrichtsentwicklung in den Fächern, Lernbereichen und Bildungsgängen einschließlich 

der Rahmenlehrpläne und der zentralen Prüfungen, 
� Qualifizierung von Schulleitungspersonal und Zielgruppen der Schulbehörden, soweit nicht 

durch die regionale Fortbildung wahrgenommen, 
� Schul- und Modellversuche sowie die Durchführung von Schul- und Schülerwettbewerben, 
� Medienpädagogik, Medienarbeit und multimediale netzbasierte Unterstützungssysteme in 

den Bereichen Schule und Weiterbildung/Erwachsenenbildung, 
� Qualifizierung des Fachpersonals im Bereich der Weiterbildung/Erwachsenenbildung. 
 
Der gemeinsame Aufgabenkatalog sichert sachlich und fachlich die Kontinuität der bisher ge-
trennt erfolgten Aufgabenerledigungen. Die Zusammenführung pädagogischer Entwicklungs-, 
Qualifizierungs- und Unterstützungsaufgaben in einem Landesinstitut ist daher konsequent und 
zielführend: gleiche Grundlagen für den Unterricht in beiden Ländern kommen aus einer Quel-
le, Expertise kann gebündelt werden, Synergien können die Effizienz steigern. Berlin verlagert 
im Rahmen der Schaffung des neuen Instituts Aufgaben, die bisher von der Senatsverwaltung 
für Bildung, Jugend und Sport ausgeübt wurden, um eine möglichst große Symmetrie in der 
Aufgabenwahrnehmung für beide Länder herzustellen: Die Entwicklung zentraler Prüfungsauf-
gaben, die Organisation zentraler Prüfungen, die Schul- und Modellversuche, die Durchführung 
der Schul- und Schülerwettbewerbe und die Qualifizierung des Fachpersonals im Bereich der 
Erwachsenenbildung (VHS) liegen künftig in der Verantwortung des gemeinsamen Instituts. 
 
Als pädagogisches Entwicklungs-, Qualifizierungs- und Unterstützungsinstitut wird das Landes-
institut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg keine unmittelbare Fortbildung der Lehrkräf-
te betreiben. Diese Strukturveränderung der Lehrkräftefortbildung ist Ausdruck einer veränder-
ten Steuerungsphilosophie: Die Schulaufsicht trägt gemäß ihrem Auftrag Sorge für die Quali-
tätsentwicklung und Qualitätssicherung der Schulen, die Übernahme neuer Erkenntnisse der 
Fach- und Erziehungswissenschaften und die Unterstützung der Schulleitungen und Lehrkräfte. 
Die Fortbildung der Lehrkräfte hat in Bezug auf die Qualitätsentwicklung und Qualitätssiche-
rung eine unterstützende Funktion und ist insofern nur eine Teilmenge aus der Gesamtheit 
schulaufsichtlicher Interventions- und Unterstützungsinstrumente. 
 
Mit Gründung des gemeinsamen LISUM wird daher die Koordination der schulnahen Fortbil-
dung der Lehrkräfte in die regionalen Außenstellen der Schulaufsicht integriert. Damit werden 
die regionale und schulinterne Fortbildung und begleitende Beratung einschließlich der perso-
nellen und sächlichen Ressourcen übertragen, sodass die regionale Schulaufsicht im Hinblick 
auf den schulaufsichtlichen Qualifizierungs- und Unterstützungsauftrag gestärkt wird. 

Der Fortbildungsbedarf jeder Region wird jährlich auf der Basis der internen Fortbildungspla-
nungen der einzelnen Schulen ermittelt. Schulen sollen ihre Bedarfslagen definieren, auch auf 
Grund der Stärken und Entwicklungsschwerpunkte, die im Schulprogramm ausgewiesen werden 
und durch die interne Evaluation und zukünftig durch die Schulinspektion ermittelt worden 
sind. So kann durch gezielte Fortbildung Personalentwicklung an jeder Schule realisiert werden. 

Das LISUM übernimmt die Aufgabe, regionale Multiplikatoren/Multiplikatorinnen zu qualifizieren 
und zu koordinieren. Die regionalisierte Fortbildung erfolgt in enger Absprache zwischen dem 
LISUM und der Schulaufsicht. 
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Weiterbildung 
 
Weiterbildungskurse werden für Fächer bzw. Fächergruppen, in denen ein Bedarf erkennbar ist, 
angeboten. Der Bedarf wird auf der Grundlage der von der Senatsverwaltung für Bildung, Ju-
gend und Sport herausgegebenen Bildungsstatistik „zur Qualität der Unterrichtsversorgung“ 
ermittelt. In jedem Jahr nehmen ca. 580 Lehrkräfte an Weiterbildungsmaßnahmen teil.  
 
So wurden in den letzten Jahren u. a. 130 erfolgreiche Ergänzungsprüfungen für das Fach In-
formatik und über 150 Prüfungen für das Amt des Lehrers an Sonderschulen von Lehrkräften 
an Berliner Schulen abgelegt. 
 
Des Weiteren werden u. a. Kurse für Französisch, für die Informationstechnische Bildung in der 
Sekundarstufe I, für Darstellendes Spiel, für Sonderpädagogik sowie für „Deutsch als Zweitspra-
che“ angeboten.  
 
Auch zukünftig sollen auf der Grundlage der genannten Statistik bedarfsorientiert Weiterbil-
dungskurse angeboten werden.  
 
 

7. Ganztagsbetreuung  

7.1 Verlässliche Halbtagsgrundschule 
 
Zwischen 1998 und 2003 nahmen 45 Grundschulen am landesweiten Schulversuch „Verlässliche 
Halbtagsgrundschule“ teil. Zum Schuljahr 2005/2006 sind alle Grundschulen, die nicht ge-
bundene Ganztagsgrundschulen sind, verlässliche Halbtagsgrundschulen geworden. Sie gewähr-
leisten verlässliche Öffnungszeiten von 07:30 bis 13:30 Uhr.  
 
Die Unterrichts- und Betreuungsphasen werden rhythmisiert, das heißt Unterricht und sozialpä-
dagogische Angebote sowie Freizeit werden ausgewogen über den Schultag verteilt. Daraus 
erwachsen mehr Möglichkeiten, den 45-Minuten-Takt zugunsten von rhythmisierten Zeitblöcken 
für Unterricht, Freizeit und individuelle Übungs-/Arbeitsphasen aufzulösen. Je besser Unter-
richtsphasen an die Aufnahme-, Konzentrations- und Leistungsfähigkeit der Kinder angepasst 
sind, desto nachhaltiger können individuelle Lernprozesse begleitet werden. 
 
Auf der verlässlichen Halbtagsgrundschule aufbauend können Ganztagsgrundschulen in gebun-
dener oder offener Form geführt werden. 
 

7.2 Ganztagsbetreuung in Grundschulen 
 
Das Abgeordnetenhaus von Berlin hat in seiner Sitzung am 12.12.2002 den Senat aufgefordert, 
ein Gesamtkonzept für eine Kooperation zwischen Schule und Jugendhilfe zum qualitativen 
und quantitativen Ausbau der ganztätigen Betreuungsangebote für Grundschulkinder vorzule-
gen. Dieses Betreuungsangebot soll auch die Früh- und Spätbetreuung sowie die Betreuung in 
den Ferienzeiten umfassen. 
 
Mit dem Gesamtkonzept für die Ganztagsbetreuung an Grundschulen verbunden ist die Verla-
gerung der bisherigen Hortangebote von Kindertageseinrichtungen oder eigenständigen Schü-
lerläden in die Grundschulen. Seit dem 01.08.2005 sind die Grundschulen für die Hortbetreu-
ung zuständig. Die strukturellen Veränderungen geben den Grundschulen Innovationsschübe in 
Bezug auf die Vielfalt, Variabilität und Differenziertheit der Lehr-Lern-Formen und der Inhalte 
von Unterrichts- und Betreuungszeiten. 
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Durch das erweiterte Zeitfenster und die Kooperation von Lehrkräften und weiterem pädagogi-
schen Personal stehen Kindern mehr Lerngelegenheiten und Erfahrungsmöglichkeiten zur Ver-
fügung.  
 
Mit der Ganztagsbetreuung wird den Kindern mehr als eine verlässliche Beaufsichtigung über 
den Vormittag hinaus geboten. Es geht insbesondere darum, dass die Grundschulen ein päda-
gogisches Konzept entwickeln und umsetzen, das nicht nur die Betreuungsbedürfnisse, sondern 
die Bildungsbedürfnisse der Kinder in den Blick nimmt. Durch die Verbindung von Schul- und 
Sozialpädagogik, die durch ein Zusammenwirken von Lehrkräften, Erzieherinnen, weiterem pä-
dagogischen Fachpersonal, Eltern und außerschulischen Partnern entsteht, bieten Ganztagsan-
gebote an Grundschulen ein ganzheitliches Konzept von Bildung, Erziehung und Betreuung. 
 
Für Kinder und Jugendliche mit sonderpädagogischem Förderbedarf ist das Angebot der Ganz-
tagsbetreuung von besonderer Bedeutung. Aufgabe und Funktion der Ganztagsschulen ist 
auch, die individuellen Interessen dieser Schülerinnen und Schüler durch außerunterrichtliche 
Angebote anzuregen und ihre Fähigkeiten zu fördern.  
 
Das erweiterte Zeitfenster schafft für jede Grundschule einen Rahmen für inhaltliche und me-
thodische Veränderungen, innerhalb dessen sie ihr spezifisches Profil ausgestalten kann. Ge-
meinsame Erziehung, individuelle Förderung und Hausaufgabenhilfe sind auf die spezifischen 
Lernbedürfnisse des Kindes auszurichten. Eine enge Kooperation von Lehrkräften und Erziehe-
rinnen ist daher unverzichtbar. Das Bildungs- und Betreuungsangebot soll darüber hinaus den 
Kindern eine aktive Beteiligung an Formen kulturellen und gesellschaftlichen Handelns bieten. 
Das geschieht z. B. durch Theater, Musik, Kunst, Literatur, Ökologie und Politik. Die Angebote 
der Ganztagsschule schließen auch Angebote von Sportvereinen, Musikschulen und anderen 
Bildungseinrichtungen ein. Im Rahmen einer sozialräumlichen Öffnung von Schule kooperieren 
Grundschulen bei der Konzeption von Ganztagsangeboten auch mit Trägern der freien Jugend-
hilfe, Vereinen und Institutionen. 
 
Der Erfolg von Ganztagsschulen wird daran zu messen sein, inwieweit es gelingt, sowohl Defi-
zite - sozial bedingt oder nicht - auszugleichen als auch Begabungen zu finden und zu för-
dern, um das Lernpotenzial jedes Kindes besser auszuschöpfen. Bei der Entwicklung von Ganz-
tagsangeboten steht die Qualität von Bildung, Erziehung und Betreuung stets im Mittelpunkt. 
Das meint, dass - neben sozialpädagogischen und sozialräumlichen Bestrebungen der Schul-
entwicklung - nicht zuletzt auch die Qualität der Lehr-Lern-Settings kritisch zu prüfen und wei-
terzuentwickeln ist. 
 

7.2.1 Offene Ganztagsgrundschule/Verlagerung der Hortbetreuung an die Grund-
schulen 

 
Die verlässliche Halbtagsgrundschule kann um Angebote der Früh-, Nachmittags-, Spät- und 
Ferienbetreuung ergänzt werden. Sie ist dann eine offene Ganztagsgrundschule. Die Teilnahme 
an ergänzenden Betreuungsangeboten ist freiwillig, an den Nachweis des Bedarfs gebunden 
und entgeltpflichtig. 
 
Die ergänzende Förderung und Betreuung umfasst in der offenen Ganztagsgrundschule die Zeit 
von 
� 06:00 bis 07:30 Uhr 
� 13:30 bis 16:00 Uhr 
� 16:00 bis 18:00 Uhr  
� nach 18:00 Uhr Betreuung im Einzelfall  
� in den Ferien zusätzlich die Zeit von 07:30 bis 13:30 Uhr. 
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Jedes anspruchsberechtigte Kind erhält einen Hortplatz an der offenen Ganztaggrundschule. 
Anspruchsberechtigung besteht grundsätzlich, wenn die Eltern berufstätig sind, Arbeit suchen 
oder sich in der Ausbildung befinden. Die Plätze werden auf der Grundlage des festzustellen-
den individuellen Bedarfs vergeben, nach den Kriterien des Kindertagesbetreuungsgesetzes (Ki-
taG). Die Kostenbeiträge der Eltern werden weiterhin auf der Grundlage des Kita- und Tages-
pflege-Beteiligungsgesetzes festgesetzt. 
 
Bis zum Jahr 2003 hatten bereits 172 Grundschulen - im Ostteil der Stadt - den Hort in die 
Schule integriert und führten einen offenen Ganztagsbetrieb durch. Zum 1. August 2005 sind 
alle verbliebenen Hortplätze der öffentlichen und freien Träger der Jugendhilfe an die Grund-
schulen verlagert worden. Dabei handelt es sich um ca. 35.000 Plätze, die auf 416 Grund-
schulen übertragen werden. Das Erzieherpersonal aus den öffentlichen Horten wird in die 
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport im Umfang der benötigten Stellen versetzt. 
 
Die Bildungsarbeit im Hort soll in besonderer Weise inhaltlich mit den unterrichtlichen Angebo-
ten der verlässlichen Halbtagsgrundschule verbunden werden. 
 
Durch die Übernahme des Horts und den Vorrang des rhythmisierten und integrativen Unter-
richts sowie die nachmittäglichen Betreuungsangebote ergibt sich an Grundschulen ein erhöh-
ter Personalbedarf an Facherzieherinnen und Facherziehern für Integration. 
 
Die Beteiligung von freien Trägern an der ergänzenden Bildung und Betreuung ist möglich und 
gewünscht. Sie wird durch einen Rahmenvertrag mit der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Sport geregelt und im Einzelnen in Kooperationsvereinbarungen zwischen den Grundschu-
len und freien Trägern konkretisiert. Kooperationen werden an Grundschulen sowie im sonder-
pädagogischen Bereich teilweise schon erfolgreich praktiziert. 
 
Ausgehend vom vorhandenen Betreuungsbedarf ist zu erwarten, dass fast alle Berliner Grund-
schulen die verlässliche Halbtagsgrundschule zu einem offenen Ganztagsbetrieb ausweiten. Die 
erforderlichen räumlichen Voraussetzungen werden - soweit sie nicht bereits vor Ort vorhanden 
sind - durch Um- und Erweiterungsbauten mit IZBB-Mitteln geschaffen oder durch Zuordnung 
eines Kitagebäudes oder eines Teiles hiervon zur Schule, Nutzung eines Kitagebäudes durch 
zwei benachbarte Schulen oder Verbleib der Kinder in der Einrichtung eines freien Trägers, 
wenn sich diese in unmittelbarer Nähe befindet und es deren Möglichkeiten zulassen. Es gilt 
hier der Grundsatz: Betreuungsqualität geht vor Umzug! 
 

7.2.2 Gebundene Ganztagsgrundschule 
 
Gebundene Ganztagsgrundschulen gewährleisten bei verlässlichen Öffnungszeiten ab 07:30 Uhr 
durchgängig rhythmisierte Unterrichts- und Betreuungszeiten von 08:00 bis 16:00 Uhr. Alle 
Schülerinnen und Schüler nehmen daran verpflichtend teil. Ein Nachmittag in der Woche wird 
von verpflichtenden Schulveranstaltungen frei gehalten. Die gebundene Ganztaggrundschule 
kann bei Bedarf bis einschließlich Jahrgangsstufe 4 durch eine Früh-, Spät- und Ferienbetreu-
ung ergänzt werden. 
 
Gebundene Ganztagsgrundschulen gewährleisten ein ganzheitliches System der Bildung, Erzie-
hung und Betreuung. Der erweiterte Zeitrahmen von bietet Chancen für eine Veränderung der 
Lernkultur in einer Schule, die nicht nur Lern-, sondern auch Lebensraum ist. 
 



 

 

28

 

Die durchgängig rhythmisierte Unterrichts- und Betreuungszeiten eröffnen neben der Förderung 
der Sach- und Methodenkompetenz mehr Raum für eine auf den Unterricht abgestimmte För-
derung der sozialen und personalen Kompetenzen und - vor allem für Kinder nicht deutscher 
Herkunftssprache - der Sprachkompetenz. Der Besuch der gebundenen Ganztagsgrundschule ist 
kostenfrei. Ergänzende Angebote der Früh-, Spät- und Ferienbetreuung sind (wie das Mittages-
sen auch) entgeltpflichtig. 
 
35 Grundschulen werden bis 2007 mit IZBB-Mitteln zu gebundenen Ganztagsgrundschulen 
ausgebaut. Hiermit wurde im Schuljahr 2003/04 begonnen. Zusammen mit den 11 bereits be-
stehenden Ganztagsschulen verfügt Berlin dann über insgesamt 46 Grundschulstandorte in 
gebundener Form. Die Auswahl der neuen Standorte erfolgte im April 2004 nach folgenden 
Kriterien: 
� Vorlage eines Antrags der Schulkonferenz und des Schulträgers 
� Standorte mit schwierigem sozialen Umfeld 
� Berücksichtigung westlicher und östlicher Bezirke. 
 
Mit Beginn des Schuljahres 2004/ 2005 wurde der Ganztagsbetrieb an 22 Grundschulen be-
gonnen. In den weiteren mit IZBB-Mitteln geförderten Grundschulen erfolgt die Aufnahme des 
Ganztagsbetriebes sukzessive nach Fertigstellung der Umbaumaßnahmen. 
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Gebundene Ganztagsschulen: 
 

Mitte 
1. Fritzlar-Homburg-Grundschule 
2. Carl-Bolle-Grundschule 
3. Wedding-Grundschule 
4. Carl-Kraemer-Grundschule 
5. Gustav-Falke-Grundschule 
6. Humboldthain-Grundschule 
7. Moewensee-Grundschule 
 

Friedrichshain/Kreuzberg 
8. E.-O. Plauen Grundschule 
9. Hunsrück-Grundschule 
10. Lenau-Grundschule 
11. Reinhardswald-Grundschule 
12. Jens-Nydahl-Grundschule 
13. Niederlausitz-Grundschule 
14. Paul-Dohrmann-Grundschule 
15. Kurt-Schumacher-Grundschule 
 

Charlottenburg/Wilmersdorf 
16. Cäcilien-Grundschule 
17. Helmuth-James-von-Moltke- 
           Grundschule                        
18. Nehring-Grundschule 
19. Mierendorff-Grundschule 
 

Spandau 
20. Christian-Morgenstern-Grundschule 
21. Schule am Stadtrand 

 
Steglitz/Zehlendorf 
22. Grundschule am Buschgraben 
23. Kronach-Grundschule 

 
Tempelhof/Schöneberg 
24. Teltow-Grundschule 
25. Alfred-Adler-Grundschule 
26. Neumark-Grundschule 
27. Spreewald-Grundschule 
28. Werbellinsee-Grundschule 
29. Schwielowsee-Grundschule 
 

Neukölln 
30. Eduard-Mörike-Grundschule 
31. Rixdorfer-Grundschule 
32. Hermann-Sander-Grundschule 
33. Wetzlar-Grundschule 
34. Fritz-Karsen-Schule 
35. Karl-Weise-Grundschule 
36. Walter-Gropius-Schule 
37. Grundschule in der Köllnischen 
            Heide  
 

Reinickendorf 
38. Hannah-Höch-Grundschule 
39. Peter-Witte-Grundschule 
40. Mark-Twain-Grundschule 
 

Pankow 
41. Klecks-Grundschule 
 

Treptow/Köpenick 
42. Sonnenblumen-Grundschule 
43. Grundschule an der Wuhlheide 
 

Marzahn/Hellersdorf 
44. Grundschule am Hollerbusch 
45. Wilhelm-Busch-Grundschule 

Lichtenberg 
46. Robinson-Grundschule 
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7.3 Ganztagsbetreuung in Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt 
 
Offener Ganztagsbetrieb wird an 24 Sonderschulstandorten (18 Schulen mit dem sonderpäda-
gogischen Förderschwerpunkt „Lernen“ und 6 Schulen mit dem sonderpädagogischen Förder-
schwerpunkt „Sprache“) angeboten. 
Dem Konzept einer Ganztagsschule entsprechen im Bereich der sonderpädagogischen Förde-
rung die 17 Schulen für Geistigbehinderte, an denen ganztägige Bildung und Erziehung orga-
nisatorisch einheitlich umgesetzt wird. 
 
In 8 von 12 Bezirken bestehen insgesamt 11 weitere Sonderschulstandorte mit Ganztagsbe-
trieb. Zwei Schulen (Comenius-Schule, Schule am Friedrichshain), die mit der sonderpädagogi-
schen Förderung von Kindern mit autistischer Behinderung beauftragt sind, werden zukünftig 
eine Ganztagsbetreuung anbieten, um die Förderung und Betreuung dieser Kinder zu verbes-
sern. 
 

7.4 Ganztagsschulen/Ganztägige Angebote in der Sekundarstufe I 
 
Aufgabe/Ausgangslage 
Ganztägige Angebote sind im Unterschied zur Ganztagsschule Betreuungsangebote am Nach-
mittag nach dem Unterricht. Eine Teilnahme ist den Schülerinnen und Schüler in der Regel 
freigestellt, sie können aber auch zu einzelnen Angeboten individuell für einen befristeten Zeit-
raum verpflichtet werden. Eingerichtet und finanziert werden diese ganztägigen Angebote auf 
bezirklicher Ebene häufig über Kooperationsbeziehungen z. B. mit Freien Trägern und Jugend-
freizeiteinrichtungen im Bereich Schulsozialarbeit, Sportvereinen, Musikschulen.  
 
Viele Schulen - in der Sekundarstufe I insbesondere Hauptschulen - haben in eigener Verant-
wortung entsprechend ihrer konkreten Bedarfssituation unterschiedliche Organisationsmodelle 
ganztägiger Angebote für einen oder mehrere Schultage entwickelt.  
 
Ganztagsschulen hingegen möchten in einem integrativen Modell Bildung, Erziehung und Be-
treuung der Schülerinnen und Schüler gewährleisten. Unterricht und außerunterrichtlicher Be-
reich bilden eine pädagogischen Einheit und sind deshalb in einer Gesamtkonzeption inhaltlich 
und organisatorisch miteinander verzahnt. Damit unterscheidet sich die Ganztagsschule grund-
sätzlich von anderen nachmittäglichen Betreuungsformen. 
 
Als Ganztagsschulen in offener Form existieren in Berlin 6 Schulen des gegliederten Sys-
tems mit besonderen fachlichen Profilen und unterschiedlichen Konzepten ganztägiger Betreu-
ung: 3 Gymnasien und 3 kombinierte weiterführende Schulen (zwei Realschule/Gymnasium, 
eine Haupt-/Realschule). 
 
Gesamtschulen werden überwiegend als Ganztagsschulen in gebundener Form (52) ge-
führt, lediglich 6 als Halbtagsschulen; mit dem Schuljahr 2006/2007 werden auch diese zu ge-
bundenen Ganztagsschulen. Der Ganztagsbetrieb der Gesamtschule bildet eine pädagogische 
Einheit von Unterricht und außerunterrichtlichem Bereich mit Rhythmisierung und Teilnahme-
verpflichtung für alle Schülerinnen und Schüler. Er umfasst neben dem Unterricht (Pflichtunter-
richt, Wahlpflichtunterricht, Wahlunterricht) und der Kerngruppenzeit die außerunterrichtliche 
Förderung in Form von Schülerarbeitsstunden, Förderkursen und Arbeitsgemeinschaften, Be-
treuung und Beratung. Der Ganztagsbetrieb der Berliner Gesamtschule (der das Angebot eines 
warmen Mittagessens einschließt) findet an allen fünf Wochentagen von 08:00 Uhr bis 
16:00 Uhr statt, wobei ein Nachmittag von verpflichtenden Veranstaltungen frei bleibt. 
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Gesamtschulen sind zur Realisierung des Ganztagsbetrieb mit Lehrerstunden und Erzieher-/ 
Sozialarbeiterstellen ausgestattet (gegenwärtig zwei verschiedenen Ausstattungsmodelle). Da-
rüber hinaus haben viele Gesamtschulen zur Ergänzung ihres schulischen Angebots Kooperati-
onsbeziehungen u. a. mit Freien Trägern, Jugendfreizeiteinrichtungen, Sportvereinen sowie Mu-
sikschulen. 
 
Entwicklungsmerkmale 
Die Erfahrung lehrt, dass die schulartspezifischen Aufgaben der Gesamtschule im Organisations-
rahmen einer Ganztagsschule besser zu erfüllen sind. Dies ergibt sich aus der heterogenen 
Schülerschaft, die  z. T. aus bildungsfernen, sozial schwachen Elternhäusern und Familien 
nichtdeutscher Herkunftssprache stammt, und dem sich daraus ergebenden unterschiedlichen 
Fördernotwendigkeiten. Durch die Verkürzung des gymnasialen Bildungsganges auf 12 Jahre 
gewinnt der Förderaspekt in der Gesamtschule zusätzlich an Bedeutung. 
 
Die schulspezifischen Ganztagsschulkonzeptionen der Gesamtschulen wurden nach einheitlichen 
Vorgaben entworfen und 2001/02 evaluiert. Sie sind weiterzuentwickeln im Sinne zielgerichte-
ter und intensiver Förderung der Schülerinnen und Schüler in Selbst-, Lern-, Leistungs- und 
Sozialkompetenz und damit zur Vermeidung des Schulabbruchs und zur Erreichung höher qua-
lifizierter Abschlüsse. 
 
Das zurzeit laufende „Projekt zur Förderung abschlussgefährdeter Schülerinnen und Schüler in 
der Gesamtschule“ entwickelt und erprobt besondere Förderprogramme nicht nur im unter-
richtlichen Bereich, sondern auch im Ganztagsbetrieb. Die zu evaluierenden Ergebnisse sollen in 
allen Gesamtschulen Anwendung finden. 
 
Das Projekt „GeBen (Gesamtschulen in Berlin)“ (mit wissenschaftlicher Begleitung) zielt auf 
eine systematische Weiterentwicklung der Gesamtschule durch intensive Nutung aller vorhan-
denen konzeptionellen und strukturellen Potenzen des Ganztagsbetriebes. Dies soll der be-
darfsgerechten Förderung der heterogenen Schülerschaft zugute kommen. In Kooperation mit 
Freien Trägern und Jugendhilfe wird hierbei auch ein ergänzendes, bildungsorientiertes Freizeit-
angebot an Sonnabenden und in Ferienzeiten eingesetzt und getestet, sodass insbesondere für 
Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache bzw. aus bildungsfernen Elternhäu-
sern eine umfassende Förderung erreicht werden kann. 
 
Um die qualitative Gestaltung des Ganztagsbetriebes im Sinne umfassender Förderung der 
Schülerinnen und Schüler zu verbessern, sollte ein Fortbildungskonzept/-angebot für Lehrkräfte 
und Sozialpädagogen/Erzieher entwickelt und realisiert werden. 
 
Um eine bessere Förderung insbesondere für Schülerinnen und Schüler aus bildungsfernen, 
sozialschwachen Elternhäusern über den Unterricht hinaus zu gewährleisten, sind auch in den 
Schulen, die nicht als Ganztagsschulen geführt werden, Konzepte für Schulsozialarbeit und 
Kooperationen mit den öffentlichen und freien Trägern der Jugendbildung und Jugendhilfe zu 
entwickeln.  
 
Grundsätzlich ist die Erweiterung ganztägiger Angebote durch Kooperationsverträge der Ein-
zelschulen mit Freien Trägern und Jugendfreizeiteinrichtungen im Bereich Schulsozialarbeit, 
Sportvereinen, Musikschulen u. a. unabdingbar und soll deshalb gefördert und ausgebaut wer-
den. Um die Schulen bei diesen Bestrebungen sachgerecht zu beraten und zu unterstützen, 
sind in den Bezirken durch Zusammenarbeit der örtlichen Schulaufsicht mit den regionalen 
Jugendämtern Netzwerke zu schaffen. 
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7.5 Kooperationen mit Jugendämtern, sozialräumlich orientierter Jugendbildung 
und Jugendsozialarbeit sowie Schulsozialarbeit 

 
Schulbezogene Jugendarbeit und schulbezogene Jugendsozialarbeit im Sinne von § 14 
Abs.1 und Abs. 2  des Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (AG KJHG) 
ist ein handlungsübergreifendes Angebot der Jugendhilfe in Kooperation mit Schule und um-
fasst eine eigene spezifische sozialpädagogische Handlungskompetenz.  
 
Schulbezogene Jugend- und Jugendsozialarbeit am Ort Schule bietet die Möglichkeit, die im 
Achten Buch Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe - (SGB VIII) und im Schulgesetz für 
Berlin eingeforderte Kooperation zwischen Schule und Jugendhilfe umzusetzen. Sie bietet bei-
den Institutionen Chancen für Innovation. Voraussetzung dafür ist die Bereitschaft zur Koopera-
tion. Erfolgreiche Zusammenarbeit setzt verbindliche Absprachen über die Ziele und die Form 
der gemeinsamen Arbeit voraus.  
 
Zu den gemeinsamen Arbeitsfeldern gehören z. B. folgende Aufgaben: 
� sozialpädagogische Beratung und Förderung von Schülerinnen und Schülern bei Verhaltens- 

und Lernproblemen; 
� altersgemäße Angebote nicht-formaler, informeller, lebensweltorientierter Bildung als Er-

gänzung, Abrundung und Unterstützung der schulischen Erziehungsarbeit 
� Etablierung vertiefter Formen von Elternarbeit und Vernetzung mit anderen Förderangebo-

ten der Jugendhilfe und Schule, 
� Schaffung von Möglichkeiten zum Erwerb von Strategien für Mediation und Konfliktmana-

gement,  
� Unterstützung in Fragen des Übergangs von der Schule in den Beruf, d. h. Berufsfindung 

und -orientierung, Kontakt zur Berufsberatung, besondere Förderung etc.. 
 
Die vielfältigen Arbeitsfelder und konzeptionellen Ansätze sind unter den spezifischen örtlichen 
Bedingungen im Sinne ganzheitlicher Unterstützung und Förderung junger Menschen zu be-
stimmen und zu gestalten.  
 
Ein konkretes Beispiel für die Realisierung der Leistungsverbindung von Maßnahmen der Schule 
und der Jugendhilfe sind die an der Berliner Schule eingerichteten Schulstationen und Schüler-
clubs.  
 
Schülerclubs 
Schülerclubs in und im Umfeld von Berliner Schulen entstanden Anfang der neunziger Jahre im 
Rahmen des Programms „Jugend mit Zukunft“. In den vergangenen Jahren wurden vielfältige 
Erfahrungen mit dieser Form der „schulbezogenen Jugendarbeit“ im Sinne der § 11 SGB VIII 
gesammelt. Das Förderprogramm wurde in Kooperation mit der Deutschen Kinder- und Ju-
gendstiftung (DKJS) realisiert. Nach diesem Vorbild wurde die Schülerclubidee, zum Teil mit 
Hilfe von anderen Finanzierungen, u. a. durch Schulvereine und bezirkliche Jugendämter nach-
gebildet.  
 
Im Wesentlichen handelt es sich um Angebote der offenen Kinder und Jugendarbeit bzw. um 
Jugendfreizeitstätten in Räumen oder im Umfeld der Schulen. Dort, wo sich Schülerinnen und 
Schüler ohnehin aufhalten, wird ihnen ein altersgemäßes Freizeit- und Bildungsangebot ge-
macht. Eine zentrale Zielsetzung der Schülerclubs ist die Förderung von Selbstorganisation, 
respektvollen sozialen Beziehungen und friedlicher Konfliktlösung. Die Angebote der offenen 
Kinder- und Jugendarbeit, dies trifft gerade auf die Schülerclubs zu, werden grundsätzlich ge-
meinsam mit den Kindern und Jugendlichen entwickelt und umgesetzt. Der lebensweltorientier-
te pädagogische Ansatz der offenen Kinder- und Jugendarbeit kann besonders gut auf aktuelle 
Themen und Interessen der jungen Menschen eingehen, da er nicht an Lehrpläne und Curricula 
gebunden ist. 
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Für die öffentlich geförderten Schülerclubs gelten die gleichen Verfahren der Qualitätsentwick-
lung und dieselben Ausstattungsstandards wie für die anderen Berliner Jugendfreizeitstätten, 
wobei besonders auf das Fachkräfteangebot gem. § 72 Abs. 1 SGB VIII verwiesen wird. 
 
Da Schülerclubs ausschließlich einen bezirklichen Wirkungskreis haben, besteht hier die Zustän-
digkeit des bezirklichen Jugendamtes. Soweit dies noch nicht der Fall ist, wird für die bisher 
über die DKJS geförderten Jugendclubs abgestrebt, im Rahmen der Entwicklung der 
sozialräumlichen orientierten Jugendhilfeplanung bis 2008 die notwendigen Anstimmungen 
herbeizuführen. 
 
Schulstationen 
Schulstationen wurden als Angebote der schulbezogenen Jugendsozialarbeit (§ 14 Abs. 2 AG 
KJHG), als besondere Hilfen zur Integration junger Menschen, die zum Ausgleich sozialer 
Benachteiligungen oder zur Überwindung individueller Beeinträchtigungen in erhöhtem Maße 
auf Unterstützung angewiesen sind, eingerichtet. Insbesondere können in den Einrichtungen 
Beratungsgebote für Schülerinnen und Schüler, Eltern und Lehrerinnen und Lehrer unmittelbar 
„vor Ort“ gemacht werden.  
 
Die Wirkungen der Schulstationen auf die Schulen und die Anforderungen der Jugendämter 
wurden in Bezug auf 30 Schulstationen untersucht. Hierüber wird dem Abgeordnetenhaus von 
Berlin mit der Vorlage „Gesicherte Zukunft der Schulstationen in der Grundschule 2000“ be-
richtet. Trotz einer relativ kurzen Wirkungszeit und der schwierigen empirischen Beweisführung 
kann davon ausgegangen werden, dass diese Zusammenarbeit zwischen Schule und Jugendamt 
äußerst günstige Ergebnisse zeitigt, die eine Ausweitung dieser Angebote zumindest solange 
nahe legt, wie eine größere Zahl von Schülerinnen und Schülern besonderen Hilfebedarf hat. 
 
Auch diese „örtliche Einrichtungen“ unterliegen der Bestands- und Bedarfsfeststellung der be-
zirklichen Jugendhilfeplanung und sind bei einer positiven Feststellung des Bedarfs durch die 
örtlichen Jugendämter zu fördern. 
 
Zusammenfassung 
Mit kooperativen Ansätzen wie bei den Schülerclubs und Schulstationen werden wichtige Leis-
tungen der Jugendhilfe in die Infrastruktur von Schulen integriert, behalten aber dabei ihre 
Eigenständigkeit. Für die Kinder und Jugendlichen - aber auch für Lehrkräfte und Eltern - er-
gibt sich aus dieser Leistungsverbindung ein tragfähiges Netzwerk, das die Förderqualität unse-
res Bildungssystems erheblich erweitert.  
 
Darüber hinaus führen gemeinsame Aktivitäten von Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen 
sowie Lehrerinnen und Lehrern zu Unterrichtsprojekten, die wichtige Teilbereiche von schuli-
scher Bildung und gesellschaftlicher Integration unterstützen. Zu diesen Einsatzgebieten gehö-
ren u. a. die Sprachförderung und die Unterstützung bei der Entwicklung und Durchführung 
von präventiven Angeboten zur Vermeidung von Schuldistanz. 
 
Mit der Neuorientierung der Bildungspolitik und dem Ausbau der Ganztagsbetreuung ergeben 
sich erweiterte Möglichkeiten und Notwendigkeiten der Zusammenarbeit von Schule und Ju-
gendhilfe. Zu einer Verstetigung der weiteren Entwicklung tragen vielfältige Kooperationsver-
einbarungen bei, die die Schulen aktuell mit den Freien Trägern der Jugendhilfe schließen.  
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Wesentliche Akzente einer Weiterentwicklung lassen sich nach den bisherigen Erfahrungen 
durch folgende Schritte erreichen: 
� Abstimmung der örtlichen bzw. regionalen Jugendhilfe- und Schulentwicklungsplanung; 
� die Gründung regionaler Arbeitsgemeinschaften zur Kooperation Jugendhilfe - Schule nach 

§ 78 SGB VIII; 
� die Durchführung gemeinsamer Fortbildungen von Lehrkräften und sozialpädagogischen 

Fachkräften. 
 
Zusammenfassend kann herausgestellt werden, dass sich aus der Kooperation von Schule und 
Jugendhilfe nicht nur vielfältige Chancen zur systematischen Nutzung von Synergieeffekten er-
geben, sondern auch ganz gezielte Hilfen für die Schülerinnen und Schüler selbst, insbesondere 
durch zielgerichtete und abgestimmte Absprache beider Seiten und durch abgestimmte An-
sprache der Erziehungsberechtigten. Auf diesem für eine zielführende Jugendarbeit unerlässli-
chen Wege können Zielgruppen erreicht werden, die bei der bisherigen Struktur der Bildungs-
konzepte nicht optimal Berücksichtigung gefunden haben. 
 

8. Schulartübergreifende Aspekte 

8.1 Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache 
 
Rahmenbedingungen Schuljahr 2005/2006 
 
Von den rund 342.000 Schülerinnen und Schülern an Berliner öffentlichen und privaten Schu-
len haben etwa 88.000 Schülerinnen und Schüler (25,7 % aller Schülerinnen und Schüler) eine 
nichtdeutsche Herkunftssprache. Davon haben 56.000 eine ausländische Staatsangehörigkeit 
(16,5 % aller Schülerinnen und Schüler). 
 
Die Schülerzahlentwicklung in den letzten 10 Jahren zeigt, dass zwar die Zahl der Schüle-
rinnen und Schüler insgesamt um 21,8 % gefallen ist, die Zahl der Schülerinnen und Schüler 
nichtdeutscher Herkunftssprache allerdings um 33,4 % gestiegen ist. Daraus ergibt sich ein 
Anstieg des Schüleranteils nichtdeutscher Herkunftssprache an der Gesamtschülerzahl von 
15,8 % auf 25,7 %. Für die mittelfristige Entwicklung von Konzepten sind besonders die Zah-
len der Schulanfänger aussagekräftig. Der Anteil Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher 
Herkunftssprache (an den öffentlichen Schulen) beträgt in dieser Teilgruppe 33,1 %. Die Grup-
pe der Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache wächst und damit auch der 
Bedarf an kompetenten Lehrkräften, Ressourcen und sachgerechten Konzepten. 
 
Die regionale Verteilung der Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache in 
Berliner allgemeinbildenden Schulen sieht unverändert die Regionen Mitte (16.966), Neukölln 
(14.840) und Friedrichshain-Kreuzberg (11.518) an der Spitze, gefolgt von Tempelhof-Schöne-
berg (10.060), Charlottenburg-Wilmersdorf (7.591) und Spandau (5.837).  
 
Aussagekräftiger als die absoluten Zahlen sind die prozentualen Anteile: Mitte (56,4 %), Fried-
richshain-Kreuzberg (48,4 %), Neukölln (46,8 %), Tempelhof-Schöneberg (32,4 %), Charlotten-
burg-Wilmersdorf (26,7 %), Spandau (24,5 %). Mittlere Werte zeigen Reinickendorf (19,8 %) 
und Steglitz-Zehlendorf (14,5 %), auffällig ist der geringe Anteil Schülerinnen und Schüler 
nichtdeutscher Herkunftssprache in den östlichen Bezirken. Dort liegt Lichtenberg mit 14,8 % 
vor Marzahn-Hellersdorf (7,7 %), Pankow (5,6 %) und Treptow-Köpenick (4,5 %). 
 
Ein Drittel der Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache sprechen gut bis sehr 
gut Deutsch. Zwei Drittel (53.930) der Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftsspra-
che erhalten im Schuljahr 2005/06 Förderangebote in Deutsch als Zweitsprache (DaZ), schwer-
punktmäßig in den fünf Bezirken Mitte, Neukölln, Friedrichhain-Kreuzberg, 
Tempelhof-Schöneberg und Spandau.  
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Förderkonzept Deutsch als Zweitsprache 
Die Basis für die Sprachförderung Deutsch als Zweitsprache (DaZ) ist nicht mehr die Staatsbür-
gerschaft, sondern die nichtdeutsche Herkunftssprache (= Familiensprache) von Schülerinnen 
und Schülern. Dies ergab sich durch die Schulgesetzänderung von September 1995 und wurde 
auch in das neue Schulgesetz für Berlin vom 26. Februar 2004 (§ 15) übernommen.  
 
Die Unterstützung der individuellen sprachlichen Entwicklung verfolgt als Ziel den Erwerb einer 
differenzierten deutschen Sprachkompetenz als Grundlage für den erfolgreichen Abschluss eines 
Bildungsweges; sie hat einen hohen Stellenwert in der Berliner Schule: 
� Rund 700 Lehrerstellen sind für Deutsch als Zweitsprache eingesetzt.  
� Diese Lehrkräfte werden seit dem Schuljahr 1998/99 von regionalen Fachkonferenzen1 be-

treut und nutzen darüber hinaus die vielfältigen Fortbildungsangebote des Landesinstituts 
für Schule und Medien (LISUM). 

� Im November 2001 erschien die Handreichung Deutsch als Zweitsprache als methodisch-
didaktische Unterstützung für den DaZ-Unterricht. Ab Schuljahr 2003/04 erhielt die Sprach-
förderung Deutsch als Zweitsprache mit dem neuen Rahmenplan für Deutsch als Zweit-
sprache2 eine einheitliche und verbindliche Grundlage. 

� Seit 1999 geben jährliche DaZ-Berichte der Schulen u. a. Auskunft über die schulischen 
Maßnahmen wie Organisation des Unterrichts, Konzepte der Förderung und Fortbildung 
der Lehrkräfte, wirksame Praktiken und die zukünftige Steuerung 

� Mit dem Schuljahr 1999/2000 wurden die Eingliederungslehrgänge3 für ausländische, nicht 
deutsch sprechende jugendliche Neuzuwanderer abgeschafft und durch Förderklassen mit 
Niveaustufen ersetzt. 

� Ab Schuljahr 1999/2000 wurde das Angebot der zweisprachigen deutsch-türkischen 
Alphabetisierung/Erziehung auch auf die Klassen 5 und 6 ausgebaut. 

� Ab Frühjahr 2003 werden in allen Bezirken Berlins Sprachstandsfeststellungen bei künfti-
gen Erstklässlern (rd. 26.000) durchgeführt und entsprechende Konsequenzen für die Ver-
teilung der Ressourcen und das Gesamtkonzept gezogen. 

� In Kooperation mit zwei Stiftungen wurde im September 2004 ein Stipendienprogramm für 
begabte und engagierte Jugendliche mit Migrationshintergrund eingerichtet. 

� Berlin nimmt laufend an überregionalen Forschungsprogrammen (EU, BLK) teil und gibt 
Studien bei Universitäten in Auftrag (z. B.: Längsschnittstudie Ersterwerb Schriftsprache bei 
Migrantenkindern; FU). 

 
Allgemein sind zwei Zielsetzungen bei der Sprachförderung entscheidend:  
� kontinuierlich durchgeführter DaZ-Unterricht, erteilt von kompetenten (fortgebildeten) Lehr-

kräften, der schnellstmöglich die Unterrichtssprache Deutsch vermittelt, um eine erfolgrei-
che Teilnahme am Regel- und Fachunterricht zu gewährleisten und  

� die nachhaltige Berücksichtigung von DaZ als Teilaspekt der Planung und Durchführung 
jeder Unterrichtsstunde in allen Fächern, um über separate Fördermaßnahmen hinaus auch 
für Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund wirksamen Unterricht zu erteilen. 

 
Berlin verfolgt ein unterrichtliches Integrationsmodell, nach dem alle Schülerinnen und Schüler 
gemeinsam unterrichtet werden und Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache 
gemäß ihrem deutschen Sprachstand Förderung in unterschiedlichem Umfang erhalten. 
 
� Ab dem Schuljahr 2005/2006 werden Schulanfänger, die Sprachförderung DaZ benötigen, 

im Rahmen der flexiblen Schulanfangsphase gefördert. 

                                  
1 vgl. SEP 1999 
2 vgl. SEP 1999 
3 vgl. SEP 1999 



 

 

36

 

� Ab Jahrgangsstufe 3 erfolgt die Förderung in der Regelklasse nach dem schuleigenen För-
derkonzept im Rahmen der organisatorischen und personellen Möglichkeiten der Schule. 
Die Förderung kann unterschiedlich organisiert werden, insbesondere durch niedrige Fre-
quenzen, zusätzlichen Teilgruppenunterricht, temporäre Lerngruppen mit definierten Zielen 
oder den zeitweisen Einsatz von 2 Lehrkräften in einer Klasse. 

� Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache, die bisher keine deutsche Schule 
besucht haben und in einen bereits begonnenen Bildungsgang eintreten und so wenig 
Deutsch sprechen, dass sie dem Unterricht in der Regelklasse voraussichtlich nicht folgen 
können (Neuzugänge, Seiteneinsteiger), können in Kleinklassen schul- und jahrgangsstufen-
übergreifend unterrichtet werden. Diese Klassen dienen ausschließlich dem intensiven Er-
werb der deutschen Sprache. Die individuelle Aufenthaltsdauer in einer Kleinklasse soll 
höchstens 36 Unterrichtswochen betragen. 

 
Diese Maßnahmen gelten für die Jahrgangsstufen 1 bis 10 aller allgemeinbildenden Schulen. 
Darüber hinaus bieten auch berufliche Schulen Sprachförderung an  
� in BB 10 Lehrgängen (auslaufend), 
� in berufsqualifizierenden Lehrgängen (BQL), 
� im ersten Jahr der Förderlehrgänge (BQL-FL),  
� in der Modularen Dualen Qualifizierungs-Maßnahme (MDQM I), 
� im ersten Jahr der Modularen Dualen Qualifizierungs-Maßnahme (MDQM II), 
� in der einjährigen Berufsfachschule, 
� im 1. Schuljahr der mehrjährigen Berufsfachschule und  
� im 1. Ausbildungsjahr der Berufsschule (duales System). 
 
Entwicklungsperspektive 
In den letzten 5 Jahren hat sich in der Berliner Schullandschaft viel verändert. Das neue Bil-
dungsprogramm für Kitas, das neue Schulgesetz, die Schulprogrammentwicklung, die neuen 
Rahmenlehrpläne für die Grundschule, der Rahmenplan DaZ, die Einrichtung der flexiblen 
Schulanfangsphase, die Sprachstandsfeststellungen, Orientierungs- und Vergleichsarbeiten haben 
zu neuem Denken geführt. Auch die Fokussierung auf Migranten befindet sich in einem Ent-
wicklungsprozess. Hier spiegelt sich die Erkenntnis wider, dass Sprachförderung nicht nur bei 
Kindern nichtdeutscher Herkunftssprache notwendig ist, sondern auch bei Kindern aus Familien 
mit einer ungünstigen Sozialstruktur. Oftmals überlappen sich diese beiden Risikofaktoren.  
 
Die Einteilung eines Schülerjahrgangs in Deutsche und Migranten ist nicht sachgerecht und 
zielführend. Schule muss jede Schülerin und jeden Schüler dergestalt fördern, dass sie die un-
terschiedlichen Kompetenzen erkennt, nutzt und darauf aufbauend individuell weiterentwickelt. 
Sprachförderung kann deshalb auch nicht an den Förderunterricht delegiert werden, sie ist 
nicht allein Sache von DaZ- und Deutsch-Lehrkräften, sondern betrifft alle Lehrkräfte als Teilas-
pekt von Planung und Durchführung jeder Unterrichtsstunde. Sprachförderung ist eine ganz-
heitliche Aufgabe der gesamten Schule. Sprachförderung muss deshalb Sinnvollerweise 
standortbezogen sein und die schulischen Rahmenbedingungen berücksichtigen. Die Organisati-
onsformen und Inhalte sind als standortbezogenes Förderkonzept Teil des Schulprogramms.  
 
Der Heterogenität der Schülerschaft wird mit entsprechenden Unterrichtsformen begegnet, 
u. a. mit Lernszenarien. Diese weiterzuentwickeln und bereitzustellen ist eine zentrale Aufgabe 
der kommenden Jahre. 
  
Die Bildungssituation der Kinder und Enkel der ehemaligen Gastarbeiter ist deutlich besser als 
die ihrer Eltern und Großeltern. Es wurde in den letzten Jahren viel erreicht; wie z. B. der In-
dikator Schulabschluss deutlich macht. 
 
ANLAGE 1 
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Die Verteilung der Schulabschlüsse der ausländischen Schülerinnen und Schüler entspricht nicht 
ihrem Anteil an der Gesamtschülerschaft. Höherwertige Schulabschlüsse werden in geringerem 
Umfang erreicht, gar keine oder einfache Schulabschlüsse in größerem Umfang. 
 
Verglichen mit der Gesamtschülerschaft 
� ist der Anteil der ausländischen Schülerinnen und Schüler, die das Abitur machen, weniger 

als halb so groß (insgesamt 31 %, Ausländer 14 %), 
� qualifizieren sich weniger ausländische Schülerinnen und Schüler für den Realschulabschluss 

(insgesamt 37 %, Ausländer 31 %), 
� erreichen anteilig viel mehr ausländische Schülerinnen und Schüler sogar nach der 

10. Klasse nur einen Hauptschulabschluss (insgesamt 15 %, Ausländer 23 %), 
� verlässt ein größerer Prozentsatz an ausländischen Schülerinnen und Schülern die Schule 

bereits nach der 9. Klasse mit einem Hauptschulabschluss (insgesamt 6 %, Ausländer 8 %) 
und 

� erhalten im Verhältnis mehr als doppelt so viele ausländische Schülerinnen und Schüler 
überhaupt keinen qualifizierten Abschluss (insgesamt 11 %, Ausländer 24 %). 

 
Diese Bilanz setzt sich in den Daten über die Berufbildung fort: So sank der Anteil der Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund, an denen, die einen Ausbildungsplatz erhalten haben, 
von 5,7% im Schuljahr 2000/01 auf 4,8% im Schuljahr 2004/05. Hierbei schließen 2/3 der deut-
schen Jugendlichen, aber nur 1/4 der Jugendlichen mit Migrationshintergrund ihre Berufausbil-
dung ab. 
 
Die Ergebnisse sind nicht befriedigend. Die Probleme, die mit mangelhaften Sprachkenntnissen 
in der Grundschule begannen, werden in den weiterführenden Schulen überdeutlich. Deshalb 
werden die Fördermaßnahmen für Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache 
kontinuierlich weiter entwickelt.  
 
Unter Berücksichtigung der relevanten Rahmenbedingungen und von aktuellen Forschungser-
gebnissen wurde das Konzept Integration durch Bildung entwickelt. Es umfasst erstmalig 
neben den schulischen Maßnahmen auch die Maßnahmen in der Kita, im Sportbereich, in der 
Jugendarbeit und der Weiterbildung. Durch engere Zusammenarbeit und Vernetzung mit diver-
sen Kooperationspartnern in der Stadt soll die Wirksamkeit der Maßnahmen der Senatsverwal-
tung für Bildung, Jugend und Sport erhöht werden. Gemeinsame Zielsetzungen, abgestimmte 
Prioritäten, gegenseitige Beratung und gemeinsames Auftreten sind konstituierende Elemente 
dieser Zusammenarbeit. 
 
Die Sprachförderung bei Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund steht nicht iso-
liert. Sie ist eingebettet in einen gleitenden Systemwechsel in der Bildung und Sprachförde-
rung für alle, deutsche und nichtdeutsche Kinder. 
 
Die Entwicklung ist gekennzeichnet durch qualitätssteuernde und - sichernde Interventionen: 
das neue Bildungsprogramm für die Berliner Kindergärten, das neue Schulgesetz für Berlin, die 
Einrichtung von mehr Ganztagsschulen, die Entwicklung von Standards, die Einführung von 
Vergleichs- und Orientierungsarbeiten, die Entwicklung von neuen Rahmenlehrplänen, die inter-
ne und externe Evaluation von Schulen. Ziel ist die Attraktivität und Verlässlichkeit von Schule 
sowie die Qualität von Unterricht zu erhöhen. 
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8.2 Abschlussgefährdete Schülerinnen und Schüler 
 
In Berlin verlassen jährlich ca. 12 % aller Schülerinnen und Schüler und ca. 26 % der Schüle-
rinnen und Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache nach Erreichen der Vollzeitschulpflicht die 
allgemeinbildende Schule ohne einen Schulabschluss.  
 
Der Risikogruppe der Schülerinnen und Schüler, die ohne Abschluss die Schule verlassen, ge-
lingt es kaum, eine berufliche Erstausbildung aufzunehmen. Nur ein begrenzter Teil kann in 
Nachqualifizierungsmaßnahmen einen Schulabschluss erreichen. Sie sind nicht in der Lage, in 
einem Ausbildungsmarkt, der immer höhere Anforderungen stellt und gleichzeitig nur noch 
begrenzt Ausbildungsplätze zur Verfügung stellt, einen zukunftsfähigen Beruf zu ergreifen. Sie 
zeigen sich den Anforderungen in einer sich ständig verändernden Wissensgesellschaft mit dem 
Erfordernis lebenslangen Lernens kaum gewachsen.  
 
Problematisch ist die Situation von Schülerinnen und Schülern mit Scheiterungserfahrungen an 
allen Schularten und von denjenigen, die insbesondere an Gesamtschulen und verstärkt an 
Hauptschulen von Schulabbruch bedroht sind. Es ist unerlässlich, diese Probleme stärker als 
bisher und frühzeitiger aufzugreifen und sowohl im präventiven Bereich wie auch strukturell zu 
bearbeiten. Die Quote der Abbrecher, Wiederholer und derjenigen, die einen Bildungsgang 
wegen mangelnder Leistungen verlassen müssen, soll deutlich gesenkt werden.  
 
Das SchulG und die darauf basierenden Verordnungen eröffnen den Schulen vielfältige Mög-
lichkeiten im Rahmen ihrer erweiterten Verantwortung. Die Schulen können geeignete Konzep-
te für diese spezielle Schülergruppe entwickeln, den Unterricht dahingehend verändern, dass 
spezifische Stärken gefördert, Schwächen bei den Basiskompetenzen abgebaut werden und die 
Berufsfähigkeit erreicht wird. Außerdem sollen Scheiterungserfahrungen in Bezug auf das Wie-
derholen von Klassenstufen und Nichtbestehen des Probehalbjahres minimiert werden. Ziel ist 
es, dass die Schülerinnen und Schüler in der Lage sind, Leistungen zu erbringen, mit denen sie 
mindestens die Standards der Klassenstufe 9 und damit den Hauptschulabschluss und ggf. 
einen höher qualifizierenden Abschluss erreichen. Die strukturellen Veränderungen zielen also 
auf eine größtmögliche und vielfältige individuelle Leistungsförderung ab.  
 
� Entwicklung von Schulprogrammen zur Qualitätsverbesserung von Unterricht und Erziehung 

implizit besonderer Konzepte für spezifische Schülergruppen 
� Flexibilisierung von Stundentafeln, Förderung von fachübergreifendem und fächerverbin-

dendem Unterricht und der Möglichkeit der Bildung von Lernbereichen 
� Flexible Formen der äußeren Fachleistungsdifferenzierung 
� Besondere Fördermöglichkeiten für Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftsspra-

che 
� Individuelle Bildungs- und Förderpläne in Kooperation von Schule, Schülerinnen und Schü-

lern und Erziehungsberechtigten, Verstärkung der Selbststeuerung des Bildungsprozesses 
und stärkere Einbeziehung des verantwortlichen Elternhauses in die Bildungsförderung 

� Erweiterung der Möglichkeiten zur Wiederholung des Probehalbjahres an Realschulen und 
Gymnasien 

� Möglichkeit der freiwilligen Wiederholung auf Antrag an allen Schularten, insbesondere zur 
Erreichung eines höherwertigen Abschlusses 

� Erweiterung der Möglichkeiten zu Nachprüfungen 
� Aufstieg in der Hauptschule bis zur Jahrgangsstufe 9 statt bisher 8 
� Neukonzeption der Hauptschule mit schwerpunktmäßig praxis- und berufsorientierter 

Arbeit  
� Ausweitung des Angebots „Produktives Lernen“ 
� Kooperation von Schule und Jugendhilfe in Bezug auf bildungsfördernde Angebote  
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Den Schulen wird aufgetragen:  
� frühzeitige Diagnose in Bezug auf die Abbruchgefährdung bereits beim Übergang in die 

weiterführende allgemeinbildende Schule (Grundschulgutachten, Zeugnisse, jahrgangsüber-
greifende Normarbeiten, Feststellen der Lernausgangslage Klassenstufe 7) und begleitend in 
der Sekundarstufe I (individuelle Leistungsbeobachtung, systematische Verfahren der Leis-
tungsrückmeldung, Normarbeiten) 

� Veränderung von Unterricht 
� Ausschöpfung aller Möglichkeiten der individuellen Förderung 
� Schaffen eines bildungsfördernden Umfeldes auch durch Ganztagsangebote und noch zu 

entwickelnde Konzepte für Samstags- und Ferienangebote unter Einbeziehung von Erzie-
hungsberechtigten und außerschulischen Kooperationspartnern, insbesondere der Jugendhil-
fe  

� Schaffen von Transparenz durch Dokumentation und Berichterstattung  
 

8.3 Schuldistanzierte Schülerinnen und Schüler 
 
Im Schuljahr 2001/2002 wurde erstmalig an allen Schularten eine Erhebung zu Unterrichtsver-
säumnissen durchgeführt.  
 
In den Klassenstufen 1 bis 10 versäumten im 2. Halbjahr des Schuljahres 2001/2002 4,8 % der 
Schülerinnen und Schüler mehr als 20 Tage und wurden als stark gefährdet bzw. bei mehr als 
40 versäumten Unterrichtstagen als gravierend schuldistanziert eingeschätzt. Das sind ca. 
14.800 Schülerinnen und Schüler der Berliner Schule. 
 
Mehr als 20% des Unterrichts versäumten: 
� 18,5 % Schülerinnen und Schüler der Hauptschulen  
� 14,1 % der Sonderschulen  
� 6,8 % der Gesamtschulen  
� 4,4 % der Realschulen 
� 1,5 % der Gymnasien  
� 3,2 der Grundschulen  
 
Als Risikofaktoren für Schuldistanz wurde ein ganzes Bündel identifiziert, sie können liegen: 
� in der Familie (Überforderung, Arbeitslosigkeit, Beziehungsprobleme, Toleranz gegenüber 

gesellschaftlichem Fehlverhalten),  
� in der Person (u. a. Überforderung, Leistungsstörungen, mangelnde Selbstorganisation, 

Zielorientierung),  
� in sozialen Zusammenhängen (Normen von Cliquen, Zuwendung zu attraktiveren Angebo-

ten außerhalb von Schule),  
� im gesellschaftlichen Bereich (u. a. geringe Wertschätzung von Bildung, Orientierungsver-

lust, Perspektivlosigkeit, Arbeitsmarktsituation) und  
� in der Schule (u. a. Leistungsdruck, geringe Aussichten auf einen Schulabschluss, Unter-

richtsgestaltung, Relevanz der Bildungsinhalte für die eigene Lebenssituation). 
 

Deshalb gilt für alle Maßnahmen, dass eine enge Kooperation zwischen Elternhaus und Schule 
und ein hohes Maß von Vernetzung unterschiedlicher Institutionen angestrebt werden muss, 
um dem Problem adäquat begegnen zu können.  
 
Der Reintegration der Schuldistanzierten und der Vermeidung von Schuldistanz wird eine hohe 
bildungspolitische Priorität eingeräumt. Dabei liegt die Verantwortung zur Einhaltung der 
Schulpflicht bei den Erziehungsberechtigten, ist aber gleichzeitig in den Bereichen Prävention 
und Intervention Aufgabe von Schule und Schulträgern und wird unterstützt von der Jugend-
hilfe, dem Schulpsychologischen Dienst und durch die Kooperation mit Freien Trägern in be-
sonderen Projekten. Auch in Bezug auf die Risikogruppe der Schuldistanzierten liegen Chancen 
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in den Neuregelungen durch das SchulG wie bei den abschlussgefährdeten Schülerinnen und 
Schülern und es ist den Schulen vorgegeben, sie entsprechend zu nutzen.  
 
In Schulversuchen und Projekten sollen besondere Konzepte für Schuldistanzierte erprobt und 
als gute Praxisbeispiele auf andere Schulen übertragen werden. Insbesondere sollen die Rege-
lungen für Betriebspraktika erweitert, um so praktische Lernsituationen in beruflichen Kontex-
ten und außerhalb von Schule zu schaffen.  
 
Das „Netzwerk Berliner Schülerfirmen“ - bisher 65 Schulen mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf - wird weiterentwickelt und speziell durch schulinterne Curricula abgesichert, in denen 
durch die enge Verknüpfung mit dem „Praxislernen“ die Vermittlung von Basisfähigkeiten in 
Mathematik, Deutsch, Technik und Naturwissenschaften in den Mittelpunkt gestellt wird sowie 
berufsbezogenes Orientierungswissen.  
 
„Stadt als Schule“ als besonderes schulisches Angebot für Schuldistanzierte wird fortgeführt.  
 
Die Kooperation von Schule, Jugendhilfe, Schulträger, Freien Trägern, ggf. der Polizei und wei-
teren außerschulischen Kooperationspartnern zur Lernunterstützung und in besonderen Projek-
ten für Schuldistanzierte, die in einem Teil der Regionen bereits existieren, sollen weiterentwi-
ckelt, ausgebaut und erfolgreiche Konzepte auch auf andere Regionen übertragen werden.  
 

8.4 Hochbegabtenförderung 
 
In Folge des im Schulgesetz verankerten Förderanspruches für Schülerinnen und Schüler mit 
besonderen Begabungen und hohen kognitiven Fähigkeiten werden ab dem Schuljahr 
2004/2005 eine Reihe von Fördermöglichkeiten sowohl in Form von Individualförderung, aber 
auch in Form von Gruppenangeboten in der Berliner Schule realisiert. Neben einer Ausweitung 
der bisherigen Möglichkeit des Überspringens einer Jahrgangsstufe können künftig auch bis zu 
zwei Unterrichtsfächer in nächsthöheren Jahrgangsstufen auch schulformübergreifend besucht 
werden und die erworbenen Leistungen angerechnet werden. Diese beiden Formen der indivi-
duellen Förderung sind durch die Schule und die unterrichtenden Lehrkräfte in angemessener 
Form pädagogisch zu begleiten.  
 
Zur Förderung in Gruppen in Form eines nachmittäglichen Zusatzunterrichts wurden vier Schul-
verbünde eingerichtet. Die Verbünde richten als Regionale Begabtengruppen ein flächende-
ckendes, Berlin weites Angebot an alle dafür geeigneten Schülerinnen und Schüler. Dieser Zu-
satzunterricht wird jahrgangstufen- und themenübergreifend unterrichtet und benotet.  
 
Die zu diesem Schuljahresbeginn eingerichteten Standorte sind: 
� der „Verbund Nordberliner Schulen zur Förderung hochbegabter Schülerinnen und Schüler“. 

In diesem haben sich zusammengeschlossen das Humboldt-Gymnasium mit den Grundschu-
len Rehberge-G., Renée-Sintenis-G., Victor-Gollancz-G. und Franz-Marc-G. Ihre Angebote (bis 
zu 10 Kurse) richten sich an Schülerinnen und Schüler der Bezirke Reinickendorf, Mitte, 
Pankow und Spandau. 

 
� der „Schulverbund Nordost zur Förderung kognitiv hochbegabter Schülerinnen und Schü-

ler.“ In diesem haben sich zusammengeschlossen das Barnim-Gymnasium mit den Grund-
schulen Richard-Wagner-G., Grundschule im Grünen und Matibi-G. Ihre Angebote richten 
sich an die Schülerinnen und Schüler der Bezirke Lichtenberg, Mahrzahn-Hellersdorf und 
Mitte (außer den Ortsteilen Gesundbrunnen und Wedding). 

 
� der “Dahlemer Verbund zur Förderung kognitiv hochbegabter Schülerinnen und Schüler“. In 

ihm haben sich das Arndt-Gymnasium mit der Erich-Kästner-Grundschule zusammenge-
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schlossen. Ihre Angebote richten sich an die Schülerinnen und Schüler in Steglitz-Zehlen-
dorf, Tempelhof-Schöneberg, Charlottenburg-Wilmersdorf. 

 
� der „Neuköllner Verbund zur Förderung kognitiv hochbegabter Schülerinnen und Schüler“. 

In diesem haben sich zusammengeschlossen das Albrecht-Dürer-Gymnasium mit der Walter-
Gropius-Gesamtschule und der Peter-Petersen-Grundschule. Ihr Angebote richten sich an 
Schülerinnen und Schüler der Bezirke Neukölln, Friedrichshain-Kreuzberg und Treptow-
Köpenick. Es ist auf die besonderen Bedarfe hochbegabter Schülerinnen und Schüler auch 
nicht deutscher Herkunft ausgerichtet. 

 
In diesem Schuljahr sind insgesamt 480 Plätze für diese Schülerpopulation der 3. bis 11. Jahr-
gangsstufe aller Schularten vorhanden. Eine Ausweitung könnte in Abhängigkeit von weiterem 
Bedarf dann erfolgen, wenn die Auswertung der ersten Durchganges dies nahe legt.  
 
Mit Beginn des Schuljahres 2005/2006 wurden die bestehenden Standorte des Schulversuchs 
„Individualisierung des gymnasialen Bildungsganges“ (kurz Schnellläufer genannt) überführt in 
ein besonderes Angebot an besonders lernstarken bis hin zu hochbegabten Schülerinnen und 
Schülern. Dazu gibt es eine neue Einrichtungsverfügung. Die Schüleraufnahme erfolgt nach der 
Durchführung eines Tests, der im Februar 2005 zum ersten Mal durchgeführt wurde. 
 
Im Zuge der Verkürzung des gymnasialen Bildungsganges in Berlin auf 12 Schuljahre erfolgt in 
den Schnellläuferzügen dann eine Verkürzung auf 11 Schuljahre bis zum Abitur (kurz: Super-
schnellläufer). Durch das Vorhandensein eines begabungsfördernden und sozialintegrierenden 
Lernumfeldes in diesen Zügen werden kognitiv hochbegabte Schülerinnen und Schüler einge-
bettet sein in ein konstantes und verlässliches Milieu, das auch von anderen Motiven als denen 
der kognitiven Höchstleistung besetzt wird. Die kognitiv Hochbegabten bewegen sich mit in 
einem lernfördernden und sie affektiv stabilisierenden und tragenden Lernumfeld. Gleichzeitig 
erfahren gut begabte und besonders lernfähige Schülerinnen und Schüler eine intensive Förde-
rung und können dadurch ihren Schulabschluss in 11 Jahren erwerben. Wer bereits in der 
Grundschule eine Klasse übersprungen hat, kann dann sogar in 10 Schuljahren die Schule ab-
geschlossen haben.  
 
Die derzeit 13 Schulstandorte mit insgesamt 754 Plätzen Berlin weit werden dafür vorgehalten. 
Mit ihnen ist ein Angebot vorhanden, das sich weitgehend gleichmäßig über die Stadt verteilt 
und dadurch gut erreichbar ist. 
 
Für mathematisch-naturwissenschaftlich besonders befähigte - bis hin zu hochbegabten - Schü-
lerinnen und Schülern werden je ein Zug ab Klasse 5 an der Heinrich-Hertz-Oberschule und an 
der Herder-Oberschule mit einem verstärkten Angebot in Mathematik und den naturwissen-
schaftlichen Fächern angeboten. Die Aufnahme erfolgt durch einen auf dieses Begabungsprofil 
orientierten Test, der neben Grundschulempfehlung und Grundschulnoten anteilig in die Aus-
wahlentscheidung eingeht. 
 
Mit beiden Angeboten können insgesamt 1450 hochbegabte Schülerinnen und Schüler in 
Gruppen gefördert werden neben der genannten Ausweitung der Möglichkeiten individueller 
Förderung. Weiterhin bleiben die seit Jahren vorhandenen Angebote in der Berliner Schule zur 
fremdsprachlichen, bilingualen, künstlerischen und sportlichen Begabungs- und Hochbega-
bungsförderung bestehen. 
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8.5 Sonderpädagogische Förderung 
 
Hinsichtlich der Bezeichnung der Sonderschulen wurde dem veränderten Verständnis von Be-
hinderung sowie dem Anspruch nach mehr Gemeinsamkeit im § 38 des neuen Schulgesetzes 
Rechnung getragen. Die Sonderschulen werden nunmehr als Schulen mit sonderpädagogi-
schem Förderschwerpunkt bezeichnet. Sie sind Grundschulen und Schulen der Sekundarstu-
fe I und II für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf.  
 
Ziele und Aufgaben sonderpädagogischer Förderung sind entsprechend der Empfehlungen 
der Kultusministerkonferenz wie folgt formuliert und haben auch für Berlin richtungsweisenden 
Charakter: 
„Sonderpädagogische Förderung“ soll das Recht der Menschen mit Behinderungen und von 
Behinderung bedrohter Kinder und Jugendlichen auf eine ihren persönlichen Möglichkeiten 
entsprechende schulische Bildung und Erziehung verwirklichen. Sie unterstützt und begleitet 
diese Kinder und Jugendlichen durch individuelle Hilfen, um für diese ein möglichst hohes Maß 
an schulischer und beruflicher Eingliederung, gesellschaftlicher Teilhabe und selbständiger Le-
bensgestaltung zu erlangen“.  
 
Sonderpädagogische Förderung dient dem Ausgleich behinderungsbedingter Nachteile. 
Sie kann sowohl in Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt als auch in 
Maßnahmen des gemeinsamen Unterrichts stattfinden. 
 
In den §§ 4 (3) und 36 (2) des neuen Schulgesetzes für Berlin ist der Vorrang des gemeinsa-
men Unterrichts für die sonderpädagogische Förderung gesetzlich festgelegt. Dies ist Ausdruck 
der bildungspolitischen Schwerpunktsetzung und das Ergebnis langjähriger Schulversuche auf 
diesem Gebiet.  
 
Dem Votum der Eltern hinsichtlich der Schulplatzwahl für ihr Kind mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf kommt ein besonderer Stellenwert zu. 
 
Die zuständige Schulaufsichtsbehörde entscheidet auf der Grundlage eines schriftlichen 
Antrags der Eltern oder der Schule - ergänzt durch sachdienliche Informationen der Eltern, der 
Lehrerinnen und Lehrer, der Schulpsychologischen Beratungszentren, der Fachärzte, anderer 
Institutionen und ggf. eines sonderpädagogischen Gutachtens - ob und in welchem Förder-
schwerpunkt sonderpädagogischer Förderbedarf vorhanden ist. 
 
Unter Berücksichtigung spezifischer Bedarfslagen sollen Schülerinnen und Schüler mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf - unabhängig vom Förderort - gleichwertig gefördert werden. 
Sonderpädagogische Förderung ist eine komplexe Aufgabe, die das Zusammenwirken aller an 
Erziehung, Unterricht, ggf. notwendiger ergänzender Hilfe und Pflege beteiligten Personen-
gruppen erfordert - sei es für 2 bis 3 Jahre oder bis zur Beendigung der Schulzeit. Aus dieser 
Aufgabenstellung heraus hat sich für Berlin eine beachtliche Angebotsstruktur der sonderpä-
dagogischen Förderung entwickelt: 
� Gemeinsamer Unterricht an Grund-, und Sonderschulen sowie in Schulen der Sekundarstufe 

I und II (Integrationsklassen, Einzelintegration) 
� Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt (Sonderschulen) 
� Kooperative Schulen 
� Sonderpädagogische Kleinklassen, temporäre Lerngruppen 
� Ambulanzlehrer in Verbindung mit Beratung, Diagnostik, Förderung usw. 
� Sonderpädagogische Förderklassen (sie wurden letztmalig zum Schuljahr 2004/2005 einge-

richtet) 
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Der gemeinsame Unterricht von Schülerinnen und Schülern mit und ohne sonderpädagogi-
schem Förderbedarf hat in Berlin einen sehr hohen Stellenwert. Daher ist es nicht verwunder-
lich, dass Berlin bei einem länderübergreifenden Vergleich deutlich im Spitzenbereich des Aus-
baustandes des gemeinsamen Unterrichts liegt. 
 
Der gemeinsame Unterricht kann zielgleich (Grundlage sind Rahmenlehrpläne der allgemeinbil-
denden Schule, Bestimmungen des entsprechenden Bildungsganges sowie die weiteren für die 
Berliner Schule geltenden Regelungen) oder zieldifferent (Grundlage sind Rahmenlehrpläne der 
Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“ oder der Schule mit dem 
sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ sowie entsprechende Regelun-
gen gemäß der Sonderpädagogikverordnung) erfolgen. 
 
Nachteile, die sich aus dem festgestellten sonderpädagogischen Förderbedarf ergeben, können 
z. B. durch veränderte zeitliche Rahmenbedingungen, den Einsatz technischer Hilfsmittel oder 
personelle Unterstützung ausgeglichen werden. Im Bereich der Leistungsanforderungen und 
Leistungsbewertungen gelten jedoch die Rahmenlehrplaninhalte und Regelungen des jeweiligen 
Bildungsganges. 
 
Es ist deutlich erkennbar, dass die Überführung des gemeinsamen Unterrichts in die Regelform 
auch in der Sekundarstufe I eine große Herausforderung für die Berliner Schule darstellt. Hier 
müssen verstärkt Fort- und Weiterbildungsangebote unterbreitet werden, um dem Vorrang des 
gemeinsamen Unterrichts auch qualitativ gerecht werden zu können. 
 
Alle Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt werden auch in Zukunft 
über die Unterrichtung und Betreuung der Schülerinnen und Schüler vor Ort hinaus Aufgaben 
Sonderpädagogischer Förderzentren wahrnehmen. Hierzu gehören multifunktionale Servi-
ce- und Organisationsleistungen, um die erforderlichen Förder-, Unterstützungs- und Hilfeleis-
tungen unabhängig vom Lernort für die Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf schnell und besser abrufbar bzw. verfügbar zu machen. So wird z. B. auch der 
Einsatz der Ambulanzlehrer im Wesentlichen über die Sonderpädagogischen Förderzentren ko-
ordiniert. Sie werden verstärkt im Bereich der vorschulischen Förderung und Früherkennung 
sowie im nachschulischen Bereich beim Übergang von der Schule ins Berufsleben entsprechen-
de Hilfe und Unterstützung leisten. Auch für von Behinderung bedrohte Kinder und Jugendli-
che bieten sie ambulante Hilfen an. 
 
Sonderpädagogische Förderung geschieht in vielfältigen Aufgabenfeldern und Handlungsfor-
men. Sie erfordert den Einsatz unterschiedlicher Berufsgruppen mit entsprechenden Fach-
kompetenzen. Über die Arbeit von wissenschaftlich ausgebildeten Lehrkräften hinaus ist der 
Einsatz von Pädagogischen Unterrichtshilfen, Erziehern, Betreuern, medizinisch-therapeutischen 
Fachkräften, Zivildienstleistenden und die Mitwirkung von Schulhelfern im Bereich der ergän-
zenden Pflege und Hilfe erforderlich. Die aktuelle Situation im Bereich der Schulen mit sonder-
pädagogischem Förderschwerpunkt lässt auch weiterhin einen hohen Bedarf an qualifizierten 
Lehrerinnen und Lehrern erkennen. Durch den zahlenmäßigen Anstieg der Schülerinnen und 
Schüler mit schweren Mehrfachbehinderungen ist der Bedarf an Pädagogischen Unterrichtshil-
fen, Betreuern und Schulhelfern gestiegen.  
 
Die Bereitstellung von Finanzmitteln für den Einsatz von Schulhelfern wurde mit dem Bezirks-
amt Mitte von Berlin vereinbart. Diese Zusammenarbeit hat sich bestens bewährt und dazu 
geführt, dass erforderliche personelle Hilfen zeitnah bereitgestellt werden können. 
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Behinderte Kinder und Jugendliche sind je nach Art und Schweregrad ihrer Behinderung zusätz-
lich zur sonderpädagogischen Förderung auf Leistungen der Behandlungspflege, auf indi-
viduelle Therapien, therapeutische Hilfestellungen und Förderung im Gruppenzusammenhang 
angewiesen. Die Sicherstellung dieser Aufgaben erfolgt durch den öffentlichen Gesundheits-
dienst auf Grundlage des Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst und erfordert eine 
Vernetzung und Abstimmung aller an der Förderung beteiligten Personen. 
 
Während im Kindergartenbereich die therapeutische Versorgung weitgehend von anderen Trä-
gern, wie z. B. den Kinder- und Jugendambulanzen/Sozialpädiatrischen Zentren erbracht wird, 
ist es in den staatlichen Sonderschulen und Förderzentren das medizinisch-therapeutische Per-
sonal der Gesundheitsämter, das diese Versorgungsaufgabe subsidiär wahrnimmt. 
 
Die therapeutischen Maßnahmen umfassen Krankengymnastik, Logopädie, Beschäftigungs- bzw. 
Ergo- und Musiktherapie sowie im Einzelfall weitere ärztlich angeordnete Behandlungen. 
 
Weitere unterstützende Maßnahmen: 
 
Sonderpädagogische Beratungsstelle für Sprachbehinderte 
Wegen der relativen Häufigkeit von Sprachauffälligkeiten befindet sich in jedem Berliner Bezirk 
eine derartige Einrichtung. Die Verfahren der Früherkennung und der Frühförderung haben sich 
als hervorragend zur Vermeidung der Entstehung sonderpädagogischen Förderbedarfs erwiesen. 
Im Rahmen der Sprachstandsfeststellung zum Zeitpunkt der Schulanmeldung werden auch die-
se Beratungsstellen unterstützend tätig werden. 
 
Schulpsychologische Beratungszentren (siehe I.8.6 - Schulpsychologischer Dienst) 
Schwerpunkte der sonderpädagogischer Förderung werden in den kommenden Jahren die Si-
cherstellung und Weiterentwicklung einer qualitativ guten pädagogischen Arbeit sowohl im 
gemeinsamen Unterricht als auch in allen weiteren bestehenden Organisationsformen, eine 
bedarfsgerechte Bereitstellung der Betreuungsangebote und eine optimale Vernetzung aller 
zusätzlichen Unterstützungssysteme sein.  
 
Gemeinsamer Unterricht von behinderten und nichtbehinderten Schülerinnen und 
Schülern in der Sekundarstufe I 
„Die Förderung von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf soll 
vorrangig im gemeinsamen Unterricht erfolgen.“ Dieser Grundsatz zur Verwirklichung der basa-
len Erziehungs- und Bildungsziele prägt noch stärker als zuvor die gemeinsame Erziehung von 
behinderten und nichtbehinderten Schülerinnen und Schülern in der Sekundarstufe I bei gleich-
zeitiger Sicherstellung von qualitativen Standards für diese anspruchsvolle Aufgabe. 
 
Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf können in Regelklassen der 
allgemeinen Schule in Form einer Einzelintegration oder in integrativen Klassen am gemeinsa-
mem Unterricht teilnehmen. 
 
Zielgleiche Integration 
Maßnahmen der Einzelintegration werden in der Regel in der Form der zielgleichen Integration 
durchgeführt. Die sonderpädagogische Förderung erfolgt in diesen Fällen mit einem zusätzli-
chen Einsatz durch eine/n qualifizierte/n Sonderpädagogen/in oder eine/n langjährig sonderpä-
dagogisch erfahrene/n Lehrer/in (Ambulanzlehrer/in). 
 
Für Schülerinnen und Schüler, die zielgleich integriert werden, gelten die Bestimmungen des 
entsprechenden Bildungsganges (Grundschulordnung, Sek I-Ordnung oder Verordnung über die 
gymnasiale Oberstufe) sowie alle weiteren Regelungen für die Berliner Schule und insbesonde-
re die Regelungen für den Nachteilsausgleich nach der Verordnung für Sonderpädagogische 
Förderung. 
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Zieldifferente Integration 
Bei einer zieldifferenten Integration gelten während der Grundschulzeit und in der Sekun-
darstufe I die o.g. schulrechtlichen Vorgaben allerdings mit den Abweichungen, dass Schüle-
rinnen und Schüler mit Lernbehinderung nach den Leistungsanforderungen des Rahmenplans 
der sonderpädagogischen Förderung im Förderschwerpunkt „Lernen“ und Schülerinnen und 
Schüler mit geistiger Behinderung nach dem Rahmenplan der sonderpädagogischen Förderung 
im Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ unterrichtet werden. Sie erhalten auf dem Zeug-
nis unter „Bemerkungen" einen entsprechenden Vermerk. Für die Leistungsbeurteilung und das 
Aufrücken gelten die entsprechenden Regelungen der Verordnung für Sonderpädagogik. Durch 
die grundsätzliche Verlängerung des Bildungsganges der Sonderpädagogischen Förderung im 
Förderschwerpunkt „Lernen“ auf nun zehn Jahrgangsstufen können die Jugendlichen bei Vor-
liegen der entsprechenden Voraussetzungen einen dem Hauptschulabschluss gleichwertigen 
Abschluss am Ende der 10. Jahrgangsstufe erwerben. 
 
In der Sekundarstufe I werden integrative Klassen mit gemeinsamem Unterricht bei zieldiffe-
renter Integration von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf im 
Förderschwerpunkt „Lernen“ nach einheitlichen Rahmenbedingungen ausgestattet. Es gel-
ten die Klassenfrequenzen 20 + 3 (maximal 4) für Gesamtschulen, Realschulen und Gymnasien 
sowie 13 + 3 (maximal 4) für Hauptschulen. In eine Klasse mit gemeinsamem Unterricht sind 
3 Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf im Förderschwerpunkt 
„Lernen“ (in Ausnahmefällen vier) aufzunehmen. Die zusätzliche Ausstattung pro Klasse in der 
Sekundarstufe I beträgt 15 Lehrerstunden. Außerdem erhält jede Integrationsklasse grundsätz-
lich die Lehrerstundenzumessung für eine Regelklasse in der jeweiligen Jahrgangsstufe/Schulart. 
 
Die Rahmenbedingungen zur zieldifferenten Integration von Schülerinnen und Schülern 
mit dem sonderpädagogischem Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ sind über 
die Verordnung zur Sonderpädagogischen Förderung geregelt. Nach dem Schuljahr 2004/2005 
werden abschließende inhaltliche und evaluatorische Erkenntnisse zusammengeführt, um nach 
Auslaufen des entsprechenden Schulversuches ein geeignetes Rahmenkonzept für etwa acht für 
jedes Schuljahr einzurichtende Züge solcher integrativer Klassen vorzustellen. Damit würde eine 
regionale Schwerpunktschulen-Struktur gewährleistet, die entlang der absehbaren Entwicklung 
im Primarbereich und der Elternwünsche tragfähig wäre. 
 
Analog zu den Schulversuchen an den Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt 
Lernen in der 10. Jahrgangsstufe wird der Schulversuch „Berufliche Vorbereitung und 
Eingliederung von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf in der Sekundarstufe I“ an 20 Schulstandorten ab Schuljahr 2005/2006 in eine Regel-
form überführt. Der anzusetzende Ausstattungsrahmen von Beratungs- und Begleitaufwand an 
der Schnittstelle Schule/berufliche Qualifizierung für die zur Zeit ca. 70 weiterführenden allge-
meinbildenden Schulen mit zieldifferenter Integration muss dann in standortbezogener Form 
mit anderen Formen der Begleitberatung abgeglichen werden. Dabei sollte an den Hauptschul-
standorten auch die noch vorhandene Zusatzausstattung für „Lehrer Begleiter und Übergangs-
helfer (LBÜ)“ Berücksichtigung finden.   
 
Grundsätzliche Entwicklungsaufgaben: 
Als wesentliche qualitative Entwicklungsaufgaben sind für die Sek I-Integration zu nennen: 
� Lernstandsmessungen zur Evaluation des gemeinsamen Unterrichts nach Vorbild 

der durchgeführten LABEL-Untersuchung an Schulen mit dem sonderpädagogischen Förder-
schwerpunkt „Lernen“ sollen helfen, um eine Voraussetzung für reguläre Evaluationsinstru-
mente für diesen Bereich zu finden. 

� Die Standards zur Erreichung des neuen berufsorientierenden Abschlusses müssen 
durch die Vorgaben der Rahmenlehrpläne dieses Förderschwerpunktes auch angemessen in 
der Sek I-Integration als Zielsysteme der individualisierten Förderarbeit implementiert wer-
den.  
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� Die weiterführenden allgemeinbildenden Schulen mit zieldifferenter und zielgleicher Integra-
tion sollen durch selbstgesteuerte Schulprogrammentwicklung ihre Zusammenarbeit mit 
Grundschulen beim Übergang von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf profilieren. 

� Die Professionalisierung der Zusammenarbeit unterschiedlicher Disziplinen (Zu-
sammenarbeit von Sonderpädagoginnen und Sonderpädagogen, ggf. Ambulanzlehrer/ 
innen, Klassenlehrer/innen und Fachlehrern in der Sekundarstufe I) muss weiter durch ent-
sprechende Fortbildung und neue regional organisierte Fachberatungsgremien vorangetrie-
ben werden. 

� Die berufsorientierenden Beratungswege für Jugendliche mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf müssen mit allen Anbietern dieser Beratungsleistungen, insbesonde-
re mit den Agenturen für Arbeit abgestimmt werden. Die nötigen spezifischen Vereinba-
rungen über die Zusammenarbeit mit den Arbeitsagenturen müssen für diesen Personen-
kreis in Berlin neu nach Rahmenvorgabe der neuen Vereinbarung der KMK und der Bun-
desagentur für Arbeit festgelegt werden. 

� Die flexiblen, individualisierten Formen des Nachteilsausgleiches für zielgleich integrier-
te Schülerinnen und Schüler müssen durch Sicherstellung der dazu nötigen Verfahren und 
des Unterstützungsangebotes verlässlicher in die Prüfungsabläufe zum Mittleren Schulab-
schluss (ab 2006/7) und zum Abitur integriert werden. 

 
Quantitative Entwicklung 
Im Sekundarbereich I wird sich die Integration in den kommenden Jahren nach dem stabiler 
werdenden Zugang aus dem Primarbereich auf hohem Niveau konsolidieren. Im Schuljahr 
2005/2006 beträgt der prozentuale Anteil von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf in Maßnahmen der Integration 1,5 % der jeweiligen gesamten Schüler-
schaft. Von den 283 Oberschulen in Berlin haben 122 Schulen Maßnahmen zur gemeinsamen 
Erziehung und Unterrichtung eingeleitet. 
 
Anzahl der Schulen nach Schulart, an denen Maßnahmen der Integration stattfinden 
(Schuljahr 2005/2006) 
 
Schulart 
(öffentliche Schulen) 

Anzahl der Schulen 
insgesamt 

davon mit Integrativen Klassen 
oder Einzelintegration 
 

  absolut in Prozent 
Grundschule 407 353 86,7  
Hauptschule 55 46 83,6 
Realschule 68 17 25,0 
Gymnasium 104 19 18,3 
Gesamtschule 56 40 71,4 
Sonderschule 89 - - 
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Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
(Schuljahr 2005/2006) 
 

Schulstufe Schüler 
in 
Einzelintegration 

Schüler 
in 
integrative Klassen 

Insgesamt mit sonder-
pädagogischem För-
derbedarf 

 
Grundschule 

 
1.211 

 
3.253 

 
4.464 

 
Sek I 

 
619 

 
1.016 

 
1.635 

Gesamt 1.830 4.269 6.099 
 
 

8.6 Schulpsychologischer Dienst 
 
Ausgangslage 
Der Schulpsychologische Dienst ist als fachpsychologische Einrichtung integraler Bestandteil der 
Berliner Schule und steht unter der Dienst- und Fachaufsicht der Senatsverwaltung für Bidung, 
Jugend und Sport.  
 
Nach § 107 des Schulgesetzes für Berlin sind folgende Aufgaben wahrzunehmen: 
� personenbezogene individuelle Beratungsleistungen 
� systembezogene Beratungsleistungen 
� Kooperation und Vernetzung 
� Mitarbeit an Evaluationen 
 
Der Schulpsychologische Dienst ist dezentral organisiert. Jede Region verfügt über ein Schulpsy-
chologisches Beratungszentrum. Die Beratungszentren kooperieren eng mit den weiteren schuli-
schen und außerschulischen Unterstützungssystemen. 
 
Neben der Beratung und Unterstützung bei den Entwicklungen im Schulsystem sind Präventi-
on und Intervention die zentralen Anliegen vor dem Hintergrund des permanenten gesell-
schaftlichen Wandels. 
 
Besonders in Berlin kommen zusätzlich gesamtdeutsche Transformationskonflikte und europäi-
sche Rezessionsprozesse und Migrationsprobleme mit Auswirkungen auf die Kinder, Jugendli-
chen, Familien und das Personal der Berliner Schulen zum Tragen. Die Auswirkungen spiegeln 
sich in den Jahresstatistiken des Schulpsychologischen Dienstes wider. 
 
Der Bedarf und die Nachfrage nach personen- und systembezogener schulpsychologischer Bera-
tung stieg in den letzten Jahren stetig. Die Nachfragen liegen schwerpunktmäßig in den ersten 
beiden Schuljahren. Der Beratungs- und Unterstützungsbedarf in den Schulen der Sekundarstu-
fe I und zunehmend auch der beruflichen Schulen steigt kontinuierlich. Für Prävention und 
Intervention stehen niedrigschwellige Angebote zur Verfügung. So können die Beratungszent-
ren zeit-, schul- und bürgernah wirksam werden. 
 
Wie erfolgreich der Beitrag des Schulpsychologischen Dienstes für die Unterstützung und Ent-
wicklung der Berliner Schule sein kann, hängt u. a. mit der personellen Ausstattung zusam-
men. Aufgrund der o. g. gesellschaftlichen Bedingungen und der weitreichenden Reformvorha-
ben in der Berliner Schule und des sich daraus ergebenden erheblich gestiegenen Unterstüt-
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zungsbedarfs, muss die personelle Ausstattung des Schulpsychologischen Dienstes überprüft 
werden.  
 
Maßnahmen zur Umsteuerung und zum Veränderungsprozess des Schulpsychologi-
schen Dienstes 
 
Entwicklung eines gemeinsamen Leitbilds 
Als Grundlage für seine Tätigkeit hat der Schulpsychologische Dienst ein gemeinsames Leitbild 
entwickelt. 
 
Veränderung der Organisationsstrukturen 
Vorbereitende Maßnahmen 
Es wurde eine Steuergruppe eingerichtet, die bei der Veränderung der Arbeitsschwerpunkte 
und der Entwicklung dazu passender schulpsychologischer Organisationsstrukturen Unterstüt-
zung gibt. Die Steuergruppe begleitet die temporären Arbeitsteams und vermittelt den Kolle-
ginnen und Kollegen in den Beratungszentren den Prozess und die Ergebnisse. 
Die Arbeitsteams befassen sich mit folgenden Inhalten 
� Aufgabenkritik 
� Organisationsstrukturen und Vernetzung 
� Beratungsangebote 
� Fortbildungsangebote und Nachwuchsförderung 
� Öffentlichkeitsarbeit 
 
Daraus wird sich der Abbau der intensiven personenzentrierten Arbeit ergeben und der Aufbau 
sowie die Organisation eines umfassenden Beratungs- und Qualifizierungsangebots gemäß der 
Nachfrage und dem Bedarf von Schulen wie sie durch das Schulgesetz vorgesehen sind. Hier 
wird künftig eine engere Zusammenarbeit und Abstimmung mit dem LISUM notwendig wer-
den. 
 
Arbeitsfelder des Schulpsychologischen Dienstes 
� Angebot zur Beratung und Begleitung bei schulischen Problemlösungs- und Veränderungs-

prozessen. 
� Psychologische Prävention und Intervention mit den Schwerpunkten Entwicklung, Lernen, 

Leistung, Verhalten und soziales Miteinander 
� Beratung und Begleitung von Schülerinnen und Schülern, Eltern, Schulleiterinnen und 

Schulleitern, Lehrkräften, pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und der Schul-
aufsicht in Fragen der Schullaufbahn, der individuellen Förderung, des Umgangs mit Kon-
flikten, der systemischen Prozesssteuerung und des Projektmanagements 

� Aufbau, Koordination und Begleitung schulinterner und schulübergreifender Netzwerke 
� Bedarfsorientierte regionale und überregionale Fortbildungen, Informations- und Vernet-

zungsveranstaltungen zu schulrelevanten psychologischen Fragen 
� Kooperation mit allen für Schule sowie Schülerinnen und Schülern relevanten Unterstüt-

zungssystemen, anderen Diensten und Einrichtungen, die im sozialen Umfeld von Kindern 
und Jugendlichen eine Rolle spielen, 

� um mit den Ressourcen regional und überregional ökonomisch umzugehen, 
� um die Fachlichkeit und Feldkompetenz zu optimieren 
� Differenzierte Angebote für zeitnahe Interventionen, die flexibel und lösungsorientiert aus-

gerichtet sind 
� Qualifizierung durch kollegiale Beratung, Supervision und fachspezifische Fortbildungen zur 

Sicherung der Fach- und Methodenkompetenz 
� Entwicklung von Qualitätskriterien für die eigenen Leistungen, Definition von Qualitätsstan-

dards und regelmäßige interne Evaluation der Ergebnisse. Auf der Basis dieser Ergebnisse 
wird die Qualität der Arbeit modifiziert.  
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Angestrebt wird zunächst folgende Verteilung der Arbeitsfelder in den Schulpsychologischen 
Beratungszentren. Die prozentualen Angaben sind flexibel, sollen sich jedoch in den angegebe-
nen Bereichen bewegen: 
� Personenbezogene individuelle Beratungsleistung, z. B. 30 - 40 % 

- Schullaufbahnberatung 
- Schülerinnen und Schüler mit besonderen Begabungen 
- Teilleistungsstörungen 
- Schuldistanz 
- Gewaltprävention und Krisenintervention 
- Mitwirkung bei sonderpädagogischen Feststellungsverfahren 
 

� Systembezogene Beratungsleistung, z. B. 30 - 40 % 
- Schulanfangsphase 
- Lese-Rechtschreibschwäche 
- Klasseninterventionen 
- Personenzentrierte Gesprächsführung und Beratung 
- Kollegiale Beratung 
- Schuldistanz 
- Gewaltprävention und Krisenintervention 
 

� Produktübergreifende Tätigkeit, z. B. 20 - 30 % 
- Kooperation von Schule und Jugendhilfe 

 
Einrichten von Fachkompetenz-Teams 
Zur Effizienz-Steigerung schulpsychologischer Maßnahmen und der Verbreitung schulpsycholo-
gischen Wissens werden bezirksübergreifende Fachkompetenz-Teams eingerichtet. Sie sollen 
durch effektives Wissensmanagement dazu beitragen, dass alle 12 Beratungszentren über einen 
gemeinsamen aktuellen fachlichen Informationsstand verfügen. Fachteams befassen sich bereits 
mit dem Bereich Gewaltprävention und Krisenintervention sowie mit Begabungsförderung und 
Unterstützung der Schulen bei LRS-Problemen. 
 
Kooperation und Vernetzungen 
Angesichts der neuen Anforderungen ist neben der Bündelung aller Hilfsangebote, der Intensi-
vierung der Kooperation zwischen den verschiedenen Diensten und Unterstützersystemen der 
Berliner Schule auch zu klären, welche Kooperationspartner gewonnen werden können und 
welche Netzwerke genutzt bzw. aufgebaut werden müssen. 
 

8.7 Staatliche Europa-Schule Berlin (SESB) 
 
Eines der zentralen bildungspolitischen Vorhaben Berlins beim Aufbau eines hauptstadtgemä-
ßen Schulangebots ist die Staatliche Europa-Schule Berlin (SESB) mit ihrem Modell einer konse-
quenten bilingualen Erziehung. Hier wird durch das Lernen in zwei gleichberechtigten Unter-
richtssprachen (Deutsch und jeweils eine weitere europäische Verkehrssprache) von  Beginn der 
Grundschule mit Jahrgangsstufe 1 an den Forderungen von KMK und EU-Kommission nach 
diversifizierten und verbesserten Fremdsprachenkenntnissen in innovativer Weise Rechnung ge-
tragen. Darüber hinaus wird die Pflege der Muttersprachen von wichtigen in der Stadt leben-
den Gruppen ermöglicht und durch die gemeinsame und gleichberechtigte Erziehung der bei-
den Schülergruppen ein vorbildlicher Beitrag zu praktizierter Toleranz in einer jeden SESB-Klasse 
geleistet.  
 
Im Wesentlichen sollen die bisher eingerichteten 9 Sprachkombinationen konsolidiert werden: 
jeweils Deutsch mit Englisch, Französisch, Russisch, Griechisch, Italienisch, Spanisch, Polnisch, 
Portugiesisch oder Türkisch.  
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Derzeit gibt es 18 SESB-Grundschulstandorte: vier mit der Sprachkombination Deutsch-Franzö-
sisch, drei mit der Sprachkombination Deutsch-Russisch, je zwei mit den Sprachkombinationen 
Deutsch-Englisch, -Russisch, -Spanisch, -Italienisch, -Griechisch und je einen mit den Sprach-
kombinationen Deutsch-Türkisch, Deutsch-Portugiesisch, Deutsch-Polnisch. 
 
Weiterführende allgemeinbildende Schulen sind für alle 9 Sprachkombinationen festgelegt. Im 
Schuljahr 1999/2000 sind die ersten Schülerinnen und Schüler der SESB mit den Sprachkombi-
nationen Deutsch-Englisch, Deutsch-Französisch, Deutsch-Russisch in die 7. Klassen übergegan-
gen, sodass an diesen weiterführenden allgemeinbildenden Schulen sich derzeit SESB-Klassen 
der Jahrgangsstufen 7 bis 13 befinden. 
 
Im Schuljahr 2001/2002 sind die ersten Schülerinnen und Schüler der SESB mit den Sprach-
kombinationen Deutsch-Spanisch, Deutsch-Italienisch in die 7. Klassen übergegangen, im Schul-
jahr 2002/2003 die ersten mit den Sprachkombinationen Deutsch-Türkisch, Deutsch-Griechisch, 
2004/2005 die ersten Schülerinnen und Schüler mit der Sprachkombination Deutsch-Portugie-
sisch, und 2005/2006 auch die ersten Schülerinnen und Schüler der SESB mit der Sprachkom-
bination Deutsch-Polnisch. 
 
Da vorläufig noch bei allen neun Sprachkombinationen in jedem Schuljahr eine weitere Jahr-
gangsstufe bzw. weitere Klassen hinzukommen, müssen jährlich Neueinstellungen der Lehrkräf-
te der nichtdeutschen Sprache gewährleistet sein. Ohne sie ist der Kern des Modells und damit 
der Schulversuch SESB nicht weiter entwickelbar. Im Bereich der Grundschulen der SESB war 
bis zum Schuljahr 2005/2006 ein spezielles unterrichtsergänzendes Nachmittagsangebot bis 
16:00 Uhr Teil des Modells. Ab Schuljahr 2006/2007 gehören die SESB-Grundschulstandorte zu 
den gebundenen Ganztagsgrundschulen, in deren Rahmen weiterhin ein spezielles Nachmit-
tagsangebot gemacht wird.  Da hier bislang in der Regel nur deutschsprachige Erzieher arbei-
ten, muss das Angebot wegen der bilingualen Intention der Einrichtung mittelfristig auch mit 
muttersprachlichen Erziehern der Partnersprachen ausgestattet werden.  
 
Die Grundschulstandorte der SESB werden seit 1993 als Schulversuch geführt. Nach der Einrich-
tung (für die einzelnen Sprachkombinationen unterschiedlich) behalten sie diesen Status noch 
mindestens bis Ende des Schuljahres 2006/2007 und sollen danach in Schulen besonderer pä-
dagogischer Prägung überführt werden. 
 
Vor Überführung der SESB-Grundschulen in Schulen besonderer pädagogischer Prägung sollte  
durch unabhängige Wissenschaftler festgestellt werden, welche besonderen Bedingungen der 
SESB erhalten bleiben müssen. Derzeit wird versucht, die Universitäten für diese Aufgabe zu 
gewinnen, ohne dass der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport hierdurch zusätzli-
che Kosten entstehen.  
 
Die Standorte der weiterführenden Schulen der SESB werden seit 1999 für den Bereich der 
Sekundarstufe I und seit 2003 für den Bereich der Sekundarstufe II als Schulversuch geführt. 
Eine Überführung der SESB in Schulen besonderer pädagogischer Prägung ist frühestens zum 
Ende des Schuljahres 2008/2009 zunächst nur für die 3 Pilotsprachkombinationen Deutsch-
Englisch, -Französisch, -Russisch vorgesehen. Während der Schulversuchszeit ist eine praxisbe-
gleitende intensive Fortbildung der SESB-Lehrkräfte hinsichtlich der didaktischen und methodi-
schen Besonderheiten des Partnersprachkonzepts nötig - differenziert nach den Erfordernissen 
der einzelnen Jahrgangsstufen. Hierfür sind dem LISUM Ressourcen zur Verfügung gestellt 
worden. Darüber hinaus erhält das LISUM seit 2001 jährlich anlassbezogen Anrechnungsstun-
den für die Moderatoren der verschiedenen Muttersprachen aus dem SESB-Pool der Senatsver-
waltung für Bildung, Jugend und Sport für die Fortbildung der SESB-Lehrkräfte und die Erstel-
lung und Sichtung bilingualen Unterrichtsmaterials zunächst bis zum Ende der Schulversuchs-
zeit.  
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Gemeinsam mit den Bezirken, in denen SESB-Standorte liegen, ist weiterhin sicherzustellen, 
dass die notwendigen Neuanschaffungen von partnersprachlichem Lehr- und Lernmaterial fi-
nanziell unterstützt und auch die Ausstattung des Nachmittagsbereichs der SESB-Grundschul-
standorte besonders gefördert wird. 
 
Durch die In-Kraftsetzung des neuen Schulgesetzes für das Land Berlin zum 1. Februar 2004 
und die hiermit verbundenen Änderungen müssen alle bestehenden Genehmigungsschreiben 
zum Schulversuch SESB angepasst werden. Besonders betroffen sind die Grundschulstandorte 
der SESB, da seit 2005/2006 die Vorklassen, in denen in der Regel die bilinguale Ausbildung 
begonnen wurde, weggefallen sind. 
 
Die Eingangsvoraussetzungen für Schülerinnen und Schüler in Klasse 1 der SESB mussten des-
halb neu formuliert werden. Sie müssen ab dem Schuljahr 2006/2007 nachweisen, dass sie ei-
ne der beiden Sprachen der SESB wie eine Muttersprache beherrschen und darüber hinaus in 
der zweiten Sprache über mindestens passive Sprachkenntnisse verfügen. Um hierfür die Vor-
aussetzungen zu schaffen, fanden intensive Gespräche zwischen SESB-Grundschulen und bilin-
gualen Kitas gleicher Sprachkombination statt, die die vorschulische Vorbereitung der SESB-
Schüler übernehmen sollen, ohne dass durch den Besuch einer entsprechenden Kita ein Rechts-
anspruch auf Übernahme in die Klasse 1 einer bestimmten SESB erworben wird. 
 
Der Besuch entsprechender bilingualer Kitas beruht auf Freiwilligkeit; die erforderlichen Sprach-
kenntnisse können auch auf andere Weise erworben werden. Trotzdem haben alle SESB-
Grundschulstandorte Kontakt zu mindestens einer bilingualen Kita gleicher Sprachkombination. 
Diese bilingualen Kitas können sich zu „Europa-Kitas“ entwickeln, wenn sie dem Konzept zur 
Einrichtung derartiger Kitas entsprechen, das derzeit erarbeitet wird.  
 
 

9. Schulformbezogene und fächerübergreifende Reformschwerpunkte 

9.1 Grundschule 
 
In der Grundschule lernen alle Kinder sechs Jahre gemeinsam in einer kindgerechten und leis-
tungsfördernden Lernumgebung. Zu den Aufgaben der Grundschule gehört es, jedes Kind in 
der Entwicklung seiner Persönlichkeit zu unterstützen, systematisches Lernen zu ermöglichen 
sowie grundlegende Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten zu vermitteln, die in den Schulen 
des Sekundarbereichs weiter entwickelt werden.  
 
Mit Beginn des Schuljahres 2004/2005 traten neben neuen Rahmenlehrplänen zahlreiche Rege-
lungen in Kraft, die die Qualität der Bildung für Kinder in der Grundschule verbessern sollen: 
Ab dem Schuljahr 2005/2006 sind alle Grundschulen, die nicht zu den 46 Ganztagsgrundschu-
len gehören, verlässliche Halbtagsgrundschulen mit einem offenen Ganztagsangebot - direkt in 
den Schulen oder am Standort eines Freien Trägers.  
 
Seit dem Schuljahr 2005/2006 ist der Schuleintritt um ein halbes Jahr vorverlegt und die Schul-
anfangsphase - bestehend aus den Jahrgangsstufen 1 und 2 -  flexibilisiert. Damit einher geht 
die Abschaffung der Vorklassen zu Gunsten einer für alle Kinder gewährleisteten Elementarbil-
dung in den Kindertageseinrichtungen. Künftig werden alle Kinder in die Schulanfangsphase 
eingeschult; auf Zurückstellungen wird verzichtet. Die Verweildauer in der Schulanfangsphase 
kann zwischen ein und drei Jahren betragen. Dadurch wird eine frühe Förderung aller Kinder 
möglich und eine Veränderung des Lehrens und Lernens in der Grundschule weiter befördert, 
da Kinder in der Altersmischung in ihrer Verschiedenheit akzeptiert werden und Lernangebote 
erhalten, die ihrem individuellen Entwicklungsstand entsprechen.  
 



 

 

52

 

Das Lernen in jahrgangsübergreifenden Lerngruppen - so zeigte der Schulversuch „JÜL“ (Jahr-
gangsübergreifendes Lernen), der seit 1999 durchgeführt wurde - bietet besondere Chancen 
für die Entwicklung sozialer Kompetenz und für ein Voneinander- und Miteinander-Lernen.  
 
Ab Jahrgangsstufe 3 wird Englisch oder Französisch als erste Fremdsprache gelernt. In den 
Jahrgangsstufen 5 und 6 ist eine temporäre äußere Differenzierung möglich. Darüber hinaus 
sind die Fächer Naturwissenschaften (Biologie, Physik, Chemie, Technik) und Gesellschaftswis-
senschaften (Geografie, Geschichte, Politische Bildung) neu strukturiert und ihre Stundenanteile 
erweitert worden. 
 
Moderne Grundschuldidaktik ist durch die Balance zwischen Kind- und Sachorientierung ge-
kennzeichnet, vermeidet daher eine Zersplitterung der Fächer und bezieht fachübergreifenden 
und fächerverbindenden Unterricht ein. Der Unterricht knüpft an der Lernfreude, am Weltver-
stehen und an den Erfahrungen der Kinder an, fördert individuelle Begabungen und weckt 
bzw. erweitert Interessen. Besondere Bedeutung kommt der Förderung selbstgesteuerten Ler-
nens zu. In diesem Zusammenhang sind Lernberatung und prozessbezogene Leistungsrückmel-
dungen ebenso von Bedeutung wie Vergleichsarbeiten und Standards, die auf zentrale Ziele 
der Fächer fokussiert sind. Vergleichsarbeiten eröffnen Kindern, Lehrkräften und Eltern Informa-
tionen über Lernschritte und Lernstand und ermöglichen eine Vergleichbarkeit über die Einzel-
schule hinaus. 
 
Die Akzeptanz der Unterschiedlichkeit der Kinder steht im Zentrum der Weiterentwicklung der 
Grundschule. Sie berücksichtigt individuelle Begabungspotenziale durch Individualisierung und 
Differenzierung und integriert lernschwache und behinderte Kinder. 
 
Im Zuge einer Veränderung der Lernkultur entwickelt sich die Grundschule zu einer inklusiven 
Schule, in der der Unterricht die individuellen Bedürfnisse möglichst aller Kinder - nicht nur der 
Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf - berücksichtigt. Individuelle Unterstützung, wie 
sie behinderten Kindern in Regelklassen zukommt, steht auch Kindern mit anderen Bedürf-
nissen zu, zum Beispiel auch Kindern mit besonderen Begabungen.  
 

9.2 Hauptschule 
 
Im Hauptschulbereich sind mit dem neuen SchulG wesentliche Veränderungen eingeleitet wor-
den, die dem Ziel dienen, eindeutige Verbesserungen im Bereich der Lesekompetenz, mathema-
tisch-naturwissenschaftlichen Kompetenz sowie insgesamt der Berufsfähigkeit zu erreichen. 
 
In Folge der Ergebnisse der PISA-Untersuchung stellt die deutliche Senkung der Zahl der zur 
Risikogruppe zählenden Schülerinnen und Schüler die zentrale Herausforderung der Hauptschu-
len in den nächsten Jahren dar. Die entsprechenden Maßnahmen werden eng mit den Gesamt-
schulen und den Sonderschulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen abgestimmt. 
 
Folgende Schwerpunkte stehen im Zentrum:  
� Im neuen SchulG und der neuen VO SEK I wird die Bedeutung und die Vorrangigkeit des 

Praxisbezugs und der Berufsorientierung des Unterrichts für alle Jahrgänge verankert. 
Damit werden Erkenntnisse aus der Lern- und Motivationsforschung für diesen Schülerkreis 
unmittelbar umgesetzt. 

� Die deutliche Senkung der Zahl der Schülerinnen und Schüler, die ohne Schulabschluss 
die Schule verlassen, ist als zentrale Aufgabe erkannt: Die Schulen sind angehalten und 
werden in dieser Aufgabe unterstützt, Lösungen für diesen Schülerkreis in ihren Schulpro-
grammen zu entwickeln.  
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� Das in engem Zusammenhang damit stehende Problem der hohen Zahl schuldistanzierter 
Schülerinnen und Schüler, besonders in den Hauptschulen, rückt ins Zentrum der Arbeit 
durch eine detaillierte Handreichung für Schule und Jugendhilfe, eine regelmäßige Abfrage 
in den Schulen sowie Beratung und Unterstützung der Hauptschulen. 

� Mit der neuen Versetzungsregelung des SchulG und der VO SEK I verbleiben Schülerin-
nen und Schüler der Hauptschule in der Regel bis zum Ende der Klasse 9 in ihren Klassen-
verbänden. Durch die Versetzung in die 10. Klasse, die durch eine spezielle Nachverset-
zungsregelung noch zum Ende des 1. Halbjahres der 10. Klasse möglich ist, wird der 
Hauptschulabschluss erworben. Diese Neuregelungen erfordern eine auf individuelle För-
derung und Rückmeldung ausgerichtete Unterrichtskultur und bieten die Chance, mehr 
Schülerinnen und Schüler zu Schulabschlüssen zu führen.  

� Durch die im neuen SchulG festgelegte Kooperation der Bereiche Schule und Jugend-
hilfe und die Entwicklung erfolgreicher Kooperationsmodelle werden Voraussetzungen ge-
schaffen, der sozialen Problematik hinter schulischem Misserfolg zu begegnen. Gute Be-
treuungssysteme in Verbindung mit motivierenden Lernstrukturen bieten die Chance zum 
Erfolg. 

� Für Schülerinnen und Schüler, die nicht erfolgreich in ihren Klassen lernen, werden Sonder-
formen der Beschulung angeboten, wie Praxisklassen, Klassen im „Produktiven Lernen“ 
bzw. Gruppen zur Reintegration in die Schule in Zusammenarbeit mit der Jugendhilfe. 

� Durch engere Kooperationen mit der Wirtschaft wird in Verbindung mit einer genaue-
ren Kenntnis der Arbeits- und Berufswelt eine Steigerung der Anstrengungs- und Lernbe-
reitschaft angestrebt. Grenzen des Erfolgs dieser Kooperation liegen allerdings bisher in der 
z. Z. sehr geringen Zahl der Vermittlung von Schülerinnen und Schüler mit Hauptschul- 
bzw. erweitertem Hauptschulabschluss in Ausbildung auf dem 1. Arbeitsmarkt.  
 

Ziel des „Berliner Netzwerks Hauptschulen“ ist - orientiert am erfolgreichen Hamburger 
Modell im Rahmen des Konzepts „Teamarbeit für Deutschland“ - in enger Zusammenarbeit 
zwischen Schulen, Arbeitsagentur und Unternehmen eine deutliche und nachweisbare Steige-
rung der Vermittlungszahlen von Schülerinnen und Schüler mit Hauptschulabschluss und erwei-
tertem Hauptschulabschluss in Ausbildung. 

 
Die Hauptschule vermittelt ihren Schülerinnen und Schülern eine grundlegende allgemeine Bil-
dung und ermöglicht ihnen entsprechend ihren Leistungen und Neigungen eine Schwerpunkt-
bildung. Diese befähigt sie, nach Maßgabe der Abschlüsse ihren Bildungsweg vor allem in be-
rufs-, aber auch in studienqualifizierenden Bildungsgängen fortzusetzen. 
 
Dazu wird der Unterricht in den Jahrgangsstufen 7 und 8 in allen Fächern handlungsbezogen 
mit anschaulichen, praxisorientierten Aufgabenstellungen aus der Lebens- und Erfahrenswelt 
der Schülerinnen und Schülern gestaltet. Insbesondere in den Fächern Deutsch, Mathematik 
und Englisch werden kleinschrittige Lernergebnisse durch kontinuierliches Üben gesichert und 
durch individuelle Förder- und Entwicklungspläne weiterentwickelt. Die Berufsorientierung wird 
frühzeitig im Fach Arbeitslehre durch Einbeziehung außerschulischer Lernorte vorbereitet, insbe-
sondere in Form von gezielten Betriebserkundungen, Begegnungen mit Auszubildenden und 
Einsatz des Berufswahlpasses. 
 
In den Jahrgangsstufe 9 und 10 werden die Schülerinnen und Schüler entsprechend der Prog-
nose Ende der Jahrgangsstufe 8 in sog. Stammklassen durch zusätzlichen Unterricht in den 
Kernfächern auf den mittleren Schulabschluss vorbereitet bzw. vorrangig praxisbezogen und 
berufsorientiert unterrichtet. Die Schulen können im Rahmen ihrer Schulprogrammgestaltung 
für diese Schülerinnen und Schüler auch Praxisklassen oder Klassen für „Produktives Lernen“ 
einrichten.  
 
Der Unterricht in Praxisklassen bereitet durch verstärkte individuelle Förderung und fachprakti-
sche Grundunterweisung auf den Hauptschulabschluss und den Übergang in eine Berufsausbil-
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dung oder berufsvorbereitende Maßnahmen vor. Bei positiver Leistungsentwicklung können 
Schülerinnen und Schüler nach Entscheidung der Klassenkonferenz in der Regel zum Beginn 
des Schulhalbjahres in Stammklassen überwechseln.  
 
In den Klassen für Produktives Lernen, in denen alle Schulabschlüsse der SEK I erreicht werden 
können,  wird Lernen in der Praxis an selbst gewählten beruflichen Tätigkeitsorten durchge-
führt und ergänzt durch anwendungsbezogene Lernbereiche und Unterrichtsfächer. Der Unter-
richt wird auf der Grundlage individueller Curricula gestaltet.  
 
Ziel der Hauptschule ist der Mittlere Schulabschluss bzw. der Erweiterte Hauptschulabschluss 
am Ende der Jahrgangsstufe 10, mindestens jedoch der Hauptschulabschluss, der durch Verset-
zung in die Klassenstufe 10 erreicht wird. 
 
Die insgesamt sinkenden Schülerzahlen in Berlin wirken sich auch auf den Bestand von Haupt-
schulen aus. Im Schuljahr 2005/2006 besuchten 13.676 Schülerinnen und Schüler 55 öffentliche 
Hauptschulen, davon waren 5.580 Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache (40,2 %). Mit wei-
teren Schulschließungen ist in den nächsten Jahren zu rechnen. 
 

9.3 Realschule 
 
Aufgaben - Ausgangslage 
Die Berliner Realschule umfasst die Klassen 7 bis 10. Sie wird vor allem von denjenigen Schüle-
rinnen und Schülern gewählt, die zielgenau den Erwerb des Mittleren Schulabschlusses am 
Ende der 10. Klasse anstreben. Dieser ermöglicht den Realschulabsolventen den Eintritt in eine 
berufliche Ausbildung mit gesteigerten Anforderungen sowie - unter bestimmten Vorausset-
zungen - den Übergang in studienqualifizierende Bildungsgänge.  
 
Das neue Schulgesetz ermöglicht es den Realschulabsolventen, einen diesem Bildungsgang ad-
äquaten Abschluss in einem zentralen Prüfungsverfahren zu erwerben. 2005/2006 ist dieses 
Abschlussverfahren am Ende der 10. Klasse zum ersten Mal durchgeführt und der Mittlere 
Schulabschluss erteilt worden. Mit diesem ist bei Erfüllung bestimmter Voraussetzungen der 
Übergang in eine gymnasiale Oberstufe möglich oder bei Nichterreichen des mittleren Schulab-
schlusses unter bestimmten Bedingungen die Gleichwertigkeit mit dem erweiterten Hauptschul-
abschluss erreicht. Bereits mit der Versetzung von der 9. in die 10. Klasse erhält man das 
Zeugnis über die Gleichwertigkeit mit dem Hauptschulabschluss. 
 
Es gibt in Berlin 94 Realschulen, davon sind 68 öffentliche, 12 in privater Trägerschaft, neun 
verbundene Haupt- und Realschulen und fünf Realschulklassen an den Schulen der Sekundar-
stufe I mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt. Die Zahl der Schülerinnen und Schüler an 
öffentlichen Realschulen sank von 30.522 (1996/97) auf 23.077 (2005/2006). 15 bis 25 % eines 
Schülerjahrganges entscheiden sich am Ende der Grundschulzeit für den Übergang in eine Re-
alschule. An Realschulen ist die Zahl der Schulabbrecher ohne Abschluss mit im Durchschnitt 
3 % relativ gering.  
 
Der Unterricht an den Realschulen gliedert sich auf in den Pflicht-, Wahlpflicht- und Wahlbe-
reich. Die Pflichtfächer machen etwa fünf Sechstel aus und finden im Klassenverband statt. 
Teilungsunterricht in den naturwissenschaftlichen und sprachlichen Fächern ermöglicht ein in-
tensives Lernen in kleineren Gruppen.  
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Im Wahlpflichtunterricht können den Neigungen und individuellen Leistungsstärken entspre-
chende Lernschwerpunkte gebildet werden. Der Wahlpflichtunterricht in der Realschule ist ein 
konsequent fachübergreifendes und fächerverbindendes Unterrichtsprogramm. Der Umfang 
beträgt in den Jahrgangsstufen 7 bis 10 mindestens 14 Wochenstunden. Je nach Profil kann 
die einzelne Schule folgende Wahlpflichtfächergruppen anbieten: 
� Kurs I: Mathematisch-naturwissenschaftlicher Bereich sowie Informatik 
� Kurs II: Fremdsprachlicher Bereich (Französisch, Spanisch, Russisch oder Englisch, jeweils als 

2. Fremdsprache) 
� Kurs III: Wirtschaftlicher Bereich (Wirtschaft, Recht und ggf. Technik in Verbindung mit Kurs 

I) 
� Kurs IV: Dem Schulprogramm entsprechende Kurse nach Entscheidung der Schulkonferenz 

(auf Vorschlag der Gesamtkonferenz), die auf der Grundlage eigener Curricula gestaltet 
werden. 

 
Die optimale Organisationsgröße für Realschulen liegt bei 3 bis 4 Zügen; das macht sie in der 
Regel zu kleinen überschaubaren Schulen und ermöglicht den direkten Kontakt der Lehrerschaft 
zu den Schülerinnen und Schülern sowie deren Eltern. Geschätzt wird, dass dadurch kaum 
Anonymität entsteht und eine stärkere Identifikation mit der Schule möglich ist. Dies wird 
durch die relativ geringe Zahl der Schuldistanzierten an Realschulen bestätigt. Positiv wirkt sich 
hier auch aus, dass die Einzelschulen eine schulinterne Schwerpunktsetzung und/ 
oder eine besondere Profilbildung vornehmen.  
 
Schülerinnen und Schüler, die in Klassenstufe 7 in der Realschule aufgenommen werden, haben 
eine Probezeit , diese beträgt ein Schulhalbjahr. Die Probezeit ist ein Steuerungsinstrument, das 
den Eltern eine Möglichkeit gibt, ihre Entscheidung für die Realschule zu revidieren. 
 
Entwicklungsmerkmale 
Profilbildung, Schulprogramm-Entwicklung und schulinterne Schwerpunktsetzungen der 
Realschulen führen zu Angeboten, die bestimmt werden von 
� der steigenden Relevanz von Leistungserbringung, -ermittlung und -überprüfung in Form 

von standardisierten Vergleichsarbeiten und Tests sowie 
� den sich verändernden Anforderungen in zahlreichen Ausbildungsberufen.  
 
Exemplarisch seien genannt:  
� Verstärkter Fremdsprachenunterricht (Bilinguale Züge an Realschulen deutsch-englisch und 

deutsch-französisch sowie ein verstärkter Französischunterricht; Versuche mit dem Fremd-
sprachenportfolio; Wirtschaftsenglisch; Kommunikationsfranzösisch; Staatliche Europaschule 
mit deutsch-italienischem Zug, deutsch-griechischem Zug und deutsch-portugiesischem Zug) 

� Verzahnung des Fachunterrichts mit Elementen von eLearning 
� Entwicklung und Erprobung eines Konzeptes Realschule als Wirtschaftsschule 
� Entwicklung eines Ganztagskonzeptes für Realschulen 
� Kooperationsbeziehungen und Partnerschaften mit der Wirtschaft (Berufsorientierung; Ko-

operationsbeziehungen mit Ausbildungsbetrieben für Betriebspraktika; Kooperation mit Be-
rufsschulen; Schülerseminare durch Externe) 

� Maßnahmen zur Verbesserung der Unterrichtsqualität in verschiedenen Fächern (Steigerung 
der Effizienz des mathematisch-naturwissenschaftlichen Unterrichts (Sinus-Transfer); Neu-
entwicklung der realschulspezifischen Curricula im Wahlpflichtbereich) 

� Intensivierung von sozialpädagogischen Maßnahmen 
� Interne Evaluationsmaßnahmen (fachspezifische Standards der Fachkonferenzen/Schulkon-

ferenz, Zielvereinbarungen mit Schülern/Lehrern, Qualitätszirkel, interne Vergleichsarbeiten 
in allen Klassenstufen)  

 
Mit der Verkürzung des gymnasialen Bildungsganges an den Gymnasien und Gesamtschulen 
und der Zielsetzung einer Angleichung der Stundentafeln in allen Schularten der Sekundarstu-
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fe I im Hinblick auf annähernd gleiche Voraussetzungen für den Mittleren Schulabschluss mit 
zentralen Prüfungen wird auch die Stundentafel der Realschule erweitert und damit den Stun-
dentafeln des Gymnasiums und der Gesamtschule angepasst.  
 

9.4 Verbundene Haupt- und Realschule 
 
Mit der Verbundenen Haupt- und Realschule ist gemäß § 17 des Schulgesetzes für Berlin eine 
Regelform für die Verbindung von Haupt- und Realschulen geschaffen worden. In ihr werden 
die Bildungsgänge der Haupt- und Realschule pädagogisch und organisatorisch zusammenge-
fasst. Beide Bildungsgänge werden in der Weise aufeinander bezogen ausgestaltet, dass sie ein 
Höchstmaß an Kooperation und Durchlässigkeit sichern. Dazu werden 
� die Organisation des Unterrichts beider Bildungsgänge koordiniert, 
� die Umsetzung der Rahmenlehrpläne, die schuleigenen Curricula sowie der Einsatz der 

Lehr- und Lernmittel aufeinander abgestimmt, 
� abgestimmte Kriterien für die Leistungsbewertung entwickelt. 
 
Im Rahmen des Schulprogramms legt jede verbundene Haupt- und Realschule den Umfang der 
Zusammenarbeit zwischen beiden Bildungsgängen im unterrichtlichen und außerunterrichtlichen 
Bereich fest. Die pädagogische Kooperation kann dabei insbesondere festgelegt werden in 
Form  
� von bildungsgangübergreifendem Unterricht in einzelnen Unterrichtsfächern oder Lernberei-

chen, 
� einer individuellen Teilnahme von Schülerinnen und Schülern am Unterricht in einzelnen 

Fächern oder Lernbereichen des jeweils anderen Bildungsganges, 
� einer Zusammenfassung der Schülerinnen und Schüler beider Bildungsgänge in projektbe-

zogenen Unterrichtsabschnitten und in Aufgabengebieten, 
� gemeinsamer Durchführung von berufsorientierendem Unterricht, 
� gemeinsamen außerunterrichtlichen Zusatzangeboten und Aktivitäten. 
 
Schülerinnen und Schüler der verbundenen Haupt- und Realschule sind jederzeit einem der 
beiden Bildungsgänge zugeordnet. Am Ende jedes Schuljahres wird die Zuordnung zum Bil-
dungsgang der Hauptschule durch die Klassenkonferenz überprüft. Sofern der Leistungsstand 
und die Leistungsbereitschaft eine erfolgreiche Teilnahme am Unterricht des Bildungsganges 
der Realschule erwarten lassen, gibt die Klassenkonferenz eine entsprechende Empfehlung ab; 
über einen Wechsel entscheiden die Erziehungsberechtigten nach entsprechender Beratung 
durch die Schule. 
 

9.5 Gesamtschule 
 
Ausgangslage nach dem neuen Schulgesetz 
Die Gesamtschule umfasst die Jahrgangsstufen 7 bis 10 und integriert den Unterricht der Bil-
dungsgänge der Hauptschule, der Realschule und des Gymnasiums. Gesamtschulen können mit 
einer Grundschule und/oder mit einer gymnasialen Oberstufe verbunden sein. 
 
Die wesentlichen Strukturelemente der Gesamtschule bleiben auch mit dem neuen Schulgesetz 
erhalten: Unterricht in Kerngruppen und in differenzierten Gruppen, die äußere Fachleistungs-
differenzierung in den Fächern Deutsch, Englisch, Mathematik und den Naturwissenschaften, 
der differenzierte Wahlpflichtbereich mit einer konsequenten, abschlussbezogenen Neigungs-
differenzierung und das Offenhalten der Bildungsgänge und Abschlüsse bis zum Ende der 
10. Jahrgangsstufe. Darüber hinaus wird der fächerübergreifende und projektorientierte Ansatz 
besonders im Rahmen des Wahlpflichtbereichs gefördert. Schulpädagogisch hat die Gesamt-
schule den Auftrag, jede Schülerin und jeden Schüler individuell zu fördern, sozial bedingte 
unterschiedliche Bildungschancen der Jugendlichen so weit wie möglich auszugleichen und die 
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Schülerinnen und Schüler in einer Schule für alle so zu integrieren, dass sie die Berufsfähigkeit 
bzw. die Studierfähigkeit erlangen und zugleich optimal auf das Zusammenleben in einer de-
mokratischen Leistungsgesellschaft vorbereitet werden.  
 
Die Schülerinnen und Schüler der Gesamtschule können entsprechend den individuellen Leis-
tungen am Ende der 9. Jahrgangsstufe den Hauptschulabschluss und am Ende der 10. Jahr-
gangsstufe den Erweiterten Hauptschulabschluss, nach erfolgreicher Prüfung den mittleren 
Schulabschluss und die Berechtigung zum Übergang in die gymnasiale Oberstufe erwerben. 
 
Im Schuljahr 2005/06 bestehen in Berlin 56 öffentliche und 13 private Gesamtschulen, davon 
39 mit einer gymnasialen Oberstufe. 50 Gesamtschulen werden als Ganztagsschulen geführt. 
Die Klassenstufen 7 bis 10 wurden im Schuljahr 2005/06 von 32.645 Schülerinnen und Schü-
lern besucht, das entspricht einem Anteil von ca. 35 % der Schülerinnen und Schüler der Se-
kundarstufe I. 9.574 Schülerinnen und Schüler besuchen derzeit die gymnasialen Oberstufen 
der Gesamtschulen.  
 
Entwicklungsmerkmale  
Das neue Schulgesetz führt in der Gesamtschule zu folgenden Veränderungen: 
� In der 10. Jahrgangsstufe wird der mittlere Schulabschluss durch eine Prüfung erworben. 
� Voraussetzung für die Versetzung in die gymnasiale Oberstufe ist das Bestehen der Prüfung 

des mittleren Schulabschlusses und das Erfüllen der Versetzungsbedingungen. 
� Gesamtschüler können je nach erfüllten Leistungsvoraussetzungen eine zweijährige gymna-

siale Oberstufe, bestehend nur aus der zweijährigen Qualifikationsphase, oder eine dreijäh-
rige gymnasiale Oberstufe, bestehend aus der Einführungsphase im 11. Jahrgang und der 
zweijährigen Qualifikationsphase, besuchen. 

� Auch eine Gesamtschule kann einen altsprachlichen Zug ab der Jahrgangsstufe 5 führen. 
 
Ab Schuljahr 2006/2007 wird der 7. Jahrgang der Gesamtschule aufsteigend mit erweiterten 
Stundentafeln arbeiten. Dies ergibt sich aus der Schulzeitverkürzung und den damit im 
11. Jahrgang wegfallenden Unterrichtsstunden. Um den Anforderungen der Kultusministerkon-
ferenz an ein gültiges Abitur genüge zu tun, werden Unterrichtsstunden auf die davor liegen-
den Jahrgänge umverteilt. Diese Umstrukturierungen werden sich vor allem auf die Kernfächer 
Deutsch, Mathematik und die Fremdsprachen auswirken.  
 
Die optimale Organisationsgröße der Gesamtschulen liegt bei sechs Zügen, die untere bei vier, 
die obere bei acht Zügen. Eine Dreizügigkeit wird insbesondere im Privatschulbereich toleriert.  
 
Heterogenität in der Zusammensetzung der Schülerschaft ist ein wesentliches Organisationsziel. 
Mit der idealen Organisationsgröße von sechs Zügen können die Gesamtschulen ihr vielfältiges 
Differenzierungsangebot im leistungsdifferenzierten Unterricht und im Wahlpflichtbereich opti-
mieren und eine tragfähige gymnasiale Oberstufe gewährleisten. Der Verbund mit einer gym-
nasialen Oberstufe ist fördernswert, da diese Gesamtschulen für eine besonders leistungsfähige 
Schülerschaft aus bildungsorientierten Elternhäusern eine größere Akzeptanz besitzen und dar-
um stärker nachgefragt sind. Ob jede Gesamtschule mit gymnasialer Oberstufe gleichzeitig die 
zwei- und die dreijährige Form organisieren kann, wird nach dem aktuellen Bedarf zu ent-
scheiden sein. 
 
Bei gleichbleibendem Wahlverhalten der Eltern und aufgrund der allgemeinen Schülerzahlen-
entwicklung in Berlin können weitere Zusammenlegungen von Gesamtschulen in einigen östli-
chen Bezirken erforderlich werden. Ebenso könnten Kooperationen von gymnasialen Oberstufen 
der Gesamtschulen erforderlich werden, um ein umfassendes Kursangebot zu garantieren. 
 
Profilbildung an den Berliner Gesamtschulen 
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Besondere Organisationsformen in vielen Bereichen (etwa bei Stundentafeln, Förderungsformen 
und Differenzierungsangeboten oder Verbindung mit einer Grundschule) haben sich seit lan-
gem an einigen Gesamtschulen bewährt: Bettina-von-Arnim-Schule Reinickendorf, Fritz-Karsen-
Schule Neukölln, Walter-Gropius-Schule Neukölln, Moses-Mendelssohn-Schule Tiergarten, 
Hector-Peterson-Schule Friedrichshain-Kreuzberg.  
 
Züge der Staatlichen Europa-Schule Berlin führen folgende Gesamtschulen mit gymnasialer  
Oberstufe: Sophie-Scholl-Schule Schöneberg (Deutsch/Französisch, Deutsch/Spanisch), Friedens-
burg-Schule Charlottenburg-Wilmersdorf (Deutsch/Spanisch), Mildred-Harnack-Schule Lichtenberg 
(Deutsch/Russisch), Carl-von-Ossietzky-Schule Friedrichshain-Kreuzberg (Deutsch/Türkisch) und 
Robert-Jungk-Schule Charlottenburg-Wilmersdorf (Deutsch/Polnisch). 
 
Die Nelson-Mandela-Schule (Staatliche Internationale Gesamtschule mit Grundschule und gym-
nasialer Oberstufe), die am Modell der John-F.-Kennedy-Schule orientiert ist, befindet sich in 
der Ausbauphase. Sie soll den Kindern von Mitarbeitern des Auswärtigen Amtes, internationaler 
Konzerne und Verbände sowie einheimischer Bevölkerung gemeinsam ein besonderes Unter-
richtsangebot und zusätzliche international anerkannte Abschlüsse anbieten. 
 
Daneben haben viele Gesamtschulen bereits spezifische Profile entwickelt, die in besonderem 
Maße die Leistungsfähigkeit der Schülerinnen und Schüler in bestimmten Fächern steigern sol-
len und gleichzeitig ihren Neigungen und Interessen entgegenkommen. 
Profile in den Gesamtschulen: 
� bilinguale Züge mit verstärktem Englischunterricht und englischsprachigem Unterricht in 

einzelnen Sachfächern (z. Z. an 15 Gesamtschulen mit gymnasialen Oberstufen)  
� besondere Sprachenangebote in der 2. oder 3. Fremdsprache, u. a. Latein, Spanisch, Rus-

sisch, Polnisch, Japanisch, Türkisch für deutsche und türkische Schülerinnen und Schüler, 
Portugiesisch (als Arbeitsgemeinschaft), Wahlpflichtunterricht in englischer Sprache 

� Sportleistungszüge (Werner-Seelenbinder-Schule, Poelchau-Schule) 
� Musik-Leistungszüge (Clay-Schule) 
� sport-, kunst- und musikbetonte Züge 
� Schwerpunkt Ökologie 
� Schwerpunkt informations- und kommunikationstechnische Bildung 
� Schwerpunkt Mathematik/Naturwissenschaften 
� Besondere Förderformen für Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache 
� Integration behinderter Schülerinnen und Schüler 
� UNESCO-Schulen 
� Verbindung mit einer gymnasialen Oberstufe 
� Verbindung mit einer Grundschule 
 
Die Gesamtschulen arbeiten im Sinne der Schulprogrammentwicklung weiter an der Verbesse-
rung der Unterrichtsqualität und an der weiteren Ausprägung des Schulprofils. Ein besonderer 
Schwerpunkt ist die Förderung von Schülerinnen und Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache, 
leistungsschwacher wie auch besonders leistungsstarker Schülerinnen und Schülern in einem 
integralen Rahmen. Durch die Projekte zur Verhinderung von Schulabbruch und das Projekt 
„Weiterentwicklung von Gesamtschulen in Berlin“ (GeBen) wird diese Entwicklungsarbeit unter-
stützt und evaluiert. 
 
Auch durch die Beteiligung vieler Gesamtschulen am BLK-Transferansatz zur Steigerung der 
Effizienz des mathematisch-naturwissenschaftlichen Unterrichts (SINUS-Transfer) wird der Wei-
terentwicklung in diesem Bereich Rechnung getragen. 
 
Die schulartspezifischen Aufgaben der Gesamtschule mit einer heterogenen Schülerschaft lassen 
sich im Organisationsrahmen einer Ganztagsschule besser erfüllen. Entwicklungsmerkmale zum 
Ausbau förderlicher ganztägiger Angebote sind in Kapitel 7.4 beschrieben. 
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9.6 Gymnasien 
 
Ausgangslage 
78.105 Schülerinnen und Schüler besuchten im Schuljahr 2005/2006 die 104 öffentlichen Gym-
nasien im Land Berlin. Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache sind dabei 
mit einem Anteil von 14,3 % vertreten. In den Klassenstufen 7 bis 10 bzw. 5 bis 10 liegt er 
bei 16,6 % von insgesamt 46.050 Schülerinnen und Schülern.  

Der gymnasiale Bildungsgang umfasst in der Regel die Klassen- bzw. Jahrgangsstufen 7 bis 13 
(12); die Jahrgangsstufen 11 bis 13 werden unter dem Begriff "Gymnasiale Oberstufe" zusam-
mengefasst. 

Durch ein mit den aufsteigenden Klassen- und Jahrgangsstufen zunehmend differenziertes Sys-
tem aus Pflichtfächern und Wahlmöglichkeiten werden die Schülerinnen und Schüler unter Be-
rücksichtigung ihrer individuellen Begabungen und Neigungen zur Studierfähigkeit geführt. Der 
gymnasiale Bildungsgang wird mit dem Erwerb der Allgemeinen Hochschulreife (Abitur) abge-
schlossen. Bei entsprechenden Leistungen in der Real- oder in der Hauptschule kann in der 
Jahrgangsstufe 11 eine Aufnahme in die gymnasiale Oberstufe erfolgen. 
 
Entwicklungsmerkmale 
Das neue Schulgesetz gibt dieser traditionellen Beschreibung des gymnasialen Bildungsgangs 
drei neue Zielsetzungen: 
� Der Weg am Gymnasium wird stärker segmentiert durch die Teilnahme aller Gymnasiasten 

am Mittleren Schulabschluss. Nur wer die Prüfung des Mittleren Schulabschlusses bestan-
den hat und die Versetzungsbedingungen erfüllt, kann zukünftig in die gymnasiale Ober-
stufe aufsteigen. 

� Verkürzung des gymnasialen Bildungsgangs ab 2006/2007: In der Regelform des Gymnasi-
ums schließt sich an die Mittelstufe zukünftig eine zweijährige Qualifikationsphase an. Nur 
einige Gymnasien behalten zusätzlich die Einführungsphase im 11. Jahrgang. 

� Die Möglichkeiten des Übergangs aus der Haupt- oder Realschule in die gymnasiale Ober-
stufe sind nicht mehr an besondere Formen des Gymnasiums gebunden.  

 
Ab 2006/2007 wird der 7. Jahrgang der Regelform des Gymnasiums aufsteigend mit erweiter-
ten Stundentafeln arbeiten, weil die im 11. Jahrgang wegfallenden Unterrichtsstunden auf die 
davor liegenden Jahrgänge umverteilt werden, um trotz der Schulzeitverkürzung den Anforde-
rungen der Kultusministerkonferenz für ein bundesweit gültiges Abitur zu genügen. Dies führt 
zur Veränderung in der Schulorganisation. Schulen werden sich auf den Nachmittagsunterricht 
vorbereiten müssen oder den bisher freien Samstag nutzen für die Bewältigung einer Stunden-
tafel von bis zu 35 Unterrichtsstunden (etwa Jahrgang 10 und Oberstufe). Die Entscheidung 
darüber fällen die Schulen im Einvernehmen mit dem Schulträger. Diese Umstrukturierungen 
werden sich vor allem auf die Kernfächer auswirken: Deutsch, Mathematik und die Fremdspra-
chen, die als ein wesentliches Element der gymnasialen Bildung gelten. 
 
Zurzeit werden an Berliner Gymnasien fünfzehn Fremdsprachen als 1., 2., 3., teilweise auch als 
4. Fremdsprache oder als Arbeitsgemeinschaften(*) angeboten. Dies sind: Englisch, Französisch, 
Latein, Russisch, Alt- und Neugriechisch, Spanisch, Portugiesisch, Italienisch, Türkisch, Polnisch, 
Japanisch, Chinesisch, Tschechisch* und Arabisch*. 

Die oben dargestellte Veränderung der Stundentafeln hat auch Auswirkungen auf den Beginn 
des Fremdsprachenunterrichts. Die acht möglichen Fremdsprachenfolgen können nur erfolgreich 
zum Abitur führen, wenn zukünftig die 3. und 4. Fremdsprache früher beginnen. 

Die Veränderungen des Gymnasiums können sich entsprechend dem Profil der Schule auch auf 
andere Fächer auswirken. Die neuen flexiblen Stundentafeln der Sekundarstufe I geben den 
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Gymnasien die Möglichkeit, innerhalb einer definierten Bandbreite die Stundenansätze der Fä-
cher zu verändern. 

Schulprogrammentwicklung 
Bei den öffentlichen Gymnasien im Land Berlin gibt es eine Vielzahl von Schulen besonderer 
pädagogischer Prägung: sport- und musikbetonte Gymnasien, mathematisch-naturwissen-
schaftlich orientierte Gymnasien sowie bilinguale Gymnasien mit unterschiedlichen Sprachenfol-
gen. 

Für die Gymnasialplätze an Schulen, die mit dem 5. Jahrgang beginnen, liegt stets eine erheb-
lich höhere Anzahl an Bewerbungen vor, als Plätze vorhanden sind. Neben diesen schon be-
gonnenen Profilierungen wird die Verpflichtung aller Schulen, sich ein Schulprogramm zu ge-
ben und es regelmäßig evaluieren zu lassen, die Schullandschaft verändern. Im Rahmen des 
Modellversuchs SQIB sind die Schulprogramme einiger Gymnasien bereits extern evaluiert wor-
den (wie etwa John-Lennon-Schule und Marie-Curie-Schule). 

Schon bestehende Profilbildungen in Gymnasien 
Die Gymnasien des Landes Berlin bieten zahlreiche Profile an, die den besonderen Neigungen, 
Interessen und Begabungen der Schülerinnen und Schüler entgegenkommen: 

Sportbetonte Gymnasien: 
Coubertin-Schule, Pankow; Flatow-Schule, Treptow-Köpenick 
Musikbetonte Gymnasien: 
Georg-Friedrich-Händel-Schule, Friedrichshain-Kreuzberg; Carl-Philipp-Emmanuel-Bach-Schule, 
Mitte 
Mathematisch-naturwissenschaftliche Gymnasien bzw. Züqe  
Herder-Schule, Charlottenburg-Wilmersdorf; Heinrich-Hertz-Schule, Andreas-Schule, Friedrichs-
hain-Kreuzberg (auch Schulversuch ab Jahrgang 5) 
Bilinguale Züge: 
Eine besondere Form zur Förderung des Erlernens von Fremdsprachen und ein Schwerpunkt in 
der weiteren Entwicklung der Einzelschule stellen die bilingualen Züge an Gymnasien dar. Zur 
Zeit wird an sieben Gymnasien - darunter ein Gymnasium mit zwei Sprachkombinationen - bi-
lingualer Unterricht in den Fremdsprachen Englisch (5), Französisch (2), Spanisch (2) und Rus-
sisch (1) angeboten. Darüber hinaus sind an einigen Gymnasien Züge mit modularisiertem bi-
lingualem Unterricht aufgebaut worden, die sehr großen Anklang finden. 
Altsprachlicher Bildungsgang 
Besonderen Anteil an der Profilbildung des Gymnasiums haben traditionell die altsprachlichen 
Bildungsgänge, die abweichend von der Regelform mit der 5. Jahrgangsstufe beginnen. Sie 
führen in der Regel die Sprachenfolgen Englisch, Latein, Alt-Griechisch und verfügen über das 
profilbildende Angebot an begleitenden Fächern. (s. u. Gymnasien mit Übergang  ab Jahr-
gangsstufe 5). Für sie sieht das Schulgesetz in der Form der Schulen besonderer pädagogischer 
Prägung einerseits einen Bestandschutz vor, andererseits hängt der Ausbau oder die Existenz 
der Schulen mit Lateinklassen von der Entwicklung eines spezifischen Schulprofils ab. 
 
Fünf Gymnasien sind beteiligt am länderübergreifenden BLK-Modellversuch „Steigerung der 
Effizienz des mathematisch-naturwissenschaftlichen Unterrichts“. 
 
Neben dieser institutionalisierten Veränderungen im Angebot der Gymnasien hat der Modellver-
such "Schule in erweiterter Verantwortung" den Schulen zahlreiche Innovationsansätze gebracht, 
die z. B. zur Stärkung einzelner Fächer und zur Entwicklung fachübergreifender Projekte ge-
führt haben. An vielen Gymnasien münden diese Vorhaben in das Schulprogramm. Unterstützt 
wird dies auch durch die neuen Stundentafeln, die den Schulen die Möglichkeit geben, bis zu 
vier Profilstunden fächerverstärkend einzusetzen.  
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Gymnasien mit der Möglichkeit des Übergangs ab Klassenstufe 5 
Es gibt in Berlin insgesamt 29 öffentliche Gymnasien, an denen der Übergang von der Grund-
schule bereits mit der Jahrgangsstufe 5 möglich ist: 
� dreizehn Gymnasien innerhalb des Schulversuchs „Individualisierung des gymnasialen Bil-

dungsganges",  
� das Französische Gymnasium sowie vier Gymnasien mit bilingualen Zügen, 
� zwei öffentliche grundständige altsprachliche Gymnasien: Goethe-Gymnasium, Charlotten-

burg-Wilmersdorf und Gymnasium Steglitz sowie zwei Gymnasien mit grundständigen alt-
sprachlichen Zügen: Bertha-von-Suttner-Schule, Reinickendorf; Heinrich-Schliemann-Schule, 
Pankow, 

� die zwei Musikgymnasien sowie die Coubertin-Schule als Sportgymnasium; 
� neu hinzu gekommen sind als Schulversuch die Heinrich-Hertz-Schule und die Herder-Schule 

mit mathematisch-naturwissenschaftlichem Schwerpunkt. 
 
An fünf Standorten besteht jeweils eine altsprachliche fünfte Klasse als Zug besonderer päda-
gogischer Prägung. 
 

9.7 Berufliche Schulen 
 
Mit der Inkraftsetzung des Schulgesetzes am 01.02.2004 ergeben sich neue Aufgaben, die 
auch die Schulentwicklung der beruflichen Schulen berühren. Diese sind verbunden mit den 
Themen: 
� Die VZ 11-Lehrgänge erhalten eine stärkere Ausrichtung auf berufsqualifizierende Maßnah-

men mit Qualifizierungsbausteinen und werden ab dem Schuljahr 2004/2005 als Berufsqua-
lifizierende Lehrgänge geführt. 

� In den einjährigen Berufsfachschulen werden im fachpraktischen Unterricht Qualifizierungs-
bausteine unterrichtet, die den Übergang in eine Ausbildung erleichtern werden. 

� Die Berufsoberschule wird mit dem Schuljahr 2006/2007 an 21 beruflichen Schulen be-
darfsgerecht eingerichtet. Mit der Berufsoberschule kann die allgemeine bzw. die fachge-
bundene Hochschulreife erworben werden. 

� Eigenverantwortliche Schule mit einer erweiterten Eigenständigkeit im Bereich der Bewirt-
schaftung der Sachmittel und der Personalauswahl zur Entwicklung und Stärkung des 
Schulprofils. 

� Entwicklung der beruflichen Schulen zu Kompetenz-Zentren. 
� Erstellung eines Schulprogramms zur systematischen Qualitätsentwicklung und Qualitätssi-

cherung (Schulqualität). 
� Interne und externe Evaluierung des Schulprogramms. 
 
Ein innovatives, nachfrageorientiertes und qualitativ hochwertiges Bildungsangebot, das in Ber-
lin von den beruflichen Schulen mit seinen Oberstufenzentren geleistet werden soll, kann über 
administrative Maßnahmen einer Zentralverwaltung allein nicht gesteuert werden. Berufliche 
Schulen sollen deshalb weitgehend frei von bürokratischen Hemmnissen Schulprogramme for-
mulieren und diese im Wettbewerb miteinander verwirklichen. 
 
Das Qualitätsdenken über schulische Bildungsangebote wird an der unzeitgemäßen Grenze 
zwischen Erstausbildung und Weiterbildung nicht Halt machen. In Berlin sind Netzwerke zwi-
schen diesen beiden Bereichen traditionell nicht optimal entwickelt. Dennoch gibt es hierfür 
einzelne hervorragende Beispiele wie die Zusammenarbeit zwischen der Elektro-Innung Berlin 
und dem OSZ Energietechnik II sowie der Gebäudereiniger-Innung Berlin und dem OSZ Versor-
gungstechnik. 
Qualitätssicherung ist auch in der beruflichen Bildung notwendig und berücksichtigt die sich 
wandelnden Rahmenbedingungen. Von der Arbeitswelt geht ein ständiger Innovationsdruck 
aus. Deshalb muss sich die berufliche Bildung ständig anpassen. Alte Berufsbilder werden auf 
den neuesten Stand gebracht, gänzlich neue Berufe kommen hinzu. 



 

 

62

 

 
Dieser Modernisierungsprozess in der Berufsausbildung hat im dualen System dazu geführt, 
dass in den letzten vier Jahren für annähernd 95 neue bzw. neu geordnete Ausbildungsberufe 
die Rahmenlehrpläne in Kraft gesetzt wurden. Für das Jahr 2004 waren dies alleine 24 Neu-
ordnungen, darunter die Neuordnung der Metallberufe. 
 
Von Betrieben und Berufsschulen wird nicht nur die fortlaufende Modernisierung der Lerninhal-
te verlangt; auch Unterweisungs- und Unterrichtsverfahren müssen kontinuierlich weiterentwi-
ckelt werden. Dies führte zum Teil zu großen Veränderungen an den Berufsschulen. Zu nennen 
sind hier beispielsweise die lernfeldorientierten Lehrpläne.  
 
Die Schlüsselqualifikationen, die gegenwärtig immer wieder eingefordert werden, erhalten heu-
te und morgen für die beruflichen Schulen eine wachsende Bedeutung; gemeint sind beson-
ders: 
� Eigeninitiative 
� Selbstständigkeit 
� Team- und Kooperationsfähigkeit 
� Kreativität 
� problemlösendes und vernetztes Denken 
 
Die Aufgabe der beruflichen Schulen ist es, die Entwicklung dieser Schlüsselkompetenzen zu 
fördern durch Vermittlung eines breiten, gut vernetzten Grundwissens; durch Fähigkeiten und 
Fertigkeiten, mit denen neue Inhalte selbstständig erschlossen werden können; durch Verbesse-
rung der Grundlagen für lebenslanges Lernen; durch offene Unterrichtsformen, damit eigen-
ständiges, anwendungsbezogenes und kommunikatives Lernen ermöglicht wird. Die Schlüssel-
qualifikationen sollen im engen Zusammenhang mit inhaltlichem und anwendungsbezogenem 
Wissen vermittelt werden. Die neuen Lehrpläne der beruflichen Schulen erfüllen bereits diese 
Ansprüche. 
 
Das duale System der Berufsausbildung erfordert auf allen Ebenen die intensive Kooperation 
der Partner. 
 
Das Schulgesetz sieht daher vor, dass die Oberstufenzentren in Absprache mit den Partnern in 
der dualen Ausbildung berufliche Fort- und Weiterbildungslehrgänge anbieten können und sich 
zu Kompetenz-Zentren entwickeln sollen. Die Kompetenz-Zentren der beruflichen Bildung die-
nen demnach der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung in einzelnen Branchen oder Berufs-
feldern bzw. für Innungen oder Betriebe in den jeweiligen Regionen. Sie leisten einen Beitrag 
zur Sicherung eines ausreichenden Qualitätsangebotes und zum Innovationstransfer. Kennzeich-
nend für Kompetenz-Zentren der beruflichen Bildung ist, dass diese Schulen regionale Berufs-
bildungszentren darstellen und Netzwerke mit anderen Schulen und Ausbildungsbetrieben ent-
wickeln, um als eigenverantwortliche Schule unter staatlicher Aufsicht organisatorisch und pä-
dagogisch angemessene Bildungsangebote zu entwickeln. Im Rahmen von eigenverantwortlicher 
Schule sowie als Kompetenz-Zentrum werden die beruflichen Schulen in den vier Arbeitsfeldern 
Unterrichtsorganisation/Unterrichtsgestaltung, Qualitätssicherung und Rechenschaftslegung, Per-
sonalbewirtschaftung und Sachmittelbewirtschaftung aktiv. 
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Um die beruflichen Schulen fit zu machen für die Zukunft und um ein verlässlicher Partner der 
Ausbildungsbetriebe zu bleiben, haben sich die beruflichen Schulen in Berlin daher auf folgen-
de drei Schwerpunkte zu konzentrieren: 
� Stärkung der Eigenverantwortung der Schulen 
� Qualitätssicherung in der Schule und 
� Stärkung ihrer fachlichen Kompetenz 
 
Eine Schule ist immer nur so gut wie ihre Lehrkräfte. Die Versorgung der beruflichen Schulen 
in Berlin mit Lehrkräften, die den aktuellen Anforderungen entsprechen und zukünftigen Erwar-
tungen gerecht werden können, wird zunehmend schwieriger. Grundständig ausgebildete Lehr-
kräfte sind im Bereich der beruflichen Schulen zur Mangelware geworden. Die Lehrkräfte an 
beruflichen Schulen haben die Anforderungen der Fachlichkeit und Fachsystematik mit der be-
ruflichen Praxis zu verbinden. So sind Lehrkräfte mit Praxiserfahrung, die etwa über eine Aus-
bildung erlangt wurde, durchweg besonders geeignet für den Unterricht in beruflichen Schu-
len. Mit der nun vorgesehenen Gesetzesänderung des LBiG sollen zwei Ziele erreicht werden: 
Zum einen die zeitnahe Einstellung von Lehrkräften in Mangelfächern und zum anderen die 
Gewinnung von qualifizierten Lehrkräften. Mit der Einrichtung des berufsbegleitenden Vorberei-
tungsdienstes für Seiteneinsteiger wird ein attraktiver Weg für Personen mit einem Hochschul-
abschluss und einer einschlägigen Berufserfahrung in den Schuldienst ermöglicht. Die Seitenein-
steiger werden während des berufsbegleitenden Vorbereitungsdienstes qualifiziert und nach 
erfolgreicher Zweiter Staatsprüfung wie grundständig ausgebildete Lehrkräfte weiterbeschäftigt. 
Diese getroffenen Entscheidungen tragen zur Festigung der Kompetenz an den 
Oberstufenzentren bei. 
 
Alle Fachleute in Deutschland sind sich darüber einig, dass langfristig ein steigender Bedarf an 
gut ausgebildeten Fachkräften besteht. Lebenslanges Lernen und eine effiziente Nutzung der 
Bildungsressourcen sind notwendige Bestandteile unserer Bildungspolitik. In diesem Zusammen-
hang spielt zweifelsohne die Durchlässigkeit zwischen allgemeiner, beruflicher und akademi-
scher Bildung eine wichtige Rolle.  
 
Durchlässigkeit ist eine wichtige Voraussetzung für die gleichwertige Anerkennung der Bil-
dungswege und Bildungsabschlüsse, die Verbesserung der Attraktivität beruflicher Bildung für 
Schulabgänger und Unternehmen sowie die Positionierung des deutschen Berufsbildungssys-
tems im europäischen und internationalem Bildungsrahmen. Deshalb wird der Bedarf an ge-
stuften Qualifizierungskonzepten in der beruflichen und akademischen Bildung und die Ent-
wicklung von kombinierten Gesamtkonzepten mit entsprechender Flexibilität und Durchlässig-
keit steigen. Die Durchlässigkeit der Bildungswege in Berlin muss somit ein Leitthema für die 
Weiterentwicklung des Bildungssystems sein. 
 
Ziel des neuen Schulgesetzes vom Februar 2004 ist es, die beruflichen Gymnasien zu stärken. 
Bundesweit sind Arbeitgeber und Arbeitnehmer unisono der Auffassung, dass dieser Schultyp 
in besonderer Weise geeignet ist, zusätzliche Bildungsreserven zu erschließen. Folgerichtig wird 
derzeit die Arbeit an einer weiteren inhaltlichen Profilierung intensiviert. Die Zahlen in den 
Ländern zeigen die Attraktivität dieser Schulart. Berlin hat hier sicherlich noch Nachholbedarf. 
Unter bildungsökonomischem Maßstab und unter Attraktivitätsgesichtspunkten ist es zudem 
wünschenswert, eine Doppelqualifizierung gymnasialer Bildung mit Berufsausbildung zu er-
möglichen. Die Bildungsreserven, die in beruflichen Bildungsgängen zweifelsohne vorhanden 
sind, müssen gefördert werden, um den erforderlichen Fachkräfte-Nachwuchs zu sichern. 
 
Konkret heißt dies für Berlin: Mit dem neuen Schulgesetz wurden die gymnasialen Oberstufen 
an den Oberstufenzentren zu Beruflichen Gymnasien umbenannt. Damit soll deutlich werden, 
was oftmals nicht hinreichend wahrgenommen wird, dass an den Beruflichen Gymnasien an 
den Oberstufenzentren in Berlin die allgemeine Hochschulreife erworben wird und ein berufs-
feldbezogenes Leistungsfach verbindlich gewählt werden muss. 
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Mit der Berufsoberschule ist nach dem neuen Schulgesetz eine weitere Schulart in Berlin zum 
Schuljahr 2004/2005 eingerichtet worden. Sie verknüpft in besonderer Weise berufliche und 
allgemeine Bildung. Aufnahmevoraussetzung für die Berufsoberschule ist derzeit der Realschul-
abschluss (ab 2006 der Mittlere Schulabschluss) und eine erfolgreich abgeschlossene Berufs-
ausbildung. Nach einem erfolgreichen Besuch der Berufsoberschule wird die allgemeine oder 
die fachgebundene Hochschulreife erworben. 
 
Mit dieser Schulform ist ein wesentlicher Schritt in Richtung Ausschöpfung aller Bildungsreser-
ven getan und ein attraktives Angebot für Jugendliche geschaffen worden, die nach einer be-
ruflichen Ausbildung die allgemeine Hochschulreife zum Studium an einer Hochschule erwerben 
wollen. Mit der Einführung der Berufsoberschule wird in Kürze die Zahl der Absolventen mit 
allgemeiner Hochschulreife und einer beruflichen Ausbildung spürbar zunehmen. 
 
Der „Pakt für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs“, den die Bundesregierung mit der ausbil-
denden Wirtschaft geschlossen hat, ermöglicht die Chance, nicht nur kurzfristig eine Kehrtwen-
de bei der verschlechterten Ausbildungslage zu erreichen, sondern auch langfristig eine struktu-
relle Verbesserung des dualen Ausbildungssystems einzuschlagen. Nicht nur das verbindliche 
Ziel der Wirtschaft, während der dreijährigen Dauer dieses Paktes im Jahresdurchschnitt 30.000 
neue Ausbildungsplätze einzuwerben, auch die von der Wirtschaft zugesagten jährlichen 
25.000 Plätze für betrieblich durchgeführte Einstiegsqualifikationen sind ein Schritt in diese 
Richtung. Die Einstiegsqualifizierung ist ein Angebot an junge Menschen mit aus individuellen 
Gründen eingeschränkten Vermittlungsperspektiven. Dieses Angebot ist ideal für bedingt aus-
bildungsfähige Jugendliche, die auch nach Vorbereitungsmaßnahmen keinen Ausbildungsplatz 
finden konnten. Die Jugendlichen lernen den Betrieb und das Berufsleben kennen. Die Tätigkei-
ten und Inhalte der Einstiegsqualifikation sind stets Bestandteile staatlich anerkannter Ausbil-
dungsberufe. Dadurch ist bei gegenseitigem Interesse der Übergang in eine Ausbildung oder 
Beschäftigung jederzeit möglich. 
 
Die Berufsvorbereitung wird ab dem Schuljahr 2004/2005 praxisnäher gestaltet. Für Jugendli-
che, die nicht unmittelbar in eine duale Berufsausbildung übergehen, schlagen die vielfältigen 
berufsvorbereitenden Maßnahmen eine Brücke zwischen Schule und Beruf. Die Berufsvorberei-
tung wird gegenwärtig qualitativ so weiter entwickelt, dass sie sich mit der beruflichen Ausbil-
dung besser verbindet. Praxisorientierung, stärkere inhaltliche Verknüpfung mit der Berufs-
ausbildung und Lernphasen im Betrieb wirken sich erfahrungsgemäß positiv auf Lernbereit-
schaft und Lernerfolg der Jugendlichen aus. Bei erfolgreichem Erwerb ausbildungsbezogener 
Qualifikationen kann bei anschließender Berufsausbildung im Einzelfall eine Verkürzung in Frage 
kommen. 
 
Mit dem neuen Schulgesetz wurde die Möglichkeit geschaffen, in den berufsvorbereitenden 
Lehrgängen an beruflichen Schulen Qualifizierungsbausteine nach den Bestimmungen des Be-
rufsbildungsgesetzes zu vermitteln. Die eingeführten Qualifizierungsbausteine helfen Jugendli-
chen bei der Aufnahme einer Ausbildung oder einer beruflichen Tätigkeit. Ein erfolgreich abge-
schlossener Qualifizierungsbaustein erleichtert die Aufnahme einer Berufsausbildung, die dann 
gegebenenfalls sogar verkürzt werden kann. 
 
Ein erfolgreicher Anfang wurde in Berlin mit den durch ESF-Mittel geförderten MDQM-Lehr-
gängen (Modulare Duale Qualifizierungs-Maßnahme) gemacht. Das Auslaufen der Förderung 
dieser Lehrgänge durch ESF-Mittel machte es erforderlich, in den Doppelhaushalt 2006/2007 
entsprechende Haushaltsmittel einzustellen. Die Fortsetzung der MDQM-Lehrgänge ist damit 
gesichert. Die positiven Erfahrungen und die gewonnenen Ergebnisse aus den MDQM-Lehr-
gängen werden ab dem Schuljahr 2004/2005 in die Umsetzung der berufsqualifizierenden 
Lehrgänge (BQL) einfließen. Diese Lehrgänge sind für Jugendliche gedacht, die keinen Ausbil-
dungsplatz erhalten haben. 
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In der einjährigen Berufsfachschule, die Schülerinnen und Schüler besuchen, die mindestens 
den erweiterten Hauptschulabschluss nachweisen, werden ebenfalls Qualifizierungsbausteine 
vermittelt. 
 
Das zentrale Tätigkeitsfeld von Schule und somit auch von beruflichen Schulen ist der Unter-
richt als Ort für Bildungs- und Erziehungsprozesse. Wirksamer Unterricht basiert auf klaren 
Zielsetzungen, wie sie in den Lehrplänen und in den Bildungsstandards formuliert werden, und 
nimmt die unterschiedlichen Denk- und Handlungsansätze der Schülerinnen und Schüler auf. In 
einem schüleraktivierenden Unterricht arbeiten die Lernenden entsprechend ihrem Entwick-
lungsstand verantwortlich mit. Lehrkräfte fördern Sach-, Methoden- und Sozialkompetenz. 
Sie vermitteln Lernstrategien und regen zur kritischen Selbstreflexion an mit der Chance zur 
Korrektur des eigenen Handelns. Lehrkräfte reflektieren systematisch über ihre unterrichtlichen 
Erfahrungen und entwickeln ihre Kompetenzen weiter. 
 
Der Erfolg der Oberstufenzentren, aber auch aller anderen beruflichen Schulen, hängt von der 
Professionalität der Arbeit der Lehrkräfte ab. Lehrkräfte sind Expertinnen und Experten für Bil-
dungs- und Erziehungsprozesse. Sie arbeiten dabei als Führungskraft, indem sie Verantwortung 
für die Vermittlung gesellschaftlich bedeutsamer Inhalte an Lernende übernehmen. Lehrkräfte 
sorgen vor allem für die Befähigung der Lernenden zur Selbstregulierung der eigenen Lernpro-
zesse. Lehrkräfte nehmen die Erziehungsaufgabe bewusst wahr, vermitteln gesellschaftliche 
Normen und Werte. Sie sind Vorbilder für gegenseitige Achtung und Toleranz. 
 
Der Erfolg von eigenverantwortlichen beruflichen Schulen hängt von der systematischen Ge-
staltung der Schule als Ganzes ab. Voraussetzung dafür ist gelingende Kommunikation unter 
den Lehrkräften und in der Schulgemeinschaft. In einer Schule mit gestärkter Eigenverantwor-
tung gestalten und evaluieren Lehrkräfte in Teams die Entwicklungsprozesse ihrer Schule. Im 
Rahmen der Schulprogrammarbeit werden Ziele und Arbeitsvorhaben gemeinsam festgelegt, 
umgesetzt und regelmäßig überprüft. Lehrkräfte gestalten darüber hinaus die Zusammenarbeit 
mit den Partnern von Schule und sorgen dafür, dass Schulen ihre Rolle im regionalen Netzwerk 
aktiv wahrnehmen. 
 

9.8 Zweiter Bildungsweg (Sekundarstufe I) 
 
Nachträglicher Erwerb des Haupt-, erweiterten Haupt- und Realschulabschlusses  
 
Aufgaben - Ausgangslage 
Im Schulgesetz von Berlin ist festgelegt, dass geeigneten Erwachsenen die Gelegenheit zu ge-
ben ist, einen dem Hauptschulabschluss, dem erweiterten Hauptschulabschluss und dem Real-
schulabschluss gleichwertigen Bildungsstand zu erwerben. Dies geschieht auf dem Zweiten 
Bildungsweg. An ausgewählten Abendschulen und an Volkshochschulen gibt es dafür Lehr-
gänge, die mit internen Prüfungen abschließen. Jährlich werden die Lehrgänge von ca. 1.700 
Erwachsenen in Anspruch genommen. 
 
Eine zweite Möglichkeit zum nachträglichen Erwerb dieser Abschlüsse sind die Externen-Prü-
fungen (Nichtschülerprüfungen). Auf diese können sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
autodidaktisch vorbereiten. In zunehmendem Maße bieten auch private Träger, die von den 
Arbeitsagenturen finanziert werden, diese Vorbereitung an. Von der Möglichkeit der Teilnahme 
an Externenprüfungen machen jährlich 1500 Erwachsene Gebrauch, davon 300 für den nach-
träglichen Erwerb des Realschulabschlusses. Damit wird alljährlich rund 3000 nicht mehr Schul-
pflichtigen eine Möglichkeit geboten, die genannten Abschlüsse nachträglich zu erwerben.  
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Entwicklungstendenzen 
Mit dem Schuljahr 2005/06 wird der nachträgliche Erwerb der Abschlüsse im Sekundarbereich I 
angepasst an das Verfahren für den 1. Bildungsweg gemäß § 21 (2) Schulgesetz.  
Grundlagen dafür werden eine neue Lehrgangsordnung sowie eine neue Prüfungsverordnung 
sein. Das gilt dann für die zurzeit insgesamt rund 3000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer in 
den Lehrgängen und in den Externenprüfungen. Ziel ist es, auf dem Niveau und unter den 
Bedingungen des zentralen Mittleren Schulabschlusses mehr Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
als bisher einen erfolgreichen Abschluss zu ermöglichen. Die Organisation der Lehrgänge im 
Sek I-Bereich an Schulen und Volkshochschulen wird somit den zeitgemäßen Bedingungen an-
gepasst. Zentral sind in diesem Zusammenhang Standortfragen, Angebotsstrukturen sowie die 
Auswahl neuer Bildungsinhalte. 
 
Die Lehrgänge 
Die Prüfungsvorbereitung in den Lehrgängen dauert in der Regel 1 1/2 Jahre; sie besteht aus 
einem halbjährigen Vorkurs und einem einjährigen Hauptkurs. Sie werden an Abendschulen 
und Volkshochschulen angeboten. Der Unterricht und die Abschlussprüfung sind kostenlos. 
Voraussetzung für die Aufnahme in einen Kurs ist, dass der Bewerber die zehnjährige Schul-
pflicht erfüllt hat. Für den nachträglichen Erwerb des Hauptschulabschlusses bestehen keine 
weiteren Zugangsvoraussetzungen. Für den nachträglichen Erwerb des erweiterten Hauptschul-
abschlusses und des Realschulabschlusses ist der Nachweis des Hauptschulabschlusses oder 
eines gleichwertigen Bildungsstandes nötig. Unterrichtet werden die Fächer der Berliner Schule 
auf der Grundlage der geltenden Rahmen(lehr)pläne. Die Lehrgänge werden als Abendlehr-
gänge und Tageslehrgänge angeboten.  
 
Für ausländische Jugendliche gibt es Lehrgänge zum nachträglichen Erwerb des Hauptschulab-
schlusses und des Erweiterten Hauptschulabschlusses an zwei Volkshochschulen. Ebenfalls an 
zwei Volkshochschulen werden Lehrgänge vorzugsweise für Alleinerziehende zum nachträgli-
chen Erwerb des Realschulabschlusses angeboten. Diese Tageslehrgänge sind einjährig.  
 
Die Externen-Prüfungen 
Die Zugangsvoraussetzungen für eine Teilnahme an den Externenprüfungen sind  
� eine hinreichende Vorbereitung auf die Prüfung in Orientierung an den geltenden Rahmen-

plänen der Berliner Schule  
� die Erfüllung der zehnjährigen Schulpflicht und 
� das vollendete 16. Lebensjahr zum Beginn der schriftlichen Prüfung. 
 
Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen sowie einem mündlichen Prüfungsteil. Die Exter-
nenprüfungen werden zweimal jährlich durchgeführt. Bei Nichtbestehen können sie einmal 
wiederholt werden. Es werden für die Realschulprüfungen Verwaltungsgebühren von ca. 20 
Euro erhoben. 
 
Alle detaillierten Angaben zu den einzelnen Standorten der Lehrgänge und der Externenprü-
fungen sind entweder dem Internetportal der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport, 
den Internetveröffentlichungen der weiterführenden allgemein bildenden Schulen und der 
Volkshochschulen sowie der Broschüre „ Zweiter Bildungsweg“ (herausgegeben von der Senats-
verwaltung für Bildung, Jugend und Sport) zu entnehmen. Darüber hinaus gibt es Beratungs-
stellen in der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport, in den Arbeitsagenturen, den 
Abendschulen und in den Volkshochschulen.  
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9.9 Zweiter Bildungsweg (Sekundarstufe II) 
 
Zweiter Bildungsweg (ZBW) bis zum Abitur  
Wie im Bereich der Sekundarstufe I bestehen auch in der Sekundarstufe II zwei Zugangswege 
zum Abitur: in der schulischen Form an Kollegs und Abendgymnasien und in der freien Form 
auf dem Weg der externen Prüfung (Nichtschülerabitur). 
 
Die Aufnahme an den Kollegs und den Abendgymnasien setzt in der Regel eine absolvierte 
Berufsausbildung oder eine anerkennbare Berufstätigkeit und Berufserfahrung voraus. Nach 
dem Besuch eines Vorkurses führt ein dreijähriger Bildungsgang mit einem umfangreichen 
Fachangebot zum Abitur. Die Aufnahmekapazität aller Einrichtungen des ZBW ist begrenzt. 
 
Im Schuljahr 2005/2006 haben sich am Berlin-Kolleg in Mitte sowie an den vier Volkshoch-
schulkollegs in Marzahn-Hellersdorf, in Treptow-Köpenick, in Charlottenburg-Wilmersdorf und in 
Tempelhof-Schöneberg sowie an den beiden Abendgymnasien (Prenzlauer Berg und Peter- 
A.-Silbermann-Schule, Wilmersdorf) insgesamt 3339 Hörer eingetragen, im Abiturjahrgang be-
fanden sich insgesamt 889 Hörer.  
 
Das Nichtschülerabitur ist ein Angebot an besonders befähigte Bewerber, die nach autodi-
daktischer oder durch private Bildungsinstitute unterstützter Vorbereitung eine achtteilige ex-
terne staatliche Prüfung absolvieren. Die Prüfungen werden in der Form von zentralen schriftli-
chen Aufgabenstellungen und in mündlichen Prüfungen auf der Basis von Bildungsberichten an 
einem Volkshochschulkolleg durchgeführt. Etwa 100 Kandidaten melden sich jeweils zu den 
zwei Prüfungsdurchgängen pro Jahr an. Die Erfolgsquote für dieses Bildungsangebot liegt bei 
etwa 50%. Da die sehr geringen Verwaltungsgebühren von ca. 30 Euro pro Kandidat den ho-
hen Aufwand nicht decken, sind Prüfungsgebühren geplant. 
 

9.10 Informations- und kommunikationstechnische Bildung und Medienerziehung 
 
Ausgangsbasis 
In § 12 des Schulgesetzes werden unter Punkt 4 besondere Bildungs- und Erziehungsaufgaben 
der Schule in Aufgabengebieten erfasst. Dazu gehören u. a. die informations- und kommunika-
tionstechnische Bildung und Medienerziehung. 
 
In § 3 wird ausgeführt, dass die Schülerinnen und Schüler insbesondere lernen sollen, sich In-
formationen selbstständig zu verschaffen und sich ihrer kritisch zu bedienen. Sie sollen lernen 
eine eigenständige Meinung zu vertreten und sich mit den Meinungen anderer vorurteilsfrei 
auseinander zu setzen und mit Medien sachgerecht, kritisch und produktiv umzugehen. 
 
In § 7 wird in der Darstellung der schulischen Selbstständigkeit und Verantwortung die mate-
rielle Basis für eine sachgerechte Umsetzung der Ziele formuliert. Insbesondere erhält die Schu-
le im Rahmen ihrer sächlichen Verantwortung von der zuständigen Schulbehörde die erforderli-
chen Sachmittel u. a. für Lehrmittel und Unterrichtsmaterial sowie die erforderlichen Mittel für 
die laufende Verwaltung und Unterhaltung der Schule einschließlich der Informations- und 
Kommunikationstechnik. 
 
Maßnahmen 
Gerade beim Einsatz von IT (verkürzt für „Informations- und Kommunikationstechnologie“, 
auch als „IKT“ bezeichnet) im Bildungsbereich ist das Land Berlin seit Jahren sehr erfolgreich. 
 



 

 

68

 

Im Rahmen der Berliner Landesinitiative „CidS! – Computer in die Schulen“, die 1997 von der 
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport ins Leben gerufen wurde, werden seither jähr-
lich 5,1 Mio. € (10 Mio. DM) an akquirierten Drittmitteln aufgewandt, um an den rund 800 
öffentlichen allgemeinbildenden Schulen die erforderliche technische Infrastruktur zu schaffen. 
Darüber hinaus wurde in 2005 damit begonnen, weitere Drittmittel zu akquirieren, mit dem 
Erfolg, dass Maßnahmen zur IT-Ausstattung und zur Vernetzung an den Schulen für die Jahre 
2005 und 2006 mit jeweils rd. 1,7 Mio. € aus europäischen Fördermitteln (Europäischer Fonds 
für Regionale Entwicklung /EFRE) unterstützt werden können. 
 
Nachdem zum Ende 2005 in sämtlichen öffentlichen allgemeinbildenden Schulen im Bereich 
der IT-Ausstattung Mindestanforderungen erreicht wurden, verlagert die Senatsverwaltung ihrer 
Bemühungen im Bereich des unterrichtsbezogenen IT-Einsatzes hin zur Nutzung der geschaffe-
nen IT-Infrastruktur zur Steigerung der Qualität des Lernens. 
 
Um diesem Ziel und den Anforderungen des Schulgesetzes in den Bereichen „Informations- 
und kommunikationstechnische Bildung“ und „Medienerziehung“ Rechnung zu tragen, werden 
die erforderlichen Standards mit Hilfe des „eEducation Masterplan Berlin“ geschaffen: 
� IT-Kompetenzprofile der Schülerinnen und Schüler, 
� IT-Anforderungsprofile für das pädagogische Personal, einschl. Schulleitung und Schulauf-

sicht sowie Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärteranwärtern 
� IT-Qualifizierungsmaßnahmen für Lehrende, 
� das Lernen mit digitalen Medien, 
� ein mediendidaktisches und medienpädagogisches Konzept 
�  
sowie Eckdaten für die Entwicklung 
 
� von Lernumgebungen für das Arbeiten mit digitalen Medien, 
� von Strategien zur Verbesserung der Qualität des Lernens durch Blended Learning, 
� der dazu notwendigen Kommunikations- und Lernplattformen und 
� flankierende Maßnahmen, wie Ausstattungs- und Wartungskonzepte sowie Konzepte zur 

pädagogischen Betreuung des IT-Einsatzes in den Schulen. 
 
Am 25. August 2005 ist der „eEducation Berlin Masterplan“ von Bildungssenator Klaus Böger 
der Öffentlichkeit vorgestellt worden. Gleichzeitig wurde mit der Umsetzung des Plans begon-
nen. Dazu gehören: 
� schrittweises Umsetzen der IT-Kompetenzprofile für Schülerinnen und Schüler in die Rah-

menlehrpläne, 
� schrittweises Umsetzen der Qualifizierungsmaßnahmen für pädagogisches Personal, ein-

schließlich Schulleitung, Schulaufsicht und Lehramtsanwärterinnen und -anwärtern, 
� Pilotierung von Kommunikations- und Lernplattformen 
 
sowie 
 
� Konsolidierung der technischen Infrastruktur gemäß „eEducation Berlin Masterplan“. 
 
Für die Umsetzung des „eEducation Berlin Masterplan” ist es gelungen, erneut Mittel der Stif-
tung Deutsche Klassenlotterie Berlin (DKLB) zu akquirieren, insgesamt 15 Mio. Euro für die 
Jahre 2006 bis 2008. 
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In diesem Zusammenhang ist auch der durch das LISUM geplante Aufbau eines Medienkompe-
tenz-Netzwerks zu sehen. Das Berliner Netzwerk Medienkompetenz hat die Aufgabe und das 
Ziel, in den Regionen unter Berücksichtigung der spezifischen regionalen Standortbedingungen 
� Beratungen und Fortbildungen zum nachhaltigen Einsatz von Medien in Schule und Unter-

richt durchzuführen, 
� medienpädagogische Projektarbeit zu befördern. Die Ergebnisse sowie die dabei gewonne-

nen Erfahrungen in der Region und regional übergreifend zu kommunizieren (off- und on-
line gestützt) und auf dem Berliner Bildungsserver zu präsentieren, 

� Kooperationen aufzubauen und zu pflegen mit den Schulen, Schulträgern, regionalen Fach-
gruppen, Initiativen im schulischen und außerschulischen Bereich sowie zu den IT-
Regionalbetreuern in den 12 Regionen (ITRB). 

 
Das Medienkompetenznetzwerk kann nach einem entsprechenden Vorbereitungszeitraum und 
der Absicherung der finanziellen Ressourcen mit Beginn des Schuljahres 2006/2007 für die 
13 Regionen (12 Verwaltungsbezirke sowie der Bereich der Beruflichen Bildung als eine 
13. Region) wirksam werden. Das LISUM hat durch die Qualifizierung der Multiplikatoren/ 
Multiplikatorinnen für Medien im Schuljahr 2005/2006 im Rahmen einer einjährigen Weiterbil-
dungsveranstaltung eine wichtige Voraussetzung für den Start des Berliner Netzwerkes Medien-
kompetenz geschaffen. Auf dem Hintergrund der Fusion der beiden Landesinstitute für Schule 
und Medien am 1.1.2007 erhält das geplante Medienkompetenznetzwerk für die geplante Re-
gionalisierung der Lehrerfortbildung in Berlin eine besondere Aufgabe. 
 
Realisierungsschritte 
Bereits im Jahr 2004 wurden sowohl die pädagogische IT-Betreuung an jeder Schule durch 
Bereitstellung von Personalmitteln für je einen IT-Betreuer sicher gestellt als auch die technische 
IT-Betreuung/Wartung durch Bezuschussung der Finanzierung entsprechender Dienstleistungen. 
 
Der Prozess der Medienkompetenzentwicklung an Schulen wird bereits jetzt durch das LISUM 
begleitet und unterstützt, u. a. durch  
� bedarfsorientierte schulinterne, regionale und zentrale Beratungen und Fortbildungen, 
� off- und online-Angebote zum Einsatz von Medien und multimedialen Unterrichtsprojekten,  
� Unterstützung bei den interaktiven Nutzungsmöglichkeiten von Computern und Bildungs-

netzen, 
� Qualifizierung von Multiplikatoren mit dem Schwerpunkt Medienkompetenz und  
� Qualifizierung von Multiplikatoren/innen Medien. 
 
Die Qualifizierung von Multiplikatoren mit dem Schwerpunkt Medienkompetenz und der schritt-
weise Aufbau des Medienkompetenznetzwerkes in Berlin ist ein neuer konzeptioneller und 
operativer Ansatz des LISUM, um den Prozess der Medienkompetenzentwicklung an Schulen 
nachhaltig zu unterstützen. Erste Erfahrungen mit Netzwerkstrukturen und temporären 
Netzwerken in einzelnen Regionen wurden ausgewertet und für die konzeptionelle Weiterent-
wicklung genutzt. 
 

10. Personal- und Unterrichtsversorgung 
 
Einstellungen 
Die Einstellungen von Lehrkräften in die Berliner Schule werden erstmals nach einem neuen 
Bewerbungs- und Einstellungsverfahren vorgenommen. Mit Inkrafttreten des neuen Schulgeset-
zes am 24.01.2004 ergab sich ein Paradigmenwechsel durch die Erweiterung der Selbständig-
keit der Schulen. Die einzelne Schule gestaltet und organisiert im Rahmen der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften ihre personellen Angelegenheiten selbständig und in eigener Verant-
wortung.  
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Unter Berücksichtigung der neuen Entscheidungsrechte der Schulleitungen wird zukünftig ein 
Einstellungsverfahren zur Anwendung kommen, das schulbezogene Ausschreibungen und Aus-
wahlverfahren sowie ein zentrales Verfahren zur überregionalen Nachsteuerung beinhalten. 
Diese Maßnahmen werden zeitlich nacheinander durchgeführt. 
 
Während die schulbezogenen Ausschreibungen im Herbst und die zugehörigen Auswahlverfah-
ren im Frühjahr des folgenden Jahres stattfinden, wird das zentrale Verfahren zur überregio-
nalen Nachsteuerung erst durchgeführt, wenn die Ergebnisse der Prognose zum Unterrichtsbe-
darf und zur Lehrkräfteausstattung im Mai/Juni vor Beginn des zu organisierenden Schuljahres 
vorliegen. 
 
Die schulbezogene Ausschreibung von Lehrerstellen noch im Herbst setzt voraus, dass das für 
die Organisation des kommenden Schuljahres zur Verfügung stehende Einstellungskontingent 
annähernd bekannt ist. 
 
Für die schulbezogenen Ausschreibungen wird ein Anteil des insgesamt bereitstehenden Einstel-
lungskontingents zur Verfügung gestellt. Dabei erhalten alle Regionen das gleiche Kontingent 
für schulbezogene Ausschreibungen, auch wenn dadurch - bedingt durch den gleichzeitigen 
Schülerrückgang in einigen Regionen - zunächst regionale Personalungleichgewichte bewusst in 
Kauf genommen werden. Durch die schulbezogenen Ausschreibungen wird grundsätzlich allen 
Berliner Schulen die Umsetzung der im Schulprogramm enthaltenen Personalentwicklung er-
möglicht.  
 
Die Verteilung des schulbezogenen Einstellungskontingents auf die Schulen der Region erfolgt 
durch den/die Leiter/in der Außenstelle. Die zeitige Durchführung der schulbezogenen Auswahl-
verfahren erhöht die Planungssicherheit für die Schulen. Verwaltungsabläufe (u. a. Arbeitsver-
träge) werden zeitlich entzerrt.  
 
Die für die Organisation eines Schuljahres auch zukünftig unverändert zwingend erforderliche 
gleichmäßige Personalausstattung aller Berliner Regionen wird durch die zentrale Nachsteue-
rung sichergestellt. Hierbei werden neben Einstellungen in besonderen Bedarfsregionen vor 
allem Umsetzungen als weitere Personaleinzelmaßnahmen vorgenommen.  
 
Parallel zur Einführung eines neues Bewerbungs- und Einstellungsverfahrens wird ein Online-
Verfahren entwickelt: Bewerberinnen und Bewerber werden sich zukünftig sowohl auf schulbe-
zogene Ausschreibungen als auch im Verfahren zur zentralen Nachsteuerung online bewerben. 
Die eingehenden Daten werden in einer Datenbank zentral erfasst und stehen für die einzelnen 
Anwendungen in unterschiedlichen Auswertungen zur Verfügung. 
 
Darüber hinaus soll den Schulen die Möglichkeit eröffnet werden, befristete Verträge zur 
Sicherstellung der Unterrichtsversorgung und zur Durchführung pädagogischer und sonstiger 
Aufgaben abzuschließen. Dafür stellt die Dienstbehörde den Schulen im Rahmen von Zielver-
einbarungen auf Antrag Mittel des anerkannten Unterrichtsbedarfes zur Verfügung. 
 
Überregionale Umsetzungen 
Alle freiwilligen überregionalen Umsetzungswünsche von Lehrkräften werden zentral durch das 
Personalmanagement bis Mitte April des Jahres erfasst und den abgebenden und aufnehmen-
den Regionen zur Kenntnis gegeben. Die Realisierung dieser Umsetzungen erfolgt in eigenver-
antwortlicher Absprache zwischen den Dienststellenleiterinnen und -leitern der Regionen.  
 
Zu diesem Zeitpunkt wird durch die Stellenwirtschaft die Prognose zum Unterrichtsbedarf und 
zur Lehrkräfteausstattung für das kommende Schuljahr erstellt. Während des Erhebungszeit-
raumes werden alle freiwilligen überregionalen Umsetzungen ausgesetzt, um die regionalen 
Ergebnisse nicht zu verschieben. 



 

 

71

 

 
Anschließend legt das Personalmanagement überregionale Umsetzungskontingente von Lehre-
rinnen und Lehrern fest. Sie haben die Ergebnisses der Prognose als Basis und berücksichtigen 
alle zum neuen Schuljahr beabsichtigten und vorhersehbaren Personalmaßnahmen. So wird 
eine gleichgroße Versorgung der Regionen mit Lehrkräften zum Beginn des neuen Schuljahres 
gewährleistet. 
 
Maßnahmen zur Qualität der Unterrichtsversorgung 
Grundsätzlich kommt es sowohl bei den Einstellungen als auch bei den Umsetzungen zu einer 
Auswertung der zur Verfügung stehenden Datenbasis. So werden die Qualität der 
Unterrichtsversorgung und die fachliche Ausstattung der Schulen einer Region umfassend 
berücksichtigt.  
Öffnung des Einstellungsverfahrens für Seiteneinsteiger zur Abdeckung des Fachbe-
darfs  
In einigen Bedarfsfächern wird es vermutlich zunehmend dazu kommen, dass Laufbahnbewer-
berinnen und Laufbahnbewerber nicht mehr in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen. Um 
diesem bereits jetzt absehbaren Mangel zu begegnen, ist geplant, den Bedarf durch die 
Einstellung von so genannten Seiteneinsteigern zu decken. Hierbei handelt es sich um 
Hochschulabsolventen, die nicht über eine Zweite Staatsprüfung für ein Lehramt verfügen, aber 
eine Erste Staatsprüfung oder eine Universitätsprüfung abgelegt haben (Bewerber mit 
entsprechender Ausbildungsvoraussetzung). Diese Hochschulabsolventen werden in den 
Schuldienst eingestellt, wenn die Hochschulprüfung nicht länger als fünf Jahre zurückliegt oder 
eine dreijährige einschlägige Berufserfahrung vorliegt. Sie erhalten berufsbegleitend eine 
schulpraktische Ausbildung für ihre Unterrichtstätigkeit. Die hierfür erforderliche Änderung des 
Lehrerbildungsgesetzes ist seit 28. April 2005 in Kraft. 
 

11. Bildungssteuerung 
 
Bildungssteuerung war in der Vergangenheit häufig reduziert auf das Bereitstellen von Vorga-
ben etwa in Form von Regelungen für die Schulorganisation, von Rahmenplänen für die Unter-
richtsinhalte und das Bereitstellen von personellen und materiellen Ressourcen für die Durch-
führung der Aufgabe. In dieser als „Input-Steuerung“ gekennzeichneten Form des operativen 
Verwaltungshandelns kam der Schulaufsicht die Aufgabe zu, durch Kontrolle, Weisung und 
Beratung die angemessene Nutzung der Ressourcen sicherzustellen und den rechtlichen Rah-
men des Schulwesens zu gewährleisten. Das Bemühen um die Wiederherstellung einer Spitzen-
position des deutschen Bildungswesens stößt mit diesem System an seine Grenzen. In einem 
auf Wettbewerb und Exzellenz ausgerichteten Bildungswesen geht Bildungssteuerung von einer 
für ihre Leistungserbringung selbstverantwortlichen Schule aus. Sie soll ihre Ziele effizient und 
effektiv in offener Kommunikation zum Wohle der Betroffenen erreichen. 
 
Die öffentliche Verantwortung soll sich bei der Führung, Leitung und Aufsicht des Schulwesens 
auf ein umfassendes Bildungsmonitoring stützen. Berlin wird deshalb im Planungszeitraum die-
ses Schulentwicklungsplans sein System der Bildungssteuerung umgestalten. 
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Zur Bildungssteuerung werden auch überprüfbare, quantifizierbare Ziele zur Verbesserung der 
Schulqualität gehören, die sowohl für die Landesebene als auch stadtteilbezogen und schulbe-
zogen zu formulieren sind.  
 
Es wird angestrebt, die Erfassung der schülerbezogenen Daten im vorgesehenen Bildungsmoni-
toring so zu gestalten, dass ausgewählte Daten je nach Bedarf  auch in andere Monitorings-
systeme (Sozialberichterstattung, Stadtentwicklung u. a.) übernommen werden können. 
 
Institut für Schulqualität 
Die Regierungen der Länder Berlin und Brandenburg haben ein gemeinsames Institut für Schul-
qualität gegründet. Das Institut für Schulqualität ist ein Dienstleister für die Schulen, die Schul-
verwaltungen und die Bildungspolitik beider Länder. Es erbringt Dienstleistungen, die für eine 
systematische Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung dringend erforderlich sind, leistet 
einen fachlichen Beitrag zur Schul- und Unterrichtsentwicklung der Einzelschule sowie zur Wei-
terentwicklung der gemeinsamen Bildungsregion Berlin-Brandenburg.  
 
Das Institut übernimmt mit der Überprüfung schulischer Qualität staatliche Aufgaben, ohne 
allerdings selbst staatliche Aufsicht und hoheitliche Verwaltung auszuüben; es besitzt daher 
keine schulaufsichtlichen Funktionen und nimmt im Verhältnis zu den Schulen keine Funktionen 
wahr, die über den Kontext seiner beschriebenen Aufgaben hinausgehen. Das Institut ist eine 
wissenschaftlich fundierte unabhängig arbeitende Einrichtung, betreibt allerdings keine eigen-
ständige wissenschaftliche Forschung. 
 
Das Institut arbeitet mit empirischen Methoden der Sozialwissenschaften, insbesondere der 
Erziehungswissenschaften, der Psychologie und der Soziologie. Durch die Erfassung und Aufbe-
reitung von Daten und Befunden zum Berliner und Brandenburger Schulwesen macht es auf 
Entwicklungen aufmerksam, die gefördert werden müssen oder denen gegengesteuert werden 
muss. Die Dienstleistung besteht darin, dasjenige Wissen zur Verfügung zu stellen, das für die 
Steuerung eines modernen Schulwesens erforderlich ist, und zwar auf der Ebene der einzelnen 
Schule, der Regionen und des jeweiligen Landes. Aus diesen Befunden lassen sich begründete 
Empfehlungen zur Qualitätssicherung in den Schulen der Länder Berlin und Brandenburg ent-
wickeln.  
 
Zugleich übernimmt es die Koordination bei der Erstellung der zukünftigen Bildungsberichter-
stattung für die Region Berlin-Brandenburg und stimmt diese mit den Erfordernissen der bun-
desweiten Bildungsberichterstattung durch die KMK ab. 
 
Folgende Schwerpunkte werden ab 2006 bearbeitet: 
� Diagnostische Tests und Vergleichsarbeiten 
� Unterstützung der schulischen Selbstevaluation 
� Bildungsmonitoring, Bildungsberichterstattung 
� Schulleistungsuntersuchungen 
� Bildungsstandards und Kompetenzanforderungen 
 
Schülerleistungsmessungen 
Durch Untersuchungen der Lernausgangslagen, durch Vergleicharbeiten und zentrale Prüfungen 
erhalten die Berliner Schulen erstmalig Referenzwerte, die es ihnen ermöglichen, den Leistungs-
stand ihrer Schülerinnen und Schüler schulübergreifend einzuordnen, die Ergebnisse auf Stär-
ken und Schwächen hin zu analysieren und damit auf der Basis einer datengestützten Aus-
gangsdiagnostik gezielte Vorhaben zur Unterrichtsentwicklung zu initiieren. 
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Im Zeitraum dieses Schulentwicklungsplans werden die folgenden Instrumente vollständig ein-
geführt: 
 
� Sprachstandsfeststellung Deutsch plus nach Schulanmeldung  
 (findet bereits statt) 
� Feststellung der Lernausgangslage Klasse 1 (in Planung) 
� Orientierungsarbeiten in Deutsch und Mathematik Klasse 2  
 (finden bereits statt) 
� Vergleichsarbeiten in Deutsch und Mathematik Klasse 4 
 (finden bereits statt) 
� Feststellung der Lernausgangslage Klasse 7 (in Planung) 
� Vergleichsarbeiten in Deutsch, Mathematik,  Klasse 9 

1. Fremdsprache (finden erstmalig im Schuljahr 
 2005/06 als Probelauf statt) 

 
Die Ergebnisse dieser Leistungsmessungen geben sowohl den Lehrkräften als auch den Schüle-
rinnen und Schülern und den Eltern wichtige Informationen; sie ermöglichen Vergleiche auf 
den Ebenen der Einzelschüler, Klassen, Jahrgänge, Schulen, Bezirke und des Landes Berlin. 
Eine kritische Analyse der Ergebnisse ermöglicht der Bildungssteuerung zielgenaue Qualitätsver-
besserungsmaßnahmen auf diesen Ebenen. 
 
Handlungsrahmen Schulqualität Berlin 
Ein gemeinsames Verständnis für die Bereiche und Merkmale von Qualitätsentwicklung schafft 
der Handlungsrahmen Schulqualität. Darin hat Berlin in Anlehnung an andere Länder sechs 
Qualitätsbereiche definiert. 
 
1. Ergebnisse der Schule 
2. Lehr- und Lernprozesse 
3. Schulkultur 
4. Schulmanagement 
5. Lehrerprofessionalität und Personalentwicklung 
6. Ziele und Strategien der Qualitätsentwicklung  
 
Diesen Qualitätsbereichen sind 25 Qualitätsmerkmale und 70 Qualitätskriterien zugeordnet. 
Zusätzliche Erläuterungen dienen der Verdeutlichung des Stellenwerts der Qualitätskriterien im 
pädagogischen Gesamtkonzept. Bei der Erstellung des Handlungsrahmens war vor allem eine 
Anpassung der Indikatoren an die für Berlin spezifischen rechtlichen Vorgaben und 
Schulentwicklungsschwerpunkte erforderlich.   
 
Der „Handlungsrahmen Schulqualität in Berlin“ liegt vor und bildet den Bezugsrahmen für die 
verschiedenen Maßnahmen der Qualitätssicherung und -entwicklung. Schwerpunkte, Ziele und 
Maßnahmen der Schulprogrammentwicklung, der internen Evaluation und der Schulinspektion 
beziehen sich damit auf einen für alle Beteiligten transparenten und nachvollziehbaren Katalog 
von Kriterien und Indikatoren bei der Bewertung der Qualität von Schule und Unterricht. 
 
Schulprogramm und interne Evaluation 
Schulentwicklung ist ein planmäßiger, langfristiger Prozess, bei dem jeweils auf der Basis der 
Ist-Stands-Analyse die nächsten Schritte der Qualitätsverbesserung erfolgen. Mit dem Schulpro-
gramm steuert die Schule diesen Prozess und hält die Dynamik der kontinuierlichen Weiterent-
wicklung aufrecht. Entsprechend der AV Schulprogramm sind alle Berliner Schulen verpflichtet, 
bis zum 1.9.2006 ein erstes Schulprogramm bei der zuständigen Schulaufsicht zur Genehmi-
gung vorzulegen. 
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Das Schulprogramm enthält folgende Gliederungspunkte: 
� Schulische Rahmenbedingungen 
� Bestandsanalyse der Qualität der schulischen, insbesondere der unterrichtlichen Prozesse 
� Pädagogische Leitideen der Schule/Leitbild 
� Formulierung der Ziele für die Bereiche Unterrichtsentwicklung, Organisationsentwicklung, 

Personalentwicklung, Erziehung und Schulleben 
� Zeit- und Maßnahmenplanung für die Realisierung der Entwicklungsvorhaben 
� Pädagogische und organisatorische Schwerpunktsetzungen 
� Gegenstand, Ziele und Verfahren der internen Evaluation 
� Budgetplanung 
 
Damit wird deutlich, dass Schulprogrammentwicklung und interne Evaluation untrennbar zu-
sammenhängen. Nur wenn zu Beginn der Schulprogrammarbeit eine datengestützte Bestands-
analyse erfolgt, Stärken und Schwächen analysiert werden, führt das zu einer zielgerichteten 
Qualitätsentwicklung. Ebenso muss am Ende jedes Zyklus der Schulprogrammentwicklung 
evaluiert werden, zu welchem Erfolg welche Maßnahmen der Qualitätsverbesserung geführt 
haben. 
 
Inspektion 
Nach internationalem Standard ist eine interne Evaluation um eine objektive Außensicht auf 
der Basis vergleichbarer Qualitätskriterien und -maßstäbe zu ergänzen. 
 
Entsprechend dem neuen Berliner Schulgesetz kommt der externen Evaluation die Aufgabe zu, 
die Entwicklung und Fortschreibung der Schulprogramme zu unterstützen. So soll die Qualität 
von Unterricht und Erziehung, Schulorganisation und Schulleben durch Implementierung der 
für die Schule geltenden Standards gesichert werden. 
 
Darüber hinaus bilden die Ergebnisse der die Voraussetzung für ein Bildungsmonitoring und 
damit zur Steuerung der Schulentwicklung auf den verschiedenen Ebenen im Land, in den 
Schularten und in den Regionen durch die Schulaufsicht. 
 
In Berlin erfolgt die externe Evaluation durch eine Schulinspektion. Das Inspektorat wurde seit 
November 2005 aufgebaut, seit dem Frühjahr 2006 wurde mit der Inspektion der Berliner 
Schulen begonnen. Dafür sind Teams aus Schulaufsicht, Schulleitungsmitgliedern und Lehrkräf-
ten mit Erfahrung in der Schulentwicklungsarbeit gebildet worden. Mitglieder aus der Wirt-
schaft, der Wissenschaft und den Elterngremien können sich an dem Prozess beteiligen. Damit 
ist ein mehrperspektivischer Blick auf der Basis unterschiedlicher beruflicher Erfahrungen ge-
währleistet. Alle Mitglieder der Schulinspektion werden befristet mit der Aufgabe betraut.  
 
Innerhalb von 5 Jahren soll der erste Inspektionszyklus für alle Schulen abgeschlossen sein. 
Die Auswahl der Schulen erfolgt in der Regel nach dem Zufallsprinzip, wobei die Schularten 
und Regionen gleichmäßig berücksichtigt werden. 
 
Die Inspektion betrachtet und bewertet dabei das Gesamtsystem Schule. Sie umfasst die der 
Unterrichts- und Erziehungsarbeit zugrundeliegenden Vereinbarungen und Festlegungen sowie 
den Stand ihrer Umsetzung im Schulalltag, die Qualität der Managementprozesse sowie die 
Ergebnisse und Erfolge der schulischen Arbeit. Sie dient nicht der Bewertung einzelner Perso-
nen oder einzelner Unterrichtsstunden. Das maßgebliche Bezugssystem ist der Handlungsrah-
men Schulqualität. 
 
Die Schulinspektion erfolgt durch eine Analyse schulischer Dokumente und einen in der Regel 
zweitägigen Schulbesuch, bei dem es u. a. eine Schulbegehung, Unterrichtsbesuche, Gespräche 
und Interviews mit dem schulischen Personal, sowie mit Schülern und Eltern gibt. 
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Die Schule, die zuständige Schulaufsicht und der Schulträger erhalten zum Abschluss des Eva-
luationsverfahrens einen Bericht, in dem sowohl die Stärken der Schule als auch ihr Entwick-
lungsbedarf dokumentiert werden. Der Bericht wird anschließend durch das Inspektionsteam 
mit der Schulkonferenz, der zuständigen Schulaufsicht und dem Schulträger erörtert. 
 
Schulporträt 
Das Schulporträt ist eine Form der öffentlichen Bildungsberichterstattung im Internet. Nach 
einer bestimmten Gliederung werden zu jeder Schule quantitative und qualitative Daten vorge-
stellt, die es der Öffentlichkeit ermöglichen, sich ein objektiviertes Bild über die einzelnen Schu-
len zu machen. Dabei werden die quantitativen Daten in der Regel von der Schulbehörde ein-
gegeben, die Aussagen zur inhaltlichen Arbeit trifft die Schule selbst. Über Suchfunktionen ist 
es Interessierten möglich, Vernetzungen herzustellen und Ideen zur Schulentwicklung zu erhal-
ten oder weiterzugeben. Unterschiedliche Zugänge ermöglichen darüber hinaus den verschiede-
nen Nutzern aggregierte Daten zu erhalten.  
 
Nach ersten Erprobungen mit einigen Schulen wurde mit dem schrittweisen Aufbau der Schul-
porträts ab dem Schuljahr 2005/2006 begonnen. 
 
Schulaufsicht 
Das Berliner Schulgesetz hat seit Februar 2004 die Aufgabenwahrnehmung im System zwischen 
der Einzelschule und der Schulaufsicht neu verteilt. In der Personalentwicklung der Lehrkräfte 
sind die Aufgaben der Einstellung und Beurteilung den Schulleitungen übertragen worden. Im 
Bereich der Qualitätssicherung des Unterrichts liegt die primäre Verantwortung nun ebenso bei 
der Einzelschule und wird ergänzt durch die oben beschriebenen Instrumente, insbesondere die 
Schulinspektion. 
 
In diesem Feld veränderter Rahmenbedingungen hat die Schulaufsicht weiterhin die Aufgabe, 
die staatlich zu sichernden Standards und Entwicklungen im Schulwesen zu gewährleisten. 
Schulaufsicht - verstanden als Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht - ist ebenso wie Beratung ein 
Element von Führung und Leitung. Aufsicht und Beratung werden durch die Schulaufsicht in 
den Bereichen Schulorganisation, Personalführung und Qualitätssicherung wahrgenommen. 
 
Beginnend mit dem Schuljahr 2006/2007 werden die Schulaufsichtbeamtinnen und Schulauf-
sichtsbeamten mit allen Schulen auf der Basis der für die Einzelschule vorliegenden Organisati-
ons- und Leistungsdaten regelmäßig systematisierte Beratungsgespräche führen. Bezug neh-
mend auf den Handlungsrahmen Schulqualität dienen diese Beratungsgespräche dem Ziel, eine 
systematische Qualitätsentwicklung der Schulen zu bewirken. 
 
Jährliche Zielvereinbarungen - zunehmend ergänzt durch die Ergebnisse der Schulinspektion - 
werden mit den Schulen getroffen und schriftlich festgehalten. So werden die im kommenden 
Jahr angestrebten Erfolge, die dazu einzuleitenden Entwicklungsschritte und die datengestütz-
ten Kriterien der angestrebten Zielerreichung vereinbart. 
 
Die Absicht dieser neuen Dimension schulaufsichtlicher Arbeit ist, die vorliegenden Informatio-
nen über die Leistungsfähigkeit der Schüler und der Schule so zu nutzen, dass daraus Hand-
lungen mit erkennbaren Effekten abgeleitet werden. 
 
Die Schulaufsicht einer Region fasst die Ergebnisse und Entwicklungen der Einzelschulen jähr-
lich zu einem regionalen Bildungsbericht zusammen. 
 
Diese Form schulaufsichtlicher Tätigkeit bedarf der systematischen Vorbereitung und der 
Übung der Akteure. Gemeinsam mit den Schulleitungen und Schulaufsichtsbeamten wird dazu 
im Schuljahr 2005/2006 das Verfahren in Form eines Gesprächsleitfadens und in Form von 
standardisierten Zielvereinbarungen entwickelt und in einem Pilotprojekt erprobt. 
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Zielvereinbarungen und Bildungsberichterstattung werden mit dem Ende des Schuljahres 
2006/2007 der Standard schulischer und schulaufsichtlicher Tätigkeit in der Qualitätsentwick-
lung sein. 
 
II. Schulnetz-/Analyseplan 
 

1. Ausgangslage und Rahmenbedingungen 
 
Die Aufstellung des SEP erfolgt gemäß § 105 (3) des Schulgesetzes für das Land Berlin vom 
26. Januar 2004 unter Einbeziehung der bezirklichen Schulentwicklungspläne, die im Rahmen 
der Schulentwicklungsplanung für Berlin entsprechend §109 (3) von den Bezirken aufgestellt 
werden.  
 
Aufgabenverteilung und Verfahren der Schulentwicklungsplanung - einschließlich Erarbeitung 
der bezirklichen Schulentwicklungspläne - werden durch die AV SEP (Ausführungsvorschriften 
zur Schulentwicklungsplanung vom 30. Dezember 1996) geregelt. Zugleich sind dort die Rah-
menbedingungen festgelegt - so sind z. B. die Mindest- und Höchstzügigkeiten von Schulen 
benannt und schulplanerische Aspekte der Schulorganisation (Standortgegebenheiten, Schulwe-
gelänge, etc.) beschrieben. Die dabei dem ehemaligen Landesschulamt zugewiesenen Aufgaben 
nimmt die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport wahr.  
 
Diese Ausführungsvorschriften sollen fortgeschrieben und der neuen gesetzlichen Grundlage 
sowie den aktuellen Anforderungen an die Fachplanung zur Schulentwicklung angepasst wer-
den.  
 
Die mit der Bezirksgebietsreform ab Januar 2001 einhergehenden Veränderungen hatten erheb-
liche Auswirkungen auf die Schulnetze und die planungsrelevanten Aussagen in den Regionen. 
Nach Inkrafttreten des neuen Schulgesetzes sind im Zusammenhang mit den umfangreichen 
Reformmaßnahmen in der Berliner Schule vielfältige Veränderungen in der bezirklichen Schul-
landschaft zu organisieren; allein die Weiterentwicklung der Grundschule zu einem ganzheitli-
chen System der Bildung, Erziehung und Betreuung hat Konsequenzen von erheblicher Trag-
weite. 
 
Bei den bezirklichen Schulentwicklungsplänen handelt es sich vorrangig um Schulnetzpläne; die 
Ausformung des Schulnetzes spielt hier deshalb eine große Rolle. Zunehmend stellt sich zudem 
die Aufgabe, den gestiegenen Modernitätsanforderungen an die Schule trotz knapper Ressour-
cen gerecht zu werden und schließlich Schlussfolgerungen aus dem teilweise erheblichen Rück-
gang der Schülerzahlen zu ziehen.  
 
Für die Erarbeitung der bezirklichen Schulentwicklungspläne werden den Bezirken von der Se-
natsverwaltung die fachplanerischen Vorgaben und Planungsdaten (Richtwerte und quantitative 
Vorgaben, Schülerzahlenentwicklung, Kapazitätsberechnung usw.) zur Verfügung gestellt, auf 
deren Grundlage die Pläne zu entwerfen sind. Die konkrete Zusammenarbeit zwischen den 
bezirklichen Schulträgern und der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport erfolgt sys-
tematisch, teilweise in Arbeitsgruppen, um die einzelnen Planteile zu erörtern und abzustim-
men. 
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2. Quantitative Planungsgrundlagen  

2.1 Entwicklung der Schülerzahlen  
 
Die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport aktualisiert und veröffentlicht regelmäßig 
Modellrechnungen zur künftigen Entwicklung der Schülerzahlen in den öffentlichen Schulen 
Berlins, die als Grundlage für die mittelfristigen Planungen von Bedeutung sind. 
 
Die Berechnungen für die allgemein bildenden Schulen erfolgen auf der Basis der Ist-
Entwicklung bis zum Schuljahr 2005/06, der Bevölkerungsprognose für Berlin 2002 bis 2020 
der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und den aus der Entwicklung in der Vergangenheit 
empirisch ermittelten bezirks- und schulartspezifischen Struktur- und Übergangsquoten. Prog-
nostisch berücksichtigt werden die durch das neue Schulgesetz vorgegebenen strukturellen 
Veränderungen: 
� Veränderung der Schulpflicht zum Schuljahr 2005/2006 
� Einführung der flexiblen Schulanfangsphase 
� Abschaffung der Zurückstellungen und der 1. Klassen in den Schulen mit dem sonderpäda-

gogischen Förderschwerpunkt Lernen 
� Veränderte Regelung zur vorzeitigen Einschulung (Antragskinder) 
(Diese Veränderungen haben im Schuljahr 2005/2006 etwas über 10.000 zusätzliche Schüler in 
Klassenstufe 1 zur Folge, die in den Folgejahren von Klassenstufe zu Klassenstufe durch das 
Schulsystem „wandern“.) 
� Einführung der zweijährigen Form der gymnasialen Oberstufe  
� Auslaufen der berufsbefähigenden Lehrgänge im 10. Schuljahr 
 
Diese strukturellen Veränderungen werden Auswirkungen auf das Eintritts- und Übergangsver-
halten in den verschiedenen Schularten haben, für die es bisher keine empirischen Erfahrungs-
werte gibt. Die Berechnungen sind daher im Vergleich zu den Berechnungen in den vergange-
nen Jahren mit zusätzlichen Unsicherheiten verbunden. Insbesondere ist derzeit kaum ab-
schätzbar, wie viele Schüler (in der neuen Zusammensetzung) die Schulanfangsphase erst nach 
drei Jahren verlassen werden. 
 
In den allgemein bildenden Schulen werden die Schülerzahlen im Prognosezeitraum (bis 
2015/2016) insgesamt um ca. 26.600 gegenüber 2005/2006 abnehmen (- 8,3 %). Dabei ist die 
Entwicklung in den einzelnen Schulstufen unterschiedlich.  
 
In der Grundstufe wurde der Tiefpunkt der Entwicklung im Schuljahr 2004/2005 erreicht. Ab-
gesehen von dem zusätzlichen halben Jahrgang, der durch das Vorziehen des Einschulungsal-
ters ab 2005/2006 durch das Schulsystem wandert, werden die Schülerzahlen in der Grundstu-
fe nur geringfügig wieder steigen.  
 
In der Sekundarstufe I werden dagegen die niedrigsten Schülerzahlen im Schuljahr 2009/2010 
erreicht. Der Anstieg im Schuljahr 2011/12 ist dann die Folge der Absenkung des Einschu-
lungsalters zum Schuljahr 2005/2006. In der weiterführenden allgemein bildenden Schule, in 
der die Schülerzahlen erst 2006/2007 ihren Höhepunkt erreichen wird, ist anschießend mit 
einem kontinuierlichen Rückgang zu rechnen, bis 2015/2016 der zusätzliche halbe Jahrgang die 
Oberstufe erreicht. 
 
Die Prognose der Schulabgänger der allgemein bildenden Schulen ist zusammen mit empirisch 
ermittelten Eintritts- und Übergangsquoten Grundlage für die Modellrechnungen zur Ent-
wicklung der Schülerzahlen in den beruflichen Schulen. Das gilt nicht für die Prognose 
der künftigen Schülerzahlen der beruflichen Gymnasien. 
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Diese wird wie für die gymnasiale Oberstufe der allgemein bildenden Schulen auf der Basis der 
Schüler der 10. Klassen berechnet. Die Schülerzahlen in den Fachschulen werden als im Prog-
nosezeitraum konstant unterstellt. 
 
Auch bei den beruflichen Schulen werden die durch das Schulgesetz vorgesehenen strukturellen 
Veränderungen berücksichtigt: 
� Auslaufen der berufsbefähigenden Lehrgänge im 10. Schuljahr 
� Einführung zweijähriger Lehrgänge für Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf an 

Berufsschulen 
� Einführung der Berufsoberschule mit zweijährigem Vollzeitbildungsgang 
 
Diese Modellrechnung, nach der bis 2011/12 zurückgehende Schülerzahlen erwartet werden, ist 
mit besonderen Unsicherheiten behaftet. Sie basiert auf der Modellrechnung zur Entwicklung in 
den allgemein bildenden Schulen und der darauf aufbauenden Modellrechnung zur Entwick-
lung der Absolventenzahlen der allgemein bildenden Schulen und ist daher bereits mit den 
Unsicherheiten dieser beiden Prognosen belastet. Hinzu kommt, dass die Entwicklung in den 
beruflichen Schulen sehr stark von Entscheidungen in der Wirtschaft (Ausbildungsplätze) und 
damit der wirtschaftlichen Entwicklung abhängig ist. Insbesondere ist nicht damit zu rechnen, 
dass im Schuljahr 2015/16 für den zusätzlichen halben Jahrgang, der dann die Sekundarstufe II 
erreicht hat, genügend zusätzliche Ausbildungsplätze im Dualen System bereitgestellt werden 
können.  
 
ANLAGE 2/TABELLEN 1 - 5  
 
 

2.2 Lehrkräfte: Bedarf - Bestand - Einstellung 
 
Die Entwicklung des Lehrkräftebedarfs ist von der Entwicklung der Schülerzahlen abhängig, 
dem aktuellen Versorgungsniveau (Schuljahr 2005/2006), den weiteren pädagogischen Verbes-
serungen und der restlichen Guthaben-Rückgabe der Arbeitszeitkonten. Bei der in der folgen-
den Übersicht ausgewiesenen Entwicklung des Lehrerbedarfs (Planungsstand 24.03.2006) wurde 
davon ausgegangen, dass insbesondere  
� in Grundschulen die Klassenfrequenz in der Klassenstufe 2 wie im Schuljahr 2005/2006 

bereits in Klassenstufe 1 auf 20 Schüler gesenkt wird, wenn in der Jahrgangstufe 2 der An-
teil nichtdeutscher Schüler 40 % oder höher ist (Mehrbedarf 2006/07: 49 Vzle),  

� Verkürzung der Schulzeit bis zum Abitur auf 12 Schuljahre und Einführung des Ethikunter-
richts in der Sekundarstufe I (Mehrbedarf 2006/2007: 110 Vzle; bis 2011/2012 auf rund 
550 Vzle ansteigend, bevor 2012/2013 durch den erstmaligen Wegfall des 13. Schuljahres 
die entsprechende Rückführung erreicht wird.*)) 

� Einführung von Schulinspektionen (Mehrbedarf 2006/2007: 18 Stellen) 
� Zusätzliche Unterrichtsentlastung der Schulleiter zur besseren Wahrnehmung ihrer Leitungs-

funktionen (Mehrbedarf 2006/2007: 63 Stellen) 
 
*) Der stellenplanmäßige Ausgleich des mit der Veränderung der Schulzeit bis zum Abitur verbundenen temporären 
Mehrbedarfs bedarf für die Schuljahre 2008/09 bis 2011/12 noch einer gesonderten Beschlussfassung. 
 
Danach wird der Lehrkräftebedarf in den kommenden Jahren kontinuierlich abnehmen, in-
nerhalb der nächsten z. B. fünf Schuljahre (2010/2011) um rund 1.800 Vollzeiteinheiten. Erst 
ab dem Schuljahr 2013/2014 ist wieder mit einem geringfügig steigenden Bedarf zu rechnen. 
In den einzelnen Schularten ist die Entwicklung dabei unterschiedlich. In der Grundschule wird 
der Bedarf in den kommenden Jahren leicht ansteigen während in den allgemein bildenden 
Oberschulen wie auch den berufsbildenden Schulen zunächst noch mit einem abnehmenden 
Lehrerbedarf zu rechnen ist. Der durch den vorgezogenen Schulanfang zusätzliche „halbe Jahr-
gang“ wird die Oberschulen erst im Schuljahr 2011/2012 erreichen. 
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Der derzeit vorhandene Lehrkräftebestand wird sich (ohne Berücksichtigung von Neueinstel-
lungen) in den kommenden Jahren insbesondere durch Eintritte in den Ruhestand deutlich 
verringern. Im Schuljahr 2005/2006 (November 2005) waren in den öffentlichen Schulen Lehr-
kräfte im Umfang von insgesamt 27.574 Vollzeiteinheiten beschäftigt - ohne Berücksichtigung 
der ohne Bezüge Beurlaubten, einschl. der Referendare/Lehreranwärter und der aus Krankheits- 
oder sonstigen Gründen längerfristig nicht Verfügbaren. Wie sich dieser Lehrerbestand (ohne 
Berücksichtigung von Neueinstellungen) in den kommenden Jahren verringern wird, ist der 
Anlage zu entnehmen.  
 
Bei dieser Fortschreibung wird unterstellt, dass das zwischen November 2003 und November 
2005 beobachtete durchschnittliche Abgangsverhalten der Lehrkräfte, differenziert nach Ge-
schlecht und Alter, in den kommenden Jahren konstant bleibt. Die Abgangswahrscheinlichkeit 
hatte sich in den vergangenen Jahren deutlich verändert. Von 1996 bis 2000 ist sie von durch-
schnittlich 2,2 % auf 4 % angestiegen um in den Folgejahren dann auf zwischen 2,3 und 
2,4 % zu sinken.  
 
Für die Lehrkräfte, die an der Altersteilzeit teilnehmen, wird in Bezug auf den Eintritt in die 
Freistellungsphase (Blockmodell) bzw. das endgültige Ausscheiden aus dem Dienst (lineares 
Modell) auf die vorliegenden konkreten Einzelinformationen zurückgegriffen. In Bezug auf die 
künftigen Eintritte in Altersteilzeit und deren Ausgestaltung wird ebenfalls auf das in den bei-
den letzten Jahren beobachtete geschlechts- und alterspezifische Verhalten zurückgegriffen und 
für den gesamten Prognosezeitraum als gleichbleibend unterstellt.  
 
Bei dieser Fortschreibung ist nicht berücksichtigt, dass sich die Zuordnung der Lehrkräfte zu 
den Schularten (nach dem Erhebungsstichtag) bereits im Laufe des Schuljahres 2005/2006 ver-
ändert hat und sich insbesondere zum Beginn eines neuen Schuljahres durch Umsetzungen 
weiter verändern wird. Die schulartspezifischen Aussagen sind daher auch kurzfristig nur als 
grobe Anhaltspunkte für die künftige Entwicklung zu betrachten.  
 
Insgesamt wird sich der Lehrerbestand 2005/06 (Nov. 2005) danach in den kommenden zehn 
Jahren (bis 2015/2016) um rund 11.400 Vollzeiteinheiten verringern, d. h. um gut 41 %. Das 
gilt unter der Annahme, dass sich das Abgangs-, Beurlaubungs- und Stundenreduzierungsver-
halten der Lehrkräfte, so wie es im vergangenen zwei Jahren beobachtet werden konnte, nicht 
verändert.  
 
Aus der Gegenüberstellung von Lehrerbedarf und Lehrerbestand ergibt sich der künftige Ein-
stellungsbedarf an Lehrkräften. Da der Lehrerbestand sehr viel stärker zurückgeht als der 
Lehrerbedarf werden Neueinstellungen von Lehrkräften in den kommenden Jahren in einem 
erheblichen Umfang erforderlich. Insgesamt werden nach diesen Berechnungen z. B. in den 
kommenden fünf Jahren (bis 2010/2011) Einstellungen im Umfang von über 2.700 Stellen not-
wendig. 
 
Da der für das kommende Schuljahr (2006/2007) sich rechnerisch ergebende Einstellungsbedarf 
nicht ausreichen wird, um die speziellen fachspezifischen Versorgungsdefizite auszugleichen, 
sind zusätzliche Einstellungen vorgesehen. 
 
ANLAGE 3/TABELLEN 1 - 3  
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3. Schulorganisation/Schulraumbedarfsdeckung 

3.1 Schulgröße und Schulorganisation 
Mindestzügigkeiten/Unterfrequenzen 

 
Die organisatorischen Möglichkeiten sowie die pädagogische Handlungsfähigkeit einer Schule 
werden zu einem wesentlichen Teil mitbestimmt durch ihre Betriebsgröße (der Zügigkeit) und 
die daran gekoppelte Ausstattung mit personellen und materiellen Ressourcen.  
 
Das Schulgesetz für Berlin legt für die verschiedenen Schularten lediglich folgende Mindestzügig-
keiten fest (§ 17 (5)): Grund-, Haupt- und Realschule 2 Züge, Gymnasium 3 Züge, Gesamtschule 
4 Züge.  
 
Werden diese Minimalbedingungen unterschritten, sind - sofern es sich beim Sinken der Schü-
lerzahlen nicht offenkundig um ein vorübergehendes Phänomen handelt - entsprechende Ver-
änderungen des Schulnetzes unvermeidbar. 
 
Um den Schulen die notwendige Flexibilität bei ihren organisatorischen Entscheidungen, insbe-
sondere hinsichtlich eines zielgerichteten und effektiven Einsatzes der zur Verfügung stehenden 
Lehrerstunden zu sichern, sind jedoch Zügigkeiten erforderlich, die über die im Gesetz definier-
ten Mindestgrößen hinaus gehen. Ein leistungsfähiges Schulnetz erfordert daher die Orientie-
rung an pädagogisch wie wirtschaftlich günstigen Organisationsgrößen. Für Grund-, Haupt- 
und Realschulen sollte eine Größe von 3 Zügen, für Gymnasien von 4 Zügen und für Gesamt-
schulen von 6 Zügen im Bezirksdurchschnitt erreicht bzw. übertroffen werden. Im Zuge der 
Neufassung der „Ausführungsvorschriften zur Schulentwicklungsplanung (AV SEP)“ sollen 
- neben Obergrenzen für die Betriebsgröße - auch die genannten Vorzugszügigkeiten als Vor-
gabe für die Schulnetzentwicklung aufgenommen werden. 
 
Im Bereich der Grundschule sind in Randgebieten oder anderen stadträumlich ungünstigen Lagen 
Zielkonflikte zwischen Erreichbarkeit des Standortes und Betriebsgröße der Schule möglich. Wird 
die Mindestzügigkeit unterschritten, bietet sich in derartigen Fällen nach Aufhebung bzw. Zu-
sammenlegung der Schule der Fortbestand einer Filiale am bisherigen Standort an, um die unte-
ren Jahrgangsstufen weiterhin in Wohnortnähe beschulen zu können. 
 
Im Hinblick auf die Organisierbarkeit von Schule wie auch für die Sicherung ihrer pädagogi-
schen Qualität kommt der Einhaltung der Frequenzvorgaben eine erhebliche Bedeutung zu. 
Zwar erscheinen niedrige Klassenfrequenzen insbesondere im Grundschulbereich grundsätzlich 
begrüßenswert; entgegen landläufiger Einschätzung bleiben aber - wie die PISA-Studie gezeigt 
hat - niedrige Klassenfrequenzen (innerhalb der üblichen Bandbreiten) ohne signifikanten Ein-
fluss auf den schulischen Erfolg. Vielmehr müssen in Klassen mit Unterfrequenz zusätzliche 
Lehrerstunden in Anspruch genommen werden, um den Regelunterricht abzudecken. Diese 
Stunden stehen dadurch für andere Zwecke nicht mehr zur Verfügung; der pädagogische 
Handlungsspielraum der Schule wird auf diese Weise erheblich eingeschränkt.  
 
Für die Grundschule gilt, dass die für die 1. Klassen getroffenen Organisationsentscheidungen 
sich über den gesamten Zeitraum der Grundschule auswirken, da spätere Klassenzusammenle-
gungen nur selten realisiert werden können. Durch das 2002 eingeführte Genehmigungsverfah-
ren wird auch weiterhin sichergestellt, dass die Einrichtung von 1. Klassen mit Unterfrequenzen 
auf die unabweisbaren Ausnahmefälle beschränkt bleibt. 
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Mit der Einführung der Flexiblen Schulanfangsphase zum Schuljahr 2005/2006 wurden auch die 
Frequenzvorgaben den neuen Erfordernissen angepasst. Bei der Organisation der Anfangsphase 
ist generell zu beachten, dass für die nachfolgenden Jahrgangsstufen Frequenzen im Bereich 
der Vorgaben gesichert sind. 
 

3.2 Raumbestands- und Raumbedarfsentwicklung 
Kapazitätsberechnung/Versorgungsgrad/Richtwerterfüllung 

 
Im Rahmen der Raumbestands-/Raumbedarfsentwicklung können nur quantitative Daten einem 
Vergleich unterzogen werden. Danach weisen die Bezirke im Ostteil der Stadt weiterhin deut-
lich höhere Kapazitätsreserven an den Schulen auf als die Bezirke im Westteil der Stadt. 
 
Die Kapazitätsreserven werden auch in den nächsten Jahren anwachsen, wenn auch nicht mehr 
in dem Umfang wie in den zurückliegenden Jahren, da sich bis zum Betrachtungszeitpunkt 
2015/2016 das Tempo der rückläufigen Schülerzahlentwicklung stetig verlangsamt. 
 
Der bisherige Weg der Anpassung von Raumbestand und Raumbedarf durch Schulaufhebungen 
und künftig auch in Form von Schulzusammenlegungen ist mit den im neuen Schulgesetz ver-
ankerten organisatorischen Veränderungen v.a. in der Berliner Grundschule differenzierter fort-
zusetzen. Raumbedarfsbestimmende Faktoren sind zusätzlich zur jährlichen Anzahl der Schüler 
der frühere Einschulungszeitpunkt (d. h. ein halber Schülerjahrgang ab dem Schuljahr 
2005/2006 mehr), die flexible Schulanfangsphase, der Entfall der Schulreifeuntersuchungen, das 
verstärkte Angebot an geringer frequentierten Klassen in Schulen mit Kindern ndH von mehr 
als 40 % und die Einführung der Ganztagsbetreuung in der Berliner Grundschule.  
 
Als grundlegende Setzung ist für die Schulorganisation der künftigen Jahre im Bereich der 
Grundschule davon auszugehen, dass Kapazitätsverknappungen nur in Einzelfällen in den Bezir-
ken im Westteil der Stadt auftreten dürften. Diese sind durch schulorganisatorische Maßnah-
men auszugleichen. 
 
Der zusätzliche halbe Schülerjahrgang wird bei einer 3-zügigen Organisation der Schule bereits 
durch die in dem idealtypischen Raum-/Zugverhältnis (10 Räume pro Zug) enthaltene Aufrun-
dungsreserve von rechnerisch 2,1 Unterrichtsräumen abgedeckt und hat zudem lediglich tem-
porären Charakter (6 Schuljahre). Für die übrigen raumbedarfsbestimmenden Faktoren kann 
davon ausgegangen werden, dass die nicht mehr benötigten Räume für die Vorklassen sowie 
die - nach wie vor anwachsenden - Raumüberhänge für eine bedarfsgerechte Organisation der 
Berliner Grundschulen ausreichen.  
 
Auch für die Berliner weiterführenden allgemein bildenden Schulen besteht bei gesamtstädti-
scher Betrachtung mittel- bis langfristig ein teilweise deutlicher Raumüberhang, der es zulässt, 
organisatorische wie bauliche Standortprovisorien bzw. -einschränkungen mit dem Ziel einer 
Konsolidierung der bezirklichen Schulnetze abzubauen.  
 

4. Lehr- und Lernmittel-Mindeststandards 
 
Gemäß § 7 Abs. 4 des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 sollen die Schulen die erforderli-
chen Sachmittel für Lernmittel sowie Lehrmittel und Unterrichtsmaterial, einschl. der Informati-
ons- und Kommunikationstechnik erhalten. Dafür müssen Mindeststandards durch die für das 
Schulwesen zuständige Senatsverwaltung im Benehmen mit der Senatsverwaltung für Finanzen 
festgesetzt werden. 
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Zur Sicherstellung der gleichmäßigen Ausstattung aller Berliner Schulen mit Lehr- und Lernmit-
teln sowie mit Unterrichtsmaterial sind die Bezirke verpflichtet, von den ihnen zugewiesenen 
Finanzmitteln für die Schulen einen Betrag zu verwenden, der mindestens den für die einzel-
nen Schularten festgelegten Mindeststandards entspricht. 
 
Lernmittel  
Gemäß § 50 Abs. 2 des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 werden die für den Unterricht er-
forderlichen Lernmittel (Schulbücher, ergänzende Druckschriften, Arbeitsmittel, die Schulbücher 
ergänzen oder ersetzen) mit Ausnahme der privat zu beschaffenden Lernmittel den Schülerin-
nen und Schülern der öffentlichen Schulen vom Land Berlin leihweise zur Verfügung gestellt. 
Die Erziehungsberechtigten oder die volljährigen Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, 
sich an der Beschaffung der erforderlichen Lernmittel mit einem Eigenanteil von 100 Euro zu 
beteiligen. Ausgenommen von der Zahlung eines Eigenanteils sind Personen, denen die private 
Beschaffung wirtschaftlich unzumutbar ist. 
 
Mit der zum 1. August 2003 in Kraft getretenen Verordnung über die Lernmittel (Lernmittel-
verordnung - LernmittelVO) vom 3. Juli 2003 (GVBl. S. 270) und der am 1. Januar 2005 in 
Kraft getretenen Änderung zur Lernmittelverordnung vom 16. November 2004 (GVBl. S. 466) 
wird Näheres über die Bereitstellung der Lernmittel geregelt. 
 
Die Mindeststandards werden mit Rundschreiben der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Sport festgelegt. 
 
Lehrmittel 
Die Mindeststandards für Lehrmittel und Unterrichtsmaterial werden von der Senatsverwaltung 
für Bildung, Jugend und Sport definiert und bedürfen der Abstimmung mit der Senatsverwal-
tung für Finanzen. 
 
Bis zur endgültigen Festsetzung von Mindeststandards für Lehrmittel und Unterrichtsmaterial 
einschließlich der Informations- und Kommunikationstechnik gelten Übergangsregelungen. Da-
nach sind mindestens „90 % der den Bezirken aus dem Modell A 05 für Schulen zugemesse-
nen Beträge den Schulen zweckbestimmt für Lehr- und Unterrichtsmaterial zur Verfügung zu 
stellen“. 
 
Bis zum Vorliegen der Mindeststandards gilt das bisherige Berechnungsmodell unter Berücksich-
tigung des Konsolidierungsabschlags in Höhe von rd. 55 %. 
 

5. Schulnetzplanung/Schulnetzentwicklung 

5.1 Planungsgrundlagen/Flächensicherung und -konsolidierung  
 
Vorbereitende und verbindliche Bauleitplanung 
Der anfänglich heftige Veränderungsdruck auf das Berliner Schulnetz als Folge der Umstruktu-
rierung der Schullandschaft und der rückläufigen demografischen Entwicklung im Ostteil der 
Stadt ist seit geraumer Zeit in die Phase der Konsolidierung der bezirklichen Schulnetze und 
Schulstandorte eingetreten.  
 
Aufhebungen und Zusammenlegungen von Schulen werden weiterhin erforderlich sein, wenn 
auch in geringerem Umfang. Neben der demografischen Entwicklung als dem bislang entschei-
denden Anlass sehen sich die Bezirke zu diesem Schritt zunehmend gezwungen, um die Ge-
bäudebewirtschaftung effizienter zu gestalten. Dieser Prozess unterliegt einer regelmäßigen 
Überprüfung - nicht zuletzt unter Hinzuziehung von Raumbelegungs-/Raumauslastungsdaten 
und Schülerprognosen. 
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Infolge dessen verschiebt sich auch für den Bereich Schule als wesentlichem Teil der sozialen 
Infrastruktur die Gewichtung von Flächensicherung hin zu Flächenkonsolidierung. Dort, wo es 
im Hinblick auf eine stadtweit ausgewogene langfristige Daseinsvorsorge erforderlich ist, wer-
den hierfür auch die Instrumente der Bauleitplanung eingesetzt. 
 
Auch für Infrastrukturstandorte Schule gilt, dass die gewollte städtebauliche Ordnung grund-
stücksscharf durch die verbindliche Bauleitplanung (Bebauungspläne) zu sichern ist; die 
Ziele der vorbereitenden Bauleitplanung (Flächennutzungsplan) setzen hierfür einen 
gesamtstädtischen Rahmen. Im Kontext hiermit liegen mit den auf die räumliche Entwicklung 
des gesamten Stadtgebietes ausgerichteten Stadtentwicklungsplänen (StEP) sowie den auf 
Teilräume ausgerichteten bezirklichen Bereichsentwicklungsplänen (BEP) ergänzende Ab-
wägungsgrundlagen vor. 
 

5.2 Konsolidierung der Schulnetze/Aufhebung von Schulen 
 
Struktur und Umfang eines Schulnetzes müssen immer wieder der sich verändernden Nachfra-
gesituation angepasst werden. So hat vor allem der massive Rückgang der Schülerzahlen in 
den östlichen Bezirken bereits entsprechende Schrumpfungsprozesse zur Folge gehabt. Zwi-
schen 1997 und 2006 wurde die Anzahl der Schulen durch Aufhebungen bzw. Zusammenle-
gungen um insgesamt 174 reduziert. Diese Entwicklung ist noch nicht vollständig abgeschlos-
sen; da die schwach besetzten Schülerjahrgänge nunmehr die weiterführenden allgemein bil-
denden Schulen erreicht haben, werden die weiteren Aufhebungen bzw. Zusammenlegungen 
vorwiegend diesen Bereich betreffen. 
 
Der drastische Schülerrückgang im Ostteil der Stadt und seine Folgen für das Schulnetz sind als 
singuläre Erscheinungen zu werten, die der Situation im Zuge der Wiedervereinigung geschuldet 
sind. In der Regel vollziehen sich Nachfrageänderungen und daraus resultierende Eingriffe in das 
Schulnetz sehr viel langsamer und in kleinerem Rahmen. Neben den schulorganisatorisch-
inhaltlichen Gründen für Schulnetzänderungen gewinnt - vor dem Hintergrund der angespannten 
Haushaltssituation des Landes und den engen Spielräumen bei der Versorgung der Schulen mit 
personellen und materiellen Ressourcen - die wirtschaftliche Optimierung der Betriebsgrößen von 
Schulen zunehmend an Bedeutung. In jedem Fall bleibt die Reduzierung des schulischen Ange-
bots für die Beteiligten ein oftmals problembehafteter, teilweise auch konfliktreicher Vorgang. 
 
Das neue Schulgesetz eröffnet neben der Aufhebung einer Schule erstmals auch die Möglich-
keit einer Zusammenlegung von Schulen und schafft damit ein geeignetes Instrument, mit dem 
Transparenz und Akzeptanz des Vorgangs erhöht und mögliche Konflikte reduziert werden 
können. 
 
Bei einer Zusammenlegung werden Schulen zusammen geführt, ohne dass es zur formalen 
Aufhebung einer der beteiligten Schulen kommt. Das in den „Leitvorstellungen für die Aufhe-
bung und Zusammenlegung von Schulen“ (Rundschreiben II Nr. 56/2004) detailliert beschriebe-
ne Verfahren ist darauf abgestellt, den Prozess der Zusammenführung auf der Grundlage einer 
Gleichberechtigung der betroffenen Schulen zu gestalten und wechselseitig erhaltenswerte In-
halte in die neu entstehende Schule einzubringen. Anzustreben ist eine Verschmelzung beider 
Kollegien sowie eine wechselseitige Besetzung der Funktionsstellen der künftigen Schule. Äuße-
rer Ausdruck für die Absicht, mit diesem Verfahren die Dominanz einer der beteiligten Schulen 
zu vermeiden, ist der Umstand, dass bei Zusammenlegungen grundsätzlich neue Schulnamen 
und -nummern vergeben werden. 
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Eine notwendige Reduzierung des schulischen Angebots kann in besonders gelagerten Fällen 
- z. B. bei punktuellem Nachfragerückgang an einer bestimmten Schule - auch weiterhin durch 
Aufhebung der Schule erfolgen. Insbesondere im Hinblick auf die Notwendigkeit künftig vor 
allem die Zahl der weiterführenden allgemein bildenden Schulen mit ihren vielfach stark aus-
geprägten Profilbildungen zu verringern, sollte in der Regel jedoch die Zusammenlegung als 
das bevorzugt anzuwendende Verfahren betrachtet werden. 
 

5.3 Soziale Stadt 
 
Förderung von Schülern aus Gebieten mit besonderem Handlungsbedarf 
Seit 1999 beteiligt sich das Land Berlin an dem sozial-integrativ angelegten Bund-Länder-Pro-
gramm „Soziale Stadt“, mit dessen Hilfe versucht wird, in sozial benachteiligten Gebieten der 
Stadt gezielt und nachhaltig Stabilisierungs- und Aufwertungsprozesse in Gang zu setzen. Die 
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport konzentriert den Schwerpunkt von Sonderpro-
grammen und den Einsatz zusätzlicher Ressourcen in den Gebieten der Aktionskulisse Soziale 
Stadt, die von der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung definiert wurde, mit dem Ziel zusätz-
liche Potentiale, Ressourcen und Synergien frei zu setzen.  
 
Diese auf Sozialräume ausgerichtete Sonderförderung wird während der gegenwärtigen Erarbei-
tung einer übergeordneten Rahmenstrategie zur Sozialen Stadtentwicklung weiter entwickelt. 
Insbesondere die Gebietsausweisung und Definition des notwendigen Handlungsansatzes steht 
dabei im Vordergrund.  
 
Zu den Gebieten, in denen zusätzliche Förderung stattfindet, gehören die Quartiersmanage-
mentgebiete der Kategorie I und II (QM-Kat I / QV Kat II), förmlich festgelegte Sanierungsge-
biete und Großsiedlungen des komplexen und des sozialen Wohnungsbaus. Ein besonderer 
Schwerpunkt kommt dabei den Quartiersmanagementgebieten der Kategorie I und II zu. So 
soll der Auftrag unterstützt werden, bewohnerorientiert, quartiersbezogen und prozesshaft 
tätig zu werden, als integriertes, ressortübergreifendes Stadtteilverfahren. Die Einbindung der 
Schulen erfolgt dabei überwiegend über einzelne Projekte, wobei die QM-Teams die Schulen 
bei baulichen Maßnahmen, bei der Verbesserung der Ausstattung, aber auch bei der Entwick-
lung von schulischen Schwerpunkten unterstützen. Auf diesem Feld besteht noch großer Ent-
wicklungsbedarf; deshalb legt der Senat von Berlin Wert auf eine systematische Kooperation 
zwischen Quartiersmanagement und den Schulen. Zusätzliche Ressourcen erhalten die in den 
o.a. Gebieten liegenden Schul- und Sportstandorte (sowie solche in unmittelbarer Nachbar-
schaft), die von den Bewohnern der Gebiete genutzt werden. 
 
Empfänger der unterschiedlichen zusätzlichen Mittel sind die Bezirke und die Schulen. Mittel, 
die für die sogenannten „äußeren Schulangelegenheiten“ zur Verfügung gestellt werden, kom-
men den Schulgebäuden einschließlich der Außenanlagen zugute und haben unmittelbaren 
Quartierbezug. Sie gelangen über die bezirklichen Schulträger an die Schulen. 
 
Zusatzausstattung in Form von Personalressourcen mit definierter Zweckbestimmung dient der 
Förderung der betroffenen Schülerinnen und Schüler in den Regionen; sie erfolgt direkt an die 
Schulen. 
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Mittel, die an die Schulträger für Standorte in den Gebieten der Aktionskulisse 
„Soziale Stadt“ weitergeleitet werden: 
Gebundene Ganztagsgrundschulen 
Von den 46 gebundenen Ganztagsgrundschulen befinden sich 34 in oder in unmittelbarer 
Nachbarschaft von Gebieten der Aktionskulisse Soziale Stadt und davon wiederum 23 Schulen 
in bzw. benachbart zu Quartiermanagementgebieten. Im Rahmen des Investitionsprogramms 
„Zukunft Bildung Betreuung“ erfolgt die Bezuschussung von Maßnahmen an 17 Grundschulen 
in QM-Gebieten im Umfang von rd. 13 Mio. Euro. 
 
Schul- und Sportanlagensanierungsprogramm 
Im Rahmen des Schul- und Sportanlagensanierungsprogramms werden schwerpunktmäßig 
Standorte in den vorgenannten Gebieten saniert. Im Zeitraum 2000 bis 2005 wurden insge-
samt 1.398 Maßnahmen im Gesamtumfang von rd. 294 Mio. Euro, davon 796 Maßnahmen im 
Umfang von etwa 182 Mio. Euro in Gebieten der „Aktionskulisse Soziale Stadt“ realisiert. Von 
den 796 Vorhaben sind 158 Vorhaben im Umfang von etwa 44,6 Mio. Euro den Quartiersma-
nagementgebieten zuzuordnen (Stand: 18.05.2006). Im Jahr 2006 werden 47 Maßnahmen im 
Umfang von rd. 8,75 Mio. Euro in und benachbart zu Quartiersmanagementgebieten realisiert. 
 
Zusätzliche Ressourcen, die Schulen in Gebieten „Soziale Stadt“ erhalten: 
Zusatzzumessung für Schülerinnen und Schüler aus Gebieten mit besonderem Förderbedarf 
Zur Unterstützung von Schülerinnen und Schülern aus Gebieten mit besonderem Förderbedarf 
stehen insgesamt 133 Lehrerstellen zur Verfügung. Diese dürfen ausschließlich für Maßnahmen 
eingesetzt werden, die der Leistungssteigerung und der sozialen Integration in den Schulen 
dienen; so sollen potentielle Nachteile für Schülerinnen und Schüler aufgrund ihres Wohnorts 
in problembehafteten Gebieten vermindert werden. Im Rahmen dieses Stellenkontingents wer-
den u. a. für folgende Maßnahmen zusätzliche Stunden zur Verfügung gestellt: Arbeitsgemein-
schaften zur Betreuung von Schülerinnen und Schülern mit Verhaltensauffälligkeiten und zur 
Aufarbeitung von Lerndefiziten, Hilfen zur Entwicklung von Lernstrategien und IT-Betreuung. 
 
Maßnahmen zur Sprachförderung  
Weitere Förderangebote beziehen sich auf die zweisprachige deutsch-türkische Alphabetisierung 
und Erziehung in ausgewählten Grundschulen, auf spezielle LRS-Kleinklassen für Kinder mit 
Schwierigkeiten im Lesen und Rechtschreiben und auf die sprachliche Förderung von Kindern 
nichtdeutscher Herkunftssprache. Für diese Angebote stehen über 700 Lehrerstellen zur Verfü-
gung. 
 
Frequenz-Absenkung in allgemein bildenden Schulen mit hohem Anteil Kindern nichtdeutscher 
Herkunftssprache, insbesondere in benachteiligten Gebieten 
Mit dieser Maßnahme wurde im Schuljahr 2001/2002 begonnen, sie wird kontinuierlich fortge-
setzt werden. Hierfür stehen seit der Einführung 120 Lehrerstellen zur Verfügung. Festgelegt 
wurde, dass die Einrichtungsfrequenz bei allen Klassen, deren ndH-Anteil bei 40 Prozent oder 
höher liegt, 20 Schülerinnen und Schüler pro Klasse betragen soll. Bei der Einrichtung der Klas-
sen soll beachtet werden, dass die Kinder nichtdeutscher Herkunftssprache in der Regel mög-
lichst gleichmäßig den zu bildenden Klassen zugeordnet werden. 
 
Sprachförderkurse für Kinder im vorschulischen Alter 
In Vorbereitung des Schuljahres 2005/06 wurden (beginnend mit dem zweiten Schulhalbjahr 
2004/05) Sprachförderkurse für Kinder mit Förderbedarf im vorschulischen Alter eingerichtet. 
Darüber hinaus wird derzeit ein die Bereiche Jugend und Schule gleichermaßen einbeziehendes 
Förderkonzept mit dem Namen „Integration durch Bildung“ entwickelt, um am Ende der Klas-
senstufe 6 für alle Kinder einen angemessenen Sprachstand gewährleisten zu können. 
Erreicht werden soll dieses Ziel neben einer Verbesserung der Sprachförderung in Kita und 
Schule durch eine veränderte individuelle Förderung, durch eine verstärkte Diagnostik sowie 
den gezielten und kontrollierten Einsatz der Förderstunden. 
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Grün macht Schule 
Der Schwerpunkt der Tätigkeit der pädagogischen Beratungsstelle „Grün macht Schule“ liegt in 
der Beratung der Schülerinnen und Schüler sowie der Lehrkräfte aus Schulen in Gebieten mit 
besonderem Förderbedarf, zu denen auch die QM-Gebiete gehören. Darüber hinaus beraten die 
Mitarbeiter der Beratungsstelle die Schulen und Schulträger bei der Qualifizierung der Außen-
anlagen von Ganztagsschulstandorten in diesen Gebieten. Dafür werden zwei Stellen zur Ver-
fügung gestellt. 
 
Ressourcen für Weiterbildung 
Seit mehreren Jahren werden Mittel der Volkshochschulen durch Umverteilung auf die vier In-
nenstadtbezirke konzentriert. Diese besondere Schwerpunktsetzung im Bereich der Erwachse-
nenbildung geht auf den Beschluss der sog. Innenstadtkonferenz von 1998 zurück. Die hierfür 
bereitgestellten Mittel im Umfang von 1 Mio. Euro zur Durchführung von Deutschkursen für 
Mütter/Eltern von Schulanfängern wurden mit dem Doppelhaushalt 2006/2007 um jeweils 
650.000 Euro aus dem Landesetat aufgestockt. In welchem Umfang diese Mittel den jeweiligen 
QM-Gebieten zugute kommen, kann nicht quantifiziert werden. 
 

6. Bezirkliche Schulentwicklungspläne 
Entwicklungstendenzen, Schwerpunkte und Konsequenzen  

 
Die zusammenfassenden Bewertungen und Kommentierungen basieren auf den zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten erstellten bezirklichen Schulentwicklungsplänen, die in den Jahren 
2003 und 2004 erstellt worden sind und bezieht schulstatistische Erhebungen zum Stichtag 
01.11.2005 mit ein. 
 
Bezirk Mitte 
 
Das Bezirksamt Mitte von Berlin hat im September 2004 auf der Basis folgender Daten den 
Schulentwicklungsplan (SEP) vom 01.10.2002 aktualisiert: 
� „Modellrechnung zur Entwicklung der Schülerzahlen in den öffentlichen Schulen Berlins 

2004 - 2015“ vom Juli 2004 
� Ist-Schülerzahlen des Schuljahres 2003/2004 
� Statistiken über die melderechtlich registrierten Einwohner am Ort der Hauptwohnung 

Stichtag 30.06.2003 
� Raumdaten vom 31.12.2003 
 
Der Schulentwicklungsplan beschreibt ausführlich die sehr heterogene stadträumliche und 
soziale Struktur des Bezirks Mitte. Es wird ein Zusammenhang zwischen sozialer Lage der 
Familien und Lernfähigkeiten der Schülerinnen und Schüler, einschl. Sprachkompetenz mit 
Verweisen auf die Ergebnisse des Sozialstruktur-Atlas Berlin 1999 hergestellt. 
 
Die enorme Unterschiedlichkeit der drei früheren Bezirke Mitte, Tiergarten und Wedding hin-
sichtlich ihrer politischen und kulturellen Entwicklung, ihrer Bevölkerungszahl, -dichte und 
-struktur sowie ihrer Sozialstruktur wird bezüglich der Chancen und Probleme beschrieben. Sie 
führt zu einer innerbezirklich differenten Schulentwicklungsplanung/Schulnetzplanung.  
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Während im Wedding fast 49 % der Bevölkerung leben, sind es in Tiergarten rd. 28 % und in 
Mitte (alt) 23 %. Bei insgesamt rückläufiger Bevölkerungs- und Schülerzahl nimmt der prozen-
tuale Anteil der ausländischen Bevölkerung zu. Im Bezirk Mitte konzentriert sich der höchste 
Migrantenanteil Berlins, regional vertreten im Wedding, besonders stark in der Altersgruppe der 
Kinder und Jugendlichen.  
 
Etwa 67 % aller Grundschulkinder im Gesamtbezirk sind nichtdeutscher Herkunftssprache.  
 
Insgesamt werden im Schuljahr 2005/2006 rd.15.080 Schülerinnen und Schüler an öffentlichen 
Grundschulen unterrichtet. Zum Ende des Prognosezeitraums (2015) werden etwa 14.800 
Kinder erwartet.  
 
Einerseits konnten in den letzten Jahren wegen der gesunkenen Schülerzahlen die Mindestzü-
gigkeiten von Grundschulen nicht mehr gewährleistet werden, so dass Schulaufhebungen in 
Mitte (alt) eingeleitet werden mussten - mit den Folgen vergrößerter Einschulungsbereiche. 
Andererseits entwickelten sich wegen des Schülerzuwachses in den zurück liegenden Schuljah-
ren große Schulen mit einer (zu) hohen Anzahl von Parallelklassen. Diese schulorganisatorisch 
schwierige Entwicklung betrifft insbesondere den Ortsteil Wedding. Im Bezirk Mitte wurden 
zusätzlich zu den bereits bestehenden gebundenen Ganztagsgrundschulen weitere sechs ge-
nehmigt. Für fast alle anderen Grundschulen erfolgt die Einrichtung des offenen Ganztagsbe-
triebs. 
 
Bei den weiterführenden allgemein bildenden Schulen  werden im Prognosezeitraum in 
allen Schularten sinkende Schülerzahlen erwartet (von derzeit etwa 9.300 auf 8.155 Schülerin-
nen und Schüler). Auch hier verlaufen die Entwicklungen innerhalb des Bezirkes sehr unter-
schiedlich und führen im Ortsteil Mitte (alt) kurzfristig zu weiteren Schulnetzänderungen im 
Gymnasial- und Gesamtschulbereich. Die bereits beschlossenen Maßnahmen zur Kapazitätsredu-
zierung sind genehmigt worden.  
 
Der NdH-Anteil bei den weiterführenden Schulen ist in den letzten Jahren kontinuierlich gestie-
gen und erreicht im Schuljahr 2005/06 im Bezirksdurchschnitt Werte zwischen rd. 37 % bei 
den Gymnasien und rd. 72 % bei den Gesamtschulen. Erwartet wird ein weiterer Anstieg. 
 
Im Bereich der Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt hat der Bezirk 
umfangreiche Maßnahmen zur qualitativen und quantitativen Verbesserung der Versorgung mit 
Schülerplätzen geleistet. Das Schulnetz wird als ausgeglichen beschrieben und bewertet.  
 
Sonstiges 
Der Schulträger weist auf relevante Veränderungen der bezirklichen Schullandschaft durch ge-
plante Investitionsmaßnahmen, Umbaumaßnahmen zur Verlagerung des Berlin-Kollegs sowie 
Maßnahmen des Schul- und Sportanlagensanierungsprogramms hin. 
 
Fazit 
Der Schulentwicklungsplan für den Bezirk Mitte entspricht im Grundsatz den Anforderungen 
der AV SEP, wobei im Rahmen der knapp gehaltenen Darstellungen eine Auseinandersetzung 
mit einzelnen strukturellen Problemstellungen nicht enthalten ist.  
 
Im Grundschulbereich sind die Entwicklungen im Zusammenhang mit den Frequenzabsenkun-
gen bei Anteilen von mehr als 40 % Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache und den beab-
sichtigten Verbesserungen für die ganztägige Betreuung zu beobachten.  
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Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg 
 
Das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin hat im Mai 2004 den Schulentwicklungsplan 
auf der Grundlage folgender Daten aktualisiert:  
 
� „Modellrechnung zur Entwicklung der Schülerzahlen in den öffentlichen Schulen Berlins 

2003 - 2013/2014“ vom August 2003  
� Ist-Schülerzahlen des Schuljahres 2003/2004 
� Statistiken über die melderechtlich registrierten Einwohner am Ort der Hauptwohnung 

Stichtag 30.06.2003 
� Raumdaten vom 31.12.2003 
� regionale Analysen auf der Basis eigener Schülerprognosen usw.  

 
Bei dem vorgelegten SEP handelt sich um die jährliche Fortschreibung der Schulentwicklungs-
pläne von Friedrichshain und Kreuzberg seit 1996/1997.  
 
Auf der Grundlage bezirkseigener regionalisierter Analysen werden Aussagen zu allen Schular-
ten sowie zu jenen Schulstandorten getroffen, die im Vergleich zum Vorjahr Veränderungen 
aufweisen.  
 
Die Aussagen im SEP erfolgen wegen der als markant zu beschreibenden Unterschiede der zu-
sammengeführten Bezirke Friedrichshain und Kreuzberg im Wesentlichen nach den früheren 
Einzelbezirken. Während die Schülerzahl seit 1992 im Ortsteil Friedrichshain um 58 % gesunken 
ist, betrug der Rückgang im Ortsteil Kreuzberg nur rd. 15 %.  
 
Auffällig ist für den vorgenannten Zeitraum die etwa 20 %-ige Zunahme des Anteils von Schü-
lerinnen und Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache auf insgesamt etwa 57,5 %, darunter 
im Ortsteil  Friedrichshain von 5,4 % auf 26,6 %, im Ortsteil Kreuzberg von 45,8 % auf 65,9 
%. Als Folge des drastischen Schülerrückgangs in den vergangenen Jahren erfolgten bereits 
zahlreiche Aufhebungen von Grundschulen, überwiegend im früheren Bezirk Friedrichshain.  
 
An den öffentlichen Grundschulen wurde im Schuljahr 2004/05 der Tiefpunkt der Entwick-
lung - rd.11.320 Schülerinnen und Schülern - erreicht. Dies bedeutet, dass trotz Schulaufhe-
bungen ein kapazitärer Überhang von 22 Zügen besteht. Aufgrund des vorgezogenen Schulein-
tritts werden zum Schuljahr 2005/06 rd. 890 Kinder mehr beschult (insgesamt rd. 12.210 Schü-
lerinnen und Schüler). 
 
In den folgenden Jahren steigt die Schülerzahl auf einen Höchstwert von rd. 12.670 an (Schul-
jahr 2010/2011). Am Ende des Prognosezeitraums (2015) werden etwa 12.160 Schülerinnen 
und Schüler zu beschulen sein. 
 
Der Bezirk verweist in seinem SEP auf deutlich höhere erwartete Schülerzahlen als die von 
SenBJS prognostizierten und kommt infolgedessen sowie auf Grund der Verwendung eigener 
Standards zu Klassenfrequenzen mit dem Ziel einer stärkerer Berücksichtigung bezirksspezifi-
scher Besonderheiten anstelle der gesamtstädtisch vergleichbaren Vorgaben von SenBJS zu an-
deren Erkenntnissen und Schlussfolgerungen zur Kapazitätsentwicklung. Während aus Bezirks-
sicht im Grundschulbereich ein Defizit von rd. 17 Zügen (Schuljahr 2009/10) erwartet wird, 
steht dem nach den Berechnungen von SenBJS ein kapazitärer Überhang von rd. 8 Zügen ge-
genüber.   
 
Im Bezirk wurden zusätzlich zu den bereits bestehenden acht gebundenen Ganztagsschulen 
zwei weitere gebundene Grundschulen genehmigt. Darüber hinaus strebt der Bezirk für fast 
alle anderen Grundschulen den offenen Ganztagsbetrieb an.  
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An den weiterführenden allgemein bildenden Schulen wird die Zahl der Schülerinnen 
und Schüler weiter sinken, von rd. 7.900 im Schuljahr 2004/2005 auf rd. 7.000 bis zum Ende 
des Prognosezeitraum (2015). Wegen der erheblichen Schülerrückgänge seit 1992 wurden be-
reits mehrere weiterführende allgemein bildenden Schulen geschlossen. Im Planungszeitraum 
wurde die Gerhard-Hauptmann-Oberschule (Hauptschule, zum Schuljahr 2005/2006) und wird 
zum Schuljahr 2006/2007 die Erich-Fried-Oberschule aufgehoben. 
 
Der Bezirk bewertet die Kapazitäten der weiterführenden allgemein bildenden Schulen mittel- 
und langfristig als ausgeglichen. Nach Einschätzung von SenBJS sollte eine weitere Reduzierung 
geprüft werden.  
 
Der Bereich der Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt wird mittelfristig 
als ausgewogen beurteilt. Die Einschätzung der Entwicklung der Schülerzahlen gestaltet sich 
schwierig, da die Schülerinnen und Schüler auch überbezirklich versorgt werden und die Integ-
ration an Grundschulen stagniert.  
 
Sonstiges 
Im SEP wird standortbezogen auf beantragte und laufende bauliche Maßnahmen, beispielswei-
se im Rahmen des Schul- und Sportanlagensanierungsprogramms, verwiesen. 
 
Fazit 
Im Schulentwicklungsplan des Bezirks werden in gut strukturierter Form Aussagen zu allen 
Schularten sowie zu jenen Schulstandorten getroffen, die im Vergleich zum Vorjahr Verände-
rungen aufweisen.  
 
Für einen bezirklichen SEP besteht grundsätzlich das Erfordernis, den Planungen die Vorgaben 
von SenBJS zugrunde legen und darauf basierend Aussagen zu treffen. Da aus Sicht von 
SenBJS die gesamtstädtische Standards, Vorgaben und Richtwerte nicht ausreichend beachtet 
und bezirksspezifische Besonderheiten überbewertet werden, entspricht der bezirkliche Schul-
entwicklungsplan mit Einschränkungen der AV SEP. 
 
Bezirk Pankow 
 
Das Bezirksamt Pankow von Berlin hat seine Beschlüsse über „Schulentwicklungs-/Schulnetzplan 
des Bezirkes Pankow von Berlin“ vom 13.05.2003 und „Fortschreibung der Schulentwicklungs-/ 
Schulnetzplanung, Teil Oberschulen, des Bezirkes Pankow von Berlin“ vom 27.04.2004 auf der 
Basis folgender Daten gefasst: 
� „Modellrechnung zur Entwicklung der Schülerzahlen in den öffentlichen Schulen 

Berlins 2002/2003 - 2010/2011“ vom Mai 2002 
� Ist-Schülerzahlen der Schuljahre 2002/03 bzw. 2003/2004 
� Statistiken über die melderechtlich registrierten Einwohner am Ort der Hauptwohnung 

Stichtage 31.12.2001 bzw. 30.06.2003 
 
Der Schulentwicklungsplan beschreibt ausführlich die sehr heterogene stadträumliche und 
soziale Struktur des Bezirks Pankow, einem Bezirk, der sich aus dem Zusammenschluss von 
ehemals drei Bezirken ergeben hat. 
 
Insgesamt werden im Schuljahr 2005/2006 rd. 12.900 Schülerinnen und Schüler an öffentlichen 
Grundschulen unterrichtet. Bis zum Ende des Prognosezeitraums 2015/2016 werden rd. 
14.000 Kinder in den Grundschulen erwartet, wobei zwischenzeitlich ein Spitzenbedarf von 
über 14.400 Schülerrinnen und Schüler wegen des vorgezogenen Einschulungstermins ange-
nommen werden kann. 
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Der SEP beschreibt ausführlich die infolge der Schülerzahlrückgänge bereits vorgenommenen 
umfangreichen Änderungen im Grundschulnetz. Da inzwischen wieder leicht steigende Schüler-
zahlen zu verzeichnen sind, werden mittelfristig keine weiteren Schulaufhebungen geplant. Die 
noch zur Verfügung stehende Überkapazität soll u. a. für pädagogische Verbesserungen (Hort-
betreuung an Schulen) genutzt werden. An einer Reihe von Grundschulen mit großen Einzugs-
bereichen muss die rechnerische Überkapazität hingenommen werden, da Schulaufhebungen 
nicht sinnvoll wären.  
 
Das bezirkliche Planungsziel, an allen Grundschulen ganztägige Betreuungsangebote anzubie-
ten, wird zügig umgesetzt; an allen Pankower Grundschulen werden ganztägige Betreuungsan-
gebote unterbreitet.  
 
Es kann davon ausgegangen werden, dass alle Grundschulen mindestens zweizügig organisiert 
sein werden. Für die bislang einzügige Grundschule in Blankenfelde hat der Bezirk inzwischen 
organisatorische Maßnahmen eingeleitet, damit auch diese Schule der AV SEP entspricht. 
 
Da nunmehr die sehr geburtenschwachen Jahrgänge in die weiterführende allgemein bil-
dende Schule wechseln, hat das Bezirksamt mit dem SEP 2004 die erforderlichen Änderungen 
im Netz beschlossen; die Schulaufhebungen werden mit Abschluss des Schuljahres 2005/2006 
und die Schulzusammenlegungen mit Beginn des Schuljahres 2006/2007 vollzogen sein.  
 
Im Bereich der Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt hat der Bezirk 
umfangreiche Maßnahmen zur qualitativen und quantitativen Verbesserung der Versorgung mit 
Schülerplätzen geleistet. Mit seinem SEP vom 13.05.2003 hatte sich der Bezirk jedoch der Auf-
fassung SenBJS noch nicht angeschlossen, im Planungszeitraum eine Schule mit dem sonderpä-
dagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“ - aus Bedarfsgründen - perspektivisch aus dem 
Schulnetz zu entlassen. Mit dem Beschluss über „Fortschreibung der Schulentwicklungs-/Schul-
netzplanung, Teil Sonderschulen, des Bezirks Pankow von Berlin“ vom 24.05.2005 trifft das 
Bezirksamt Pankow von Berlin jedoch die notwendigen Entscheidungen zur Perspektive von 
Schulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“. Die Zusammenlegung der 
„Schule am Sonnenwinkel“ und der „Schule im Komponistenviertel“ wurde mit Beginn des 
Schuljahres 2005/2006 vollzogen. 
 
Fazit 
Der Bezirksamtsbeschluss über die Schulentwicklungs-/Schulnetzplanung von 2003 sowie die 
Fortschreibungen aus dem Jahr 2004 für den Bereich der weiterführenden allgemein bildenden 
Schulen und aus dem Jahr 2005 für den Bereich der Schulen mit sonderpädagogischen Förder-
schwerpunkten entsprechen als Gesamtheit den Anforderungen der AV SEP.  
 
Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf 
 
Das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin hat im September 2004 auf der Basis 
folgender Daten seinen Schulentwicklungsplan 2004 vorgelegt: 
� „Modellrechnung zur Entwicklung der Schülerzahlen in den öffentlichen Schulen 

Berlins 2003 - 2012“ vom August 2003 
� Ist-Schülerzahlen des Schuljahres 2003/2004 
� Statistiken über die melderechtlich registrierten Einwohner am Ort der Hauptwohnung mit 

Stichtag 31.12.2003 
� Raumdaten vom 31.12.2003 
� Schülerwanderung 2002/2003 
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Nach einer bis zum Jahr 2000 rückläufigen Entwicklung zeigt die Gesamtbevölkerung perspek-
tivisch wieder (leicht) steigende Tendenz. Auch bei den Grundschulkindern ist die Trendum-
kehr ablesbar. Als Citybezirk profitiert Charlottenburg-Wilmersdorf zusätzlich von seiner sehr 
guten Erreichbarkeit für nicht im Bezirk wohnende Schülerinnen und Schüler; entsprechend 
hoch sind die Wanderungsgewinne für die Nutzung der bezirklichen Schulangebote.  
 
An öffentlichen Grundschulen werden im Schuljahr 2005/06 knapp 12.300 Schülerinnen und 
Schüler unterrichtet (incl. "Einschulungszuschlag" in Höhe von ca. 500 Kindern). Bis zum Ende 
des Prognosezeitraums 2015 werden knapp 12.000 Kinder erwartet. 
 
Der Bezirk geht von höheren Schülerzahlen aus, kann aber für diesen Zuwachs weder Gründe 
anführen noch die Herkunft dieser Zahlen belegen. 
 
Für den Betrachtungszeitraum stellt der SEP vornehmlich die durch die Verlagerung der Hort-
betreuung an die Schulen erforderlichen Maßnahmen dar. Das bezirkliche Planungsziel, an na-
hezu allen Grundschulen eine ganztägige Betreuung anzubieten, wird baulich und organisato-
risch zügig umgesetzt und bis spätestens Ende 2006 erreicht sein. 
 
Es kann davon ausgegangen werden, dass mittelfristig alle Grundschulen mindestens zweizügig 
organisiert sein werden. 
 
Im Bereich der öffentlichen weiterführenden allgemein bildenden Schulen wird ein Rück-
gang der Schülerzahlen von 9.100 im Schuljahr 2005/2006 auf rd. 8.900  im Schuljahr 
2015/2016 erwartet  
 
Auf die rückläufigen Schülerprognosezahlen im Sek I-Bereich hat der Bezirk mit angemessenen 
Veränderungen im bezirklichen Schulnetz reagiert, so dass für das Prognosejahr 2015 eine aus-
geglichene Kapazitätsbilanz ausgewiesen wird. Des weiteren wird zum Schuljahr 2006/2007 an 
der Robert-Jungk-Oberschule (Gesamtschule) eine gymnasiale Oberstufe angeboten, um die 
Attraktivität der Schule zu erhöhen, insbesondere aber für den neu eingerichteten Europazug 
Deutsch-Polnisch. Kritisch ist dabei die generell rückläufige Situation an allen Berliner gymnasia-
len Oberstufen zu sehen. 
 
Darüber hinaus befindet sich die Nelson-Mandela-Schule (ehem. Staatliche Internationale Schule 
Berlin) in der Schulträgerschaft des Bezirks. Derzeit wird geprüft, ob die geplante Organisati-
onsgröße von drei bis max. 5 Zügen unter Einbeziehung eines weiteren Schulgebäudes reali-
siert werden kann. 
 
Im Bereich der Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt wurden die Emp-
fehlungen von SenBJS für die sonderpädagogische Förderung bzw. für die Entwicklung von 
Sonderschulen im Wesentlichen in die bezirkliche Schulentwicklungsplanung übernommen.  
 
Fazit 
Handlungsbedarfe ergeben sich bzw. zeichnen sich ab 
� im Grundschulbereich (kurzfristig: Charlottenburg-Nord)  
� im Gymnasialbereich (kurz- bis mittelfristig: Ortsteil Grunewald) 
 
Während im Grundschulbereich räumliche Überkapazitäten Handlungsdruck erzeugen (Aufhe-
bung der Hermann-Löns-Grundschule noch in 2006 geplant), betrifft es im Gymnasialbereich 
die Hildegard-Wegscheider-Oberschule, die mit einer Gesamtkapazität von 2,4 Zügen nicht nur 
ohnehin sehr klein ist, sondern auch im Regelzug nur noch schwach nachgefragt wird.  
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Bezirk Spandau 
 
Der Bezirk Spandau hat bislang keinen Schulentwicklungsplan vorgelegt. Am 30.11.2004 wurde 
lediglich eine stichwortartige Kurzfassung übermittelt. Die nachfolgende Darstellung von Ent-
wicklungstendenzen und dem sich daraus ergebenden Handlungsbedarf erfolgt daher auf Basis 
der bei SenBJS vorliegenden Daten. 
 
Während die Gesamtbevölkerung nach einer bis zum Jahr 2000 rückläufigen Entwicklung wie-
der ansteigt, bleibt die Zahl der Kinder im Grundschulalter weiterhin leicht rückläufig. Der Be-
zirk dagegen erwartet aus dem Wiederansteigen der Gesamtbevölkerung generell konstant 
bleibende Zahlen bei den Kindern im Grundschulalter. Regional betrachtet zeichnen sich durch-
aus unterschiedliche Entwicklungen ab. So wird es Bedarfszuwächse aufgrund von Wohnungs-
bautätigkeit in der Wasserstadt Oberhavel, der Landstadt Gatow und in Teilen Staakens geben. 
Diese werden allerdings nur noch moderat ausfallen. 
 
Beim Anteil der ndH-Schüler gibt es einen Anstieg von rd. 5.486 Schülerinnen und Schüler im 
Schuljahr 2004/2005 auf 5.837 Schülerinnen und Schüler im Schuljahr 2005/2006. 
 
An den öffentlichen Grundschulen wurden im Schuljahr 2005/2006 rd. 11.450 Schülerinnen 
und Schüler unterrichtet. Bis zum Ende des Prognosezeitraums 2015 werden - nach einem 
Rückgang bis auf einen Tiefststand von 10.760 Schülerinnen und Schülern im Schuljahr 
2010/2011 - rd. 11.230 Kinder erwartet. 
 
Im Betrachtungszeitraum werden infolge der Verlagerung der Hortbetreuung in die Grund-
schulen eine Vielzahl von Änderungen das Schulnetz prägen. Bis zum Abschluss aller Maßnah-
men (frühestens im Jahr 2007/2008) wird es - stärker als in anderen Bezirken - zu räumlichen 
Engpässen kommen, da im Grundschulbereich keine nennenswerten Kapazitätsüberhänge vor-
handen sind und schulortnahe Kita-Kapazitäten nur in geringem Umfang zur Verfügung stehen. 
Die Engpässe müssen daher mit organisatorischen Mitteln kompensiert werden. 
 
Im Schuljahr 2005/2006 wird die Mindestbetriebsgröße von zwei Zügen an den regulären 
Grundschulen (Schulen ohne Sondertatbestände) nicht unterschritten. Mit Blick auf regional 
rückläufige Schülerzahlen wird der Bezirk im Grundschulnetz rechtzeitig Anpassungen in die 
Wege leiten. So wird mittelfristig die Aufhebung einer Grundschule im Ortsteil Gatow nicht 
mehr ausgeschlossen. 
 
Im Bereich der öffentlichen weiterführenden allgemein bildenden Schulen wird in allen 
Schularten ein Rückgang der Schülerzahlen von rd. 8.780 im Schuljahr 2005/2006 auf rd. 8.100 
im Schuljahr 2015/2016 erwartet (- 7,7 %). Die durchgängig rückläufigen Schülerprognosezah-
len werden im Sek I-Bereich zu einer signifikanten Entspannung der räumlichen Versorgungssi-
tuation führen. Die verbleibenden Kapazitätsdefizite bei den Gymnasien (- 3,5 Züge) rechtferti-
gen nicht die vom Bezirk für erforderlich gehaltenen baulichen Maßnahmen.  
 
Im Bereich der Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt wird über bereits 
realisierte Maßnahmen hinaus weiterer Handlungsbedarf (Standortqualifizierung) bei der Schule 
am Gartenfeld gesehen. 
 
Sonstiges 
Der Bezirk sieht an den weiterführenden allgemein bildenden Schulen generell Bedarf an bauli-
chen Maßnahmen zur Verbesserung des Fachraumangebots. 
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Bezirk Steglitz-Zehlendorf 
 
Das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin hat im Juni 2004 auf der Basis folgender Daten 
den Schulentwicklungsplan vorgelegt: 
� „Modellrechnung zur Entwicklung der Schülerzahlen in den öffentlichen Schulen 

Berlins 2002/2003 - 2012/2013“ vom 25. August 2003 
� Ist-Schülerzahlen des Schuljahres 2003/2004 
� Statistiken über die melderechtlich registrierten Einwohner am Ort der Hauptwohnung 

Stichtag 30.06.2003 
� Raumdaten vom 31.12.2003 
 
Das 294 Seiten umfassende Werk stellt neben den detailliert beschriebenen Aspekten der be-
zirklichen Planung auch ausführlich die Grundlagen der Berliner Bildungslandschaft dar. Als 
Besonderheiten des Bezirks werden u. a. folgende Gesichtspunkte herausgestellt: 
� Zuwanderung aus anderen Bezirken aufgrund des attraktiven Bildungsangebots 
� hohe Übergangsquoten auf die Gymnasien (53 %) 
� hohe Anzahl privater Schulträger mit der absolut höchsten Anzahl von Schülerinnen und 

Schülern in Schulen in privater Trägerschaft (ca. 4.400 Sch.)  
� Anteil von Schülerinnen und Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache bzw. ausländischen 

Schülerinnen und Schülern deutlich unter dem Berliner Durchschnitt. 
 
Insgesamt wurden im Schuljahr 2005/2006 rd. 13.500 Schülerinnen und Schüler an öffentlichen 
Grundschulen und in der Grundstufe der John-F.-Kennedy-Schule unterrichtet. Bis zum Ende 
des Prognosezeitraums 2015 werden - nach einem leichten Anstieg in den kommenden Jahren 
wegen des vorgezogenen Einschulungstermins - die Schülerzahlen merklich zurückgehen (rd. 
- 1.000). Der dadurch entstehende Raumüberhang wird nach Einschätzung des Bezirks für die 
Ganztagsbetreuung benötigt. Die im SEP dargestellte Konzeption zur Verlagerung der Hortplät-
ze an die Grundschulen beschreibt standortbezogen den im Bezirk im Sommer 2004 erarbeite-
ten Sachstand.  
 
Hinsichtlich des Grundschulnetzes werden vom Bezirk keine Veränderungsnotwendigkeiten ge-
sehen. Allerdings erfolgt die Betrachtung ausschließlich unter dem Aspekt möglicher Kapazi-
tätsüberhänge; Einschätzungen hinsichtlich struktureller Probleme einzelner Standorte z. B. hin-
sichtlich Unterfrequenzen und nicht ausreichender Zügigkeit fehlen. Problematisch erscheint 
insbesondere die Perspektive der Dreilinden-Grundschule. 
 
Aufgrund der zunehmenden Profilbildung auch bei den Grundschulen wird das im SchulG vor-
gesehene System klar definierter Einschulungsbereiche als nicht mehr zeitgemäß beschrieben 
und zwei alternative Modelle zur Diskussion gestellt, bei denen für jeden Wohnort - abhängig 
von der Entfernung zum jeweiligen Schulstandort - eine Rangfolge der in Frage kommenden 
Schulen gebildet wird, über die sich dann der Zugang zur gewünschten Schule regelt. Die im 
SchulG neu geschaffene Möglichkeit, für mehrere Grundschulen gemeinsame Einschulungsberei-
che zu schaffen und damit die Steuerung zu vereinfachen, wird nicht erörtert.  
 
Bei den weiterführenden allgemein bildenden Schulen ist längerfristig ein relativ geringer 
Rückgang der Schülerzahlen von derzeit rd. 10.700 auf rd. 10.250 zu erwarten. Während bei 
Haupt- und Realschulen Kapazitätsüberhänge vorhanden sind und bei Gesamtschulen mittelfris-
tig eine ausgeglichene Situation entsteht, wird das Defizit bei den Gymnasien durch den Schü-
lerrückgang nicht vollständig abgebaut werden. 
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Der vom Bezirk geplante Neubau der Kopernikus-Oberschule soll die notwendige Qualitätsver-
besserung für diese auf zwei weit entfernte Standorte untergebrachte Gesamtschule bewirken 
ebenso wie für verschiedene andere weiterführende allgemein bildende Schulen. Um eine Zu-
nahme der Kapazitätsüberhänge zu vermeiden, wurde inzwischen ein Konzept entwickelt, das 
die Herausnahme von Raumkapazität aus dem Schulnetz in entsprechendem Umfang vorsieht.  
 
Hinsichtlich der Struktur des Oberschulnetzes kündigt der Bezirk weitere Bemühungen um eine 
Ausweitung grundständiger Angebote an. Bei den Hauptschulen wird die Entwicklung der Jo-
hann-Thienemann-Oberschule zu einer verbundenen Haupt- und Realschule erwogen. Zur weite-
ren Entwicklung der problembehafteten Leistikow-Oberschule in Zehlendorf findet sich im 
Schulentwicklungsplan von 2004 keine Aussage; inzwischen ist die Aufhebung dieser Schule 
aufgrund mangelnder Nachfrage vorgesehen. 
 
Bei den Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt werden keine Verände-
rungen für erforderlich gehalten. 
 
Sonstiges 
Investitionsnotwendigkeiten werden - neben dem Bau von Sporthallen an verschiedenen Schul-
standorten - vor allem für den Standort Rothenburgstraße (Grundschule und Gymnasium) und 
für den seit längerem geforderten Neubau für die Kopernikus-Oberschule gesehen. 
 
Fazit 
Der Schulentwicklungsplan entspricht im Grundsatz den Anforderungen der AV SEP. Für die 
angesprochenen Einzelprobleme sind im Rahmen der weiteren Schulentwicklungsplanung kon-
krete Lösungsansätze zu entwickeln. 
 
 
Bezirk Tempelhof-Schöneberg 
 
Das Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin hat im Januar 2004 auf der Basis folgender 
Daten den aktualisierten Schulentwicklungsplan vorgelegt: 
� „Modellrechnung zur Entwicklung der Schülerzahlen in den öffentlichen Schulen Berlins 

2003 - 2013/2014“ vom Juli 2003 
� Ist-Schülerzahlen des Schuljahres 2003/2004 
� Statistiken über die melderechtlich registrierten Einwohner am Ort der Hauptwohnung, 

Stichtag 30.06.2003 
� Raumdaten vom 31.12.2003 
 
Der Schulentwicklungsplan enthält eine allgemein gehaltene Beschreibung eines stabilen Schul-
netzes, das leicht steigende kapazitäre Überhänge aufweist. Schwerpunkt der qualitativen Ver-
änderungen im Schulnetz ist die Realisierung der Ganztagsangebote an den Grundschulen.  
 
Die Schülerzahlen im Bereich der Grundschulen - derzeit rd. 16.200 Kinder - werden mittel- 
und langfristig als stabil eingeschätzt. Der für den Grundschulbereich ermittelte rechnerische 
Raumüberhang von rd. 16 Zügen wird größtenteils für die Ganztagsbetreuung genutzt.  
 
Darüber hinaus wird auf mittel- bis langfristig erforderliche Fusionen bzw. Aufhebungen von 
Grundschulen in den Regionen Schöneberg-Ost, -Süd und Nord hingewiesen.  
 
Für die weiterführenden allgemein bildenden Schulen wird in allen Schularten ein Rück-
gang der Schülerzahlen von derzeit rd. 10.800 Schülerinnen und Schüler auf knapp 10.000 im 
Schuljahr 2015/2016 erwartet.  
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Im Bereich der Gesamtschulen ist der Ersatzneubau der Carl-Zeiss-Oberschule als notwendige 
Qualitätsverbesserung hervor zu heben. 
 
Die Beschulung von Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf wird nicht erwähnt; 
auch nicht die Integration in Regelschulen, bei der der Bezirk insbesondere im Ortsteil Schöne-
berg eine Vorreiterrolle in Berlin inne hatte. 
 
Fazit 
Der Schulentwicklungsplan für den Bezirk Tempelhof-Schöneberg entspricht im Grundsatz den 
Anforderungen der AV SEP.  
 
Handlungsbedarf besteht zur mittel- und langfristigen Einschätzung der Grundschulkapazitäten 
(Abbau von Kapazitätsüberhängen) und für Planungen zum Sonderschul- sowie zum 
Hauptschulbereich. 
 
 
Bezirk Neukölln 
 
Das Bezirksamt Neukölln von Berlin hat im August 2004 auf der Basis folgender Daten den 
Schulentwicklungsplan von 1997 aktualisiert. 
� „Modellrechnung zur Entwicklung der Schülerzahlen in den öffentlichen Schulen 

Berlins 2002/2003 - 2012/2013“ vom 25. August 2003 
� Ist-Schülerzahlen des Schuljahres 2003/2004 
� Statistiken über die melderechtlich registrierten Einwohner am Ort der Hauptwohnung 

Stichtag 30.06.2003 
� Raumdaten vom 31.12.2003 
 
Ein Merkmal des Bezirks ist der hohe und weiter zunehmende Ausländeranteil, der sich im 
Norden des Bezirks konzentriert. Inzwischen sind mehr als die Hälfte aller Grundschulkinder im 
Gesamtbezirk nichtdeutscher Herkunft; im nördlichen Neukölln beträgt der ndH-Anteil bei den 
Grundschülern sogar mehr als 80 %. Auch in den weiterführenden allgemein bildenden Schu-
len ist der ndH-Anteil in den letzten Jahren kontinuierlich angestiegen und erreichte 2005/2006 
Werte zwischen 68 % (Hauptschule) und 35 % (Gymnasium). 
 
Das Raumangebot ist in allen Schularten im Grundsatz ausreichend, jedoch wird sich bis zum 
Jahr 2010/2011 keine Verbesserung durch sinkende Schülerzahlen ergeben. Durch quartiersin-
terne Veränderungen in der Bevölkerungsstruktur kommt es in einigen Nordneuköllner Grund-
schulen sogar zu erheblichen räumlichen Unterdeckungen, die sich nicht durch Veränderungen 
der Einschulungsbereiche auffangen lassen. Wichtigste Änderung im Schulnetz des Oberschul-
bereichs ist die Inbetriebnahme des Ersatzbaus der Otto-Hahn-Gesamtschule zum Beginn des 
Schuljahres 2006/2007. 
 
Trotz eines rechnerischen Raumüberhangs bei den Grundschulen (im Schuljahr 2005/2006 
wurden 15.635 Grundschülerinnen und Grundschüler unterrichtet sowie weitere 857 Schülerin-
nen und Schüler in den Grundstufen der Fritz-Karsen-Schule und der Walter-Gropius-Schule) ist 
festzustellen, dass im Norden des Bezirks die für Regelklassen vorgesehenen Frequenzabsen-
kungen zur Kompensation des hohen ndH-Anteils aus räumlichen Gründen nicht immer reali-
siert werden können. 
 
An sieben Grundschulen und Grundstufen von Gesamtschulen wird ein gebundener Ganztags-
betrieb angeboten, an zwei Grundschulen besteht je ein Zug der Staatlichen Europaschule Ber-
lin für die Sprachen Französisch bzw. Italienisch in gebundener Organisationsform. Alle anderen 
Neuköllner Grundschulen bzw. Grundstufen von Gesamtschulen gewährleisten die Hortbetreu-
ung. 
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An den öffentlichen weiterführenden allgemein bildenden Schulen wird die Zahl der 
Schülerinnen und Schüler im Bereich Sekundarstufe I von derzeit rd. 9.840 auf rd. 8.800 (um 
10,6 %) zum  Ende des Prognosezeitraums 2015 sinken. Traditionell dominieren die Gesamt-
schulen, bei denen der Anteil gymnasialempfohlener Schülerinnen und Schüler jedoch extrem 
unterrepräsentiert, der Anteil der hauptschulempfohlenen Schülerinnen und Schüler dagegen 
überproportional vertreten ist. Erhebliche strukturelle Probleme weisen zwei Gymnasien im 
Norden Neuköllns auf, bei denen nur ein verhältnismäßig kleiner Teil der in Klassenstufe 7 
beginnenden Schülerschaft die Sekundarstufe I erfolgreich durchläuft und sich damit für den 
Besuch der Oberstufe qualifizieren kann. Als Folge wird die erforderliche Mindest-Jahrgangs-
stärke für eine gymnasiale Oberstufe (50 Schüler/ Jahrgang) unterschritten. Inzwischen wurden 
für die beiden Schulen unterschiedliche Konzepte entwickelt, die auf eine nachhaltige Stabilisie-
rung der Schülerzahlen in der Oberstufe abzielen 
 
Im Bereich der Schulen mit sonderpädagogischem Förderbedarf wird über steigende 
Schülerzahlen im Förderschwerpunkt „Lernen“ berichtet. Daneben reicht die Kapazität der Schu-
le am Bienwaldring (Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“) nicht aus, so dass die Klassen 
überbelegt sind. Der Bezirk verweist auf die Notwendigkeit einer bezirksübergreifenden Lösung 
im Rahmen des SEP für die Gesamtstadt. Im Teilplan zum Förderschwerpunkt „Geistige Ent-
wicklung“ wird hierzu eine Veränderung der Einzugsbereiche vorgeschlagen. 
 
Fazit 
Der SEP von Neukölln entspricht im Grundsatz den Anforderungen der AV SEP, wobei im 
knapp gehaltenen Darstellungsrahmen eine Auseinandersetzung mit einzelnen strukturellen 
Problemstellungen nicht enthalten ist. Hier besteht die Notwendigkeit, im Zuge der weiteren 
Schulentwicklung geeignete Lösungsansätze - wie teilweise bereits eingeleitet - zu entwickeln 
und umzusetzen. 
 
 
Bezirk Treptow-Köpenick 
 
Das Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin hat im März 2003 den Schulentwicklungsplan 
Treptow-Köpenick (Zeitraum 2002 bis 2006) beschlossen. Im Januar 2005 wurde SenBJS eine 
Aktualisierung vorgelegt, die auf folgenden Daten und Unterlagen basiert: 
� „Modellrechnung zur Entwicklung der Schülerzahlen in den öffentlichen Schulen 

Berlins 2004 - 2015“ vom Juli 2004 
� Ist-Schülerzahlen des Schuljahres 2004/2005 
� Statistiken über die melderechtlich registrierten Einwohner am Ort der Hauptwohnung, 

Stichtag 30.06.2003 
� Raumdaten vom 31.12.2003 
� vom Schulträger ermittelte bezirksspezifische Struktur- und Übergangsquoten 
 
In den Vorjahren bestand im Bezirk Treptow-Köpenick zur Gewährleistung der Mindestzügigkeit 
von zwei Zügen bei Grundschulen erheblicher Handlungsbedarf bei der Gestaltung des Schul-
netzes. 
 
Auf Grund der flächenhaften Ausdehnung des Bezirkes Treptow-Köpenick und einer Reihe 
isolierter Ortslagen bekennt sich der Schulträger zu einem Grundschulnetz mit Stammschulen 
und Filialen sowie zu zweizügigen Grundschulstandorten. Er erwartet für eine Vielzahl dieser 
Schulen, dass sich die Schülerzahlen im Planungszeitraum stabilisieren werden. 
Diese Einschätzung wird von der o. g. Modellrechnung zur Entwicklung der Schülerzahlen von 
der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport gestützt. 
 
Im Schuljahr 2005/2006 werden rd. 9.110 Schülerinnen und Schüler an den öffentlichen 
Grundschulen unterrichtet. Seit März 2003 wurden vier eigenständige Grundschulen aufgeho-
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ben, von denen zwei als Filialen weitergeführt werden. Weitere sechs Grundschulen werden als 
Problemlagen beschrieben, die in ihrer Entwicklung beobachtet werden müssen.  
 
Bis zum Ende des Prognosezeitraums (2015) wird eine Steigerung der Schülerzahlen im Grund-
schulbereich auf rd. 11.440 Schülerinnen und Schüler erwartet, so dass in Folge des Schüler-
zuwachses von 21,2 % sowie der Schließung der Filialen und der Qualifizierung des Ganztags-
betriebes der gegenwärtige Kapazitätsüberhang von knapp 22 Zügen vollständig abgebaut sein 
wird. Zwei Grundschulen - die Sonnenblumen-Grundschule in Treptow und die Grundschule an 
der Wuhlheide in Köpenick - führen den gebundenen Ganztagsbetrieb, alle anderen 
Grundschulen bieten den offenen Ganztagsbetrieb an.  
 
An den weiterführenden allgemein bildenden Schulen wird die Zahl der Schülerinnen 
und Schüler von derzeit rd. 7.500 auf etwa 6.800 zum Ende des Prognosezeitraums 2015 sin-
ken. Der Tiefpunkt der Schülerzahlentwicklung wird im Jahr 2007/2008 mit nur rd. 5.270 Schü-
lerinnen und Schüler in den Klassenstufen 7 bis 10 erwartet.  
 
Trotz der bereits erfolgten Aufhebungen von Schulen aufgrund des drastischen Schülerrück-
gangs stehen deshalb weitere gravierende Einschnitte im Schulnetz des Bezirkes bevor. Sie be-
treffen im Gymnasialbereich die Zusammenführungen (verbunden mit standörtlichen Verlage-
rungen) der Ernst-Friedrich-Oberschule mit der Philippe-Cousteau-Oberschule zur 10. Schule 
(Gymnasium) in Treptow . Kurzfristig fusionieren die Linus-Pauling-Oberschule mit der Nelly-
Sachs-Oberschule in Köpenick sowie im Gesamtschulbereich die Merian-Oberschule mit der Sal-
vador-Allende-Oberschule. Die Maßnahmen werden von SenBJS als nicht vermeidbar bewertet 
und unterstützt. Mit den Verlagerungen wird sich das standörtliche Raumangebot an den wei-
terführenden allgemein bildenden Schulen verbessern. Wichtigstes Vorhaben ist der stan-
dardgerechte Neu- und Umbau der 10. Schule (Gymnasium).  
 
Im Bereich der Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt hat der Bezirk 
umfangreiche Maßnahmen zur qualitativen und quantitativen Verbesserung der Versorgung mit 
Schülerplätzen geleistet. Das Angebot wird als regional ausgewogen beurteilt. 
 
Sonstiges 
Im SEP werden Aussagen zu den Volkshochschulen, Musikschulen, Jugendkunstschule u. a. ge-
troffen. 
 
Fazit 
Der SEP von Treptow-Köpenick entspricht vom Grundsatz her den Anforderungen der AV SEP. 
Es werden in gut strukturierter Form Aussagen zu allen Schularten sowie zu den kurzfristig 
geplanten Maßnahmen zu Veränderungen der Schulnetze getroffen.  
 
Bezüglich des Grundschulnetzes muss bei den sog. Problemlagen (auch perspektivisch aufgrund 
der Einwohnerzahlen) nach einem weiteren Beobachtungszeitraum entschieden werden, ob 
mittelfristig Veränderungen einzuleiten sind. 
 
Auch bei den weiterführenden Schulen besteht aus Sicht von SenBJS das Erfordernis, die Be-
darfsentwicklung im Bereich der Realschulen und Gymnasien zu analysieren und ggf. Verände-
rungen einzuleiten. 
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Bezirk Marzahn-Hellersdorf 
 
Das Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin hat im Juni 2003 auf der Basis folgender Daten 
den Schulentwicklungsplan vorgelegt. 
� „Modellrechnung zur Entwicklung der Schülerzahlen in den öffentlichen Schulen Berlins 

2002/2003 - 2010/2011“ vom Mai 2002 
� Ist-Schülerzahlen des Schuljahrs 2002/2003 
� Statistiken über die melderechtlich registrierten Einwohner am Ort der Hauptwohnung 

Stichtag 30.06.2002 
� Raumdaten vom 31.12.2002 
 
Vom Bezirk wurde eine Fortschreibung des SEP auf Grundlage der Daten des Schuljahres 
2004/2005 vorgenommen, die jedoch keine wesentlichen Veränderungen hinsichtlich der plane-
rischen Aussagen enthält (bisher nicht veröffentlicht). 
 
Beide Teilregionen des Bezirks weisen die gleichen Unterschiede in der Bebauungsstruktur auf: 
Großsiedlungen mit industrialisiertem Wohnungsbau im Norden und ausgedehnte Kleinsied-
lungsgebiete im Süden bzw. Südosten. Die Bevölkerungsentwicklung der letzten Jahre ist von 
einem drastischen Rückgang der Schülerzahlen insbesondere in den Plattenbaugebieten ge-
kennzeichnet gewesen, der bereits zu einer Vielzahl von Schul-Aufhebungen geführt hat. Da-
rüber hinaus sind auch weiterhin - wie im SEP darstellt - Bevölkerungsverluste durch Abwande-
rung zu verzeichnen. Der für die Siedlungsgebiete im Süden erwartete Schülerzuwachs infolge 
baulicher Verdichtung ist nicht eingetreten; die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme „Bies-
dorf-Süd“ wird vorzeitig abgebrochen. 
 
Insgesamt werden im Schuljahr 2005/06 rd. 9.700 Schülerinnen und Schüler an öffentlichen 
Grundschulen unterrichtet. Längerfristig - bis zum Ende des Prognosezeitraums 2015 - wird ein 
moderater Anstieg auf rd. 10.500 Schülerinnen und Schüler erwartet. 
 
Obwohl seit 1997 bereits 32 Grundschulen aufgehoben wurden (davon drei nach Fertigstellung 
des SEP), weisen derzeit eine Vielzahl von ihnen - vor allem im Norden von Marzahn und in 
den Kleinsiedlungsgebieten von Hellersdorf - Schülerzahlen unterhalb der für die geforderte 
Zweizügigkeit notwendigen Mindestwerte auf. Der SEP sieht keine Maßnahmen für eine weite-
re Straffung des Grundschulnetzes vor. Für einen Teil dieser Schulen kann aufgrund der aktu-
ellen Einwohnerstatistik (31.12.2005) erwartet werden, dass sich die Schülerzahlen im Pla-
nungszeitraum auf niedrigem Niveau stabilisieren.  
 
Ein besonderes Problem zeichnet sich im Süden Hellersdorfs ab: in vier der fünf Grundschulen 
dieser Region ist aufgrund der künftigen Jahrgangsstärken eine deutliche Unterschreitung der 
für eine stabile Zweizügigkeit erforderlichen Schülerzahlen zu erwarten (Rückgang der Jahr-
gangsstärken von derzeit insgesamt ca. 11 Zügen auf unter 8 Züge); der Ausbau der Privat-
schulkapazität in diesem Bereich dürfte diese Entwicklung noch verschärfen. In die Betrachtung 
ist - wie im SEP vermerkt - auch die Grundschule am Fuchsberg in Biesdorf einzubeziehen, bei 
der die Zweizügigkeit ebenfalls gefährdet erscheint. Angesichts dieser Sachlage reißt der SEP 
lediglich einige Lösungsansätze an und formuliert die Notwendigkeit, ab dem Schuljahr 
2003/2004 Entscheidungen vorzubereiten, ohne jedoch ein kohärentes Handlungskonzept dar-
zustellen. 
 
Für die weiterführenden allgemein bildenden Schulen wird sich gemäß Schülerprognose 
vom Januar 2006 in allen Schularten der drastische Schülerzahlrückgang der Vorjahre fortset-
zen; bis 2015 wird ein weiterer Rückgang von derzeit etwa 9.650 Schülerinnen und Schülern 
auf rd. 6.000 (- 38 %) erwartet. 
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Der SEP 2003 geht von einem dauerhaften Bedarf von 16 bis 18 weiterführenden allgemein 
bildenden Schulen aus (Bestand 2003/2004: 34 Schulen). Da das langfristig zu erwartende 
Nachfrage-Niveau bereits im Schuljahr 2007/2008 erreicht sein wird, muss sich die Reduzierung 
der weiterführenden allgemein bildenden Schulen auf etwa die Hälfte des jetzigen Bestandes in 
einem Zeitraum von nur drei Jahren vollziehen. Zwar werden aufzuhebende Schulen im SEP 
von 2003 nur vereinzelt konkret benannt, inzwischen sind jedoch die meisten der erforderli-
chen Aufhebungen bzw. Zusammenlegungen vollzogen oder eingeleitet worden, so dass 2007 
nach derzeitigem Stand noch 17 weiterführende allgemein bildende Schulen bestehen werden. 
Damit wird in allen Schularten - ausgenommen die Gesamtschule, die noch um einen weiteren 
Standort reduziert werden muss - die längerfristig erforderliche Zahl der Schulen erreicht sein.  
 
Bei den Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt sieht der Bezirk keine 
Notwendigkeiten für Netzveränderungen, obgleich auch in diesem Bereich umfangreiche Raum-
überkapazitäten vorhanden sind. Nach Einschätzung der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Sport werden sich diese durch die mit dem neuen Schulgesetz einhergehenden Verände-
rungen noch weiter erhöhen. 
 
Fazit 
Der Schulentwicklungsplan entspricht im Grundsatz den Anforderungen der AV SEP, weist je-
doch erhebliche Lücken bezüglich der Darstellung konkreter Handlungskonzepte auf. Die seit 
Formulierung des SEP vom Bezirk bereits durchgeführten oder eingeleiteten Maßnahmen ent-
sprechen den Erfordernissen weitgehend und sind im Zuge der weiteren Schulentwicklungspla-
nung konsequent fortzusetzen. 
 
 
Bezirk Lichtenberg 
 
Das Bezirksamt Lichtenberg von Berlin hat am 03.06.2003 den Beschluss über die „Schulent-
wicklungsplanung Lichtenberg für die Jahre 2003 bis 2007 auf der Basis folgender Daten ge-
fasst: 
� „Modellrechnung zur Entwicklung der Schülerzahlen in den öffentlichen Schulen Berlins 

2002/2003 - 2010/2011“ vom Mai 2002 
� Ist-Schülerzahlen des Schuljahres 2002/2003 
� Statistik über die melderechtlich registrierten Einwohner am Ort der Hauptwohnung 

Stichtage 20.06.2001 und 31.12.2001. 
 
Der Schulentwicklungsplan beschreibt ausführlich die sehr heterogenen stadträumlichen und 
sozialen Strukturen, die sich nach dem Zusammenschluss von ehemals zwei Bezirken ergeben 
haben. Der Bezirk hat - ausgehend von den drastisch rückgängigen Schülerzahlen - beginnend 
in der Vergangenheit bereits umfangreiche Änderungen umgesetzt, zunächst vorrangig im 
Grundschulnetz der Großsiedlungsgebiete. Während im Schuljahr 1992/1993 noch 53 Grund-
schulen zur Verfügung (23.279 Schüler) standen, waren im Schuljahr 2003/2004 nur noch 26 
erforderlich (8.042 Schüler), um eine wohnortnahe Grundschulversorgung zu sichern. 
 
Im Bereich der Grundschulen hat sich inzwischen eine Stabilisierung der Schülerzahlen auf 
niedrigem Niveau vollzogen (Schuljahr 2005/2006 rd. 8.800); es wird nunmehr jährlich ein ge-
ringfügiger Anstieg erwartet, der zunächst dazu führen wird, dass die zur Verfügung stehende 
Schulraumkapazität besser ausgelastet wird. Es wird erwartet, dass sich langfristig die Schüler-
zahl auf rd. 11.100 erhöht. 
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Zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über den bezirklichen SEP befanden sich die Planungspro-
zesse im Zusammenhang mit der Überführung der Hortplätze an die Schulen noch in einem 
frühen Stadium. Das bezirkliche Planungsziel, an allen Grundschulen ganztägige Betreuungsan-
gebote anzubieten, wurde zügig umgesetzt; alle städtischen Kitaplätze wurden - mit Zustim-
mung der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport - bereits zum Schuljahr 2004/2005 
an die Schulen verlagert.  
 
Zwei Grundschulen werden, da sie Teile von Sonderschulen sind, voraussichtlich dauerhaft die 
Mindestzügigkeit von 2 Zügen unterschreiten. Andere bislang unterzügige Grundschulen wer-
den durch die steigenden Schülerzahlen wieder stabilisiert. 
 
Auch das Netz der weiterführenden allgemein bildenden Schulen wurde in den letzten 
Jahren wegen sinkender Schülerzahlen in allen Schularten verändert. Da dieser Prozess noch 
nicht abgeschlossen ist - die Zahl der Schülerinnen und Schüler wird bis 2015/2016 von derzeit 
rd. 8.600 (zum Vergleich: 2002/2003 noch rd. 13.200) auf ca. 7.000 sinken - wurden mit dem 
vorliegenden SEP bereits weitere Aufhebungen und Zusammenlegungen beschlossen. Diese sind 
teilweise schon umgesetzt oder durch schulorganisatorische Maßnahmen vorbereitet worden. 
Da der Umfang der 2003 beschlossenen Maßnahmen noch nicht ausreichend ist, um das Über-
angebot an Schülerplätzen im Oberschulbereich abzubauen, sind im Bezirk weitere Entschei-
dungen getroffen worden, die mit Ablauf des Schuljahres 2005/2006 vollzogen werden. Zum 
Abbau des großen Überangebot an Schülerplätzen im Bereich der Gesamtschulen sind weiteren 
Maßnahmen eingeleitet worden.  
 
Im Bereich der Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt steht die Lösung 
der noch nicht geklärten Standortfragen für die Schule im Grünen Grund (Krankenhausschule) 
und die Schulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ an. 
Im SEP wurden bislang nur Absichtserklärungen bezüglich der Verbesserung der Bedingungen 
formuliert. Der Bezirk arbeitet gegenwärtig an Schulnetzänderungen für Schulen mit sonderpä-
dagogischem Förderschwerpunkt. 
 
Fazit 
Der SEP entspricht vom Grundsatz her den Anforderungen der AV SEP. Die Fortschreibung von 
Teilaspekten der Schulnetzentwicklung ist eine Selbstbindung des Bezirksamtes als Bestandteil 
des vorliegenden Schulentwicklungsplanes, welche zielstrebig erfüllt wird.  
 
 
Bezirk Reinickendorf 
 
Das Bezirksamt Reinickendorf von Berlin hat im September 2004 auf der Basis folgender Daten 
seinen Schulentwicklungsplan 2004 - 2008 (Entwurf) vorgelegt: 
� „Modellrechnung zur Entwicklung der Schülerzahlen in den öffentlichen Schulen Berlins 

2004 - 2015“ vom Juli 2004 
� Ist-Schülerzahlen der Schuljahre 1999/2000 bis 2004/2005 
� Statistiken über die melderechtlich registrierten Einwohner am Ort der Hauptwohnung 

mit Stichtag 30.06.2004 
� Raumdaten vom 31.12.2003 
� Schülerwanderung 2002/2003 
 
Der Bezirk ist einer der flächengrößten der Stadt. Dementsprechend ist das bezirkliche Schul-
netz regional sehr unterschiedlich strukturiert (von stadträumlich eng bis weiträumig ausge-
legt). Während die Gesamtbevölkerung weiterhin konstant bleiben wird, ist die Zahl der Kinder 
im Grundschulalter leicht rückläufig. Die Schülerprognosen von SenBJS werden vom Bezirk 
grundsätzlich als bedarfsgerecht bestätigt und somit den bezirklichen Planungen zugrunde ge-
legt. 
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Im öffentlichen Grundschulbereich werden im Schuljahr 2005/2006 knapp 13.500 Schülerin-
nen und Schüler unterrichtet (incl. "Einschulungszuschlag" in Höhe von ca. 500 Kindern). Bis zum 
Ende des Prognosezeitraums 2015 werden 12.700 Kinder im Grundschulbereich erwartet. 
 
Im Schuljahr 2005/06 wird die Mindestbetriebsgröße von zwei Zügen an keiner Grundschule 
unterschritten. Es kann davon ausgegangen werden, dass mittelfristig alle Grundschulen min-
destens zweizügig organisiert sein werden. 
 
Mit Blick auf die leicht negative Schülerzahlprognose wird der Bezirk im Grundschulnetz recht-
zeitig Anpassungen in die Wege leiten. Die vorhandenen Raumüberhänge werden in vollem 
Umfang für die Einrichtung des Ganztagsbetriebs an den Grundschulen genutzt, zumal der 
Bezirk beabsichtigt, die Ganztagsangebote nahezu auf das gesamte Schulnetz auszudehnen.  
 
Im Bereich der öffentlichen weiterführenden allgemein bildenden Schulen wird in allen 
Schularten ein deutlicher Rückgang der Schülerzahlen von rd. 10.200 im Schuljahr 2005/2006 
auf rd. 9.400 im Schuljahr 2015/2016 erwartet.  
 
Allgemein ist festzustellen, dass angesichts rückläufiger Schülerprognosezahlen im Sek I-Bereich 
zum Prognose-Ende 2015 eine spürbare, d. h. akzeptable Verringerung der räumlichen Versor-
gungsdefizite im Bereich der Realschulen und der Gymnasien eintreten wird. Bei den Haupt-
schulen entwickeln sich dagegen Überkapazitäten. Für alle Schularten gilt, dass im Planungs-
zeitraum 2004 - 2008 vom Bezirk keine erneuten Einschnitte in das bestehende Schulnetz vor-
gesehen sind bzw. erforderlich werden. 
 
Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt 
Hervorzuheben ist, dass im Bereich der verschiedenen Sonderschulformen generell eine Zunah-
me der Schülerzahlen zu verzeichnen ist. 
 
Fazit 
Der Schulentwicklungsplan für den Bezirk Reinickendorf entspricht im Grundsatz den Anforde-
rungen der AV SEP.  
 
Handlungsbedarfe aufgrund von steigenden Überkapazitäten zeichnen sich ab 
� im Grundschulbereich (mittel- bis langfristig: Heiligensee/Konradshöhe/Lübars) 
� im Hauptschulbereich (mittel- bis langfristig) 
 
 
ANLAGE 4/TABELLEN 1 - 13  
 
 

7.  Sonderprogramme  

7.1 Schul- und Sportanlagensanierungsprogramm  
 
Gemäß Schulgesetz vom 26.01.2004 § 109 obliegt den Bezirken in ihrer Funktion als Schulträ-
ger die Verwaltung und Unterhaltung der äußeren Angelegenheiten der öffentlichen allgemein 
bildenden Schulen. Dazu zählen die Maßnahmen zur Schaffung der äußeren Voraussetzungen 
für das Lehren und Lernen in der Schule, u. a. auch die bauliche Unterhaltung und Instandset-
zung der Schulen. 
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Die Bezirke setzen selbständig Prioritäten bei der Verteilung der ihnen im Rahmen der Global-
zuweisungen zur Verfügung stehenden Mittel; auch für die bauliche Unterhaltung und die Ge-
währleistung der Sicherheit aller im bezirklichen Verantwortungsbereich liegenden öffentlichen 
Gebäude (darunter auch Schulen und Sportanlagen). 
 
Da die finanzielle Ausstattung in Anbetracht der seit Jahren angespannten Finanzsituation des 
Landes Berlin sehr begrenzt ist, konnten bei weitem nicht alle erforderlichen Maßnahmen der 
baulichen Unterhaltung realisiert werden. Betroffen von dem so eingetretenen Sanierungsstau 
sind u. a. auch Schulen und Sportanlagen. 
 
Um die Bezirke beim Abbau des vorhandenen Sanierungsdefizits gezielt zu unterstützen, wer-
den ihnen seit 1999 im Rahmen eines Schul- und Sportanlagensanierungsprogramms maßnah-
mengebundene Mittel ausschließlich für die Instandsetzung / Instandhaltung von Schulen und 
Sporteinrichtungen zur Verfügung gestellt. Die Bezirke benennen dazu - gemäß ihrer Zustän-
digkeit und basierend auf der Vorort-Kenntnis - Maßnahmen für das jeweilige Haushaltsjahr, 
versehen mit Prioritätenfolgen. Auf Basis dieser Anmeldungen wird dann gemäß der Vergabe-
kriterien eine gesamtstädtische Projektliste mit den im Haushaltsjahr zu realisierenden Vorhaben 
erstellt. Für 70 % der zur Verfügung stehenden Mittel ist die Rangfolge der Bezirke maßge-
bend. 30 % der Mittel werden für Schwerpunktsetzungen durch die Hauptverwaltung (z. B. 
besondere inhaltliche Programmziele wie „Aktionskulisse Soziale Stadt“) eingesetzt. 
 
Allerdings werden nur Instandhaltungs- und Instandsetzungsmaßnahmen durchgeführt, keine 
Renovierungen als ausschließliches Maßnahmenziel sowie keine investiven Vorhaben und Stan-
dardanpassungen).  
 
Übersicht Sanierungsprogramm 1999 - 2006  
Jahr der 
Reali-
sierung 

Zahl der Maßnahmen Kosten der Maßnahmen in T€ 

 gesamt davon    gesamt davon    
  Sport / 

Sportamt 
Schulsport Schul- 

gebäude. 
 Sport / Sport-

amt 
Schulsport Schul- 

gebäude. 
1999 180 36 41 103 36.885 8.736 6.353 21.796
2000 235 55 71 109 50.449 10.888 14.022 25.539
2001 227 56 43 128 50.483 14.529 8.073 27.881
2002 234 42 52 140 50.077 10.997 9.803 29.277
2003 227 43 50 134 49.993 9.592 10.734 29.667
2004 239 39 58 142 47.504 7.569 9.269 30.666
2005 236 44 39 153 45.423 9.833 7.268 28.322
2006 203 44 37 122 41.129 8.668 8.810 23.651
1999-
2006 

1.781 359 391 1.031 371.943 80.812 74.332 216.799 

 
 
Für das Schul- und Sportanlagensanierungsprogramm 2006 stehen insgesamt 41.129.000 Euro 
zur Verfügung; die Maßnahmen befinden sich in der Realisierung. Im Haushaltsplan für 2007 
sind weitere 41.129.000 Euro für das Schul- und Sportanlagensanierungsprogramm vorgesehen. 
 
Angesichts des zum Teil noch immer bestehenden Sanierungsbedarfs an Schulen und Sportein-
richtungen wird - vorbehaltlich der Beschlüsse von Senat und Abgeordnetenhaus zu den Haus-
haltsplänen der nächsten Jahre - die Weiterführung des Schul- und Sportanlagensanierungspro-
gramms angestrebt. 
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7.2 Investitionsprogramm „Zukunft Bildung und Betreuung“ (IZBB) 2003 - 2007  
 
Ausbau der Ganztagsgrundschulen mit Mitteln des IZBB  
Der Bund gewährt auf der Basis des Artikels 104a Abs. 4 Grundgesetz bundesweit Finanzhilfen 
für Investitionen zum Aufbau neuer Ganztagsschulen, zur Weiterentwicklung bestehender Schu-
len zu Ganztagsschulen oder zur Schaffung zusätzlicher Ganztagsangebote an bestehenden 
Ganztagsschulen im Umfang von 4 Mrd. €. Hierzu hat das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung im Mai 2003 mit den Ländern eine Verwaltungsvereinbarung über ein Investitions-
programm „Zukunft Bildung und Betreuung“ (IZBB) geschlossen. 
 
Von den zweckgebundenen Finanzhilfen, die der Bund den Ländern insgesamt zur Verfügung 
stellt, entfallen auf das Land Berlin entsprechend seinen Schülerzahlen insgesamt rd. 
147,0 Mio. Euro. Für das Jahr 2003 standen rd. 11,0 Mio. Euro, in den Jahren 2004 - 2006 
jeweils 36,7 Mio. Euro und im Jahr 2007 eine letzte Rate in Höhe von 25,7 Mio. Euro zur Ver-
fügung. Die nicht ausgeschöpften Mittel eines Jahres können ins Folgejahr übernommen wer-
den. 
 
Ziel des Programms ist es, zusätzliche Ganztagsschulen zu schaffen und bestehende Ganztags-
schulen qualitativ weiterzuentwickeln. Gegenstand der Förderung sind insbesondere erforderli-
che Neubau-, Ausbau-, Umbau- und Renovierungsmaßnahmen, Ausstattungsinvestitionen sowie 
die mit den Investitionen verbundenen Dienstleistungen.  
 
Durch das IZBB wird die Gesamtkonzeption des Landes Berlin zur Ausweitung der Ganztagsan-
gebote unterstützt. Neben der Einrichtung von 35 Ganztagsgrundschulen in gebundener Form 
werden in der gesamten Stadt offene Ganztagsgrundschulen ausgebaut durch Verlagerung von 
Hortplätzen aus Kindertagesstätten in die Schulen. Das Ziel ist die Schaffung eines ausgewoge-
nen und bedarfsorientierten Schulnetzes im Grundschulbereich, das sowohl die ganztägige 
Betreuung sichert als auch die intensive Förderung aller Kinder verstärkt. Schulen in freier Trä-
gerschaft sind ebenfalls förderfähig.  
 
Die Finanzhilfen des Bundes sind als Zusatzfinanzierung zu den Eigenaufwendungen der Schul-
träger anzusetzen, die insgesamt mindestens 10 v. H. der eingesetzten Mittel betragen müssen. 
Damit stehen einschließlich des Eigenanteils des Landes insgesamt rd. 163,5 Mio. Euro für den 
Ausbau der Ganztagsgrundschulen bereit.  
 
Von den dem Land Berlin zugewiesenen Bundesmitteln sind im Zeitraum 2003 bis 2005 rd. 
66,8 Mio. Euro (davon rd. 60,1 Mio. € Fördermittel des Bundes und rd. 6,7 Mio. Euro Eigen-
mittel) bereitgestellt, den betroffenen Bezirken zur auftragsweisen Bewirtschaftung übertragen 
und verausgabt resp. den Privaten Schulträgern (Ersatzschulen) im Wege einer Zuwendung 
(Projektförderung) nach den Bestimmungen der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung 
(LHO) gewährt worden. Der erforderliche Eigenanteil (mindestens 10 % der eingesetzten Mittel) 
ist überwiegend aus bezirklichen Mitteln, zum Teil aus dem Schul- und Sportanlagensanie-
rungsprogramm erbracht worden.  
 
Für das Jahr 2006 sind Maßnahmen mit einem Volumen von rd. 58 Mio. Euro - davon rd. 
52,2 Mio. Euro Fördermittel des Bundes - geplant (Stand: vorläufige Vorhabenplanung, Ende 
März 2006). Damit wird die Berlin zustehende Jahresrate 2006 überschritten. Es wird dabei 
davon ausgegangen, dass neben der Jahresrate 2006 die nicht in Anspruch genommenen Mit-
tel der Vorjahre zur Verfügung gestellt werden.  
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Rahmenbedingungen 
Zur einheitlichen, verlässlichen und gerechten Mittelverteilung beim Ausbau der Ganztagsschu-
len mit dem IZBB hat die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport Mindeststandards 
für die Ausreichung von Finanzhilfen entwickelt und damit die Rahmenbedingungen für die 
räumlich-baulichen und ausstattungsmäßigen Voraussetzungen des Ganztagsbetriebes geschaf-
fen. Es handelt sich hierbei um Mindeststandards, die als Orientierungsgröße gelten und im 
jeweiligen Einzelfall unter Einbeziehung des 10 %-igen bezirklichen Anteils großzügig gehand-
habt werden.  
 
Diese Vorgaben für Ganztagsgrundschulen, die explizit nicht als Muster-Raumprogramm dekla-
riert sind, liegen den Bezirken vor; die Planung und Abstimmung der vorgesehenen Baumaß-
nahmen mit der Senatsverwaltung erfolgt auf dieser Basis. Sie stellen neben dem für den 
Ganztagsbetrieb zur alleinigen Nutzung akzeptierten zusätzlichen Raumbedarf (etwa für Zu-
satzgruppenräume, Aufenthaltsräume für Erzieher, Küche/Essenausgabe, Mensa/Speiseraum) 
auch die zur Mitnutzung vorgesehenen Räume dar und deren kostenmäßige Erfassung bei der 
Ausstattung. Außerdem werden maximale Kostenansätze für die Ausstattung der Räume für 
den Ganztagsbetrieb festgelegt sowie Qualitätsstandards und Kostenrichtwerte zur Umgestal-
tung von Freiflächen. 
 
Eine Doppelnutzung von Klassenräumen für den Unterricht und die Freizeitbetreuung ist aus-
drücklich nicht vorgesehen. 
 
Gebundene Ganztagsgrundschulen 
Die von den Bezirken gemeldeten Maßnahmen wurden und werden insbesondere hinsichtlich 
der Tragfähigkeit und Umsetzbarkeit der jeweils beschriebenen pädagogischen Konzeption, der 
Anzahl der zusätzlich einzurichtenden Plätze, der Art und des Umfangs der Investitionen, der 
Darstellung der Realisierungszeiträume und der Ausgestaltung der bezirklichen Eigenaufwen-
dungen geprüft.  
 
Im April 2004 wurden diejenigen 35 Schulen benannt, die im Rahmen des IZBB zu gebundenen 
Ganztagsschulen umgewandelt werden.  
 
Den Entscheidungen lagen folgende Kriterien zugrunde: 
� Es sind schwerpunktmäßig Schulen in sozial belasteten Gebieten berücksichtigt worden.  
� Bezirke, in denen bislang kaum Ganztagseinrichtungen im Grundschulbereich vorhanden 

sind, wurden in angemessener Weise berücksichtigt. 
 
Zugleich musste von der Tatsache ausgegangen werden, dass insgesamt 270 Lehrerstellen zur 
Umwandlung in Erzieherstellen zusätzlich zur Verfügung stehen.  
 
Für die genehmigten 35 gebundenen Ganztagsschulen mit 75 Zügen (rechnerisch 11.700 Plät-
ze) sind voraussichtlich Gesamtkosten von rd. 42 Mio. Euro aufzuwenden (davon rd. 37,8 Mio. 
Euro Bundesmittel/4,2 Mio. Euro Eigenanteil).  
 
Offene Ganztagsgrundschulen/Gesamtplanung bis 2007 
Die Bezirke sind gebeten worden, auf  Basis der mittlerweile vorangeschrittenen Planungen und 
der Abstimmungsgespräche zwischen SenBJS und den Bezirken ihre Gesamtplanung im Bereich 
der baulichen Maßnahmen für den Gesamtzeitraum bis 2007 abzuschließen und herzureichen. 
Zugleich sind die privaten Schulträger (Ersatzschulen) um die Benennung aller Vorhaben (beab-
sichtigte Antragstellung) für den Gesamtzeitraum bis 2007 gebeten worden. Diese gesamtstäd-
tische Planung ist dringend erforderlich, um einen Gesamtüberblick über den voraussichtlich 
erforderlichen Mittelbedarf zu erhalten und damit  Kosten-, Handlungs- und Planungssicherheit 
zu erzielen.  
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Insgesamt liegen 332 Maßnahmenmeldungen öffentlicher Schulträger (einschließlich einer zent-
ral verwalteten Schule mit spezieller Form der Ganztagsbetreuung) vor. Darüber hinaus haben 
20 private Schulträger für insgesamt 32 Maßnahmen formlose Anträge auf Gewährung von 
Fördermitteln für Investitionen aus dem IZBB gestellt bzw. zunächst ihr Interesse daran mitge-
teilt.  
 
Die Auswertung dieser gesamtstädtischen Projekt-Betrachtung ergab Meldungen im Umfang 
von ca. 230 Mio. Euro (davon rd. 26 Mio. Euro für Freie Schulträger), denen ein zu verteilen-
des Finanzvolumen von insgesamt 163,5 Mio. Euro (davon rd. 147 Mio. Euro Finanzhilfen des 
Bundes und rd. 16,5 Mio. Euro Eigenmittel) gegenüber steht. Allerdings waren eine Vielzahl 
dieser Angaben ungeprüft; es kann nach aller Erfahrung davon ausgegangen werden, dass sich 
dieser Betrag im Zuge der weiteren Planungen und Kostenüberprüfungen/Kostenfeststellungen 
reduzieren lassen wird.  
 
Unabhängig davon bleibt die Tatsache, dass nicht allen bezirklichen Meldungen nachgekommen 
werden kann und eine Auswahl der zu fördernden Maßnahmen getroffen werden muss. Auf 
der Grundlage von Prioritätensetzungen und unter dem Blickwinkel der Verlagerung von Hort-
plätzen auf die Schule ist ein Verfahren zur sachgerechten Vergabe der Finanzhilfen des Bun-
des entwickelt worden.  
 

8. Sonderpädagogische Förderung im gemeinsamen Unterricht und an Schulen 
mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt 

8.1 Bezirksübergreifende Gesamtdarstellung 
 
Ausgangslage 2005/06 - Schülerzahlen gesamt 
Im Schuljahr 2005/06 wurden im Land Berlin rd. 19.000 Schülerinnen und Schüler mit festge-
stelltem sonderpädagogischen Förderbedarf an öffentlichen allgemein bildenden Schulen unter-
richtet. Gemessen an der Gesamt-Schülerzahl entspricht dies einem Anteil von rd. 5,9 % (zum 
Vergleich: KMK-Durchschnitt: 5,1 %). 
 
Hinweis: Die Schülerzahlen nach Förderschwerpunkten sind der Zeitreihe -Anlage 5- zu entnehmen.  
 
ANLAGE 5 
 
 
Im Vergleich zu den Vorjahren ist die Anzahl der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf weiter gestiegen, wobei der jährliche Zuwachs im sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkt „Emotionale und soziale Entwicklung“ am höchsten ist.  
 
Fast die Hälfte aller sonderpädagogisch zu fördernden Schülerinnen und Schüler (8.416 Schüle-
rinnen und Schüler = 44,3 %) sind dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“ 
zuzuordnen. 
 
Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt  
Im Land Berlin stehen im Schuljahr 2005/2006 insgesamt 89 Schulen für die Beschulung und 
Betreuung von rd. 12.800 Schülerinnen und Schülern in den sonderpädagogischen Förder-
schwerpunkten „Sehen“ (Blinde/ Sehbehinderte), „Hören“ (Gehörlose/Schwerhörige), „Körperli-
che und motorische Entwicklung“, „Sprache“, „Lernen“ (einschl. der Auftragsschulen für die 
autistische Behinderung), „Geistige Entwicklung“ und „Langfristige Erkrankungen/Hausunter-
richt“ (Klinikschulen) zur Verfügung. Davon haben allein 59 Schulen die sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkte „Lernen“ bzw. „Geistige Entwicklung“. 
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Einige dieser Schulen führen zurzeit noch sonderpädagogische Förderklassen. Im Schuljahr 
2005/2006 werden in den Schulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“ 
568 Schülerinnen und Schüler und in den übrigen Sonderschulen weitere 283 Schülerinnen und 
Schüler in diesen Klassen unterrichtet. (Statistisch werden diese Schülerinnen und Schüler den 
Grundschulen zugeordnet.) 
 
Außerdem werden 340 Schülerinnen und Schüler an Grundschulen in sonderpädagogischen 
Kleinklassen (sonderpädagogischer Förderbedarf „Sprache“ und „Emotionale und soziale Ent-
wicklung“) beschult. 
 
Gemeinsamer Unterricht  
Im Schuljahr 2005/2006 werden 6.146 Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf (32,3 %) im gemeinsamen Unterricht gefördert. Etwa 45 % der Berliner Schüle-
rinnen und Schüler besuchen Klassen, in denen gemeinsamer Unterricht für Kinder und Jugend-
liche mit und ohne sonderpädagogischem Förderbedarf erteilt wird. Dafür waren im Schuljahr 
2005/2006 insgesamt 1.209 Vollzeitlehrerstellen bereitgestellt.  
 
Entwicklungstendenzen 
Die Modellrechnung zur Entwicklung der Schülerzahlen bis 2015/2016 weist für die Schulen 
mit sonderpädagogischem Schwerpunkt für den Prognosezeitraum in der Tendenz sinkende 
Schülerzahlen aus (Ist 2005/2006: 12.780 ; Prognose 2015/2016: rd. 10.440 Schüler). Der 
prognostizierte Rückgang ergibt sich u. a. aus strukturellen Veränderungen (keine 1. und 
2. Jahrgangsstufe an Schulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“). 
 
Vorrang des gemeinsamen Unterrichts 
Die Zahl der Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem sonderpädagogischen Förderbedarf, 
die im gemeinsamen Unterricht gefördert werden, ist in den letzten Jahren stetig gestiegen. Im 
Vergleich zum Schuljahr 1999/2000 werden 2005/06 rd. 1000 Schülerinnen und Schüler mehr 
beschult.  
 
Das Schulgesetz sieht vor, dass die sonderpädagogische Förderung vorrangig im gemeinsamen 
Unterricht erfolgen soll. (SchulG § 4 Abs. 3). 
 
Schülerinnen und Schüler, bei denen bereits vor der Einschulung sonderpädagogischer Förder-
bedarf in den Förderschwerpunkten „Hören“, „Sehen“, „Körperliche und motorische Entwick-
lung“, Sprache“, „Geistige Entwicklung“ und „Autistische Behinderung“ festgestellt wurde, 
können in Grundschulen mit und ohne sonderpädagogischem Förderschwerpunkt aufgenom-
men werden. Der gemeinsame Unterricht wird weiterhin ohne Frequenzabsenkungen organi-
siert. Für ihre Beschulung wird der Schule eine dem Umfang und dem Grad der Behinderung 
entsprechende Zusatzausstattung an Lehrerstunden zur Verfügung gestellt.   
 
Mit Einführung der flexiblen Schulanfangsphase ab Schuljahr 2005/2006 ist neu, dass die Fest-
stellung von sonderpädagogischem Förderbedarf für die Förderschwerpunkte „Lernen“ und 
„Emotionale und soziale Entwicklung“ frühestens im zweiten Schuljahr beantragt werden kann. 
Der Antragstellung geht eine Beobachtungszeit, eine Schulhilfekonferenz sowie eine intensive 
Förderung mit grundschulpädagogischen Maßnahmen voraus.   
 
In Zukunft wird es an den Grundschulen weiterhin sonderpädagogische Kleinklassen ge-
ben, in denen Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf „Sprache“ und 
„Emotionale und soziale Entwicklung“ unterrichtet werden. Mit der Einrichtung von temporä-
ren Lerngruppen wird die Angebotspalette allgemein pädagogischer und auch sonderpäda-
gogischer Förderung erheblich erweitert. 
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Bisher war beim Übergang in die weiterführenden allgemein bildenden Schulen die Teilneh-
merquote der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in Klassenstu-
fe 7 auf ca. 60 % des Niveaus der Klassenstufe 6 gesunken. Gründe für diese Entwicklung 
werden darin gesehen, dass am Ende der 6. Jahrgangstufe einigen Schülerinnen und Schülern 
der sonderpädagogische Status aberkannt wurde und andere Teile in die weiterführenden all-
gemein bildenden Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt gewechselt sind (we-
gen einer höheren Möglichkeit zum Schulabschluss und aufgrund der begrenzten Platzzahlen 
im gemeinsamen Unterricht).  
 
Mit dem im Schulgesetz postulierten Vorrang des gemeinsamen Unterrichts wird der Zugang 
zur gemeinsamen Beschulung auch an weiterführenden Schulen zur Regelform (bisher: Organi-
sation als Abweichende Organisationsform und Schulversuch). Das bedeutet, dass Schülerinnen 
und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in allen Schularten Aufnahme finden kön-
nen, sofern die personellen, sächlichen und organisatorischen Möglichkeiten entsprechend des 
Umfangs und Grades der Behinderung gegeben sind; SchulG § 37 (3). 
 
Der berufsbefähigende Lehrgang an den berufsbildenden Schulen (BB 10) mit dem Ziel der 
frühzeitigen Einbeziehung berufsqualifizierender Inhalte läuft mit Ende des Schuljahres 
2006/2007 aus. Dafür wird parallel der 10. Jahrgang an den Schulen mit dem sonderpädagogi-
schen Förderschwerpunkt „Lernen“ aufgebaut.  
 
An künftig fünf (bisher drei) berufsbildenden Schulen mit sonderpädagogischer Aufgabe wird 
gemäß SchulG § 29 (3) und (4) ein ein- bzw. zweijähriger berufsqualifizierender Lehrgang an-
geboten. Diese berufsqualifizierende Lehrgänge können auch an weiterführenden allgemein 
bildenden Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt (außer Förderschwerpunkt 
„Lernen“) eingerichtet werden. 
 
Veränderungen in der Organisation der Schulen mit sonderpädagogischem Förder-
schwerpunkt „Lernen“ 
An den Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt „Lernen“ wird es wesentli-
che strukturelle Veränderungen geben. So wurde letztmalig im Schuljahr 2004/2005 die Jahr-
gangsstufe 1 eröffnet, im Folgejahr letztmalig die Jahrgangsstufe 2 geführt und sukzessiv an 
allen Schulen der 10. Jahrgang eingerichtet. Das bedeutet, dass ab Schuljahr 2006/2007 an 
den Schulen mit dem Förderschwerpunkt „Lernen“ ausschließlich die Jahrgangsstufen 3 bis 10 
unterrichtet werden.  
 
Durch die v. g. strukturellen Veränderungen verringern sich die Schülerzahlen der unteren Jahr-
gänge. Es wird davon ausgegangen, dass dies durch die Einrichtung der 10. Jahrgangsstufe als 
Regelform weitgehend ausgeglichen bzw. die standortbezogene Situation teilweise entspannt 
wird bis hin zur Entstehung freier Kapazitäten.  
 
Sonderpädagogische Förderklassen wurden im Schuljahr 2004/2005 letztmalig eröffnet.  
 
Schwerpunkt der Bildung und Erziehung in der Sekundarstufe I wird an den Schulen mit dem 
Förderschwerpunkt „Lernen“ die Orientierung auf Praxisangebote und berufsorientierende Maß-
nahmen sein (z. B. Arbeit in Schülerfirmen). Dies hat Auswirkungen auf die Inanspruchnahme 
der vorhandenen schulischen Kapazitäten insbesondere im Bereich der Arbeitslehre. 
 
Die Empfehlungen von SenBJS zur personellen, räumlichen und organisatorischen Kooperation 
von allgemeinen Schulen und Schulen mit sonderpädagogischem Förderbedarf bleiben beste-
hen.  
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Die organisatorische Zäsur zwischen Grundstufe und Sekundarstufe I ist auch an den Standor-
ten der Sonderpädagogischen Förderzentren/Sonderschulen zu berücksichtigen. Derzeit wird im 
Bezirk Mitte eine derartige veränderte Schulstruktur erprobt. Die stärkere Akzentuierung der 
Berufsorientierung in den Klassenstufen 7 bis 10 legt eine Überprüfung der bisher festen Ver-
bindung zwischen Grundschulteil und Sekundarstufe nahe. 
 
Die Vorgaben zu den optimalen Größen der Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwer-
punkt müssen weiter entwickelt, den bildungspolitischen Vorgaben und den schulbaulichen 
Erfordernissen sowie den veränderten Strukturen der Schülerschaft angepasst werden. Wurden 
in den 80iger Jahren beispielsweise Schulen mit dem Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ 
von 160 Schülerplätzen neu errichtet, sollten diese Schulen heute nicht mehr als 100 bis 120 
Schülerinnen und Schüler aufnehmen. 
 

8.2 Gesamtstädtische Netzentwicklung von Schulen der einzelnen sonderpädago-
gischen Förderschwerpunkte 

 
Gesamtstädtisch betrachtet ist die Anzahl der Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwer-
punkt und ihre regionale Verteilung seit Jahren weitgehend stabil.  
 
Bis zum 31.12.2000 war das Netz der Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt 
im Wesentlichen auf die Bedingungen und Besonderheiten des jeweiligen Einzelbezirkes ausge-
richtet. Nach den Bezirksfusionen erfolgten lediglich geringfügige Veränderungen. Die neu zu 
bewertenden Schulnetze und Schulgebäude wurden weitgehend erhalten zur Gewährleistung 
einer möglichst wohnortnahen und standardgerechten Beschulung und Betreuung der Schüle-
rinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf. Schulaufhebungen und Neugrün-
dungen waren die Ausnahmen. 
 
In allen Berliner Bezirken wurden Maßnahmen für die Schulen mit sonderpädagogischem För-
derschwerpunkt umgesetzt: 
 
Bezirksspezifische Betrachtung von Schulen mit sonderpädagogischem Förder-
schwerpunkt 
 
Schulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“ 
 
An den Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt „Lernen“ wird die größte Grup-
pe der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf unterrichtet. Im Schul-
jahr 2005/2006 sind dies insgesamt 6.097 Schülerinnen und Schüler in 562 Klassen.  
 
Es ist davon auszugehen, dass die stabile regionale Verteilung der Schulen weiterhin erhalten 
bleibt. Dies schließt Veränderungen bezüglich des Abbaus von Schülerplätzen in Bezirken mit 
großen Kapazitäten wie Pankow, Lichtenberg und  Marzahn-Hellersdorf infolge sinkender 
Nachfrage ein.  
 
In Mitte konnten durch die Nutzung eines Schulstandortes (geschlossene Schwarzkopff-Ober-
schule) zwei Schulen - die Wilhelm-Busch-Schule und die Jean-Paul-Schule - zusammengeführt 
werden und einen gemeinsamen weiterführenden Oberschulteil bilden. Der gemeinsame Grund-
schulteil beider Schulen wird am bisherigen Standort der Jean-Paul-Schule geführt. 
 
Im Bezirk Neukölln führt die steigende Schülerzahl zu einem größeren Bedarf an Schulplätzen. 
Eine wichtige Teillösung stellt die Bereitstellung eines sanierten früheren Oberstufenzentrums 
(für Farb- und Raumgestaltung) dar, in das die Adolf-Reichwein-Schule voraussichtlich im Jahr 
2005 umziehen kann.  
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Fazit 
Die Auslastung der Schulstandorte wird mehrheitlich nicht zu Veränderungen des Schulnetzes 
führen, sondern Möglichkeiten der Ganztagsversorgung eröffnen. 
 
Schulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“  
Im Schuljahr 2005/2006 werden 1.799 Schülerinnen und Schüler an den Schulen mit dem För-
derschwerpunkt „Geistige Entwicklung" unterrichtet und betreut. Während in den Modellrech-
nungen der Vorjahre für die jeweiligen Prognosezeiträume ein Rückgang der Schülerzahlen 
dargestellt wurde, dokumentieren die realen Schülerzahlen ein stetiges Ansteigen. Diese Ent-
wicklung erfordert eine Änderung bisheriger Annahmen und setzt neue Entwicklungsschwer-
punkte.  
 
Neben der Qualifizierung der Bedingungen in den bestehenden Einrichtungen besteht nunmehr 
das Erfordernis zusätzliche Schülerplätze zu schaffen. Diese Situation wird durch die Zunahme 
bei den Schülerinnen und Schülern mit schweren und schwerstmehrfachen Behinderungen ver-
stärkt. 
 
In den westlichen Bezirken wurden in den 80iger Jahren sieben Schulen für Schülerinnen und 
Schüler mit dem Förderbedarf „Geistige Entwicklung“ mit insgesamt 870 Schülerplätzen neu 
errichtet. Rein quantitativ sind diese Kapazitäten in der Lage den Platzbedarf - auch langfris-
tig - abzudecken. Zwei der neu gebauten Schulen - in Tempelhof-Schöneberg und in Neu-
kölln - mit jeweils 160 Schülerplätzen überschreiten die heutigen Orientierungswerte für Schu-
len mit dem Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ (100 bis 120 Plätze) deutlich.  
 
In den östlichen Bezirken sind in den zurückliegenden Jahren erhebliche Anstrengungen unter-
nommen worden, standardgerechte bzw. deutlich verbesserte Bedingungen zu schaffen.  
 
Dies betrifft den Bezirk Marzahn-Hellersdorf mit der Inbetriebnahme der Schule am Pappel-
hof 1997/1998 und der Schule am Mummelsoll 2002/2003 sowie den Bezirk Pankow  (Prenz-
lauer Berg) mit dem Abschluss des Um- und Ausbaus der „Helene-Haeusler-Schule“ 
(2002/2003). In Pankow erfolgte 1999 die Errichtung eines Ergänzungsbaus und eine umfang-
reiche Sanierung des Stammgebäudes der Panke-Schule. Im Bezirk Treptow-Köpenick wurde 
2002/2003 der Um- und Ausbau eines ehemaligen Krankenhauses als Schulgebäude der Alba-
tros-Schule abgeschlossen. 
 
Planungsabsichten mit Relevanz für das Schulnetz bei Schulen mit Förderschwer-
punkt „Geistige Entwicklung“ 
Der Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg hat die Gustav-Meyer-Schule standörtlich verlagert und 
wird durch investive Maßnahmen die Aufnahmekapazität der Schule mit künftig 120 Plätzen 
annähernd verdoppeln. Durch die Kapazitätserweiterung der Gustav-Meyer-Schule wird voraus-
sichtlich ab 2007/2008 die Möglichkeit bestehen, in Kreuzberg wohnende künftig schulpflichti-
ge Schülerinnen und Schüler, die bisher die Marianne-Cohn-Schule im Bezirk Tempelhof- 
Schöneberg eingeschult wurden, im eigenen Bezirk zu unterrichten.  
 
In Neukölln hat die Schule am Bienwaldring alle Raumkapazitäten ausgeschöpft, auch unter 
Einbeziehung von vier mobilen Unterrichtsräumen. Da die maximale Größe einer entsprechen-
den Sonderschule erreicht ist, werden keine räumlichen Erweiterungen befürwortet. Gegebe-
nenfalls müssen überbezirkliche Lösungen gefunden werden bzw. Filiallösungen in Neuköllner 
Schulen des Förderschwerpunktes Lernen.  
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In Steglitz-Zehlendorf  ist die Kapazität der Peter-Frankenfeld-Schule (120 Plätze) auch wei-
terhin mit nur 100 Plätzen (83 %) ausgelastet. Hier sollte in Zusammenarbeit mit anderen Be-
zirken eine höhere Anzahl von Schülerinnen und Schülern angestrebt werden. Die Schule hat 
zwar einen hohen Prozentsatz von Schülerinnen und Schülern in den Förderstufen I und II, sie 
ist dabei aber durchaus mit anderen Schulen vergleichbar. 
 
Lichtenberg verfolgt das Ziel, der bislang in einem Kitagebäude untergebrachten Schule am 
Falkenberg ein neues standardgerechtes Schulgebäude zur Verfügung zu stellen und zusätzliche 
Schülerplätze zu schaffen. Die dazu notwendigen Entscheidungen werden gegenwärtig vorbe-
reitet. 
 
In Marzahn-Hellersdorf reicht die Kapazität der neugebauten Schule am Mummelsoll (Neu-
bau 2002 mit 120 Plätzen) und der Schule am Pappelhof (Neubau 1997) nicht aus, so dass 
- zeitlich befristet -  eine Filiale in einer benachbarten Grundschule genutzt werden muss.  
 
Fazit 
Um eine ausgeglichene gesamtstädtische Kapazitätsauslastung der Schulen mit dem Förder-
schwerpunkt „Geistige Entwicklung“ zu erreichen, sind einerseits rechtzeitig Koordinierungsge-
spräche zwischen den Bezirke zu führen, andererseits werden weiterführende Planungsüberle-
gungen erforderlich, um zusätzliche Schülerplätze zu schaffen.  
 
Schulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Hören“  
Im Schuljahr 2005/06 werden an den insgesamt drei Schulen für Gehörlose und Schwerhörige 
422 Schülerinnen und Schüler beschult. 
 
An der Schaffung von zwei regionalen Förderzentren für Hörgeschädigte wird festgehalten. Das 
Förderzentrum Ost ist die Margarete-von-Witzleben-Schule im Bezirk Friedrichshain-
Kreuzberg (Fusion mit der Albert-Gutzmann-Schule ist vollzogen). Als Förderzentrum West 
fungiert die Ernst-Adolf-Eschke-Schule zusammen mit der (in direkter Nachbarschaft liegenden) 
Reinfelder-Schule im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf. 
 
Die bestehenden schulartspezifischen Angebote im Bereich der weiterführenden Schulen sollen 
zunächst beibehalten werden.  
 
Schulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Sehen“ 
Im Schuljahr 2005/2006 werden an den insgesamt zwei Schulen für Blinde und Sehbehinderte 
294 Schülerinnen und Schüler beschult. 
 
Zunehmend schwierig wird an der Johann-A.-Zeune-Schule im Bezirk Steglitz-Zehlendorf die 
räumliche Versorgung der überwiegend Schwerst- bzw. Schwerstmehrfachbehinderten ange-
sichts steigender Zahlen bei dieser Schülergruppe. 
 
Für die sonderpädagogischen Förderschwerpunkte „Sprache“ und „Emotionale und soziale 
Entwicklung“ besteht gegenwärtig hinsichtlich einer gesamtstädtischen Darstellung kein Be-
darf.  
 
Fazit zum Schulnetz  
Die Anzahl von Kindern und Jugendlichen mit sonderpädagogischem Förderbedarf ist bei rück-
läufigen Gesamt-Schülerzahlen stabil. Folglich wird sich der Anteil dieser Personengruppe weiter 
erhöhen. Insbesondere sind hierbei der Förderschwerpunkt „Emotionale und soziale Entwick-
lung“ und die Schwerstmehrfachbehinderten zu nennen. 
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Aufgrund der bildungspolitischen Entscheidung ist zu erwarten, dass zukünftig mehr Schülerin-
nen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf im gemeinsamen Unterricht beschult 
werden. Dadurch wird eine weitgehend wohnortnahe Beschulung möglich sein. Für die perso-
nelle Zusatzausstattung steht zurzeit ein festes Stellenkontingent zur Verfügung. 
 

9. Bildungsnachfrage im Bereich der weiterführenden allgemein bildenden Schu-
len 

9.1 Übergang von der Grundschule in die Schulen der Sekundarstufe I inkl. des 
Übergangs in die Schulen mit grundständigen Angeboten  

 
Das Schulgesetz für das Land Berlin sichert für den Übergang in die Schulen der Sekundarstufe 
I ein Elternwahlrecht hinsichtlich Bildungsgang und Schulart. Die Eltern sind nicht an die Bil-
dungsgangempfehlung der Grundschule gebunden. Die tatsächliche Aufnahme in eine Schule 
erfolgt unter Beachtung der Aufnahmekapazität und gemäß den Organisationsrichtlinien der 
Schulaufsichtsbehörde. Das Verfahren liegt in der Verantwortung der Schulträger. An besonders 
nachgefragten Schule werden jährlich Auswahlverfahren nach den Regelungen gemäß Schulge-
setz erforderlich. Die tatsächlich eingerichteten Klassen - unter Berücksichtigung der Umlenkun-
gen in andere Schulen oder Schularten sowie der nicht versetzten Schülerinnen und Schüler - 
werden zum Stichtag in der Ist-Statistik über die Schülerzahlen der jeweiligen Schuljahre abge-
bildet.  
 
Während die Senatsverwaltung über die Anmeldungen zum Besuch der 7. Klassen der Schulen 
der Sekundarstufe I keine Erhebungen mehr durchführt, liegen über die Anmeldung zu den 
grundständigen Angeboten Zeitreihen bis einschließlich Schuljahr 2004/2005 vor. Hier ist fest-
zustellen, dass der Wunsch, grundständige Angebote zu besuchen, insgesamt deutlich höher ist 
als die Aufnahmekapazität der zur Einrichtung genehmigten Klassen.  
 
Für die im östlichen Teil der Stadt gelegenen Schulen mit grundständigen Angeboten ist jedoch 
festzustellen, dass sich seit 1999/2000 die Anzahl der Anmeldungen jährlich stark verringert hat 
(ausgehend von der allgemeinen Schülerzahlenentwicklung) und an einzelnen Schulen deutlich 
weniger Anmeldungen vorlagen als Plätze vorhanden sind.  
 
ANLAGE 6 
 
 

9.2 Die gymnasiale Oberstufe an Gymnasien, Gesamtschulen und an Oberstufen-
zentren (berufliches Gymnasium) 

 
Die gymnasiale Oberstufe baut auf der Erziehungs- und Bildungsarbeit der Klassenstufen 7 bis 
10 auf, vertieft und erweitert diese. Ein Übergang in die gymnasiale Oberstufe ist auch für 
Schülerinnen und Schüler der Hauptschule und der Realschule bei Vorliegen der entsprechen-
den Leistungen möglich. 
 
Die Aufnahmebedingungen sind in der Verordnung über die gymnasiale Oberstufe (VO-GO) 
definiert. Die gymnasiale Oberstufe ist geprägt durch eine vertiefte, fachlich fundierte allgemei-
ne und wissenschaftspropädeutische Bildung. Durch die Bindung an ein Spektrum von Fächern 
und Fächergruppen und die durchgängige Belegverpflichtung in den Kernfächern werden die 
entsprechenden Qualifikationen für die Allgemeine Hochschulreife aufgebaut. 
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Der Unterricht in der Einführungsphase der gymnasialen Oberstufe (Jahrgangsstufe 11) wird 
überwiegend im Klassenverband erteilt und gliedert sich in den Fundamentalbereich und in 
Profilkurse, die auf die Leistungskurse der Kursphase vorbereiten. In der Kurs- oder Qualifikati-
onsphase, die die Jahrgangsstufen 11 und 12 bzw.12 und 13 umfasst, wird der Unterricht in 
Kursen erteilt. Von den Schulen werden unterschiedliche Kombinationsmöglichkeiten für die 
Wahl der Leistungskurse unter Berücksichtigung der "Vereinbarung der Kultusministerkonferenz 
zur Gestaltung der gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II" (Beschluss der KMK vom 
28.2.1997) und der schulischen Profilbildungen angeboten.   
 
Ab 2011/2012 wird es die gymnasiale Oberstufe in zwei- und dreijähriger Form geben: Die 
Regelform des Gymnasiums hat keine Einführungsphase. Die Vorbereitung auf die vier Kurs-
halbjahre der Qualifikationsphase fand in den Jahrgangsstufen 7 bis 10 statt. Bei den Gesamt-
schülern entscheiden der Erfolg im Mittleren Schulabschluss und die Abschlussnoten, ob sie an 
der zwei- oder der dreijährigen Oberstufe teilnehmen. Die übergangsberechtigten Haupt- und 
Realschüler nehmen grundsätzlich an der dreijährigen Oberstufe teil.  
 
Die von der KMK gefassten Beschlüsse in der letzten gültigen Fassung vom Juni 2000 zur Si-
cherung der Qualität der Allgemeinen Hochschulreife als schulische Abschlussqualifikation, zur 
Gewährleistung der allgemeinen Studierfähigkeit und für den Übergang in eine berufliche Aus-
bildung werden weiterhin zielgerecht weiterentwickelt. In Berlin wurde mit Beginn des Schul-
jahres 1998/99 für interessierte Schülerinnen und Schüler die Einbringung einer "Besonderen 
Lernleistung" in die Gesamtqualifikation eröffnet. Ab 2005/2006 werden alle Abiturienten ver-
pflichtend eine 5. Prüfungskomponente (Besondere Lernleistung oder zusätzliche mündliche 
Prüfung in besonderer Form) wählen.  
 
Im Zusammenhang mit der Schulzeitverkürzung werden sich die Gesamtschulen entscheiden 
müssen, ob sie die dreijährige oder den zweijährige gymnasiale Oberstufe anbieten. Nur weni-
ge große Gesamtschulen werden beide Bildungsgänge anbieten können. Diese Veränderungen 
führen auch zur stärkeren Vernetzung oder zumindest zur Kooperation von Gesamtschulen und 
benachbarten Gymnasien sowohl hinsichtlich des Kursangebots als auch in der zielgerichteten 
Wegweisung der Schüler. 
 
Die Strukturveränderung im Zuge der Verkürzung trifft die gymnasialen Oberstufen an Oberstu-
fenzentren (berufliche Gymnasien) nicht. Sie werden dreijährig bleiben, was ihre Attraktivität 
eher erhöht als vermindert. In den beruflichen Gymnasien wählen die Schülerinnen und Schüler 
- abweichend von den gymnasialen Oberstufen an Gymnasien und Gesamtschulen - eines der 
beiden Leistungsfächer aus dem berufsbezogenen Bereich. 
 
Die beruflichen Gymnasien haben stabile Schülerzahlen vor allem in den OSZ, in denen attrak-
tive Berufsfelder vorliegen. 
 
Bedarf, Einrichtung und Bestand gymnasialer Oberstufen 
Mit dem neuen Schulgesetz für Berlin sind bezüglich der gymnasialen Oberstufe grundsätzliche 
Veränderungen beschlossen worden. Für den zu betrachtenden Zeitraum bis 2008/2009 werden 
sich aus diesen Veränderungen (Schulzeitverkürzung, Zugangsvoraussetzung Mittlerer Schulab-
schluss etc.) keine netzrelevanten Auswirkungen ergeben.  
 
Schülerplätze in der SEK II wurden im Schuljahr 2003/2004 an 111 Gymnasien (mit 30.982 
Schülerinnen und Schülern), 40 Gesamtschulen mit gymnasialer Oberstufe (9284 Schülerinnen 
und Schüler) und 14 beruflichen Schulen (2.709 Schülerinnen und Schüler) zur Verfügung ge-
stellt. Die rechnerische Aufnahmekapazität der gymnasialen Oberstufen kann als insgesamt 
bedarfsgerecht eingeschätzt werden.  
 
Während an einzelnen Schulen die rechnerische Platzkapazität der SEK II überlastet wird, ste-
hen dem jedoch auch mehrere gymnasiale Oberstufen gegenüber, welche die Mindestschüler-
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zahl gem. AV SEP nicht erreichen. Gemäß Modellrechnung zur Entwicklung der Schülerzahlen 
in der gymnasialen Oberstufe wird für die allgemein bildenden Schulen erwartet, dass bis zum 
Schuljahr 2011/2012 die Zahl der Schüler in den gymnasialen Oberstufen kontinuierlich sinken 
wird. 
 
 
ANLAGE 7/TABELLEN 1 - 3   
 
 
Durch die Schulträger bereits eingeleitete oder noch einzuleitende Aufhebungen oder Zusam-
menlegungen von Gymnasien und/oder Gesamtschulen mit gymnasialen Oberstufen werden 
jedoch i. d. R. schon durch die Entwicklung der Schülerzahlen in der Mittelstufe bestimmt.  
 
Sofern für die Schulen keine gesonderten Struktur-/Organisationsvorgaben existieren, werden 
für allgemein bildende Schulen und berufliche Gymnasien, die in der SEK II die Mindestschüler-
zahlen gem. AV SEP (50 Schülerinnen und Schüler im Jahrgang) nicht erreichen, schulbezogene 
Entscheidungen zu deren Perspektive zu treffen sein. Hierbei wird es sich überwiegend darum 
handeln, bestehende Kooperationsbeziehungen gymnasialer Oberstufen zu stärken oder neue 
aufzubauen. Ziel muss ein, an den betreffenden Schulen ein breites Kursangebot zu sichern; in 
Einzelfällen wird die Aufhebung von Schulen bzw. gymnasialen Oberstufen erforderlich wer-
den.  
 
Grundsätzlich kann für den Bereich der Gymnasien und Gesamtschulen davon ausgegangen 
werden, dass auch bei einer Umsetzung der bezirklichen Planungsvorhaben (Aufhebungen so-
wie Fusionen von weiterführenden allgemein bildenden Schulen) auch künftig eine bedarfsge-
rechte Anzahl von Schülerplätzen in der SEK II bereitstehen wird. 
 
Die beschlossene Schulzeitverkürzung wird sich erstmalig 2010/2011 auswirken, wenn der erste 
Schülerjahrgang die Möglichkeit hat, regulär das Abitur nach 12 Schulbesuchsjahren abzulegen.  
 
Im Vergleich mit anderen Bundesländern (z. B. Baden-Württemberg) ist in Berlin der prozentua-
le Anteil von Schülerinnen und Schülern der beruflichen Gymnasien geringer. Es besteht des-
halb das Ziel, die Attraktivität dieses schulischen Angebots zu steigern, damit künftig mehr 
Schüler der 10. Klassenstufe nach einem erfolgreichen Mittleren Schulabschluss auf ein berufli-
ches Gymnasium übergehen und sich in einem unverändert dreijährigen gymnasialen Bildungs-
gang auf das Abitur vorbereiten.  
 
Hinsichtlich der Entwicklung der Schülerzahlen der gymnasialen Oberstufen an den OSZ (beruf-
liche Gymnasien) geht die Senatsverwaltung davon aus, dass auch hier Netzänderungen erfor-
derlich werden könnten. Als Träger der beruflichen Schulen wird sie jedoch vorrangig auf die 
Stabilisierung der bestehenden Standorte Einfluss nehmen, indem Kooperationsmodelle unter 
den OSZ und der Ausbau attraktiver Leistungsfachangebote gefördert werden.  
 

9.3 Rückläuferproblematik 
 
Probezeit 
Das neue Schulgesetz hat nichts daran geändert, dass es an Gymnasien und Realschulen ein 
Probehalbjahr gibt. Die hier regelnde Sek-I-Verordnung sieht sogar eine geringfügige Verschär-
fung der Probehalbjahrbedingung vor (Angleichung an die Versetzungsbedingungen). 
Die Auswertung der Probehalbjahresstatistik ist in zweierlei Hinsicht konstant: die Rückläufer-
zahlen bleiben durchschnittlich auf dem gleichen Niveau. Innerhalb dieses Niveaus gibt es gro-
ße Unterschiede, die trotz verschiedenster Einflussnahmen nicht verhindern können, dass einige 
Schulen (z. B. im Bezirk Treptow-Köpenick) ein Probehalbjahr kaum spürbar anwenden. 
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In zweierlei Hinsicht wird sich die Rückläuferproblematik innerhalb der Probezeit reduzieren: 
Einerseits setzt das Schulgesetz den Förderaspekt allgemein sehr hoch an. Dies wird sich bei 
konsequenter Anwendung dieses Geistes auch auf die Probezeit auswirken, ohne sie in ihrer 
Bedeutung zu unterlaufen. Andererseits bildet sich der Rücklauf im Probehalbjahr auch anteilig 
auf die Berechnungsgrundlage der für ein Gymnasium zur Verfügung stehenden Stunden ab.  
 
Es sind in den Hauptschulen ausreichend Schülerplätze für Rückläufer freizuhalten, da aus die-
ser Schulform in der Regel keine Schülerinnen und Schüler abgegeben werden. Durch Ände-
rung der Organisationsrichtlinien stehen den Hauptschulen zukünftig ausreichende Ressourcen 
für die Aufnahme von Rückläufern zur Verfügung. 
 
Nichtversetzungen 
Die Wiederholerquoten sind in den letzten Jahren auf einem hohen Niveau konstant: Auf alle 
Schularten bezogen liegen sie bei etwa 5 %, die Bandbreiten sind aber groß; rd. 17 % in den 
Hauptschulen, etwa 9 % an den Real- und Gesamtschulen (zum Vergleich: Grundschule = 
1,6 %).  
 
Die wissenschaftlichen Expertisen sind konträr. Es gibt Aussagen, die eine Unsinnigkeit jeglicher 
Wiederholungen feststellen und darauf verweisen, dass die Wiederholungen nicht zu Verbesse-
rungen führen. Es gibt aber auch Analysen, die auf heilsame Wirkungen der Wiederholung 
hinweisen und den entsprechenden Erfolg im Sinne von Stabilisierung, Einstellungsänderung 
und Erfahrungszugewinn präsentieren. Beide Forschungsrichtungen sind sich allerdings darin 
einig, dass die Häufung von Nichtversetzungen und Wiederholungen oft auf Systemprobleme, 
unklare Leistungsstandards und Mängel in der Lehrerbildung zurückzuführen sind. Auf jeden 
Fall stellen 16.000 Wiederholer pro Jahr eine hohe volkswirtschaftliche Belastung dar. 
 
Das neue Schulgesetz behält zwar die Nichtversetzung im Bereich der Sekundarstufe und in der 
Einführungsphase für den Fall der nicht mehr bestehenden Fördermöglichkeit bei. Gleichzeitig 
wird aber mit der Einführung der Förderpläne und den verschiedenen Gabelungsmöglichkeiten 
in der Hauptschule der hohen Wiederholerquote strukturell gegengesteuert. 
 
Auch am Gymnasium gilt die Verpflichtung im Fall des Schulversagens die Gründe des Schei-
terns zu analysieren, Förderpläne zu erstellen und dabei auch altersabhängig die Eltern der 
Schülerinnen und Schüler in die Fördermaßnahmen einzubeziehen. Die weiterführenden Schulen 
haben schon im Schuljahr 2003/2004 das Verfahren der Förderpläne erprobt und werden es in 
den kommenden Jahren weiterentwickeln. Das Ziel, die Rückläuferquote zu reduzieren, ist aus-
reichend kommuniziert und allgemein anerkannt. 
 
Rückläuferquoten in der gymnasialen Oberstufe und im Abitur  
In der gymnasialen Oberstufe ist ein einmaliger Rücktritt und/bzw. die Wiederholung der Ein-
führungsphase erlaubt. In ganz besonderen Ausnahmefällen kann der Oberstufenausschuss 
einer Schule, wenn die Gründe für den Leistungsabfall nicht bei den Schülerinnen und Schülern 
liegen, auch noch einen weiteren Rücktritt genehmigen. 
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Die Rücktrittsquote ist nie erhoben worden. Aber auch sie ist in der Bildungsplanung relevant 
und muss besonders dann analysiert werden, wenn ab 2010 zwei- und dreijährige gymnasiale 
Oberstufen bestehen; das zweijährige Pflichtangebot für Schülerinnen und Schüler des Gymna-
siums und der Gesamtschulen darf nicht durch eine hohe Zahl von Rücktritten unterlaufen 
werden.  
 
Dagegen werden die Nichtbesteher- und die Wiederholerquote im Abitur regelmäßig statistisch 
erhoben. Sie liegt bei über 8,5 % und hat damit bundesweit die höchste Position. Der Nicht-
besteherquote wird durch neue Regelungen im Prüfungszulassungsverfahren entgegengewirkt. 
Weitere Verfahrensänderungen wie z. B. die Einführung einer schüler-orientierten fünften Prü-
fungskomponente und ein verbessertes Beratungssystem werden dazu beitragen, diese hohe 
Quote auch an dieser Stelle zu reduzieren.  
 

10. Berufliche und weitere zentral verwaltete Schulen 

10.1 Weiterentwicklung der Berufsfeldorientierung 
 
In der Diskussion über den Berufsfeldgedanken geht es um die optimale und schlüssige Zu-
sammenfassung und Systematisierung der vorhandenen Ausbildungsberufe nach bestimmten 
Kriterien bzw. Zielsetzungen. Unter diesen Gesichtspunkten haben sich nach Ansicht der Länder 
folgende Bereiche als zweckmäßig erwiesen:  
 
Berufsgrundbildungsjahr (BGJ) 
Nach dem Stufenplan zu Schwerpunkten der beruflichen Bildung (Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung vom 02.06.1975) war es die Einführung des Berufsgrundbildungsjahrs, die 
bereits eine Zusammenfassung erforderte. Sie diente dazu, Jugendliche im BGJ für die nachfol-
gende Fachbildung in den zugeordneten Berufen zu befähigen. 
 
Lehrerbildung 
An den Berufsfeldern orientieren sich grundsätzlich auch die beruflichen Fachrichtungen in der 
Lehrerbildung für das Lehramt an beruflichen Schulen. Ein qualitativ hochwertiger Unterricht in 
den beruflichen Schulen wird so sichergestellt. 
 
Berufsorientierung 
Die Berufsfeldorientierungen zielen auch darauf, die Berufswahl zu unterstützen. 
 
Schulorganisation 
Als Prinzip der regionalen Organisation der beruflichen Schulen bietet sich die Berufsfeldstruk-
tur derzeit noch an. Sie ist ein nützliches Instrument sowohl auf der horizontalen Ebene - also 
bei der Zuordnung von Berufen zu Standorten - als auch auf der vertikalen, bei der Verbin-
dung von Aus- und Weiterbildung. In diesem Schulentwicklungsplan wird noch an der gültigen 
Berufsfeldstruktur festgehalten, da die auf Bundesebene diskutierte Veränderung (etwa in Be-
rufsbereiche und Berufsgruppen) noch nicht zu einer endgültigen Festlegung geführt hat. Für 
den Planungszeitraum ist jedoch ein neues Strukturkonzept zu erwarten, das aller Voraussicht 
nach Auswirkungen auf die Struktur des Schulnetzes haben wird. 
 
Unterrichtsorganisation 
Durch bildungspolitische Zielsetzung hat die berufsfeldbreite Grundbildung an Bedeutung verlo-
ren. Als Kriterium für die Anwendung des Berufsfeldkonzeptes steht nun gemeinsame Unter-
richtung in der Berufsschule im Vordergrund, mindestens im ersten Ausbildungsjahr (Rahmen-
lehrpläne der Kultusministerkonferenz für den berufsbezogenen Unterricht). Dies ergibt sich aus 
Gesichtspunkten der wohnortnahen Beschulung, Organisation und Kostenoptimierung. 
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Berufsfeldstrukturen 
Die Struktur der Berufsfelder stützt sich auf die BGJ-Anrechnungs-Verordnung, die der Bund als 
Verordnungsgeber erlässt. In der dualen Berufsausbildung werden die anerkannten Ausbil-
dungsberufe gemäß Berufsbildungsgesetz/Handwerksordnung in der Regel einem der nachfol-
genden 13 Berufsfelder zugeordnet: 
� Wirtschaft und Verwaltung 
� Metalltechnik 
� Elektrotechnik 
� Bautechnik 
� Holztechnik 
� Textiltechnik und Bekleidung 
� Chemie, Physik und Biologie 
� Drucktechnik 
� Farbtechnik und Raumgestaltung 
� Gesundheit 
� Körperpflege 
� Ernährung und Hauswirtschaft 
� Agrarwirtschaft 
 
Ferner wurde in Berlin zur Systematisierung der Ausbildungsgänge noch das Berufsfeld Sozial-
pädagogik und Sozialpflege als Strukturmerkmal für die beruflichen Schulen eingeführt. 
 
Berufe, die keinem Berufsfeld zugeordnet werden, bezeichnet man als Monoberufe und werden 
somit nicht von der BGJ-Anrechnungs-Verordnung erfasst. Der Bund als Verordnungsgeber hat 
in den letzten Jahren vermehrt Ordnungsmittel für Berufe erlassen, die als Monoberufe keinem 
Berufsfeld zugeordnet wurden. Als bemerkenswerte Beispiele sind hier die neuen Medien- und 
IT-Berufe zu nennen. 
 
Auf Bundesebene gibt es gegenwärtig die Diskussion um eine Veränderung der Zuordnung der 
Berufe auf die Berufsfelder, einhergehend mit der Schaffung neuer Berufsfelder. An dieser Stel-
le ist es noch zu früh, eine Prognose über den Ausgang der Diskussion zu wagen. Das Land 
Berlin bringt sich hier über seine Vertreter in den entsprechenden KMK-Gremien aktiv ein.  
 

10.2. Standortplanung für berufliche Schulen unter Berücksichtigung der Schüler-
zahlentwicklung 

 
Schülerzahlentwicklung  
Die Darstellung der Schülerzahlentwicklung in den beruflichen Schulen basiert auf der Fort-
schreibung der Verteilung der Schülerinnen und Schüler auf Bildungsgänge und Berufsfelder, 
wie sie im Schuljahr 2005/2006 vorlag. Bei der Diskussion über die Änderung der Berufsfeld-
struktur hat noch kein neues Modell so breite Akzeptanz gefunden hat, dass es verbindlich 
diesem Schulentwicklungsplan zu Grunde gelegt werden könnte. 
 
 
 
ANLAGE 8/TABELLE 1  
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Folgende Anpassungen sind darüber hinaus vorgenommen worden: 
� Der Darstellung liegen zwei Zahlenquellen zugrunde: die Modellrechnung zur Entwicklung 

des Ausbildungsplatzbedarfs im dualen System der beruflichen Bildung in Berlin bis zum 
Jahr 2013 der Senatsverwaltung für Wirtschaft, Arbeit und Frauen vom Februar 2004 sowie 
die alljährlichen statistischen Schülerzahlenerhebungen der Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Sport.  

� Die von SenWiArbFrau prognostizierten Zahlen für die Schülerinnen und Schüler im ersten 
Ausbildungsjahr liegen regelmäßig über den Prognosezahlen von SenBJS; Ursache dafür ist 
der unterschiedliche Zeitpunkt der Datenerhebung (01.10. des Jahres für SenBJS; 31.12. des 
Jahres für SenWiArbFrau).  

� Als Ausgleichsmaßnahme wurde die halbe Differenz der Zahlen auf die Prognosedaten von 
SenBJS aufgeschlagen. Darüber hinaus geht die Prognose der SenWiArbFrau anders als 
SenBJS nicht allein von der demografischen Entwicklung aus, sondern prognostiziert den 
Bedarf an Ausbildungsplätzen in der Region.  

 
 
 
ANLAGE 8/TABELLEN 2 + 3  /DIAGRAMM 1  
 
 
 
� Es ist zu erwarten, dass die beruflichen Gymnasien mit ihrer Vermittlung von beruflichen 

Inhalten im Rahmen der allgemeinen Hochschulreife an Attraktivität gewinnen werden. Die 
Schülerzahl des Jahres 2005/2006 im beruflichen Gymnasium wird daher über den Pla-
nungs- und Prognosezeitraum als konstant angenommen. Bei Berücksichtigung des allge-
meinen Rückganges der Schülerzahlen wird somit von einer Stärkung dieses Bildungsganges 
ausgegangen. Damit wird auch den vorliegenden Ergebnissen der PISA-Studien zur Aus-
schöpfung sämtlicher Bildungsreserven Rechnung getragen. 

 
� Dieser Schulentwicklungsplan geht weiterhin von steigenden Anforderungen an die Be-

schäftigten im ersten Arbeitsmarkt aus, so dass der Besuch von Fachschulen an Attraktivität 
gewinnen wird. Auf Grund dieser Prämisse wird im Planungs- und Prognosezeitraum von 
einer konstanten Studierendenzahl ausgegangen, obwohl die demografische Entwicklung 
rückläufig ist. 

 
� Gemäß Schulgesetz läuft der Bildungsgang BB 10 zum Ende des Schuljahres 2006/2007 

aus. Ab 2007/2008 werden keine Schülerinnen und Schüler mehr in diesen Bildungsgang 
aufgenommen. 

 
� Die Entwicklung der zum Schuljahr 2004/05 neu eingerichteten Berufsoberschule ist auf 

Grund bisher fehlender Erfahrungswerte schwierig zu prognostizieren. Es wird davon aus-
gegangen, dass ein Anteil der Bewerberinnen und Bewerber, die bisher nach erfolgreicher 
Berufsausbildung bzw. Berufstätigkeit die Fachoberschule mit dem Ziel des Erwerbs der all-
gemeinen Fachhochschulreife besuchten, das Angebot der Berufsoberschule wahrnehmen 
werden zum Erwerb der fachgebundenen bzw. allgemeinen Hochschulreife.  
 
Bei der Darstellung der Verteilung der Schülerinnen und Schüler werden deshalb diese Bil-
dungsgänge (OF BG 1 + 3 und BOS) zusammengefasst. 

 
 
ANLAGE 8/TABELLE 4/DIAGRAMM 2  
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� Der sich bei der Fortschreibung für jedes Berufsfeld (ausgehend vom Stand des Schuljahres 

2003/2004) verändernde Bedarf an Schülerplätzen (Teilzeitschüler in den Bildungsgängen 
OB, OF 2 und 5 (Praktikantenmodell), BV) wurde unter Berücksichtigung des Schülerrück-
ganges ermittelt. 
 

 
 
ANLAGE 8/TABELLEN 1 + 5  
 
 
Kapazitäten der beruflichen Schulen 
Basis der Betrachtung ist der Bericht der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport 
(Referat II C) vom 24.04.2001 mit dem Titel „Bedarf und Bedarfsprognosen für Oberstufenzent-
ren - OSZ-Entwicklungsplan“. Dieser richtete sich an den Hauptausschuss des Abgeordneten-
hauses von Berlin (Rote Nr. 1138). 
 
Die ausgewiesene „Verdichtung“ wurde und wird durch Maßnahmen ermöglicht, wie temporä-
re Filialstandorte und mobile Unterrichtsräume, die zur Unterbringung der gegenwärtig hohen 
Schülerzahl notwendig geworden waren. Sie sind nicht zur Kapazität der Berufsfelder hinzuge-
rechnet. 
 
Im Planungszeitraum ist vorgesehen, vorrangig die temporären Filialstandorte und mobilen Un-
terrichtsräume, die nicht in dem Hauptausschuss-Bericht (OSZ-Entwicklungsplan) von 2001 als 
dauerhafte Schulstandorte ausgewiesen sind, aufzugeben, soweit sie nicht als Auslagerungs-
standorte für Baumaßnahmen vorübergehend benötigt werden bzw. der Bedarf an Schülerplät-
zen die Kapazität der Schulstandorte weiter übersteigt. Mit der Aufgabe der Filialstandorte 
können die Bewirtschaftungskosten für das Land Berlin gesenkt werden. 
 
Im Rahmen dieser Kapazitätsreduzierung ist zu berücksichtigen, dass sich die Oberstufenzentren 
gemäß § 35 Schulgesetz zu Kompetenzzentren weiterentwickeln sollen und somit Kapazitäten 
für Angebote der Fort- und Weiterbildung bereit stehen sollten. 
 
Schlussfolgerungen 
Am Ende des Planungszeitraumes ist ersichtlich, dass in den Berufsfeldern Farbtechnik und 
Raumgestaltung, Elektrotechnik, Körperpflege und Agrarwirtschaft durch den erheblichen Schü-
lerrückgang prognostisch eine Überkapazität an Schülerplätzen entsteht. 
 
Mit dem Rückgang des Schülerplatzbedarfes in den Berufsfeldern Farbtechnik und Raumgestal-
tung, Körperpflege sowie Agrarwirtschaft kann schon während des Planungszeitraums eine 
Entlastung für die Berufsschulen mit sonderpädagogischer Aufgabe („sonstige oder mehrere 
Berufsfelder“) erreicht werden. Dennoch wird deutlich, dass die Verdichtung in den Berufsschu-
len mit sonderpädagogischer Aufgabe in Folge der notwendigen Einrichtung zweijähriger be-
rufsqualifizierender Lehrgänge für Schülerinnen und Schüler mit dem Förderschwerpunkt Lernen 
(BQL/FL) außerordentlich hoch bleibt und daher temporäre Filialstandorte für den Planungszeit-
raum genutzt werden müssen; dies gilt ebenso für den sozialpädagogischen/sozialpflegerischen 
Bereich. 
 
Als Ergebnis der Planungsüberlegungen kann festgestellt werden, dass die Struktur der Schul-
standorte, wie sie in dem Hauptausschuss-Bericht (OSZ-Entwicklungsplan) von 2001 (ohne tem-
poräre Filialstandorte und mobile Unterrichtsräume) dargestellt worden ist, der Entwicklung des 
Schülerplatzbedarfes gerecht wird. Das bestehende Schulnetz ist eine gute Grundlage für die 
dauerhaft zu erfüllenden Aufgaben im Wirtschaftsraum Berlin. 
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Für den Prognosezeitraum werden möglicherweise Bevölkerungsbewegungen zu berücksichtigen 
sein, die sich aus dem Recht auf Niederlassungsfreiheit in der EU ergeben werden, für die aber 
zum jetzigen Zeitpunkt keine hinreichende Datenlage vorliegt. Damit wird Berlin als Ballungs-
raum im ostdeutschen Bereich auch hinsichtlich des Bevölkerungswachstums vom Beitritt der 
zehn ost- und mitteleuropäischen Länder profitieren. 
 
ANLAGE 8/TABELLEN 6 + 7  
 

10.3 Gemeinsame Planung/Kooperation mit Brandenburg 
 
Die gemeinsame Planung und Kooperation mit dem Land Brandenburg beschränkt sich auf die 
Beschulung von in Berlin bzw. in Brandenburg geringbesetzten Ausbildungsberufen; hierzu gibt 
es bilaterale Vereinbarungen. Mit dieser Maßnahme der gemeinsamen Beschulung werden Klas-
sengrößen erreicht, die hinsichtlich des Lehrereinsatzes und der Sachmittelaufwendungen für 
beide Seiten zu Einsparungen führt.  
 
An Oberstufenzentren in Berlin werden folgende Ausbildungsberufe aus Brandenburg beschult: 
 

Ausbildungsberuf Oberstufenzentrum Bezirk in Berlin 
Bodenleger/in OSZ Holztechnik Treptow-Köpenick 
Fachkraft für Veranstaltungs-
technik 

OSZ Kommunikations-, Infor-
mations- und Medientechnik 

Mitte 

Fertigungsmechaniker/in OSZ Maschinen- und Ferti-
gungstechnik 

Reinickendorf 

Gestalter/in für visuelles Marke-
ting 

OSZ Handel I Friedrichshain-Kreuzberg 

Kaufmann/frau für audiovisuelle 
Medien 

OSZ Industrie und Datenverar-
beitung 

Charlottenburg-Wilmersdorf 

Kaufmann/frau für Groß- und 
Außenhandel 

OSZ Handel I Friedrichshain-Kreuzberg 

Leichtflugzeugbauer/in OSZ Maschinen- und Ferti-
gungstechnik 

Reinickendorf 

Maskenbildner/in OSZ Körperpflege Charlottenburg-Wilmersdorf 
Metall- und Glockengießer/in OSZ Maschinen- und Ferti-

gungstechnik 
Reinickendorf 

Metallbauer/in OSZ Konstruktionsbautechnik Friedrichshain-Kreuzberg 
Metallbildner/in OSZ Informations- und Medi-

zintechnik 
Neukölln 

Polster- und Dekorationsnäher/in OSZ Farbtechnik und Raumges-
taltung 

Steglitz-Zehlendorf 

Techn. Zeichner/in Fachrichtung 
Heizungs-, Klima- u. Sanitärtech-
nik 

OSZ Versorgungstechnik Lichtenberg 

Techn. Zeichner/in Fachrichtung 
Elektrotechnik, Maschinen- u. 
Anlagentechnik,  

OSZ Informations- und Medi-
zintechnik 

Neukölln 

Veranstaltungskaufmann/frau OSZ Bürowirtschaft u. Verwal-
tung 

Steglitz-Zehlendorf 

Verwaltungsfachangestellte/r 
Fachrichtung Bundesverwaltung 

OSZ Bürowirtschaft u. Verwal-
tung 

Steglitz-Zehlendorf 

Werbekaufmann/frau OSZ Handel I Friedrichshain-Kreuzberg 
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10.4 Eliteschulen des Sports 
 
Das Verbundsystem von Schule und Leistungssport hat sich - bei aller kritischen Betrachtung 
der Ergebnisse des Leistungssports in der Bundesrepublik - als ein Konzept erwiesen, zu dem 
es gegenwärtig keine Alternative gibt. Die Sicherstellung der bestmöglichen Entwicklung der 
Kinder und Jugendlichen in sportlicher und schulischer wie auch sozialer und persönlicher Hin-
sicht ist die zentrale Zielstellung der Nachwuchsförderung in der Kooperation von Schule und 
Leistungssport. Das Verbundsystem sichert - neben der sportlichen und schulischen Ausbildung 
- die Abstimmung und Verzahnung der beiden Bereiche, die individuelle Beratung und Betreu-
ung sowie die wissenschaftliche Begleitung im Interesse der jungen Nachwuchsleistungssportler 
ab.  
 
Die Kommission „Sport“ der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundes-
republik Deutschland (KMK) und die Konferenz der Sportminister der Länder in der Bundesre-
publik Deutschland (SMK) haben in der Vergangenheit Empfehlungen zur Talentsuche und Ta-
lentförderung verabschiedet. Auf der Grundlage dieser Empfehlungen waren die Kultusministe-
rien der einzelnen Länder gehalten, der Förderung besonderer Begabungen im Sport eine adä-
quate Aufmerksamkeit zu widmen. Zur Umsetzung dieses Bildungsauftrages mussten neue We-
ge gefunden werden, um die an den Zielen einer systematischen Leistungssportentwicklung 
orientierten Ansätze im Rahmen von Schule pädagogisch verantwortungsvoll zu gestalten. Das 
Verbundsystem Schule und Leistungssport ist in den zurückliegenden Jahren bundesweit aus-
gebaut worden. 
 
Berlin kann auf eine durchaus erfolgreiche Bilanz bezüglich des Verbundsystems von Schule 
und Leistungssport verweisen. In den letzten 13 Jahren haben sich die 3 Eliteschulen des 
Sports, eine vierte befindet sich gegenwärtig im Schulversuch, zu einem Modellprojekt entwi-
ckelt, das bundesweite Anerkennung findet.  
 
Der Deutsche Sportbund (DSB) hat im Initiativkreis „Sport und Wirtschaft“ 1997 beschlossen, 
Schulen im Verbundsystem Schule und Leistungssport den Titel „Eliteschulen des Sports“ zu-
zuerkennen, wenn sie einen bestimmten Kriterienkatalog erfüllen. 
 
Eine Eliteschule des Sports ist eine Fördereinrichtung, die im kooperativen Verbund von Leis-
tungssport, Schule und Wohnen Bedingungen gewährleistet, damit talentierte Nachwuchsathle-
tinnen und Nachwuchsathleten sich auf künftige Spitzenleistungen im Sport bei Wahrung ihrer 
schulischen Bildungschancen vorbereiten können.  
 
Das Coubertin-Gymnasium, die Flatow-Oberschule und die Werner-Seelenbinder-Schule sind 
aufgrund ihrer erfolgreichen Arbeit bei der Förderung junger Nachwuchsleistungssportler durch 
den Deutschen Sportbund in das System der 38 Eliteschulen des Sports fest integriert. Die 
Poelchau-Oberschule erfüllt weitgehend auch die Qualitätskriterien einer Eliteschule des Sports, 
so dass 2004 die Aufnahme in diese besondere Form der Nachwuchsleistungssportförderung 
beantragt worden ist.  
 
Das Berliner Modell der „Eliteschulen des Sports“ hat sich mit den notwendigen schulischen 
und leistungssportlichen Förderbedingungen im Vergleich zu anderen Bundesländern als durch-
aus erfolgreich erwiesen. 1.090 Schülerinnen und Schüler erfüllen die Landes- und Bundes-
Kadernormen ihrer Sportfachverbände. Dieser im Vergleich zu anderen Eliteschulen des Sports 
hohe Anteil von leistungssportlich trainierenden Schülerinnen und Schülern mit Kaderzugehö-
rigkeit basiert auf der erfolgreichen Zusammenarbeit der am Gesamtsystem der Nachwuchsför-
derung beteiligten Bereiche und Personen (Schule, LSB, OSP, Lehrer, Erzieher, Trainer); trotzdem 
gibt es noch Reserven in der Effizienz der Rahmenbedingungen an den Schulen. 
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Situation im Schuljahr 2004/2005 
Mit dem Coubertin-Gymnasium, der Flatow-Oberschule, Werner-Seelenbinder-Schule und 
Poelchau-Oberschule (seit dem Schuljahr 2000/2001 mit zwei Leistungssportzügen) gibt es vier 
Schulen, die in ihrer Gesamtheit leistungssportlich orientiert sind. An den Schulen lernen und 
trainieren gegenwärtig 1.090 Schülerinnen und Schüler mit einer Kaderzuordnung der Sport-
fachverbände. Das allein erfasst jedoch nicht die Zahl aller leistungssportlich trainierenden 
Schülerinnen und Schüler (5 bis 10 mal pro Woche). Die Sportfachverbände haben eigenstän-
dige Regelungen für die Berufung in den Kaderkreis. Aus diesem Grund können folgende Schü-
lergruppen an den Eliteschulen des Sports noch nicht zum Kaderkreis hinzugerechnet werden: 
� Schülerinnen und Schüler des Grundschulteils der Werner-Seelenbinder-Schule 
� Schülerinnen und Schüler der Eingangsklassen der Eliteschulen des Sports 
� Schülerinnen und Schüler, die Sportarten betreiben, die eine Kaderberufung erst im späten 

Schulalter vornehmen (u. a. Rudern, Kanu, Fußball) 
 
Berücksichtigt man auch diese Schülerinnen und Schüler, so werden in Berlin an den Eliteschu-
len des Sports gegenwärtig ca. 2.000 leistungssportlich trainierende Schülerinnen und Schüler 
zielgerichtet gefördert und pädagogisch betreut. 1.000 Schülerinnen und Schüler sind nicht 
mehr im Leistungssportsystem erfasst. Sie haben an den Schulen die Möglichkeit, den jeweili-
gen Schulabschluss erfolgreich zu erreichen. 
 
An den Berliner Eliteschulen werden gegenwärtig Sportlerinnen und Sportler aus 39 Sportarten 
gefördert. Mit dem Landessportbund Berlin abgestimmt ist die Förderung in 22 Profilsportarten 
und 5 Projektsportarten. 
 
Die angestrebte Konzentrierung der Sportarten bei enger Anbindung an die Landesleistungs-
zentren/Bundesstützpunkte (LLZ/BSTP) ist noch nicht durchgängig erreicht worden. Folgende 
Sportarten sind mit einer nennenswerten Schülerzahl an mehreren Schulen vertreten: Basketball 
3, Eiskunstlauf 2, Eisschnelllauf 2, Fußball 3, Leichtathletik 4, Moderner Fünfkampf 2, 
Rudern 2, Schwimmen 3, Volleyball 2. 
 
Im Schuljahr 2004/2005 besuchten insgesamt 2.974 Schüler/-innen die Berliner Eliteschulen des 
Sports. Davon erfüllten 1.090 Schüler/-innen (37 %) die Landes- bzw. Bundeskadernormen ihrer 
Fachverbände. Die Aufschlüsselung in die einzelnen Kaderbereiche ergibt folgendes Bild: 
 

D- Kader: 797
D/C Kader: 163
C- Kader: 117
B- Kader:     11
A- Kader    2

Gesamt:  1.090
 
Die konkrete Situation ist an den jeweiligen Schulen sowie in den einzelnen Sportarten sehr 
differenziert zu sehen. 
 
Werner-Seelenbinder-Schule 1.111 Schüler 560 Kadersportler 50 % 
Coubertin-Gymnasium 712 Schüler 295 Kadersportler 41 % 
Flatow-Oberschulen 722 Schüler 121 Kadersportler 17 % 
Poelchau-Oberschule 429 Schüler 114 Kadersportler 27 % 
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Insgesamt ist bei der Beurteilung der Situation jedoch zu berücksichtigen, dass einige Schüler 
der Einschulungsjahrgänge altersmäßig noch keinem Kader angehören können, wie z. B. im 
Eiskunstlauf, im Schwimmen und in den Spielsportarten Eishockey, Fußball, Handball, Hockey 
und Volleyball. Darüber hinaus befinden sich Schülerinnen und Schüler im leistungssportlichen 
Training, die aus unterschiedlichen individuellen Gründen (z. B. Verletzung, Sportartenwechsler 
usw.) die Kaderkriterien „noch“ nicht erfüllen. 
 
Nach einer erfolgreichen Phase der Veränderung und Stabilisierung stehen die Eliteschulen des 
Sports wie auch andere Schulen in Berlin bezüglich der Umsetzung der Profilbildung auf dem 
Prüfstand. Viele erfolgreiche Leistungssportlerinnen und Leistungssportler sind den Weg über 
die Sportschulen gegangen und die bisher erreichten Ergebnisse zeigen deutlich auf, dass eine 
zielgerichtete Talentförderung in Berlin nur an diesen Schulen möglich ist. 
 
Durch das neue Schulgesetz von 2004 sind mit dem § 93 für die Sportschulen (Eliteschulen 
des Sports) auf der Grundlage der besonderen pädagogischen und organisatorischen Bedin-
gungen die Abweichungen von Teil I bis V (Bildungs- und Erziehungsauftrag, Schulgestaltung, 
Aufbau der Schule, Schulpflicht und Schulverhältnis) durch eine besondere Rechtsverordnung zu 
regeln. Diese Regelungen sind von besonderer Bedeutung für die qualitative Ausgestaltung der 
einzelnen Schulprofile und der Fortschreibung der Schulprogramme. Es wird angestrebt, dass 
mit der Rechtsverordnung für die Eliteschulen des Sports für das Schuljahres 2006/2007 ein 
neuer Abschnitt bei der inhaltlichen Ausgestaltung der Schulen erreicht wird. Auch um aus 
bildungsökonomischen Gründen die vorhandenen Struktur-, Finanz-, Personal- und Investitions-
mittel so effektiv wie möglich einzusetzen, sollen die speziellen Bedingungen für die Erfüllung 
des Bildungs- und Erziehungsauftrages optimiert werden.  
 
Zusammengefasst ergibt sich folgende Schwerpunktsetzung bei der Fortschreibung des Kon-
zepts der Eliteschulen des Sports: 
� Konzentration auf die Förderung leistungssportlich trainierender Schülerinnen und Schüler 

(u. a. Regelungen zur Aufnahme, Verbleib und Verlassen der Schulen); 
� Verringerung der Schülerzahlen und effizienter Einsatz der personellen, materiellen und 

finanziellen Mittel an den Eliteschulen des Sports (vgl. Vorschlag für Neustrukturierung); 
� zielgenaue Beschreibung der schulischen und sportlichen Fördermöglichkeiten (u. a. Förder-

unterricht, Schulzeitstreckung, Lehrer-Trainer-Einsatz); 
� effiziente Nutzung der vorhanden Schulstrukturen (Vermeidung von schulischen und sport-

lichen Doppelangeboten; Auslastung der Schulen nach schulischem Standardprogramm und 
auf der Grundlage von Aufnahmezahlen für die Profil- und Projektsportarten entsprechend 
der Planung des LSB. 

 
Die Neustrukturierung der Eliteschulen des Sports erfolgt mit folgender Zielstellung: 
� Verringerung der Schülerzahlen auf der Grundlage der mit dem Landessportbund Berlin 

abgestimmten und reduzierten Schwerpunktsportarten, der Umsetzung der Rechtsverord-
nung zum Aufnehmen, Verbleib und Verlassen der Schule sowie der vorhandenen Schul-
räume nach Standardprogramm Schulbau. 

� Schülerzahlen nach Neustrukturierung ab Schuljahr 2006/2007 in einem Prozess über vier 
Jahre: 
 

Schule Max. Schülerzahl 
Werner-Seelenbinder-Schule 650 
Coubertin-Gymnasium 460 
Flatow-Oberschule 460 
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Daraus ergibt sich: 
� Die Werner-Seelenbinder-Schule und das Coubertin-Gymnasium erhalten nur Leis-

tungssportzüge entsprechend der mit dem LSB abgestimmten Aufnahmezahlen in den Pro-
fil- und Projektsportarten. Schülerinnen und Schüler, die nicht mehr in die Leistungssport-
förderung integriert sind, müssen die Schule nach der 6., 8. und 10. Klasse verlassen. 
Ihnen werden schulische Angebote in Zusammenarbeit mit Schulen der Region unterbreitet. 

 
Um schulische und sportliche Doppelangebote zu vermeiden, werden beide Schulen zu ei-
nem „Schul- und Leistungssportzentrum Berlin“ zusammengefasst. Am „Schul- und 
Leistungssportzentrum Berlin“ können die Schülerinnen und Schüler alle Bildungsabschlüsse 
erwerben. Es ist zu prüfen, ob für leistungssportlich trainierende Schülerinnen und Schüler 
mit Realschulabschluss noch eine berufliche Ausbildungsmöglichkeit an dieser Schule reali-
siert werden kann. 
 
An dieser Schule kann der Lehrer, Trainer und Lehrer-Trainer-Einsatz und die Steuerung des 
leistungssportlichen Trainings effizienter als bisher gelöst werden.  

 
� Die Flatow-Oberschule erhält entsprechend ihrer speziellen Ausrichtungen auf die Was-

sersportarten 2 Leistungssportzüge mit allen Fördermöglichkeiten; Schülerinnen und Schü-
ler, die nicht diesen Leistungssportzügen zugeordnet werden können, verbleiben an der 
Schule in „normalen“ sportbetonten Zügen und werden aus den Sonderbedingungen für 
die Eliteschulen des Sports herausgenommen. 

 
Die (nicht zentral verwaltete) Poelchau-Oberschule wird analog der Flatow-Oberschule 
geführt (Leistungssportzüge und sportbetonte Züge). 

 

10.5 Ballettschule und Schule für Artistik 
 
Die Staatliche Ballettschule und Schule für Artistik ist eine Schule mit besonderer pädagogi-
scher Prägung gemäß § 18 des Schulgesetzes für Berlin (SchulG), die durch die Verbindung 
von allgemeiner schulischer Bildung mit einer beruflichen Ausbildung (in der Fachrichtung Büh-
nentanz oder in der Fachrichtung Artistik) in einem durchgehenden Bildungsgang gekennzeich-
net ist. 
 
Die Ausbildung in der Fachrichtung Bühnentanz beginnt in Jahrgangsstufe 5 und erstreckt sich 
über die Grundstufe (Klasse 5 und 6), die Sekundarstufe I (Klasse 7 bis 10) und die Oberstufe 
(entweder als Klasse 11 und 12 der Berufsfachschule oder als Klasse 11 bis 13 als berufliches 
Gymnasium mit der Doppelqualifikation Berufsausbildung und Abitur). In der Fachrichtung Ar-
tistik beginnt die Ausbildung in Jahrgangsstufe 9 und umfasst die Jahrgangsstufen 9 und 10 
der Sekundarstufe I sowie die Jahrgangsstufen 11 und 12 der Berufsfachschule. 
 
Die Schule bildet einerseits Bühnentänzerinnen und Bühnentänzer, die den heutigen techni-
schen und künstlerischen Anforderungen der Berufspraxis an Opernhäusern, Theatern und in 
freien Ballett- und Tanzkompanien in Deutschland und international entsprechen, andererseits 
professionelle Artistinnen und Artisten aus, die sich im Zirkus, im Varieté und in anderen For-
men des Showgeschäfts national und international behaupten können. 
 
Die Standards der Ausbildung in beiden Fachrichtungen orientieren sich an diesem hohen Ni-
veau. Gleichzeitig sollen die auszubildenden Schülerinnen und Schüler eine qualifizierte, der 
Regelschule entsprechende Allgemeinbildung erhalten, die ihnen über ihre künstlerische Karriere 
hinaus eine solide Basis auch für eine alternative Berufstätigkeit bietet. 
Die Organisation der Schule entspricht den speziellen Anforderungen der künstlerischen Ausbil-
dung und ihrem Charakter als national einzigartige Schule, die für einen internationalen Ar-
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beitsmarkt ausbildet und überregional sogar weltweit tänzerisch bzw. artistisch besonders ta-
lentierten Schülerinnen und Schülern offen steht. 
 
Die Staatliche Ballettschule und Schule für Artistik ist am bestehenden Standort in den Schul-
gebäuden in der Erich-Weinert-Straße 105 nur unzulänglich untergebracht und wird daher sa-
niert und erweitert werden, um die heutigen nationalen und internationalen Anforderungen an 
eine Schule derartiger Prägung erfüllen zu können. 
 
Die Weiterentwicklung des Internates der Ballettschule basiert auf der Senatsvorlage Nr. 380/ 
2002 vom 09.07.2002. Danach erhält die Ballettschule mit der Aufgabe des Internatshochhau-
ses der Coubertin-Schule ein eigenes Internat am Standort Erich-Weinert-Straße für Schülerin-
nen und Schüler bis zur Klasse 10 im Umfang von 70 Plätzen.  
 
Die von der Senatsverwaltung für Wirtschaft, Arbeit und Frauen abgegebene Förderzusage für 
die Modernisierung von 348 Ausbildungsplätzen beläuft sich auf rd. 16,2 Mio. Euro.  
 

11. Gastschülerabkommen mit Brandenburg 
 
Die Berliner Schullandschaft mit ihrem breit gefächerten Angebot übt unverändert eine starke 
Anziehungskraft auf das Nachbarland Brandenburg aus. Die Zahl der an Berliner öffentlichen 
Schulen registrierten Schülerinnen und Schüler mit Wohnsitz im Land Brandenburg beträgt seit 
Jahren etwa das Siebenfache der Zahl der Berliner Kinder und Jugendlichen, die öffentliche 
Schulen im brandenburgischen Umland besuchen. Im Schuljahr 2003/2004 standen den ca. 
8.600 Schülerinnen und Schülern aus Brandenburg etwa 1.200 Bildungspendler aus Berlin ge-
genüber; der Saldo zu(un)gunsten Berlins beträgt seit 2000 rd. 7.500 Schülerinnen und Schüler.  
 
Der Anteil der im Land Berlin an öffentlichen allgemein bildenden Schulen beschulten Schüle-
rinnen und Schüler aus Brandenburg beträgt landesweit ca. 2,0 %. Mit ca. 1400 Schülerinnen 
und Schülern weist der Bezirk Marzahn-Hellersdorf sowohl absolut als auch prozentual (4,9 %) 
den höchsten Wert aller Bezirke auf, gefolgt von Steglitz-Zehlendorf mit ca.1.100 Schülerinnen 
und Schülern (3,7 %). Die Bezirke Mitte (0,5 %), Charlottenburg-Wilmersdorf (0,6 %), Neukölln 
(0,8 %), Friedrichshain-Kreuzberg (0,8%) und Tempelhof-Schöneberg (0,9 %) werden mit deutli-
chem Abstand am geringsten von Brandenburger Schülerinnen und Schülern frequentiert.  
 
Auch im Bereich der Privatschulen weist Berlin einen positiven Saldo auf; 2003/2004 besuchten 
1.716 Brandenburger Privatschulen in Berlin, dagegen nur 1.081 Berliner Privatschulen in Bran-
denburg. 
 
Gründe für die starke Inanspruchnahme der Berliner Schulen sind zum einen in den strukturel-
len Unterschieden zum Bildungsangebot in Brandenburg (hoher Differenzierungsgrad der Berli-
ner Schule, großes Platzangebot im Gymnasialbereich etc.), zum anderen in der im Vergleich 
zu den brandenburgischen Schulstandorten häufig wesentlich besseren Erreichbarkeit für Schü-
lerinnen und Schüler der Umlandgemeinden zu sehen. Hinzu kommt, dass Berliner Kinder auch 
bei einem Umzug der Familie in das Land Brandenburg den Schulbesuch an der in Berlin be-
suchten Schule fortsetzen und beenden dürfen. 
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Seit 1997 ist zwischen den Ländern Berlin und Brandenburg der gegenseitige Besuch öffentli-
cher Schulen durch das „Gastschülerabkommen“ geregelt; der Privatschulbereich wird durch 
dieses Abkommen nicht erfasst. Die 2004 ausgelaufene Vereinbarung wird 2005 ihre Fortset-
zung in einem neuen Abkommen finden, das den in der Zwischenzeit eingetretenen qualitati-
ven und quantitativen Veränderungen Rechung trägt. 
 
Das Gastschülerabkommen folgt dem Grundsatz, dass jedes Land vorrangig selbst für die Be-
schulung seiner Landeskinder verantwortlich ist, der Schulbesuch im jeweils anderen Land aber 
im Rahmen freier Kapazitäten möglich sein soll. Ein Rechtsanspruch auf Beschulung im anderen 
Land besteht nicht. Die Mehraufwendungen Berlins werden durch einen jährlichen finanziellen 
Ausgleich abgegolten, dessen Höhe im Folgeabkommen neu fest gesetzt wird. Daneben ist für 
die kommenden Jahre die Übernahme von Lehrkräften aus Brandenburg durch das Land Berlin 
vorgesehen; in diesem Beitrag zum Abbau des in Brandenburg vorhandenen Überhangs kommt 
einmal mehr die zunehmende Kooperation beider Länder im Bildungsbereich zum Ausdruck. 
 
Auf der Grundlage des Gastschülerabkommens ist ein Verfahren zu seiner Durchführung entwi-
ckelt und praktiziert worden, das den jeweiligen rechtlichen Bedingungen beider Länder Rech-
nung trägt. Die Aufnahme in einer öffentlichen Schule des jeweiligen Nachbarlandes ist grund-
sätzlich nur nach Durchlaufen des vorgesehenen Verfahrens möglich und erfolgt durch den 
Träger der Schule (nicht durch die Schule selbst). Nach Vorliegen des neuen Abkommens wer-
den die Verfahrensabläufe - soweit erforderlich - den neuen Gegebenheiten angepasst. 
 

12. Entwicklung der Schulen in freier Trägerschaft (Privatschulen) 
 
Zur Vielfalt des Berliner Schulwesens gehört auch das breite Angebot an Schulen in privater 
Trägerschaft. 
 
Ausdrücklich bestimmt das neue Schulgesetz vom 26.1.2004 im § 94: „Schulen in freier Träger-
schaft bereichern als Ersatz- und Ergänzungsschulen das Schulwesen des Landes Berlin. Sie 
erweitern das Angebot freier Schulwahl und können das Schulwesen durch besondere Inhalte 
und Formen der Erziehung und des Unterrichts fördern“. 
 
Erstmals wird im neuen Schulgesetz die Unterstützung der Zusammenarbeit zwischen Schulen 
in freier Trägerschaft und öffentlichen Schulen gefordert. Für Schulen in freier Trägerschaft ist 
die Teilnahme an Schulversuchen möglich. 
 
Die Finanzierung der Schulen in freier Trägerschaft richtet sich nach §101 SchulG. Danach be-
trägt der Zuschuss für  
� allgemeinbildende Schulen 93 % der vergleichbaren Personalkosten  
� berufsbildende Schulen 100 % der tatsächlichen Personalkosten, höchstens 93 % der ver-

gleichbaren Personalkosten 
� Sonderschulen für Geistig- und Körperbehinderte 115 % der vergleichbaren Personalkosten. 
 
Durch die finanzielle Förderung wird ein Ausgleich für die in Art. 7 Abs. 4 Satz 3 und 4 GG 
errichteten Hürden für eine staatliche Genehmigung geschaffen: so z. B. kein Zurückstehen 
hinter den öffentlichen Schulen in Bezug auf die wissenschaftliche Ausbildung der Lehrkräfte, 
Lehrziele und Einrichtungen, Sicherung der wirtschaftlichen und rechtlichen Stellung der Lehr-
kräfte. Die Verfassung gebietet die Förderpflicht des Staates gegenüber Ersatzschulen, verpflich-
tet jedoch nicht zu einer vollen Übernahme der Kosten. Der Gesetzgeber ist vielmehr berech-
tigt, bei der Ausgestaltung seiner Finanzhilfe von jedem Privatschulträger auch eine angemes-
sene Eigenleistung zu erwarten.  
 
Trotz der Absenkung des Bemessungssatzes für die Zuschüsse in den Jahren 2003 und 2004 
haben sich die Schülerzahlen an den privaten Ersatzschulen weiterhin kontinuierlich erhöht (um 
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2 bis 3 v. H. jährlich bei den allgemein bildenden Schulen). Die im Vorfeld befürchteten nega-
tiven Auswirkungen auf das Privatschulwesen in Berlin haben sich nicht bestätigt.  
 
Die Tatsache, dass die Zahl der Ersatzschulen in Berlin über die Jahre beständig gestiegen ist, 
zeigt, dass die Berliner Regelungen über die Förderung der Schulen in freier Trägerschaft die 
verfassungsrechtlich garantierte Institution Privatschule sachgerecht gewährleisten und darüber 
hinaus auch die Wettbewerbsfähigkeit der Ersatzschulen nicht in Frage stellen. Dazu trägt auch 
bei, dass die privaten Schulträger in das Investitionsprogramm „Zukunft Bildung und Betreu-
ung“, durch das der Bund Finanzhilfen zum Auf- und Ausbau von Ganztagsangeboten an 
Schulen gewährt, mit einbezogen sind.  
 
Zahl der Schulen in freier Trägerschaft Stand Schuljahr 2005/2006 
 
162 Schulen, davon 90 allgemein bildende und 72 berufsbildende. Der Anteil der Schülerinnen 
und Schüler an den allgemein bildenden Privatschulen beträgt rd. 5,9 % der Gesamtschüler-
zahl. 
 
 
Entwicklung Schulen und Zuschüsse seit 1997: 
 

Haushaltsjahr Gezahlte Zuschüsse Schülerzahlen der  
bezuschussten Schulen 

Genehmigungen  
Anerkennungen 
Ersatzschulen 

1997 152.410.300 DM 19.504 7 
1998 159.411.219 DM 19.994 6 
1999 160.731.811 DM 20.395 9 
2000 172.416.603 DM 20.398 12 
2001 182.659.541 DM 20.971 13 
2002 98.828.016 Euro 21.895 17 
2003 105.092.574 Euro 22.735 15 
2004 102.267.706 Euro 23.810 28 
2005 107.858.419 Euro 25.619 19 

 
Im Jahr 2005 sind 7 allgemein bildende und 12 berufsbildende Schulen genehmigt worden. 
Auch für 2006 liegen bereits 11 konkrete Anträge auf Schulneugründungen vor, dabei 6 für 
allgemein bildende Schulen. 
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ANLAGE 3 / TABELLE 1

SenSchulJugSport II A 1
Planungsstand: 

Modellrechnung zur Entwicklung der Lehrerbedarfs 
( einschl. pädagogische Verbesserungen, einschl. Rückgabe AZK  und einschl. Vertretungszuschlag)

IST IST IST   ----------------- Prognose -----------------
Schulart 2003/04 2004/05 2005/06 2006/07 2007/08 2008/09

Grundstufe (G u.G/O) 8.827,3 8.833,4 9.286,8 9.495 9.576 9.661

Haupt- und Realschule 3.319,4 3.041,5 2.843,5 2.710 2.589 2.559

Gymnasium 5.278,6 5.127,7 5.067,3 4.970 4.823 4.684

Gesamtschule 3.648,3 3.479,9 3.255,6 3.148 3.046 2.952

Sonderschule 2.253,4 2.237,1 2.168,4 2.086 2.060 2.021

Allgemeinbild. Schulen 23.327,0 22.719,6 22.621,6 22.409 22.094 21.877
Berufsbildende Schulen 4.074,2 4.095,2 4.132,9 3.966 3.755 3.558

Zweiter Bildungsweg 332,1 340,6 350,5 347 347 347

Lehrerbedarf insgesamt 27.733,3 27.155,3 27.105,0 26.722 26.196 25.782

Schulart 2009/10 2010/11 2011/12 2012/13 2013/14 2014/15 2015/16

Grundstufe (G u.G/O) 9.698 9.726 9.474 9.487 9.541 9.601 9.662

Haupt- und Realschule 2.567 2.596 2.744 2.787 2.811 2.790 2.679

Gymnasium 4.539 4.527 4.649 4.140 4.193 4.217 4.263

Gesamtschule 2.899 2.880 2.995 3.030 3.051 3.056 3.006

Sonderschule 2.001 1.985 1.960 1.933 1.897 1.895 1.909

Allgemeinbild. Schulen 21.704 21.714 21.822 21.377 21.493 21.559 21.519
Berufsbildende Schulen 3.405 3.247 3.136 3.192 3.197 3.264 3.416

Zweiter Bildungsweg 347 347 347 347 347 347 347

Lehrerbedarf insgesamt 25.456 25.308 25.305 24.916 25.037 25.170 25.282

24. März 2006

  -------------------------------------------------- Prognose --------------------------------------------------  



ANLAGE 3 / TABELLE 2

SenSchulJugSport II A 1 Berlin, den 24. April 2006

Modellrechnung zur Entwicklung der Lehrerbestandes (in Vzle)
(einschl. Referendare/Lehreranwärter, ohne Berücksichtigung von Neueinstellungen)

IST IST IST  ------- Prognose -------
Schulart 2003/04 2004/05 2005/06 2006/07 2007/08 2008/09

Grundstufe (G u.G/O) 9.380,2 9.144,3 9.433,0 9.059 8.715 8.379

Haupt- und Realschule 3.393,4 3.238,7 2.974,0 2.887 2.794 2.687

Gymnasium 5.606,5 5.377,9 5.210,0 5.051 4.870 4.682

Gesamtschule 3.845,9 3.676,8 3.410,0 3.309 3.169 3.038

Sonderschule 2.257,1 2.240,7 2.072,0 1.987 1.915 1.852

Allgemeinbild. Schulen 24.483,1 23.678,3 23.099,0 22.293 21.463 20.638
Berufsbildende Schulen 4.015,4 4.057,5 4.121,0 3.993 3.851 3.699

Zweiter Bildungsweg 333,7 358,0 354,0 354 354 354

Lehrerbestand insgesamt 28.832,1 28.093,8 27.574,0 26.640 25.668 24.691

Veränderung zum Vorjahr -934 -972 -977

Schulart 2009/10 2010/11 2011/12 2012/13 2013/14 2014/15 2015/16

Grundstufe (G u.G/O) 8.010 7.633 7.244 6.802 6.331 5.887 5.412

Haupt- und Realschule 2.566 2.439 2.305 2.176 2.028 1.860 1.705

Gymnasium 4.492 4.302 4.092 3.853 3.631 3.382 3.147

Gesamtschule 2.901 2.746 2.600 2.433 2.257 2.061 1.907

Sonderschule 1.791 1.722 1.639 1.553 1.468 1.386 1.294

Allgemeinbild. Schulen 19.760 18.842 17.880 16.817 15.715 14.576 13.465
Berufsbildende Schulen 3.530 3.359 3.156 2.953 2.736 2.537 2.338

Zweiter Bildungsweg 354 354 354 354 354 354 354

Lehrerbestand insgesamt 23.644 22.555 21.390 20.124 18.805 17.467 16.157

Veränderung zum Vorjahr -1.047 -1.089 -1.165 -1.266 -1.319 -1.338 -1.310

  -------------------------------------------------- Prognose --------------------------------------------------  



ANLAGE 3 / TABELLE  3

Planungsstand: 

Lehrerbedarf - Lehrerbestand - Lehrereinstellungen

   Ist     Ist  
2004/05 2005/06 2006/07 2007/08 2008/09 2009/10

Bedarf (Org-richtlinien 2005/06) 25.781 25.872 25.382 24.829 24.355 23.957
Päd. Verbesserungen (Lehrer) 0 0 156 241 320 406
Rückgabe der Arbeitszeitkonten 212 75 35 0 0 0
Vertretungsvorsorge in Stellen 1.163 1.158 1.149 1.126 1.107 1.093

Lehrerbedarf insgesamt 27.155 27.105 26.722 26.196 25.782 25.456
abzüglich Beitrag Lehramtsanwärter -461 -416 -392 -392 -392 -392

Stellenbedarf f. Lehrer 26.694 26.689 26.330 25.804 25.390 25.064

umgerechnet auf das Haushaltsjahr 2005 2006 2007 2008 2009 2010

Stellenbedarf 26.692 26.539 26.111 25.632 25.254 25.002

Bedarfsdeckung durch
Lehrer(alt)bestand 27.633 27.158 26.248 25.276 24.299 23.252
Referendare/Lehreranwärter 461 416 392 392 392 392
Neueinstellungen jährlich 82 178 563 721

     zusätzlich 268
insg. 350 528 1.091 1.812

Lehrkräfte insgesamt 28.094 27.574 26.990 26.196 25.782 25.456

2010/11 2011/12 2012/13 2013/14 2014/15 2015/16

Bedarf (Org-richtlinien 2004/05) 23.724 23.641 23.262 23.375 23.501 23.604
Päd. Verbesserungen (Lehrer) 499 581 588 589 592 593
Rückgabe der Arbeitszeitkonten 0 0 0 0 0 0
Vertretungsvorsorge in Stellen 1.085 1.083 1.066 1.073 1.077 1.085

Lehrerbedarf insgesamt 25.308 25.305 24.916 25.037 25.170 25.282

abzüglich Beitrag Lehramtsanwärter -392 -392 -392 -392 -392 -392

Stellenbedarf f. Lehrer 24.916 24.913 24.524 24.645 24.778 24.890

Bedarfsdeckung durch
Lehrer(alt)bestand 22.163 20.998 19.732 18.413 17.075 15.765
Referendare/Lehreranwärter 392 392 392 392 392 392
Neueinstellungen Lehrer jährlich 941 1.162 877 1.440 1.471 1.422

insg. 2.753 3.915 4.792 6.232 7.703 9.125

Lehrkräfte insgesamt 25.308 25.305 24.916 25.037 25.170 25.282

24. März 2006

---------------------------------------- Prognose ----------------------------------------

 -------------------------- Prognose -------------------------



SenBJS II B  01
Mitte

ANLAGE 4 / TABELLE 1
Stand: Mai 2006

Grundschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 19,7 7 - - 27,8 11 - - 67,5 19 115,0 37
Planungen des BA bis 2010 Z -1

Raumkapazität 2010 - - 20 7 - - 27,8 11 - - 68 18 115,0 36

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 96,6 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 18,4
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 97,2 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 17,8

Bedarf 2015  in Zügen 94,6 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 20,4

Hauptschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 2,0 1 - - 5,1 1 - - 10,6 3 17,7 5
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 2,0 1 - - 5,1 1 - - 11 3 17,7 5

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 17,3 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 0,4
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 14,3 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 3,4

Bedarf 2015  in Zügen 14,9 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 2,8

Realschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 6,2 2 - - 8,5 2 - - 9,3 3 24,0 7
Planungen des BA bis 2010 W 01R01 0,6 -

Raumkapazität 2010 - - 6,8 2 - - 8,5 2 - - 9,3 3 24,6 7

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 16,7 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 7,3
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 14,4 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 10,2

Bedarf 2015  in Zügen 15,0 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 9,6

Gymnasien
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 14,0 4 - - 12,0 3 - - 8,8 2 34,8 9
Planungen des BA bis 2010 Z -4,6 -1

Raumkapazität 2010 - - 9,4 3 - - 12,0 3 - - 8,8 2 30,2 8

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 30,5 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 4,3
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 26,5 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 3,7

Bedarf 2015  in Zügen 27,5 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 2,7

Gesamtschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 7,2 1 - - 6,1 1 - - 18,8 3 32,1 5
Planungen des BA bis 2010 Z -7,2 -1 Z -0,8

Raumkapazität 2010 - - 0 0 - - 6,1 1 - - 18,0 3 24,1 4

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 20,0 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 12,1
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 15,9 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 8,2

Bedarf 2015  in Zügen 16,6 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 7,5

* ohne Theodor-Heuss-Oberschule (nur Sek II )

01T01  

01T05*

(Auswirkungen der Ausweitung des 

Ganztagsbetriebs noch nicht erfasst)

Wedding *

Wedding

01T01  

01T05

Mitte Tiergarten

TiergartenMitte

01Y01  

01Y03

Gesamt

Gesamt

Gesamt

Gesamt

Gesamt

WeddingMitte Tiergarten

Wedding

WeddingTiergartenMitte

Mitte Tiergarten

01G22  

01G23

Die Kapazitätsauswirkungen der Verlagerung der Horte werden 12/2006 fortgeschrieben.

A = Aufhebung, Z = Zusammenlegung, G = Gründung, E = Erweiterung, W = Standortwechsel  15.05.2006



SenBJS II B  02
Friedrichshain-Kreuzberg

ANLAGE 4 / TABELLE 2
Stand: Mai 2006

Grundschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 25,6 10 - - 68,8 22 94,4 32
Planungen des BA bis 2010 A 01G17 -2,4 -1

A 01G25 -3,1 -1

Raumkapazität 2010 - - 25,6 10 - - 63,3 20 88,9 30

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 78,3 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 16,1
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 81,2 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 7,7

Bedarf 2015  in Zügen 77,9 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 11,0

Hauptschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 4,2 1 - - 19,8 6 24 7
Planungen des BA bis 2010 A 02H05 -3,2 -1

Raumkapazität 2010 - - 4,2 1 - - 16,6 5 20,8 6

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 16,9 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 7,1
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 12,2 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 8,6

Bedarf 2015  in Zügen 13,0 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 7,8

Realschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 7,9 2 - - 3,5 1 11,4 3
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 7,9 2 - - 3,5 1 11,4 3

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 10,1 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 1,3
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 8,8 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 2,6

Bedarf 2015  in Zügen 9,3 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 2,1

Gymnasien
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 12,9 5 - - 9,1 3 22,0 8
Planungen des BA bis 2010 A 02Y02 -2,9 -1

Raumkapazität 2010 - - 10 4 - - 9,1 3 19,1 7

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 21,0 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 1,0
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 19,6 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) -0,5

Bedarf 2015  in Zügen 20,5 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) -1,4

Gesamtschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 5,3 1 - - 16,9 3 22,2 4
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 5,3 1 - - 16,9 3 22,2 4

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 20,8 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 1,4
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 19,4 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 2,8

Bedarf 2015  in Zügen 20,7 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 1,5

(Auswirkungen der Ausweitung des 

Ganztagsbetriebs noch nicht erfasst)

Friedrichshain Kreuzberg Gesamt

GesamtKreuzbergFriedrichshain

GesamtKreuzbergFriedrichshain

Gesamt

Gesamt

Friedrichshain Kreuzberg

Friedrichshain Kreuzberg

Die Kapazitätsauswirkungen der Verlagerung der Horte werden 12/2006 fortgeschrieben.
A = Aufhebung, Z = Zusammenlegung, G = Gründung, E = Erweiterung, W = Standortwechsel  15.05.2006



SenBJS II B  03
Pankow

ANLAGE 4 / TABELLE 3
Stand:  Mai 2006

Grundschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 36,2 14 - - 26,7 9 - - 43,4 14 106,3 37
Planungen des BA bis 2010 03G03 2,5 A Fil 03G29 -2,6

03G38 2,3

Raumkapazität 2010 - - 41,0 14 - - 26,7 9 - - 40,8 14 108,5 37

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 82,6 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 23,7
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 92,4 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 16,1

Bedarf 2015  in Zügen 89,2 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 19,3

Hauptschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 2,9 1 - - 2,1 1 - - 7,2 2 12,2 4
Planungen des BA bis 2010 W 03H01 -0,1

Raumkapazität 2010 - - 2,8 1 - - 2,1 1 - - 7,2 2 12,1 4

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 10,9 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 1,3
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 9,2 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 2,9

Bedarf 2015  in Zügen 10,4 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 1,7

Realschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 12,5 4 - - 5,8 2 - - 6,4 2 24,7 8
Planungen des BA bis 2010 W 03R01 0,3 A 03R08 -3,2 -1

Raumkapazität 2010 - - 12,8 4 - - 5,8 2 - - 3,2 1 21,8 7

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 17,1 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 7,6
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 13,2 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 8,6

Bedarf 2015  in Zügen 14,9 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 6,9

Gymnasien
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 18,2 5 - - 7,3 2 - - 16,3 5 41,8 12
Planungen des BA bis 2010 Z -2,7 -1 Z -2,2 -1 Z -2,3 -1

Raumkapazität 2010 - - 12,8 4 - - 5,1 1 - - 14,0 4 31,9 9

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 33,9 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 7,9
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 27,4 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 4,5

Bedarf 2015  in Zügen 30,2 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 1,7

Gesamtschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 10,4 2 - - 12,7 2 - - 5,7 2 28,8 6
Planungen des BA bis 2010 A 03T04 -5,6 -1 A 03T06 -3,6 -1

Raumkapazität 2010 - - 10,4 2 - - 7,1 1 - - 2,1 1 19,6 4

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 20,4 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 8,4
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 15,8 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 3,8

Bedarf 2015  in Zügen 17,9 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 1,7

03Y09 

03Y12

PankowPrenzlauer Berg Weißensee

Pankow

PankowWeißenseePrenzlauer Berg

Prenzlauer Berg Weißensee

Gesamt

Gesamt

Gesamt

Gesamt

(Auswirkungen der Ausweitung des 

Ganztagsbetriebs noch nicht erfasst)

Pankow

Pankow GesamtPrenzl.Berg Weißensee

WeißenseePrenzlauer Berg

03Y01 

03Y02

03Y06 

03Y07

Die Kapazitätsauswirkungen der Verlagerung der Horte werden 12/2006 fortgeschrieben.

A = Aufhebung, Z = Zusammenlegung, G = Gründung, E = Erweiterung, W = Standortwechsel  15.05.2006



SenBJS II B  04
Charlottenburg-Wilmersdorf

ANLAGE  4 / TABELLE 4
Stand:   Mai 2006

Grundschulen
und Grundstufen an O/OG Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 44,4 15 - - 33,4 12 77,8 27
Planungen des BA bis 2010 A 04G10 -1,8 -1

Raumkapazität 2010 - - 42,6 14 - - 33,4 12 76,0 26

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 78,6 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) -0,8
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 78,7 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) -2,7

Bedarf 2015  in Zügen 76,7 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) -0,7

Hauptschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 6,2 2 - - 4,1 1 10,3 3
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 6,2 2 - - 4,1 1 10,3 3

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 9,2 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 1,1
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 9,8 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 0,5

Bedarf 2015  in Zügen 10,0 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 0,3

Realschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 9,9 3 - - 8,8 2 18,7 5
Planungen des BA bis 2010 A 04R03 -2,9 -1

Raumkapazität 2010 - - 7 2 - - 8,8 2 15,8 4

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 13,6 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 5,1
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 11,6 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 4,2

Bedarf 2015  in Zügen 11,8 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 4,0

Gymnasien
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 22,7 6 - - 15,3 5 38,0 11
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 22,7 6 - - 15,3 5 38,0 11

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 39,4 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) -1,4
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 39,6 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) -1,6

Bedarf 2015  in Zügen 40,1 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) -2,1

Gesamtschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 12,8 2 - - 7,2 2 20,0 4
Planungen des BA bis 2010 Filiale 04T04 2,3 G gymn. Oberst. 04T03 -1,4

Raumkapazität 2010 - - 15,1 2 - - 5,8 2 20,9 4

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 18,6 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 1,4
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 17,4 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 3,5

Bedarf 2015  in Zügen 17,7 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 3,2

Gesamt

Gesamt

Charlottenburg Wilmersdorf

Charlottenburg Wilmersdorf

(Auswirkungen der Ausweitung des 

Ganztagsbetriebs noch nicht erfasst)

Charlottenburg Wilmersdorf Gesamt

GesamtWilmersdorfCharlottenburg

GesamtWilmersdorfCharlottenburg

Die Kapazitätsauswirkungen der Verlagerung der Horte werden 12/2006 fortgeschrieben.
A = Aufhebung, Z = Zusammenlegung, G = Gründung, E = Erweiterung, W = Standortwechsel  15.05.2006



SenBJS II B  05
Spandau

ANLAGE 4 / TABELLE 5
Stand:  Mai 2006

Grundschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 77,7 29
Planungen des BA bis 2010 E 05G11 1,8

Raumkapazität 2010 - - 79,5 29

Vergleich Raum- Ist 2004/05  in Zügen 73,4 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 4,3
kapazität / Bedarf Bedarf 2008  in Zügen 71,5 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 8,0

Bedarf 2015  in Zügen 72,0 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 7,5

Hauptschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 11,1 3
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 11,1 3

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 11,3 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) -0,2
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 10,3 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 0,8

Bedarf 2015  in Zügen 10,3 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 0,8

Realschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 12,0 4
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 12,0 4

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 13,3 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) -1,3
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 11,9 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 0,1

Bedarf 2015  in Zügen 11,8 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 0,2

Gymnasien
Maßn. Schule Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 18,4 5
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 18,4 5

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 23,8 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) -5,4
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 22,2 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) -3,8

Bedarf 2015  in Zügen 21,9 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) -3,5

Gesamtschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 29,1 5
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 29,1 5

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 30,1 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) -1,0
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 28,6 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 0,5

Bedarf 2015  in Zügen 28,3 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 0,8

Spandau

Spandau

Spandau

(Auswirkungen der Ausweitung des 

Ganztagsbetriebs noch nicht erfasst)

Zugang F aus Charl. (04G10)

Spandau

Spandau

Die Kapazitätsauswirkungen der Verlagerung der Horte werden 12/2006 fortgeschrieben.

A = Aufhebung, Z = Zusammenlegung, G = Gründung, E = Erweiterung, W = Standortwechsel  15.05.2006



SenBJS II B  06
Steglitz-Zehlendorf

ANLAGE 4 / TABELLE 6
Stand:  Mai 2006

Grundschulen
und Grundstufen an O/OG Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 53,8 19 - - 42,8 13 96,6 32 dav. 4,6 Z

Planungen des BA bis 2010 Grundstufe

Raumkapazität 2010 - - 53,8 19 - - 42,8 13 96,6 32

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 86,4 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 10,2
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 83,8 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 12,8

Bedarf 2015  in Zügen 79,7 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 16,9

Hauptschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 6,4 2 - - 4,0 1 10,4 3
Planungen des BA bis 2010 A 06H01 -4,0 -1

Raumkapazität 2010 - - 6,4 2 - - 0,0 0 6,4 2

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 7,2 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 3,2
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 6,3 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 0,1

Bedarf 2015  in Zügen 6,3 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 0,1

Realschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 9,3 3 - - 7,9 2 17,2 5
Planungen des BA bis 2010 -2,5 -

5,8 -

Raumkapazität 2010 - - 12,6 3 - - 7,9 2 20,5 5

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 15,5 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 1,7
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 14,4 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 6,1

Bedarf 2015  in Zügen 14,1 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 6,4

Gymnasien
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 26,6 8 - - 17,2 5 43,8 13
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2008 - - 26,6 8 - - 17,2 5 43,8 13

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 46,7 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) -2,9
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 47,1 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) -3,3

Bedarf 2015  in Zügen 46,5 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) -2,7

Gesamtschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 13,1 3 - - 10,5 2 23,6 5
Planungen des BA bis 2010 -5,9 -

6,0 -

Raumkapazität 2008 - - 13,2 3 - - 10,5 2 23,7 5

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 24,6 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) -1,0
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 23,6 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 0,1

Bedarf 2015  in Zügen 23,2 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 0,5

W 06T03

Steglitz

Steglitz

Gesamt

Steglitz Zehlendorf

Steglitz Zehlendorf

Steglitz

(Auswirkungen der Ausweitung des 

Ganztagsbetriebs noch nicht erfasst)

Zehlendorf Gesamt

GesamtZehlendorf

GesamtZehlendorf

Gesamt

W 06R05

Die Kapazitätsauswirkungen der Verlagerung der Horte werden 12/2006 fortgeschrieben.

A = Aufhebung, Z = Zusammenlegung, G = Gründung, E = Erweiterung, W = Standortwechsel  15.05.2006



SenBJS II B  07
Tempelhof-Schöneberg

ANLAGE 4 / TABELLE 7
Stand:  Mai 2006

Grundschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 60,0 20 - - 54,4 18 114,4 38
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 60 20 - - 54,4 18 114 38

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 103,8 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 10,6
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 100,5 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 13,9

Bedarf 2015  in Zügen 99,7 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 14,7

Hauptschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 11,4 4 - - 9,9 3 21,3 7
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 11,4 4 - - 9,9 3 21,3 7

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 18,4 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 2,9
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 16,5 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 4,8

Bedarf 2015  in Zügen 16,4 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 4,9

Realschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 14,1 5 - - 12,1 3 26,2 8
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 14,1 5 - - 12,1 3 26,2 8

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 24,4 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 1,8
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 22,0 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 4,2

Bedarf 2015  in Zügen 21,8 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 4,4

Gymnasien
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 17,5 5 - - 14,6 4 32,1 9
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 17,5 5 - - 14,6 4 32,1 9

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 33,0 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) -0,9
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 31,6 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 0,5

Bedarf 2015  in Zügen 31,2 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 0,9

Gesamtschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 13,5 2 - - 7,8 1 21,3 3
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 13,5 2 - - 7,8 1 21,3 3

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 22,1 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) -0,8
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 21,2 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 0,1

Bedarf 2015  in Zügen 20,9 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 0,4

(Auswirkungen der Ausweitung des 

Ganztagsbetriebs noch nicht erfasst)

Gesamt

Tempelhof Schöneberg

Tempelhof Schöneberg

Tempelhof Schöneberg Gesamt

GesamtSchönebergTempelhof

GesamtSchönebergTempelhof

Gesamt

Die Kapazitätsauswirkungen der Verlagerung der Horte werden 12/2006 fortgeschrieben.

A = Aufhebung, Z = Zusammenlegung, G = Gründung, E = Erweiterung, W = Standortwechsel  15.05.2006



SenBJS II B  08
Neukölln

ANLAGE 4 / TABELLE 8
Stand:  Mai 2006

Grundschulen
und Grundstufen an O/OG Maßn. Schule Züge * Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 123,4 39 dav. 2,9 +2,7 Züge der Grundst. an O/OG 

Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 123,4 39
Vergleich Raum- Ist 2005/06 in Zügen 105,7 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 17,7
kapazität / Bedarf Bedarf 2010 in Zügen 103,3 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 20,1

Bedarf 2015 in Zügen 103,7 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 19,7

Hauptschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 19,2 6
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 19,2 6
Vergleich Raum- Ist 2005/06 in Zügen 17,5 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 1,7
kapazität / Bedarf Bedarf 2010 in Zügen 14,1 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 5,1

Bedarf 2015 in Zügen 14,4 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 4,8

Realschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 16,9 5
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 16,9 5
Vergleich Raum- Ist 2005/06 in Zügen 14,5 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 2,4
kapazität / Bedarf Bedarf 2010 in Zügen 12,4 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 4,5

Bedarf 2015 in Zügen 12,7 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 4,2

Gymnasien
Maßn. Schule Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 23,8 6
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2008 - - 23,8 6
Vergleich Raum- Ist 2005/06 in Zügen 24,4 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) -0,6
kapazität / Bedarf Bedarf 2010 in Zügen 22,0 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 1,8

Bedarf 2015 in Zügen 22,4 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 1,4

Gesamtschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 34,6 6
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2008 - - 34,6 6
Vergleich Raum- Ist 2005/06 in Zügen 32,8 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 1,8
kapazität / Bedarf Bedarf 2010 in Zügen 29,4 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 5,2

Bedarf 2015 in Zügen 29,9 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 4,7

      

(Auswirkungen der Ausweitung des 
Ganztagsbetriebs noch nicht erfasst)

Neukölln

Neukölln

Neukölln

Neukölln

Neukölln

Die Kapazitätsauswirkungen der Verlagerung der Horte werden 12/2006 fortgeschrieben.

A = Aufhebung, Z = Zusammenlegung, G = Gründung, E = Erweiterung, W = Standortwechsel  15.05.2006



SenBJS II B  09
Treptow-Köpenick

ANLAGE 4 / TABELLE 9
Stand:  Mai 2006

Grundschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 42,9 13 - - 37,4 13 80,3 26
Planungen des BA bis 2010 A div.Fil. -7,9 - A div.Fil. -2,2 -

Raumkapazität 2010 - - 35 13 - - 35,2 13 70,2 26
Vergleich Raum- Ist 2005/06 in Zügen 58,4 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 21,9
kapazität / Bedarf Bedarf 2010 in Zügen 68,6 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 1,6

Bedarf 2015 in Zügen 73,3 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) -3,1

Hauptschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 2,0 1 - - 3,8 1 5,8 2
Planungen des BA bis 2010 W 09H01 1,3 -

Raumkapazität 2010 - - 3,3 1 - - 3,8 1 7,1 2
Vergleich Raum- Ist 2005/06 in Zügen 6,5 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) -0,7
kapazität / Bedarf Bedarf 2010 in Zügen 6,2 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 0,9

Bedarf 2015 in Zügen 7,6 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) -0,5

Realschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 13,7 4 - - 11,4 4 25,1 8
Planungen des BA bis 2010 Z -3,5 -1

Raumkapazität 2010 - - 10,2 3 - - 11,4 4 21,6 7
Vergleich Raum- Ist 2005/06 in Zügen 20,3 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 4,8
kapazität / Bedarf Bedarf 2010 in Zügen 15,1 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 6,5

Bedarf 2015 in Zügen 18,3 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 3,3

Gymnasien
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 12,0 4 - - 17,7 5 29,7 9
Planungen des BA bis 2010 Z -2,3 -1 Z / W -1,0 -1

Raumkapazität 2010 - - 9,7 3 - - 16,7 4 26,4 7
Vergleich Raum- Ist 2005/06 in Zügen 25,4 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 4,3
kapazität / Bedarf Bedarf 2010 in Zügen 18,6 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 7,8

Bedarf 2015 in Zügen 22,2 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 4,2

Gesamtschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 8,3 2 - - 12,7 2 21,0 4
Planungen des BA bis 2010 A 09T01 -3,3 -1 Z -7,1 -1

Raumkapazität 2010 - - 5,0 1 - - 5,6 1 10,6 2
Vergleich Raum- Ist 2005/06 in Zügen 14,1 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 6,9
kapazität / Bedarf Bedarf 2010 in Zügen 10,3 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 0,3

Bedarf 2015 in Zügen 12,5 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) -1,9

      

(Auswirkungen der Ausweitung des 
Ganztagsbetriebs noch nicht erfasst)

Gesamt

Treptow Köpenick Gesamt

09Y01   
09Y02

09Y07   
09Y08

Treptow Köpenick

Treptow Köpenick *

09R03   
09R04

Gesamt

Treptow Köpenick * Gesamt

09T03   
09T04

Treptow Köpenick Gesamt

Die Kapazitätsauswirkungen der Verlagerung der Horte werden 12/2006 fortgeschrieben.

A = Aufhebung, Z = Zusammenlegung, G = Gründung, E = Erweiterung, W = Standortwechsel  15.05.2006



SenBJS II B 1  10
Marzahn-Hellersdorf

ANLAGE 4 / TABELLE 10
Stand:  Mai 2006

Grundschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 39,3 15 - - 41,8 16 81,1 31
Planungen des BA bis 2010 A 10G02 -2,6 -1 A 10G20 - -1

A 10G27 -1,0 -1

Raumkapazität 2010 - - 36,7 14 - - 40,8 14 77,5 28

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 62,1 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 19,0
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 65,3 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 12,2

Bedarf 2015  in Zügen 67,5 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 10,0

Hauptschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 6,1 2 - - 15,3 4 21,4 6
Planungen des BA bis 2010 A 10H05 -3,1 -1

10H06
10H07

Raumkapazität 2010 - - 6,1 2 - - 8,7 2 14,8 4

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 12,7 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 8,7
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 7,7 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 7,1

Bedarf 2015  in Zügen 8,6 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 6,2

Realschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 20,0 5 - - 20,8 5 40,8 10
Planungen des BA bis 2010 A 10R05 -4,1 -1 A 10R10 -2,0 -1

A 10R03 -3,3 -1 A 10R07 -5,4 -1
Z 10R01 -4,5 -1 Z 10R06 -3,4 -1

Raumkapazität 2010 - - 8,1 2 - - 10 2 18,1 4

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 22,2 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 18,6
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 11,4 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 6,7

Bedarf 2015  in Zügen 12,8 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 5,4

Gymnasien
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 18,8 5 - - 27,4 5 46,2 10
Planungen des BA bis 2010 A 10Y04 -4,7 -1 A 10Y09 -6,0 -1

A 10Y05 -5,2 -1 A 10Y10 -4,3 -1

Z 10Y06 
10Y07

-6,3 -1

Raumkapazität 2010 - - 8,9 3 - - 10,8 2 19,7 5

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 29,1 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 17,1
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 15,6 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 4,1

Bedarf 2015  in Zügen 17,0 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 2,7

Gesamtschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 27,6 4 - - 24,2 4 51,8 8
Planungen des BA bis 2010 A 10T04 -5,7 -1 A 10T08 -4,9 -1

A 10T03 -7,1 -1 A 10T05 -6,7 -1

Raumkapazität 2010 - - 14,8 2 - - 12,6 2 27,4 4

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 24,3 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 27,5
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 13,9 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 13,5

Bedarf 2015  in Zügen 15,6 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 11,8

Marzahn Hellersdorf Gesamt

GesamtHellersdorfMarzahn

GesamtHellersdorfMarzahn

Gesamt

(Auswirkungen der Ausweitung des 

Ganztagsbetriebs noch nicht erfasst)

Gesamt

Marzahn Hellersdorf

Marzahn Hellersdorf

Z -3,5 -1

Die Kapazitätsauswirkungen der Verlagerung der Horte werden 12/2006 fortgeschrieben.
A = Aufhebung, Z = Zusammenlegung, G = Gründung, E = Erweiterung, W = Standortwechsel  15.05.2006



II B 4  11
Lichtenberg

ANLAGE 4 / TABELLE 11
Stand:  Mai 2006

Grundschulen Lichtenberg Hohenschönhausen * Gesamt
und Grundstufen an O/OG Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 34,7 15 - - 33,6 12 68,3 27
Planungen des BA bis 2010 *dav.  1,3  Züge
(Auswirkungen der Ausweitung des 
Ganztagsbetriebs noch nicht erfasst)

Grundst. 11T06

Raumkapazität 2010 - - 34,7 15 - - 33,6 12 68,3 27
Vergleich Raum- Ist 2005/06 in Zügen 56,4 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 11,9
kapazität / Bedarf Bedarf 2010 in Zügen 63,9 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 4,4

Bedarf 2015 in Zügen 71,0 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) -2,7

Hauptschulen Lichtenberg Hohenschönhausen Gesamt
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 4,6 1 - - 9,5 3 14,1 4
Planungen des BA bis 2010 A 11H02 -3,5 -1

Raumkapazität 2010 - - 4,6 1 - - 6,0 2 10,6 3
Vergleich Raum- Ist 2005/06 in Zügen 9,1 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 5,0
kapazität / Bedarf Bedarf 2010 in Zügen 5,4 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 5,2

Bedarf 2015 in Zügen 6,4 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 4,2

Realschulen Lichtenberg Hohenschönhausen Gesamt
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 7,9 2 - - 12,5 2 20,4 4
Planungen des BA bis 2010 A 11R02 -3,3 -1 A 11 R 05 -4,7 -1

Filiale

Raumkapazität 2010 - - 4,6 1 - - 7,8 1 12,4 2
Vergleich Raum- Ist 2005/06 in Zügen 12,1 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 8,3
kapazität / Bedarf Bedarf 2010 in Zügen 8,0 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 4,4

Bedarf 2015 in Zügen 9,5 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 2,9

Gymnasien Lichtenberg Hohenschönhausen Gesamt
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 19,2 5 - - 17,3 4 36,5 9

Planungen des BA bis 2010 A 11Y01 -2,8 -1
A      
A      
G

11Y06  
11Y07  
11Y10

-3,5 -1

Z 11Y03 
11Y05 -3,0 -1 A 11Y08 -5,1 -1

11Y09 -0,3
Raumkapazität 2010 - - 13,4 3 - - 8,4 2 21,8 5
Vergleich Raum- Ist 2005/06 in Zügen 23,4 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 13,1
kapazität / Bedarf Bedarf 2010 in Zügen 16,5 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 5,3

Bedarf 2015 in Zügen 18,8 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 3,0

Gesamtschulen Lichtenberg Hohenschönhausen Gesamt
Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Maßn. Schule Züge Anz.Sch. Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 20,5 4 - - 30,5 5 51,0 9
Planungen des BA bis 2010 A 11T05 -5,0 -1 A 11T04 -6,5 -1
Planung Sen BJS (Schulträger der A 11T01 -5,1 -1
11T06) 11T06 -0,5
Raumkapazität 2010 - - 10,4 2 - - 23,5 4 33,9 6
Vergleich Raum- Ist 2005/06 in Zügen 31,6 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 19,4
kapazität / Bedarf Bedarf 2010 in Zügen 22,4 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 11,5

Bedarf 2015 in Zügen 26,5 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 7,4

Die Kapazitätsauswirkungen der Verlagerung der Horte werden 12/2006 fortgeschrieben.

A = Aufhebung, Z = Zusammenlegung, G = Gründung, E = Erweiterung, W = Standortwechsel



SenBJS II B  12
Reinickendorf

ANLAGE 4 / TABELLE 12
Stand:  Mai 2006

Grundschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 95,0 33
Planungen des BA bis 2010 A 12G08 -1,4 -1

Raumkapazität 2010 - - 93,6 32

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 86,3 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 8,7
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 81,7 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 11,9

Bedarf 2015  in Zügen 81,4 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 12,2

Hauptschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 20,6 6
Planungen des BA bis 2010 (G) 12H05 1,6

Raumkapazität 2010 - - 22,2 6

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 16,3 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 4,3
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 14,9 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 7,3

Bedarf 2015  in Zügen 14,3 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 7,9

Realschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 18,8 5
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 18,8 5

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 19,2 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) -0,4
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 19,1 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) -0,3

Bedarf 2015  in Zügen 18,2 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 0,6

Gymnasien
Maßn. Schule Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 28,9 7
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 28,9 7

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 36,1 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) -7,2
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 34,5 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) -5,6

Bedarf 2015  in Zügen 33,2 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) -4,3

Gesamtschulen
Maßn. Schule Züge Anz.Sch.

Raumkapazität 12/2003 - - 21,1 3
Planungen des BA bis 2010

Raumkapazität 2010 - - 21,1 3

Vergleich Raum- Ist 2005/06  in Zügen 20,2 Bilanz (Kap.2003 - Ist 05/06) 0,9
kapazität / Bedarf Bedarf 2010  in Zügen 19,6 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2010) 1,5

Bedarf 2015  in Zügen 18,8 Bilanz (Kap.2010 - Bed.2015) 2,4

(Auswirkungen der Ausweitung des 

Ganztagsbetriebs noch nicht erfasst)

Reinickendorf

Reinickendorf

Reinickendorf

Reinickendorf

Reinickendorf

Die Kapazitätsauswirkungen der Verlagerung der Horte werden 12/2006 fortgeschrieben.

A = Aufhebung, Z = Zusammenlegung, G = Gründung, E = Erweiterung, W = Standortwechsel  15.05.2006
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ANLAGE 6

5. Klassen an öffentlichen und privaten Gymnasien
Entwicklung der Anmeldezahlen nach West- / Ostbezirken

Bezirk Schule Ex- Aufn. SJ SJ SJ SJ SJ SJ
(alt) Kl. Kap. 1999/2000 2000/01 2001/02 2002/03 2003/04  2004/05*

Öffentliche Gymnasien

TG Französisches Gymn. 116 145 170 100 144 131 111
WD Lessing-OS X 58 67 61 59 73 32 59
CH E.-Hoepner-OS 29 45 105 94 93 115 115
WI H.-Wegscheider-OS X 58 104 78 63 82 96 73

Goethe-Gymnasium 116 293 269 170 206 250 175
SP Fr.-v.-Stein-OS X 58 102 87 85 104 89 99

Kant-Gymnasium 29 56 118 73 107 77 91
H.-Carossa-OS 56 66 86 73 77 76

ST Gymnasium Steglitz 116 268 250 200 250 290 300
ZD W.-v.-Siemens-OS X 58 105 105 129 125 130 135

Schadow-OS 29 40 120 85 109 122 147
TE Eckener-OS 29 52 63 80 121 70 89
SCH Rückert-OS 29 32 76 86 110 70 80
NK A.-Dürer-OS X 58 72 70 78 67 70 63
RD F.-Engels-OS 58 154 150 149 122 101 110

B.-v.-Suttner-OS 87 194 145 178 148 183 136
Humboldt-OS X 58 158 150 172 168 162 170
Romain-Rolland-OS 29 67 123 113 82 90 73

1.071 1.954 2.206 2.000 2.184 2.155 2.102
Differenz zu 1999/2000 148

MI C.-P.-E.-Bach-OS    * 10 16 27 18
PB Käthe-Kollwitz-OS X 58 42 63 73 63 62 72

H.-Schliemann-OS 58 72 38 37 29 19 29
(LSA) Coubertin-Gymnasium 46 49 53 44 31 42 44
WS W.-Herzfelde-OS X 58 59 65 55 32 50 20
PA R.-Luxemburg-OS X 58 225 200 144 116 101 102
FR G.-F.-Händel-OS 58 120 104 72 90 97 106

Dathe-OS X 58 69 107 113 90 86 50
KÖ L.-Pauling-OS X 58 107 86 81 52 68 66
MA O.-Nagel-OS X 58 181 96 131 78 74 85
HE M.-Reinhardt-OS X 58 259 135 72 92 76 43
LI J.-G.-Herder-OS 116 175 145 84 82 67 80
HS Descartes-OS 29 100 62 62 47 22 29

* 5. Kl. seit SJ 02/03

723 1.458 1.154 968 818 791 744
Differenz zu 1999/2000 -714

1.794 3.412 3.360 2.968 3.002 2.946 2.846
Differenz zu 1999/2000 -566

*  Quelle: statistische Erhebung "Anmeldung und Aufnahmekapazität in Klasse 5" Sen II A 2.06  v. 27.02.2004

Gesamt West    (18 Schulen)

Gesamt Ost      (13 Schulen)

Gesamt öffentlich  (31 Sch.)
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Bezirk Schule Ex- Aufn. SJ SJ SJ SJ SJ SJ
(alt) Kl. Kap. 1999/2000 2000/01 2001/02 2002/03 2003/04  2004/05*

Bezirk Schule Ex- Aufn. SJ SJ SJ SJ SJ SJ
(alt) Kl. Kap. 1999/2000 2000/01 2001/02 2002/03 2003/04  2004/05*

MI Jüdisches Gymnasium  * 15
TI Canisius-Kolleg 120 308 270 244 250 277 350
PA Kath. Theresienschule 60 100 130 85 101 96 91

ZD Königin-Luise-Stiftung 54 135 90 106 125 150 160
RD Ev. Schule Frohnau  ** 30 60 94 58 57

*  5. Kl. seit SJ 03/04;   für SJ 
03/04 keine Abfrage erfolgt
** 5. Kl. seit SJ 01/02

354 749 699 677 821 798 951
Differenz zu 1999/2000 202

2.148 4.161 4.059 3.645 3.823 3.744 3.797
Differenz zu 1999/2000 -364

Anmerkungen

*  Quelle: statistische Erhebung "Anmeldung und Aufnahmekapazität in Klasse 5" SenBJS II A 2.06 v. 27.02.2004

278

    Tendenz wird vermutet.

209

1. anstelle der Anmeldungen wird teilweise die Anzahl der Bewerbungsgespräche gemeldet.

WI Ev. Gymnasium zum 
Grauen Kloster 90 182 217

2. Anmeldezahlen beinhalten Doppel-/Mehrfachanmeldungen. Diese werden bislang nicht erfaßt; eine steigende 

Private Gymnasien

251206

Gesamt privat    (6 Schulen)

GESAMT BERLIN  (37 Sch.)
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ANLAGE 8 / DIAGRAMM 1

 Diagramm 1: Schüler nach Berufsfeldern
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ANLAGE 8 / DIAGRAMM 2

Diagramm 2: Entwicklung der Bildungsgänge
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